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Vorwort 

Zielsetzung dieser Arbeit ist es herauszuarbeiten, welche Motivation die 
vielen 'Väter" und 'Mitstreiter" der europäischen Einigungsbewegung 
grundsätzlich hatten und welche Teile sich davon in den tatsächlich verwirk- 
lichten Verträgen wiederfinden und wie sich dies auf die Verfassungsdebatte 
des Post-Nizza-Prozesses auswirkt. Dabei ist es notwendig, die entsprechen- 
den Vorlagen sowie auch den historischen Kontext in chronologischer Rei- 
henfolge als auch parallel zu vergleichen. 

Die Form der reinen Textanalyse und des Textvergleiches ist dafür nicht 
ausreichend. Deshalb wurde der Weg der umfassenden Interpretation gewählt. 
Dies bedingt zwangsläufig, dass persönliche Einschätzungen der politischen 
und historischen Lage durch den Autor einfließen, auch wenn dies nicht 
gewollt ist. Der Leser ist daher dazu aufgerufen, die jeweiligen Interpretati- 
onsergebnisse kritisch zu durchleuchten. 

Die verschiedenen Ansichten im Laufe der Jahrzehnte konnten in diesem 
Umfang der Arbeit leider nicht umfassend gewürdigt oder wiedergegeben 
werden. Der interessierte Leser sei auf die Literaturhinweise im Anhang 
verwiesen. Der Gesamtcharakter der Arbeit ist vor allem kompilatorisch 
angelegt. 

Der Post-Nizza-Prozess ist teilweise die Aufarbeitung vieler Versäumnis- 
se der vergangenen Jahre und Jahrzehnte. Dieser Prozess begann im An- 
schluss an das Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs in Nizza und den 
dort abgeschlossenen Verträgen von Nizza. 

Die Bezeichnungen ,die Europäische Einigung", 'Integration", Jdee des 
Europäischen Staatenbundes", „Vereinigte Staaten von Europa" usw. sind im 
jeweiligen Textzusammenhang zu betrachten. Ich bin mir bewusst, dass diese 
Begriffe zu unterschiedlichen Zeiten verschiedene oder mehrere Inhalte 
hatten und haben. Insbesondere auch die Begriffe der „Verfassung", des 
'Bundes" und der 'Föderation" wurden und werden sehr oft in vielen unte r- 
schiedlichen Bedeutungszusammenhängen gebraucht. Die Verwendung dieser 
Begriffe kann von der Verfassung im formellen Sinn bis zur Verfassung im 
materiellen Sinn, vom lockeren Staatenbund im Sinne eines einfachen Staa- 
tenbundes mit der Übertragung von wenigen Souveränitätsrechten bis zum 
ausgereiften und föderalistischen Bundesstaat fast jede feine Nuance enthal- 
ten. Ich verwende den Begriff Verfassung hier eingeschränkt im Sinne einer 
Staatsverfassung. 



H 



Die dem Text vorangestellten Zitate wurden nicht zur Unterstützung mei- 
ner Ansichten vorangestellt, sondern erfüllen einen plakativen Zweck. 

Im Bereich der allgemeinen Staatslehre und der weitgehend bekannten 
und anerkannten Europarechtslehre, wird von einem Grundverständnis des 
Lesers ausgegangen. Entsprechende Hinweise auf grundlegende und weiter- 
führende Literatur finden sich im Literaturverzeichnis. 

Die zitierten Artikel des EGV und EUV sind, sofern nicht anders vermerkt 
nach der Nummerierung des Vertrags von Nizza aufgezählt. 

Die Arbeit entstand in den Grundzügen als Dissertation zur Erlangung des 
akademischen Grades Doktor juris. Sie wurde an der Universität Innsbruck an 
der juristischen Fakultät eingereicht und wohlwollend angenommen. 

Anton Schäfer 
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I. 

Ursachen und Gründe der Europäischen Gemeinschaften 

1.1 

Kriege und Konflikte 

„Der Krieg ist eine bloße Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln" 
und „Krieg ist also ein Akt der Gewalt, um den Gegner zur Erfüllung unseres 
Willens zu zwingen" schreibt Carl von Clausewitz in seinem klassischen 
Werk aus dem 19. Jh. „Vom Krieg"im Ersten Buch in Kap itel 1. 

In diesem Werk tritt noch deutlich die damals weit verbreitete Auffassung 
vom , bellum iustum"entgegen. 1 Dem gerechten Krieg", der de shalb gerecht 
ist, weil eine gestörte Rechtsordnung nach Wiederherstellung verlangt. 2 Die 
Rechtsordnung aber ist gestört, wenn der friedliche Naturzustand" gestört 
wurde. 3 

Thomas Hobbes warf im 17. Jh. unter anderem die Frage nachdrücklich 
auf, ob der Naturzustand" wirklich ein friedlicher sei und ob nicht der 
kriegerische Zustand mehr dem menschlichen Naturell entspreche. 4 Hobbes 
beeinflusste mit seiner philosophischen Ansicht die folgenden Jahrhunderte, 
wenn auch viele Gelehrte, wie z.B. Samuel Puffendorf oder John Locke 
ebenfalls bereits im 17. Jahrhundert die gegensätzliche Auffassung vertraten. 

Das politische System des 18. und 19. Jahrhunderts beruhte auf dem in- 
nenpolitisch absoluten Herrschaftsanspruch der Monarchen oder Herrscher 
und dem fragilen System der außenpolitischen Allianzen. Verbunden mit 



1 Auch heute noch wird das jus belli ac pacis"zum Souveränitätskern der Nationa 1- 
staaten gezählt. 

" Dass diese Idee grundsätzlich noch nicht Vergangenheit ist, zeigt die derzeitige Dis- 
kussion in den USA wegen der Angriffe vom 1 1 . September auf das World Trade 
Center in New York und das Pentagon in Washington. 

3 Gottfried Wilhelm Leibnitz (1.7.1646 - tl4.1 1.1716) postulierte in einem geflügelten 
Wort ganz selbstverständlich: „Willst du Frieden, rüste zum Krieg." Donald Rum s- 
feld meinte 2002 anlässlich der Debatte über den Angriff der USA gegen den Irak: 
„The best defense is a good offense" zitiert nach ,{3urop äische Zeitung", S 2, Au s- 
gabe Oktober 2002. 

4 Daher war es auch konsequent, dass die einzige Anforderung die Hobbes an einen 
Staat stellte, war, dass er den inneren Frieden gewährleiste und seiner Schutzpflicht 
gegenüber dem Normunterworfenen nachkam - so Ulrich Fastenrath in .Lücken im 
Völkerrecht", S 21. 
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Drohungen, Einschüchterungen und Erpressungen wurde der Krieg oft ver- 
mieden, aber als letzter Ausweg nicht gescheut. 

Der Erste Weltkrieg war jedoch für die beteiligten europäischen Mächte 
ein Desaster. Weder an den "Verlierern", insbesondere dem Deutschen Reich 
und den Nachfolgestaaten der Österreichisch-Ungarischen Monarchie und 
deren Verbündeten, noch an den europäischen Alliierten, oft als 'G ewinner" 
bezeichnet, waren die wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und politischen 
Verluste 5 spurlos vorübergegangen und konnten auch nicht in der selben 
Form wieder hergestellt werden 6 
? Während es 1648', 1713 5 , 1814" noch zu Verhandlungen zwischen 

gleichwertigen Partnern gekommen war und auch der jeweilige unterlegene 
Kriegsgegner einen gleichberechtigten Status am Verhandlungstisch erhielt, 
waren die Kräfteverhältnisse und das Verständnis in Versailles 1 gänzlich neu 
geordnet. Gerade aus diesem neuen Geist, diesem neuen Verständnis vom 
Angriffskrieg und der Suche nach einem Alleinschuldigen, entstanden unter 
anderem die späteren Probleme und fatalen Folgen, die zum Zweiten Welt- 
krieg führten." 

Das Vereinigte Königreich im Commonwealth und Frankreich in der 
Französischen Union konnte die ehemalige Vormachtstellung noch für kurze 
Zeit erhalten. 12+13 Doch auch in diesen ,Staatsverbänden", wie den anderen 



5 Der Anteil Europas (einschließlich Russland und dem Vereinigten Königreich) am 
Welthandel sank relativ von durchschnittlich 30% in den Jahren 1909 bis 1914 auf 
24,5% in den Jahren 1925 bis 1930. Nutznießer waren vor allem die Japan, Kanada 
und die USA so Ludolf Herbst in „Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte", 36. Jg, 
1986. Dies ist sicherlich auch teilweise auf die Nationalstaatenentwicklung, die Ein- 
hebung von Schutzzöllen und durch den Zerfall der Österreichisch-Ungarischen Mo- 
narchie zurückzuführen. 

6 Vgl. auch Herbert Schambeck in ,JJber rechtliche und politische Tendenzen in der 
Entwicklung der europäischen Integration an der Schwelle des 21. Jahrhunderts", 
ÖJZ 1 993, S 71 3. Vgl. auch Wilfried Loth in ,Die Anfänge der europäischen Integra- 
tion 1945-1950", S 1 1 mit dem Hinweis auf Andreas Hillgruber in .Großmachtpol i- 
tik und Militarismus im 20. Jahrhundert.. 

7 Westfälischer Friede 

8 Kongress von Utrecht 

9 Wiener Kongress 

10 Bzw. den anderen Verhandlungsorten zwischen den Alliierten und den Mittelmäch- 

ten. 

1 1 Zu Versailles und die Folgen der Friedensverträge siehe für viele Europa Archiv, S 

171 ff, Jg. 1946 sowie Hermann Hackertin Europa Archiv, S 851 ff, Jg. 1947. 

12 Zu Frankreichs Vormachtstellung siehe auch Heinrich von Siegler in .Europäische 

Integration", 1946-1961 und Hans von der Groeben in , Aufbaujahre der Europäi- 



europäischen Kolonialherrschaften, 14 zeigte sich ein neues Selbstbewusstsein 
der zusammengeschlossenen außereuropäischen Völker und in der Folge 
Auflösungserscheinungen. 15 

War zuvor die Stellung der europäischen Nationalstaaten auf viele Jahr- 
zehnte nur wenigen Änderungen ausgesetzt und wurden die Konflikte zwi- 
schen diesen Staaten weitestgehend außerhalb Europas ausgetragen bzw. 
durch ein ,Krisenmanagement" der fünf europäischen Großmächte 16 ersetzt, 
so war der Erste Weltkrieg eine die folgenreichste und bis heute nachwirken- 
de Zäsur. Das 'Weltkonzert" der nationalen Kleinstaaten" Europas, das 
funktionierende System des Gleichgewichts der Diplomatie war endgültig 
vorbei. 17 

So ist es verständlich, dass sich die politische und wirtschaftliche Not- 
wendigkeit für eine Einigung Europas konkret erst in der Zeit nach dem 
Ersten Weltkrieg ergab, als die beteiligten Staaten darniederlagen. 

Zuvor hat es schon entsprechende Vorschläge gegeben. 18 



sehen Gemeinschaft", S 38, 173ff. 196. Die .unrealistischen" weltpolitischen A n- 
sichten in Frankreich wurden durch die Haltung de Gaulies eine eigene Atom- 
streitmacht unter eigener Verfügungsgewalt aufzubauen, den Austritt aus der 
NATO, die Vorgehensweisen in den Kolonialgebieten (vgl. Indochina), den ,Fü h- 
rungsanspruch" innerhalb der Europäischen Gemeinschaften, der engen deutsch - 
französischen Zusammenarbeit ab 1962 etc. noch verstärkt 

13 Zum Weg des Vereinigten Königreichs in die Europäischen Gemeinschaften unter 

realistischer Betrachtung des Verlustes der Weltmachtstellung siehe auch Hans von 
der Groeben in .Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaften", S 173 in ,Leg i- 
timationsprobleme der Europäischen Gemeinschaft, S 109, 

14 Hans von der Groeben in ,Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft", S 1 1 8f 

meint: ,3chon damals (um 1958) war vorauszusehen, dass diese Gebiete nicht 
mehr lange in der bisherigen Abhängigkeit von den Mutterländern gehalten werden 
konnten und dass sich aus den Unabhängigkeitsbestrebungen erhebliche Auseinan- 
dersetzungen zwischen den Beteiligten ergeben würden" und ,?ie (die Mutterlä n- 
der) waren froh, nicht mehr durch das koloniale Erbe belastet zu sein." 

15 Vgl. Hermann Lübbe in ,Das Ziel der europäischen Integration", S 86. 

16 Z.B. 1878, Berliner Kongress. Die fünf Großmächte: Preußen bzw. Deutsches Reich, 

Österreich bzw. Österreich-Ungarn, Russland, Frankreich und das Vereinigte Kö- 
nigreich. 

17 Vgl. auch Neuhold/Hummer/Schreuer in .Handbuch des Völkerrechts", Rz 69ff. 

18 Unter anderen William Penn 1693, Abbe de St. Pierre 1713, Akte der Heiligen Alli- 

anz 1815 u.v.a.m.), diese Ideen aber waren mehr theoretischer und wissenschaftli- 
cher Natur (vgl. auch Schweitzer / Hummer, , Europarecht", S 9ff und Richard 
Coudenhove-Kalergi in .Europa Erwacht", S 61 ff). 



Der Briand-Kellog-Pakt vom 27.8.1928 war ein wichtiger Wendepunkt, 
der die völkerrechtliche Friedenssicherung nicht mehr durch den , legitimen" 
Krieg oder ein Gleichgewicht der Kräfte, sondern durch die gemeinsame 
Ächtung des Krieges als politischem Mittel instrumentalisierte. Bis 1939 
traten dem Pakt immerhin 63 Staaten bei. 

In Art 2 Zif 4 der Satzung der Vereinten Nationen von 1945 ist das gene- 
relle Gewaltverbot zum generellen Kriegsverbot ausgeweitet und dieser 
Grundsatz ist nun ein allgemeiner Grundsatz des Völkerrechts, aus dem eine 
generelle Friedensverpflichtung abgeleitet wird. 

Die Idee der (politischen) europäischen Einigung war während der Zwi- 
schenkriegszeit in den 30er Jahren des 20. Jh., nach dem Zweiten Weltkrieg 
aktuell und erlangte nach dem Ende des Kalten Krieges und der Wiederverei- 
nigung Deutschlands, eine neue Dringlichkeit. 

Ernst Steindorff beschrieb das Umdenken kurz nach Gründung der EWG 
folgendermaßen: 'Das historische Gegeneinander europäischer Staaten wird 
durch eine Organisation abgelöst, die eine gemeinsame politische Aktion im 
Inneren und nach außen ermöglicht und die zunächst auf wirtschaftlichem 
Gebiet unter Beschränkung staatlicher Souveränitätsrechte den Angehörigen 
der Mitgliedsstaaten Freizügigkeit und Gleichberechtigung im Gemein- 
schaftsgebiet gewährleistet, wie das sonst nur bundesstaatliche Organisatio- 
nen tun. " 19 

Soweit war es politisch jedoch in der Zwischenkriegszeit nicht. Die Vor- 
stellungen von einem geeinten Europa waren in den 20er und 30er Jahren 
geprägt von den Gedanken einer völkerrechtlichen Vereinigung, einem 
lockeren Staatenbund, meist im Sinne eines europäischen Völkerbundes als 
regionaler Vereinigung des (geplant) weltumspannenden Völkerbundes. Die 
Souveränität" 0 der Staaten sollte so wenig wie möglich beschränkt werden. 
Die Vorschläge aus dieser Zeit, insbesondere von Aristide Briand und Ri- 
chard Coudenhove-Kalergi, sind dafür ein deutlicher Hinweis. 21 Erst der 
Zweite Weltkrieg brachte hier ein Umdenken. Die Vereinigten Staaten von 
Amerika wurden nun das politische und staatsrechtliche Vorbild für die 
geplante Integration. Der Kompromiss zwischen Souveränität und Supranati- 



19 In 'Europa -Recht", 1965, S 13. 

20 Nach innen und nach außen. 

Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Uni- 
on von Anton Schäfer, Pkt. IT.l.a, II. 1 .b und H.2. 



onalität beherrscht bis heute die politische und wissenschaftliche Diskussi- 

22 

on." 

Walter Hallstein hat in einem Vortrag 23 den „Quantensprung" in der 
Denkweise deutlich formuliert: ,ßie Kunst besteht heute nicht mehr darin, 
den eigenen Staat darauf vorzubereiten, den nächsten Krieg zu gewinnen, 
sondern den nächsten Krieg zu vermeiden. " 24 



1.2 

Das 'Diktat von Versailles" 

,JZine politische Ordnung, die den Menschen aufgezwungen wird, hält 
nicht. " 25 

Das , Diktat von Versailles" war für die europäischen Staaten, nicht nur 
für Deutschland und Österreich (St. Germain) eine schwere Hypothek des 
Ersten Weltkriegs. 26 Erstmals wurde dem (europäischen) Gegner eines 
Krieges nicht nur Reparationszahlungen im Sinne eines Schadenersatzes 
auferlegt, sondern durch die weltweit verbündeten Alliierten eine wirtschaftli- 
che Knebelung, eine militärische Strafe und eine unbedingte politische und 
moralische Verurteilung zugewiesen. Wie bereits ausgeführt, sind diese 
Friedensbedingungen unter anderem im Lichte des Umdenkprozesses der 
zivilisierten" Welt, von einem bedingten Verbot des Angriffskrieges, der 



22 Vgl. Stefan Griller und Waldemar Hummer in ,JDie EU nach Nizza", S 397. Wald e- 

mar Hummer meint: .Nach herrschendem Völkerrecht ist zum einen die »Souverä- 
nität« gerade die originäre, ausschließliche und unteilbare Herrschermacht eines 
Staates, die sich damit schon per defmitionem dem Gedanken einer »Teilung« ent- 
zieht (...)." 

23 .Integration und Schweizer Neutralität", 24. 1 1 .1961 . 

24 Vgl. auch Ernst-Otto Czempiel in .Perspektiven einer europäischen Friedens Ord- 

nung". 

25 Günter Verheugen in ,Pie Ergebnisse des Gipfels von Nizza", Rz 14. 

26 Wilfried Loth meint in ,J3ie Anfänge der europäischen Integration 1945-50", S 34, 

dass es besonders für die französische Gesellschaft schwer verständlich war, dass 
die eigene Großmachtstellung nach dem Ersten Weltkrieg nicht mehr hergestellt 
werden konnte. 
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Anwendung diplomatischer Verhandlungen zu einer absoluten Ächtung eines 
jeden Krieges zu sehen. Die Zuweisung der (fast) alleinigen Kriegsschuld an 
Deutschland 27 und Österreich und deren Verbündete ist dafür ein deutliches 
Zeichen. 

9 In den 20er und 30er Jahren des vorangegangenen Jahrhunderts waren vor 

allem: 

die hohen Reparationszahlungen der „Verlierer", 
die direkten Kriegslasten und 

die protektionistischen Abschottungen der nationalen Märkte gegen 
Einfuhren 

verbunden mit einer sehr ungezügelten kapitalistischen Wirtschaftsordnung, 
die von vielen gesehene Gefahr der nationalistischen Parteien und insbeson- 
dere des Faschismus, die Weltwirtschaftskrise u.a.m., die ein einiges Europa 
als Lösung dieser Probleme sah. 

Für die wirtschaftliche Erholung der siegreichen" europäischen Nationa 1- 
staaten nach dem Ersten Weltkrieg waren die, unter anderem in Deutschland 
getätigten Demontagen und von Deutschland zu leistenden Reparationszah- 
lungen ein wichtiger Beitrag zum Wiederaufbau der eigenen nationalen 
Wirtschaft. 

Deutschland erhielt jedoch, im Gegensatz zu den europäischen Alliierten, 
von den USA und Kanada wesentliche Kredite zum Wiederaufbau der eige- 
nen Wirtschaft. 28 Die Investitionen und Beteiligungen nordamerikanischer 
Firmen in Deutschland war ein weiterer wichtiger Beitrag für die Gesundung 
und Modernisierung der deutschen Wirtschaft. Nur dadurch war das Deutsche 
Reich überhaupt in der Lage, die hohen Reparationsforderungen der Alliier- 
ten zu erfüllen. 29 War es 1921 noch zu einem Ultimatum 30 durch die Alliier- 
ten gekommen, in dem angedroht wurde das Ruhrgebiet zu besetzten, sollten 
die Reparationszahlungen nicht endlich erfüllt werden, so kam das Deutsche 



11 Gemäß Art 231 des Versailler Vertrages musste Deutschland die Alleinschuld auf 
sich nehmen. 

:s Östereich und Ungarn erhielten diese Wiederaufbauhilfen vom Völkerbund. 1923 
erhielt Österreich 26 Millionen Pfund Sterling und Ungarn 1924 in Höhe von 10 
Millionen Pfund. 1931 kam es auf zu einem Schuldenmoratorium über die zu leis- 
tenden Reparationen des Deutschen Reiches. Vgl. dazu auch Albrecht Weber in 
, Geschichte der internation alen Wirtschaftsorganisationen", S 43f, 46. 

29 Vgl. aber auch den Young-Plan von 1929, der auf der Pariser Konferenz ausgearbei- 

tet wurde und dessen Undurchführbarkeit im Schuldenmoratorium (auch Hoover- 
Moratorium) von 1931 endete. 

30 5. Mai 1921. 



Reich diesen Zahlungen in Folge, wenn auch innenpolitisch nicht unangefein- 
det, mehrheitlich nach. 31 

In diese Zeit fallen auch die Bemühungen verschiedener Gruppen, ein ei- 
niges und einheitliches Europa im Rahmen eines europäischen Staatenbundes 
zu schaffen. Insbesondere Richard Coudenhove-Kalergi war mit der 'paneu- 
ropäischen" Bewegung hier ein Vorde nker seiner Zeit. 

Am 4. September 1927 veröffentlichte er in verschiedenen Zeitungen ei- 
nen "Aufruf an Europa". Auch in deutschen und französischen Regie rungs- 
kreisen wurde der Gedanken positiv aufgenommen. Aristide Briand (damals 
französischer Ministerpräsident) ist mit dem nach ihm benannten 'Briand - 
Plan" 32 für einen lockeren Staatenbund in Erscheinung getreten und er fand in 
Person des deutschen Außenministers Gustav Stresemann einen interessierten 
Partner und weitsichtigen Politiker. Diese politische Nähe zu einem einigen 
Europa bekräftigte Stresemann auch in einer Rede vor der Völkerbundver- 
sammlung am 9. September 1929 in Genf, wobei er vor allem die wirtschaft- 
liche Komponente besonders hervorhob. 

Edouard Herriot 3 sprach sich am 10. Oktober 1929 vor den Mitgliedern 
der Europa-Union in Berlin dafür aus, Europa zu einigen. Am 29. Oktober 
1932 forderte er die Berufsheere in Europa aufzulösen und gemeinsam einen 
Abrüstungsplan auszuarbeiten. Am 16. März 1933 folgte schließlich eine 
Abrüstungskonferenz in Genf. 

Aber auch andere Personen standen schon zuvor dieser Idee nahe. Z.B. 
der österreichische Dichter Hugo von Hofmannsthal oder der französische 
Dichter Victor Hugo. 34 Auch der Schriftsteller Thomas Mann bekannte sich 
auf einem Kongress am 18. Mai 1930 zu einem vereinigten Europa unter 
besonderer Berücksichtigung der kulturellen Weiterentwicklung der europäi- 
schen Völker. Er sprach anlässlich einer Rede vor Studenten am 11. Juni 
1931 in Erlangen auch von 'Europa als Kulturgemeinschaft". 



31 Nachdem die deutsche Regierung 1923 die Zahlungsunfähigkeit erklärt hatte, besetz- 

te Frankreich das Ruhrgebiet. Vgl. jedoch obige Anmerkungen. 

32 Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Uni- 

on von Anton Schäfer, Pkt. H.2. 

33 Damals französischer Ministerpräsident. 1947 war er auch Präsident der europäischen 

Bewegung .Conseil Frangais pour lTurope Unie/'Ein Gründungmitglied des K o- 
mitees der Bewegung für die Einheit Europas. 

34 Erster Friedenskongress. Abgehalten in Paris unter Vorsitz von Victor Hugo 

(*26.2.1802-t22.5.1885). 
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Nicht mit einem vereinten Europa im Sinne des Briand-Planes konnte sich 
die Regierung des Vereinigten Königreichs anfreunden. Ihre Stellungnahmen 
waren gegen ein Paneuropa gerichtet, vor allem weil dies, so deren Befürch- 
tungen: 

a) eine Schwächung des Völkerbundes, und 

b) die Regionali sierung internationaler Probleme bedeute hätte; 

c) eine Gefahr für das Commonwealth dargestellt hätte, wenn 
panamerikanische, paneuropäische oder russoasiatische Unio- 
nen gebildet werden; 

d) gegen die USA gerichtet gewesen wäre; 

e) die bestehenden Ordnungen in Europa nach dem Ersten Welt- 
krieg einzementiert hätte. 35 

Die Idee eines vereinten Europas fand in Form eines Machtstrebens und 
Expansionsdenkens auch bei den Faschisten und Nationalsozialisten Reso- 
nanz. So spricht Benito Mussolini in einer Ansprache bereits am 17. Oktober 
1930 in Florenz für ein 'faschistisches Europa" aus. 36 Die Vorstellungen 
dafür waren jedoch ganz anderer Art und standen vor allem im Zeichen einer 
gewaltsamen Unterwerfung anderer Nationen 37 und der Bildung von sklavi- 
schen Abhängigkeitsverhältnissen. 

Alle friedlichen Pläne für eine freie Einigung Europas wurden durch die 
gewaltsamen und unrechtmäßigen Diktaturen in Europa und den daraus 
folgenden Zweiten Weltkrieg unterdrückt. Die beschränkt-nationale Idee des 
Primats des eigenen Volkes feierte einen gefährlichen und unmenschlichen 
Höhepunkt. 38 

In Folge der Erfahrungen des 'Diktats von Versailles", der wirtschaf tlich 
notwendigen Hilfe an Europa und zur Umstellung der Nordamerikanischen 



Aufzählung nach EA, S 2832f unter 'Die britische Europapolitik". 
Zum .Europa -Gedanken" des Faschismus siehe Walter Lipgens in .Europa - 

Föderationspläne der Widerstandsbewegung, 1940-1945, S. 5f. 
Oft unter dem Begriff des notwendigen .Lebensraums" für das eigene Volk ang e- 

führt. 

Vgl. auch Walter Lipgens in 'Europaföderationspläne der Widerstandsbewegung 
1940 - 1945,"S lOf Auf S. 5f zählte er für 1938 von 20 nennenswerten Staaten in 
Europa 17 zu den autoritär-nationalistischen Regierungsformen, davon ein Drittel 
faschistisch / nationalsozialistisch. 
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Produktionsunternehmen von der Kriegswirtschaft auf die Friedenswirtschaft 
wurden nach dem Zweiten Weltkrieg verschiedenste Pläne entworfen. 

Realisiert wurde das 'European Recovery Programm" (ERP), auch Mar s- 
hallplan genannt, der vom US-amerikanischen Außenminister George C. 
Marshall vorgestellt worden war. Marshall hatte in seiner Rede vom 5.6.1947 
an der Harvard Universität auch den sowjetisch besetzten Teil Europas 
einbezogen. Diese Hilfe wurde jedoch von der UdSSR abgelehnt 39 und so 
flössen diese verlorenen Zuschüsse und langfristige Kredite in Höhe von 13 
Milliarden US-Dollar nach Westeuropa (an 16 Staaten). Westdeutschland 
erhielt davon 1,7 Milliarden. 40 



1.3 

Die Nachkriegszeit 
Militärische, politische und wirtschaftliche Gründe für die Integration 41 

.Man muss sich immer wieder vor Augen führen, welchem Zweck die e u- 
ropäische Einigung dient, dem Frieden. Und wenn der Friede gewahrt wird, 
ist das europäische Projekt erfolgreich. " 41 

Pläne für ein vereinigtes und freies Europa entstanden auch während der 
Kriegszeit, so z.B. 'Leitsätze für ein vereintes Europa" von 1940, Verfas- 



" Vgl. Curt Gasteyger in .Europa zwischen Spaltung und Einigung", S42. Auch die 
.Satellitenstaaten" der UdSSR, z.B. Polen oder die Tschechoslowakei" durften an 
diesem Programm nicht teilnehmen. 

40 Rund 13%. 

41 Der Begriff Integration wird hier und im folgenden in einer sehr umfassenden Art 

und Weise verwendet. Eine genauere Untersuchung des Begriffs findet sich bei 
Heinrich Schneider in .Die Europäische Union als Prozeß", herausgegeben von 
Hans von der Groeben und Hans Möller, S 218ff. 

42 Wendelin Weingartner anlässlich des Europäischen Forums Alpbach am 27.5.2002. 

Vgl. auch die Begründung des Europäischen Parlaments im Entschließungsantrag 
vom 4.5.2001, A5-0168/2001 . Karl V. soll anlässlich einer Rede vor dem Papst 
und den Kardinälen am Ostersonntag 1536 gesagt haben: Jch sage es einmal und 
ich sage es dreimal. Ich will Frieden. Ich will Frieden. Ich will Frieden", nachdem 
er einen Vorschlag für ein vereintes Europa vorgetragen hatte. Zitiert nach Cou- 
denhove-Kalergi, .Europa Erwacht!", S 69. 

43 Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Un i- 

on von Anton Schäfer, Pkt. II.5. 
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sungsentwurf von R.W.G. Mackay 1940, 'Polnisch - Tschechoslowakische 
Föderation" 1941, 45 'Griechisch -Jugoslawische Union" 1942, 46 'Mitteleuro- 
päische Föderation" von Milan Hodza 1942, 47 'Mittel- Südosteuropäische 
Föderation" des Danubian Club 1943, 48 Föderationspläne von Luigi Einaudi 
von 1943 4 " oder von Ernesto Rossi 1944." Winston Churchill plädierte 
bereits in einem Memorandum vom Oktober 1942 31 für die Schaffung eines 
Europarates und die Schaffung der "Vereinigten Staaten von Europa". 

Nach dem Zweiten Weltkrieg war es die Friedensbewegung, 52 die danie- 
derliegenden wirtschaftlichen Märkte, die (Wiederer-)Kenntnis der kulturel- 
len und sozialen Gemeinsamkeiten, die Ernüchterung nach dem Wissen um 
die Folgen der nationalistischen und faschistischen Einwegpolitik, die Puffer- 
situation Europas zwischen den beiden erstarkten und in ihrer Politik bald 
erstarrten Großmächten, die Gefahr eines atomaren Schlagabtausches in 
Europa 53 u.a.m., die wiederum die Europa-Idee belebten. 

Vor allem die Mitglieder der ehemaligen Widerstandsgruppen gegen den 
Nationalsozialismus in Europa sahen diese Möglichkeit als Ausweg und 
Chance, einen neuerlichen Rückfall in die nationalistischen Sackgasse zu 
vermeiden. 



Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Uni- 
on von Anton Schäfer, Pkt. Ü.6. 

45 Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Uni- 

on von Anton Schäfer, Pkt. II.7 (a+b). 

46 Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Uni- 

on von Anton Schäfer, Pkt. II.8. 

47 Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Uni- 

on von Anton Schäfer, Pkt. n.9. 

48 Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Un i- 

on von Anton Schäfer, Pkt. 11.10. 

49 Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Uni- 

on von Anton Schäfer, Pkt. II. 1 1. 

50 Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Un i- 

on von Anton Schäfer, Pkt. 11.12. 

51 Vgl. AdG, S 168. 

52 Unter dem Motto: ,fvlie wi eder Krieg". 

53 US-Außenminister John Forster Dulles sprach am 12.1.1954 von .massiver Vergel- 

tung"mit Atomwaffen gegen einen Angriff aus dem Osten gegen Westeuropa. 
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Die Ausgangslage für eine einheitliche europäische Lösung war jedoch 
nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs alles andere als geeignet. 54 

Die meisten europäischen Länder waren wirtschaftlich und sozial er- 
schöpft, hatten mit erheblichen innenpolitischen und außenpolitischen Prob- 
lemen zu kämpfen, mussten zuerst wieder ein geordnetes Staatswesen aufbau- 
en und sahen sich, zumindest im Westen Europas, der Verhärtung der Bezie- 
hungen zwischen den beiden Weltmächten und der Gefahr eines neuerlichen 
Krieges gegenüber. 

Dennoch: J)ie Faszinationskraft der europäischen Idee war seit Ende 
des Krieges außerordentlich groß. Man hatte euphorische politische Vorstel- 
lungen, wollte Freiheit, Frieden und Völkerverständigung dauerhaft durch 
die Wirtschaftsgemeinschaft sichern. " 



I.3.a 
Besatzungszonen 

Deutschland und Berlin sowie Österreich waren in vier Besatzungszonen 
aufgeteilt, zwischen denen in den ersten Nachkriegsmonaten gar kein Interzo- 
nenhandel möglich war. 56 

Frankreich wurde erst mit der Konferenz von Jalta in die Reihen der Be- 
satzungsmächte aufgenommen und das Saarland wurde zusätzlich durch eine 
am 6.10.1947 stattgefundene (rechtsstaatlich und demokratisch umstrittene) 
Abstimmung wirtschaftlich Frankreich angeschlossen. 



54 Vgl. auch Wilfried Loth in ,Die Anfänge der europäischen Integration 1 945 - 1 950", S 

12. Er weißt auch daraufhin, dass die .Erfahrungen, die die Europäer während des 
Krieges gemacht hatten, nicht überall gleich und nicht überall gleich intensiv (wa- 
ren). In Großbritannien und in den neutralen Ländern, die den Krieg ohne das Er- 
lebnis totalitärer Fremdherrschaft überstanden, wurde eine Beteiligung an einem 
Vergemeinschaftungsprozess europäischer Nationen nur selten als Notwendigkeit 
empfunden." 

55 Horst Friedrich Wünsche in 40 Jahre Römische Verträge: Der deutsche Beitrag, S 47. 

56 Die amerikanische Zone umfasste die Bundesländer: Bayern, Hessen, Württemberg- 

Baden und Bremen; die britische Zone: Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Hamburg; die französische Zone: Rheinland-Pfalz, Würt- 
temberg-Hohenzollern, Südbaden und das Saarland, die sowjetische Zone: Bran- 
denburg, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg, Sachsen und Thüringen. 
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Dazu kamen Flüchtlingsströme und Vertriebene aus den europäischen 
Ländern, insbesondere aus Polen und der Tschechoslowakei. 57 Von ca. 20 
Millionen Deutschen östlich der Oder-Neiße-Linie und aus Südosteuropa 
kamen ca. 12 Millionen nach Westdeutschland und 4,4 Millionen vorerst in 
die DDR. Diese wirtschaftliche Last konnte von Deutschland nicht alleine 
getragen werden. Zudem kam noch die Spaltung Deutschlands und der 'Kalte 
Krieg", ein Begriff, der sich zum 'heißen Krieg" dadurch untersche idet, dass 
der Kalte Krieg durch geistige, kulturelle, wirtschaftliche und politische 
Maßnahmen und eine Politik der Abschreckung ohne direkte offene Kriegs- 
handlung geführt wird. 

Erst am 1.1.1947 kam es zur Bildung der 'Bizone" aus der amerikan i- 
schen und der britischen Besatzungszone, zu der dann im April 1949 die 
Trizone" wurde, als das französische Besatzungsgebiet hinzutrat. Dadurch 
erst war die territoriale Bildung der BRD möglich. 



I.3.b 
Frankreich 

In Frankreich war bereits 1 944 von de Gaulle eine Regierung der nationa- 
len Einheit gegründet worden, die alle politischen Kräfte umschloss. Diese 
provisorische Regierung arbeitete bis 1947. In dieser Zeit wurden viele 
wichtige wirtschaftliche Entscheidungen 58 getroffen und politische Weichen 59 
gestellt. Da es bis 1947 keine gesetzgebende Gewalt gab, hatte die provisori- 
sche Regierung auch diese Aufgabe zu bewältigen. 

Bei den Gemeindewahlen 1945 errangen die Kommunisten die größten 
politischen Erfolge. Sozialisten und Kommunisten hatten zusammen in der 
provisorischen Regierung die absolute Mehrheit. De Gaulle wurde im No- 
vember von der Nationalversammlung zum Regierungschef gewählt. Im 
Januar 1946 trat er aber bereits zurück. Bei Neuwahlen im Juni wurde 
Georges Bidault neuer Ministerpräsidenten. Charles de Gaulle schied bis 
1953 aus der aktiven Politik aus. 



~ Im Potsdamer Abkommen vom 2.8.1945 wurde die Aussiedelung der deutschspra- 
chigen Bevölkerung aus Polen und der Tschechoslowakei bereits vereinbart. 
58 Z.B. Verstaatlichungen. 
9 Z.B. Reform des Sozialversicherungssystems. 
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Die Frage der Regierungsform wurde erst 1947 durch die neue Verfassung 
entschieden. De Gaulle stand dieser Verfassung der Vierten Republik kritisch 
bis ablehnend gegenüber und nur rund 36% der Bevölkerung stimmte dieser 
im Referendum im Oktober 1946 zu. 60 

In der Zeit der Vierten Republik von 1947 bis 1958 waren 25 Regierun- 
gen im Amt. Neben den politischen Problemen 1 waren vor allem auch 
wirtschaftliche Situationen 62 für diesen raschen Wechsel der Regierungen 
verantwortlich. Durch die Änderungen des Wahlrechtssystems vor entschei- 
denden Wahlen konnten die Kommunisten und die Gaullisten weitgehend von 
der Regierungsarbeit ausgeschlossen werden. Dass sich dieses Regierungssys- 
tem überhaupt so lange halten konnte, lag vor allem daran, dass die zurückge- 
tretenen Politiker sich meist wieder in der neuen Regierung fanden und die 
Bevölkerung mit anderen Problemen stärker beschäftigt war. 



I.3.c 

Vereinigtes Königreich 

Anders war die Situation im Vereinigten Königreich. ,ßie britische E u- 
ropapolitik und die Haltung zur europäischen Einigung waren in Großbri- 
tannien nach dem Zweiten Weltkrieg gekennzeichnet durch die Bereitschaft 
zu intergouvernementaler Kooperation. Gleichzeitig wurde die Abtretung 
souveräner nationalstaatlicher Rechte kompromisslos abgelehnt", so Cle- 
mens A. Wurm. 63 Ganz so extrem war die Haltung der britischen Regierung 
jedoch nicht. 64 

Es gab Zustimmung von Seiten der Regierung, jedoch nicht sehr lange 
und nicht kontinuierlich. Außenminister Ernest Bevin und Premierminister 
Clement Attlee wandten sich, als es in Kontinentaleuropa konkrete Pläne für 



' Ablehnend rund 31%, nicht zur Wahl gegangen rund 33% der Stimmberechtigten. 
In Algerien und Indochina, mit der Verfassung, neue Parteienstrukturen, dem besetz- 
ten Deutschland etc. 

,2 Z.B. Streiks mit gewalttätigen Auseinandersetzungen, Entkolonialisierung, Abhän- 
gigkeit von Krediten aus den USA. 

>3 In ,Die Anfänge der europäischen Integration 1 945 -50", S 1 29. 
Hans von der Groeben meint in , Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft", S 64, 
das im Vereinigten Königreich ,ein Gefühl der Überlegenheit und Eigenständi g- 
keit, die man nicht aufgeben wollte"weit verbreitet war. 
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eine Vereinigung gab, gegen einen engeren Zusammenschluss. Ernest Bevin 
sprach vom 'Ziel einer Bruderschaft und weniger einem starren Sy stem." 65 

Die Schaffung der Vereinigten Staaten von Europa auf dem Weg einer 
verfassungsgebenden Versammlung wurde von der Regierung des Vereinig- 
ten Königreichs jedoch durchwegs abgelehnt. Am 5. Mai 1948 sagte Bevin: 
'Ich glaube, der rechte Weg ist der, auf dem wir uns ihnen (der europäischen 
Föderation) heute nähern, nämlich praktische Fragen auf praktische Weise 
zu behandeln und unsere Pläne auf wirtschaftlichem Gebiet, auf sozialem 
Gebiet und auf dem Gebiet der Verteidigung auszuarbeiten. " 66 

Die Haltung der britischen Regierung enttäuschte viele Menschen in Eu- 
ropa. Die Kritiker der britischen Regierung, unter ihnen Winston Churchill 67 
und andere, nahmen in Den Haag vom 7. bis 11. Mai 1948 an einem Kon- 
gress für die europäische Einheit teil. Dieser wurde vom Koordinierungsaus- 
schuss der Bewegung für die Einheit Europas organisiert und von rund 800 
Delegierten besucht. 

Im Juni bzw. Juli 1948 sprachen sich die französische und die belgische 
Regierung für die Einberufung einer Europäischen Versammlung im Rahmen 
eines ,Europarates" aus. Jedoch war sich zumindest Georges Bidault sicher 
bewusst, dass diese Europäische Versammlung im Sinne einer Konstituante 
für eine Europäische Föderation die Zustimmung der Regierung des Vereinig- 
ten Königreichs niemals finden würde. Es dauerte bei den Europäischen 
Föderalisten lange, bis sich die Erkenntnis durchsetzte, dass die europäische 



EA, S 2791. Am 13.6.1947 hat der britische Außenminister Bevin noch bei einem 
gemeinsamen Essen des Verbandes der Auslandpresse erklärt, dass sie die anderen 
europäischen Nationen befragen werden, wie man am besten das große Ziel der 
Verwirklichung der Vereinigten Staaten von Europa erreichen können (so Heinrich 
von Siegler in .Europäische Integration", 1946 -1961, Rz 7). 

EA, S 2791 . 

Die Haltung Winston Churchills zu den „Vereinigten Staaten von Europa" bzw. zur 
europäischen Integration wurde mehrfach hinterfragt und es ist nicht geklärt, in- 
wieweit er diese Idee für die Oppositionspolitik im Vereinigten Königreich benutz- 
te, ohne sich mit den Inhalten zu identifizieren. Diese widersprüchliche Haltung 
zeigt sich bereits in seiner Rede in Zürich am 19.9.1946 und andern, bei denen er 
ganz klar das Vereinigte Königreich von einem Europäischen Staatenbund oder 
Bundesstaat ausnahm und mehr in Richtung einer lockeren internationalen Organi- 
sation tendierte. Auf der anderen Seite zeigt er seine .europäische" Seite durch die 
Gründung und Unterstützung mehrerer Projekte der Europäischen Bewegung (z.B. 
des Haager Kongresses, die Gründung der britischen Pro-Europa-Gruppe UEM 
etc.). Auch die Rolle seines Schwiegersohnes Duncan Sandys ist dabei zu hinter- 
fragen. Churchill war auch 1947 Präsident der .JJnited Europa Movement." Ein 
Gründungsmitglied des .Komitees der Bewegung für die Einheit Europas." 
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Einigung nicht im Zusammenwirken mit der Regierung des Vereinigten 
Königreichs beginnen kann. 68 

I.3.d 
Italien 

Die faschistische Regierungszeit in Italien begann bereits relativ früh. 
Nachdem Benito Mussolini und seine Anhänger am 31.10.1922 mit dem 
Marsch auf Rom erzwingen konnten, dass der König sie mit der Regierungs- 
bildung beauftragte dauerte die unabhängige Herrschaft ununterbrochen bis 
zum 25.7.1943. Erst als der Große Faschistische Rat Mussolini das Misstrau- 
en aussprach, ließ der König ihn absetzen und gefangen nehmen. 

Die Herrschaft Mussolinis war gekennzeichnet von politischen Verfol- 
gungen, Verhaftungen, Verbannungen, militärischen Expeditionen (z.B. 
Äthiopien und Albanien) und systematische Tötung von politischen Geg- 

69 

nern. 

Die Widerstände gegen Mussolini waren jedoch besser organisiert und 
stärker verbunden als in Deutschland. 70 Ein wichtiger Meilenstein in der 
Verfolgung des Integrationsgedankens in Italien war das , Manifest für Frei- 
heit und Einheit Europas" von Altiero Spinelli 71 und Ernesto Rossi, welches 
sie auf der Gefangeneninsel Ventotene im Dezember 1942 verfassten. 

Am 27. bis 29. August 1943 wurde die europäische Einigungsbewegung 
Movimento Federalista Europeo (MFE) in Mailand gegründet und hatte in der 
Folgezeit erheblichen Einfluss auf den politischen Weg Italiens nach dem 
Krieg. 72 

Die Bedeutung der italienischen Bewegung für ein vereintes Europa sind 
geprägt von andauernder und nachhaltiger Anregung, Mitarbeit und Unter- 
stützung der Europäischen Bewegung und bei den Plänen zur Realisierung 



6 Vgl. dazu die verschiedenen Beiträge in ,J}ie Anfänge der europäischen Integration 

1945-50", herausgegeben von Wilfried Loth. 
69 Wenn auch nicht in dem unmenschlichen Ausmaß wie in Nazideutschland. 
7(1 Siehe auch Walter Lipgens in .Jüuropa -Föderationspläne der Widerstandsbewegung, 

1940-1945, S. 33ff. 

71 Spinelli war von 1927 bis 1943 im Gefängnis. 

72 Vgl. dazu Sergio Pistone in ,Pie Anfänge der europäischen Integration 1945-50", S 

55. 
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der verschiedenen europäischen Gemeinschaften. Daran waren insbesondere 
auch führende Politiker wie Luigi Einaudi oder de Gasperi beteiligt. 



I.3.e 

,J)er europäische Gedanke" 
1945 - 1950 

Die politische Situation war daher damals nicht auf eine europäische Lö- 
sung eingestellt (insbesondere die politisch doch sehr starken Kommunisten 
und Gaullisten in Frankreich und die Sozialisten in der BRD, die Konservati- 
ven im Vereinigten Königreich.). 

1948 wurde dennoch eine Dachorganisation zur Koordinierung der Euro- 
päischen Bewegung mit dem Ziel geschaffen, die 'Vereinigten Staaten von 
Europa" zu begründen. 

Churchills Reden in Europa, z.B. in Metz am 17.4.1946 oder an der Uni- 
versität Zürich am 19.9.1946 73 für die Schaffung der 'Vereinigten Staaten" 
von Europa 74 war für die Menschen in Europa sicherlich nach dem Krieg ein 
wichtiges Signal. 

Auch Richard Coudenhove-Kalergi sah nun der Schaffung einer Föderati- 
on sehr positiv entgegen. Im November 1946 übersandte er an alle demokra- 
tisch gewählten und freien Parlamente Europas einen Fragebogen. In diesem 
wurden die Parlamentarier aufgefordert ihren Standpunkt zu einer europäi- 
schen Föderation bekannt zu geben. Von den zurückgesandten Antworten 
sprachen sich 1720 für diesen Plan und 20 gegen eine Föderation aus. 

Während der Konferenz mit Vertretern aus 13 europäischen Ländern und 
den USA in Bern und in Hertenstein am Vierwaldstättersee 75 wurde das 
'Hertensteiner Programm" 76 vom 14. bis 21. September 1946 ausgearbeitet. 



Vgl. dazu: „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer europäischen Union" von An- 
ton Schäfer, Pkt. 11.13. 

Jedoch unter Ausschluss des Vereinigten Königreiches. Vgl. auch Hans von der Gro- 
eben in , Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft", S 1 73f. 

In der Schweiz. 

Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Uni- 
on"von Anton Schäfer, Pkt. 11.14. 
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Lord Beveridge, der bekannte Sozialreformer im Vereinigten Königreich, 
forderte in einer Ansprache in Rotterdam am 2.12.1946 die Bildung eines 
westeuropäischen Staatenbundes. 
22 Die Bewegung für ein vereintes Europa, die ,Europa -Union" bildete sich 
auf Grundlage des Hertensteiner-Programms 77 am 9. Dezember 1946 in Syke 
bei Bremen. Am 17.12.1946 erfolgt die Gründung der „Union Europäischer 
Föderalisten" (UEF) in Paris, der erste Kongress fand vom 27. bis 31.8.1947 
in Montreux statt und dort wurde die Gründung eines europäischen Bundes- 
staats gefordert. 

Beide Bewegungen verschrieben sich dem Ziel, eine handlungsfähige eu- 
ropäische Regierung, einen engen Zusammenschluss der Mitgliedsstaaten und 
ein europäisches Parlament in absehbarer Zeit zu initiieren. 78 

Unter dem Vorsitz von Winston Churchill wurde am 1 6./1 7. 1 . 1 947 in 
London ein ,Pan -Europa- Komitee" für die Schaffung der 'Vereinigten 
Staaten von Europa" gegründet. 79 Auch die Alliierten des Ersten Weltkrieges 
hatten klar erkannt, dass es nicht im Sinne einer friedlichen Koexistenz ist, 
wenn Deutschland, wie nach dem Ersten Weltkrieg, mit hohen Reparations- 
zahlungen und Auflagen 80 sowie durch internationale Isolation belastet wird. 
Die Erinnerungen an die Auswirkungen des Friedensvertrages von Versailles 
waren noch aktuell. 

Daher wurden von den meisten Politikern dieser Länder eine baldige Zu- 
sammenarbeit und die Einbindung Deutschlands, unter Garantie von gewissen 
Sicherheiten 81 in die internationale und europäische Gemeinschaft als Ziel 
gesehen. Nur an den politisch ganz rechten und linken Blöcken wurde gegen 
eine solche Kooperation gearbeitet. 82 



" 12 Punkte. 

Für die historische Entwicklung der Europabewegung in Deutschland siehe auch 
Heinrich Schneider , Ideen und Impulse der Europaischen Bewegung" in „40 lahre 
Römische Verträge: Der deutsche Beitrag", S 65ff. und .Die Anfänge der europä i- 
schen Integration 1945-50", herausgegeben von Wilfried Loth. 

79 Vgl. Europa Archiv S 493, Ig. 1946 

80 Z.B. Saarland, Ruhrgebiet. Daher hatten auch die französischen Forderungen nach 

einer Separation des Saarlandes und des Ruhrgebiets bei den anderen Alliierten 
keine Erfolgschance. 

81 Z.B. .Internationalisierung" des Saarlands, des Ruhrgebiets, Verbot von Karte llen, 

Demilitarisierung, Zerschlagung von RUstungskonzernen, Einbindung in eine sup- 
ranationale Gemeinschaft etc. 

82 Die Sozialistische Bewegung für ein Vereinigtes Europa hat sich erst bei der dritten Kon- 

ferenz in Paris am 5. bis 7. November 1949 zu einer Zusammenarbeit mit den anderen 
europäischen Gruppen bereiterklärt. 
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Auch der am 1. Juni 1947 gegründete Dach verband der christlich- 
demokratischen Parteien Europas (EUCD) sah die Verwirklichung einer 
Föderation als Ziel. 

Zwei Tage später 83 gründeten die Vertreter der sozialistischen Parteien in 
Frankreich die 'Sozialistische Bewegung für die Vereinigten Staaten von 
Europa", und am 20. Juni d.J. fand in Eutin, Deutschland der erste Europa- 
Kongress mit über 500 Teilnehmern aus ganz Deutschland statt (Motto: 
, Europa er aller Länder, vereinigt Euch!'). 84 

Auch Charles de Gaulle musste die Notwendigkeit eines vereinten Euro- 
pas, insbesondere mit der Integration Deutschlands 85 als politische Forderung 
akzeptieren und sich dementsprechend äußern. 86 

Am 16.4.1948 wurde die „Organization for European Economic Coopera- 
tion"(OEEC) als Koordinationsstelle durch die am Marshallplan beteiligten 
Länder Westeuropas geschaffen. 

Die Europäische Parlamentarische Union gab am 4. September 1948 an 
die Teilnehmerstaaten des Marshallplans, einschließlich Westdeutschland, die 
Empfehlung ab, eine verfassungsgebende Versammlung für Europa einzube- 
rufen. Während der Tagung vom 1. bis 4. September dieser Vereinigung 
wurde ein detaillierter Verfassungsentwurf ausgearbeitet. 87 Die Union Euro- 



83 Am 3.6.1947. 

84 Zitiert nach Gerfried Brandstetter in .Chronologisches Lexikon der europäischen 

Integration", S 20. 

85 Rede in Paris vom 9.7.1947. Nach Wilfried Loth waren auch die Pläne der französi- 

schen Regierung unter de Gaulle in dieser Zeit für eine europäische Föderation 
hauptsächlich vom Gedanken des eigenen Wiederaufbaues und der Wiedererrich- 
tung der , Grand Nation" geprägt (in ,JJie Anfänge der europäischen Integr ation 
1945-50", S 30ff). Vgl. auch Hans von der Groeben in .Aufbaujahre der Europa i- 
schen Gemeinschaft", S 337 der für die Zeit von 1958 bis 1969 meint: ,Die übri- 
gen Mitgliedstaaten gewannen zunehmend den Eindruck, dass der französischen 
Regierung weniger das Gemeinschaftsinteresse am Herzen lag als vielmehr eine 
Nutzung des europäischen Kräftepotentials zur Verwirklichung der von der franzö- 
sischen Regierung - sicherlich auch im europäischen Interesse - für richtig gehal- 
tenen Politik." 

86 Nach Wilfried Loth in ,Die Anfänge der europäischen Integration 1945-50", S 30ff, 

war dies unter anderem jedoch für ihn nur ein Schachzug, um die nationale Größe 
Frankreichs wiederherzustellen, indem Frankreich zur Führungsmacht eines geein- 
ten Europas wurde. 

87 Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Uni- 

on" von Anton Schäfer, Pkt. 11.15. 
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päischer Föderalisten erarbeitete vom 6. bis 11. November 1948 in Rom 
einen Vorentwurf für eine europäische Verfassung. 88 

Am 20.9.1949 erfolgte die Bildung einer westdeutschen Regierung und 
bereits in der Rede vor dem deutschen Bundestag an diesem Tag betonte der 
deutsche Bundeskanzler Konrad Adenauer die Wichtigkeit der Beseitigung 
der deutsch-französischen Gegensätze und gab der Hoffnung Ausdruck, dass 
Deutschland bald Mitglied einer Europaunion werde bzw. Mitglied in der 
geplanten Wirtschaftsunion zwischen Frankreich, Italien und den Benelux- 
ländern. 89 Im Bonner Grundgesetz wurde in Art 24 die Möglichkeit der 
Übertragung souveräner Rechte an zwischenstaatliche Organe bereits vorge- 
sehen. Adenauer bekannte sich auch in einer Rede vom 21.9.1949 0 zur Idee 
einer europäischen Föderation, die insbesondere auf wirtschaftlicher Zusam- 
menarbeit beruhe. 

Der Kongress der Union Europäischer Föderalisten legte auf der Tagung 
in Paris vom 29. bis 31. Oktober 1949 einen „Verfassungsentwurf" ('Europ ä- 
ischen Bundespakt") vor. 91 Dieser Entwurf wurde später dem Europarat in 
einer Resolution übermittelt. 

Die fünf Mitgliedsstaaten der Westunion einigten sich auf der Konferenz 
des Beratenden Rates der WEU vom 27728. 1.1949 unter beratender Mitwir- 
kung von Dänemark, Irland, Italien, Norwegen und der Schweiz auf die 
Gründung des Europarates. Bereits am 19.7.1948 hatte Georges Bidault 52 
dem Beratenden Rat vorgeschlagen ein europäisches Bundesparlament 
einzuberufen und eine Zoll- und Wirtschaftsunion zu gründen. Dieser Vor- 
schlag wurde vom Jnternation alen Komitee der Bewegung für ein vereintes 
Europa" aufgegriffen und gefordert, dass je 25 Abgeor dnete der nationalen 
Parlamente der Mitgliedsstaaten der WEU zu einer Europäischen Versam m- 
lung" zusammentreten sollen. Dieser Vorschlag wurde wiederum von Frank- 
reich und Belgien, etwas später auch den Niederlanden aufgegriffen und dem 
Beratenden Rat der WEU vorgelegt. Das Vereinigte Königreich sprach sich 



Vgl. dazu den Text in: „Verfas sungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Uni- 
on"von Anton Schäfer, Pkt. 11.16. 

89 AdG, S 202. 

90 AdG, S 1 76. 

91 Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Uni- 

on"von Anton Schäfer, Pkt. 11.17. 

92 Damals französischer Außenminister. 
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umgehend gegen diesen Vorschlag aus " und machte dem Beratenden Aus- 
schluss den Gegenvorschlag eines Europäischen Ministerausschusses." 

Die Gründung des Europarates am 5.5.1949 war dann für viele vorerst der 
erste wichtige Schritt in die richtige Richtung, 94 doch wurde die Satzung 55 
bewusst so unverbindlich gehalten, dass diese Institution niemals die Erwar- 
tungen der damaligen Zeit erfüllen konnte. Paul Reynaud % hatte sogar die 
sofortige Abhaltung von allgemeinen europäischen Wahlen gefordert, dieser 
Vorschlag wurde jedoch vom Europarat abgelehnt. 

26 Unter Vorsitz von George Bidault wurde vom Konsultativausschuss des 
Europarates ein Ausschuss gebildet. Berichterstatter wurde Guy Mollet. Die 
Vorgabe war die Ausarbeitung eines Aktionsprogramms für die Schaffung 
einer Europäischen Politischen Autorität mit begrenzten Vollmachten und 
echten Funktionen. Der Ministerausschuss unter dem Vorsitz des Außenmi- 
nisters des Vereinigten Königreichs Ernest Bevin 97 stand jedoch jedem 
Versuch, den Europarat aufzuwerten oder das Statut zu ändern, negativ 
gegenüber. 

Bereits nach einem Jahr wurde ein neuer Satzungsentwurf für eine Euro- 
päische Verfassung, die den Europarat als tatsächliche 'Europäische Politi- 
sche Autorität" vorsah, vorgelegt, aber nicht angenommen. 98 

27 Beim dritten Kongress der sozialistischen Bewegung für die Vereinigten 
Staaten von Europa in Paris vom 5. bis 7. November 1949 wurde eine Reso- 
lution zur Schaffung einer Europäischen Politischen Autorität im Rahmen 
eines Europäischen (sozialistischen) Bundesstaates abgegeben. Dieses Exeku- 



93 Premierminister Clement Attlee. 

94 Einer Europäischen Föderation. 

Am 3.8.1949 in Kraft getreten. Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur 
Gründung einer Europäischen Union"von Anton Schäfer, Pkt. II. 1 8a und I 8b. 
% Französischer Jurist und Politiker (*15. 10.1878 - t21.9.1966). 1942 vom Vichy- 
Regime an Deutschland ausgeliefert, wurde er bis 1945 in Konzentrationslagern 
inhaftiert. Danach bis zu seinem Tod in hohen politischen Ämtern in Frankreich. 

97 Bereits am 22.1.1948 hat Bevin angekündigt, dass die britische Regierung den Zu- 

sammenschluss Westeuropas in einer „Westunion"betreiben werde. Dabei wurden 
als Grandsätze genannt: Kein Staat dürfe über Europa herrschen oder die Überhand 
gewinnen, gleichzeitig werde aber das Konzept des Gleichgewichts der Kräfte fal- 
len gelassen und die Großmächte sollen den europäischen Länder helfen, sich auf 
ihre Art zu entwickeln (vgl. Heinrich Siegler in .Europäische Integration", Rz 13). 

98 Satzungsentwurf des , Siebener -Komitees" auf Grundlage eines Entwurfes von 

R.W.G. Mackay von 1940. Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Grün- 
dung einer Europäischen Union"von Anton Schäfer, Pkt. 11.18. b. 
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tivorgan sollte in den Bereichen Wirtschaft, Außenpolitik und Verteidigung 
agieren. Dieser Vorstoß hatte ebenfalls keinen direkten Erfolg. 

In einem Interview vom 11.12.1949 gegenüber dem 'Observer" fo rderte 
der deutsche Bundeskanzler Konrad Adenauer die Mitarbeit Englands bei der 
Bildung der Vereinigten Staaten von Europa und die Übernahme der führen- 
den Rolle in einem solchen Prozess. Er meinte auch, "dass nicht nur Europa 
Deutschland brauche, sondern vor allem Deutschland Europa. "" Er wieder- 
holte seinen Vorschlag einer Europäischen Union am 8.3.1950 gegenüber der 
Presse 100 und lud insbesondere Frankreich zur Mitarbeit ein. Der westdeut- 
sche Bundestag nahm am 26.6.1950 eine Entschließung an, in der die Bildung 
eines europäischen Bundespaktes und die Vorlage einer Resolution an den 
Europarat gefordert wurde. Dieser Bundespakt sollte eine übernationale 
Bundesgewalt für Europa schaffen, die durch freie Wahlen legitimiert wäre 
und mit gesetzgebender, exekutiver und richterlicher Gewalt ausgestattet 
werden müsste. 



Paul Henri Spaak, belgischer Ministerpräsident und später erster Präsident 
der Gemeinsamen Versammlung der Montanunion, 101 sah die Schaffung des 
Europarates in einer Rede vom 28. 1.1 950 102 'tum großen Teil (als) das 
Ergebnis einer Übergangszeit, in der die britische Politik von der großen 
Koalition der Kriegszeit zu einer immer engeren Bindung an die Vereinigten 
Staaten hinüberwechselte, gleichzeitig aber noch eine gewisse selbständige 
Rolle in Europa sucht" und 'für alle jene, die seit dem Ha ager Kongress im 
Mai 1948 darauf warten, dass die Europäische Bewegung als Schrittmacher 
der praktischen Zusammenarbeit wirksam wird, würde es freilich eine 
tiefe Enttäuschung bedeuten, wenn der Berg, den die Europäische Bewegung 
durch kühne Initiativen ins Rollen gebracht hat, schließlich nur eine Schar 
weißer Mäuse in der Form von unverbindlichen Integrationsplänen hervor- 
bringen würde. " 

General de Gaulle nahm die vielen Vorschläge und Konferenzen dieser 
Zeit ebenfalls zum Anlass einer Pressekonferenz 103 und sprach sich grund- 



AdG, S 216. 

100 AdG, S 258, 262. 

101 1952- 1954 

102 EA, S 2857f 

103 Am 16.3.1950 
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sätzlich für eine Vereinigung Deutschlands und Frankreichs aus. Er meinte 
damals, dass "eine Vere inigung Deutschlands mit Frankreich (...) auf das 
Werk Karl des Großen zurückgreifen würde. " Er sei ganz beeindruckt, von 
der Vorstellung der Kraft eines solchen Zusammenschlusses und sehe ein 
großes Feld für die gemeinsame Betätigung. Diese Äußerungen und Pläne 
wurden von der Saarfrage direkt oder indirekt beeinflusst, und de Gaulle 
selbst nannte das Saarland "ein Pfand in der Hand Fran kreichs", das aber 
bei "einer Verbindung zwischen Deutschland und Frankreich im von Ad e- 
nauer angedeuteten Sinne, (...) jede Bedeutung verliere. " I04 

Für die europäischen Föderalisten bedeutete der Schumanplan, die Kon- 
trolle der Kohle- und Stahlindustrie durch eine übernationale Behörde, ein 
neues Signal und eine neue Hoffnung, die Vereinigten Staaten von Europa 
doch noch zu verwirklichen, nachdem diese Hoffnung mit dem Europarat 
nicht erfüllt wurde und das Vereinigte Königreich eine Zusammenarbeit auch 
in diesem eingeschränkten Bereich weiterhin ablehnte. 105 

Für die französische Schwerindustrie, die Gaullisten und die Kommunis- 
ten jedoch, war der Schumanplan undurchführbar, nicht finanzierbar, den 
Interessen Frankreichs entgegengerichtet und anderes mehr. 106 



AdG, S 262. Wobei die politischen Gründe für de Gaulle nicht darin lagen, ein eini- 
ges und aus gleichberechtigten Ländern zusammengestelltes und ein harmonisches 
Europa herzustellen, wie dies Wilfried Lofh in ,Die Anfänge der europäischen In- 
tegration 1945-50", S 30ff, nachvollziehbar ausführt. Vgl. auch Heinrich Siegler in 
.Europäischer Integration", Rz 37. 

Zu den vielen Plänen und Hoffnungen vergleich die Sammlung der Aufsätze der 
Widerstandsbewegung in Walter Lipgens .Europa -Föderationpläne der Wider- 
standsbewegung 1940-1945", S 36ff. 

Bereits am 10.11. 1948 hat Frankreich gegen den Erlass der Bizonen-Verwaltung 
(Nr. 75) protestiert, der die Rückgabe der Geschäftsführung und Betriebsleitung 
von Bergwerken und Industrieunternehmen in Deutschland an Deutsche anordnete 
und in der Dreierkonferenz der Alliierten vom 20.1 1 .1948 erreicht, dass die Eigen- 
tumsfrage an der deutschen Industrie erst mit einem endgültigen Friedensvertrag 
geregelt wird. 
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I.3.e.l 

Die Anpassung der europäischen Idee an die politische Realität 

1950 -1955 

Die militärischen und politischen Fronten zwischen den Alliierten, insbe- 
sondere den USA und der UdSSR begannen sich seit dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs zu verhärten und der 'Kalte Krieg'* erreicht mit dem Kore akrieg 107 
seinen ersten gefährlichen Höhepunkt. 

Bereits 1949 begannen die ersten militärischen Hilfsprogramme für Euro- 
pa anzulaufen, damit ein möglicher Angreifer 108 dieses nicht überrollen 
könne. Gefordert wurde der Schutz Westeuropas bereits von US-General 
Omar Bradley Ende November 1949 und am 1 1. April 1950 traf in Neapel im 
Rahmen des Nordatlantikpaktes bereits die ersten Waffenlieferungen ein. 109 

Bereits im März 1950 hatte Winston Churchill einen Vorschlag im Unter- 
haus für eine Wiederbewaffnung Deutschlands angeregt. 

Auf der Tagung der Konsultativversammlung des Europarates vom 7. bis 
16. August 1950 wurde bereits sehr offen über die Schaffung einer gemein- 
samen europäischen Armee unter Einschluss Westdeutschlands diskutiert. 110 

Die Spaltung entlang der östlichen Besatzungsgrenze zeichnete sich be- 
reits seit dem in Kraft treten des Grundgesetzes am 23.5.1949 von westdeut- 
scher Seite und durch die Verfassung Ostdeutschlands vom 30.5.1949 klar ab. 
Diese Situation erlaubte es schließlich am 31. Oktober 1949 Westdeutschland 
in den OEEC Wirtschaftsrat aufzunehmen bzw. am 15. Dezember 1949 in 
dessen Exekutivrat zu wählen. 

Trotz aller widrigen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Umstände 
versuchten weitsichtige Politiker in Westeuropa einen europäischen Integrati- 
onsprozess in Gang zu bringen bzw. zu erhalten. Oft waren eben diese Politi- 
ker selbst während der faschistischen Diktatur politisch Verfolgte oder 



107 Begann am 25.6.1950. 

108 Vorwiegend die UdSSR. 

109 Der US-Präsident Harry Truman hatte dies 1947 durch die Aufgabe der .Monroe - 

Doktrin" von 1823 ermöglicht und die US-amerikanische Außenpolitik damit 
nachhaltig bis heute geprägt. 
"° AdG, S 351f. 
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Geächtete" 1 und wollten den politischen Dialog nunmehr nicht mehr abreißen 
lassen. 

Doch die Verwirklichung der von verschiedenster Seite erhobenen Forde- 
rungen für eine europäische Einigung wurde nicht so schnell wie damals 
erwartet erfüllt. Aus Protest gegen die nationale Politik in Europa durchbra- 
chen am 6. August 1950 ca. 300 Studenten aus verschiedenen westeuropäi- 
schen Staaten die Sperranlagen an der deutsch - französischen Grenze bei St. 
Germanshof und forderten die Errichtung eines Europa-Parlaments und einer 
europäischen Regierung. Viele andere Kundgebungen und Konferenzen für 
die Vereinigung fanden in dieser Zeit erfolglos statt. 

Die Eröffnung des Europa-Kollegs in Brügge am 20. September 1949, das 
eine Vorstufe für eine europäische Universität 112 sein sollte, zeigt dennoch, 
dass konkrete Schritte für die Vereinigung Europas gesetzt wurden. 113 Erst am 
19.4.1972 kam es mit dem Beschluss eine 'Europäische Universität" in 
Florenz zu gründen, wieder zu einer ähnlichen Aktion. 1 14 

Auch die Paneuropäische Bewegung war nicht untätig geblieben und legte 
im Mai 1951 einen Verfassungsentwurf vor. Die Paneuropäische Bewegung 
erlangte jedoch nur wenig politischen Einfluss. 

Für Frankreich war es eine politische, wirtschaftliche und militärische" 
Notwendigkeit, Deutschland auf Dauer zu kontrollieren, indem das Saargebiet 



111 Z.B. Adenauer, De Gasperi, Spaak, Schuman u.a. Vgl. auch Wilfried Loth in ,0ie 

Anfänge der europäischen Integration 1945-1950", S 11. 

112 Es soll der wissenschaftlichen Lehre und Forschung über gemeineuropäische Prob- 

leme dienen. Es steht seit 1951 unter dem Protektorat des Europarates. 

113 In einem Memorandum vom 1.6.1955 forderte die Regierung Westdeutschlands die 

Gründung einer Europäischen Universität durch die sechs Mitgliedstaaten der 
Montanunion (vgl. dazu Reiner Schulze und Thomas Hoeren in .Dokumente zum 
europäischen Rechte", S 694, Pkt. C). 

114 Von der ersten Versammlung des Hochschulrates in Florenz wird am 18.3.1975 die 

Gründung des Europäischen Hochschulinstituts beschlossen. 
Robert Schuman erklärte bei der Ankündigung der Montanunion am 9.5.1950: .Die 
Vereinigung der europäischen Nationen erfordert, dass der jahrhundertelange Ge- 
gensatz zwischen Frankreich und Deutschland ein Ende nimmt. Die zu unterneh- 
mende Aktion muss sich in erster Linie an Frankreich und Deutschland wenden" 
und „die Solidarität der Produktion, die auf diese Weise hergestellt werden wird, 
wird dartun, dass jeder Krieg zwischen Frankreich und Deutschland nicht nur un- 
denkbar, sondern materiell unmöglich wird" (vgl. Heinrich Siegler in .Europäische 
Integration", Rz 38). 
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unter die wirtschaftliche Kontrolle Frankreichs gestellt 116 und das Ruhrgebiet 
internationalisiert wurde, um es ganz Europa zugänglich zu machen. 117 

Für Frankreich war der Zugang zu den Kohlevorkommen im Ruhrgebiet 
von existenzieller Bedeutung für die Montanindustrie. Musste doch die 
notwendige Kohle für die Erzgewinnung und Stahlerzeugung in den USA zu 
einem höheren Preis eingekauft und über den Atlantik verschifft werden um 
die französischen Erzvorkommen, die reichlich vorhandenen waren, über- 
haupt verarbeiten zu können. 

Nach diesem Plan einer Internationalen Ruhrbehörde sollten die Benelux- 
staaten zusammen mit Frankreich auf Dauer wirtschaftliche Vorteile aus dem 
Ruhrgebiet ziehen können. 118 

Die anderen Alliierten konnten sich jedoch der Argumentation Frank- 
reichs nicht anschließen und auch in Frankreich selbst fand dieser Plan nicht 
ungeteilte Zustimmung. 

So sprach sich General de Gaulle bereits am 9.7.1947 für den Einbezug 
Deutschlands in ein vereintes Europa aus. 119 

In Deutschland wurde das Ruhrstatut verständlicherweise nicht mit offe- 
nen Armen empfangen. Konrad Adenauer als Vorsitzender der CDU erklärte 
im Dezember 1948, dass das Ruhrstatut nur dann eine feste Grundlage sei, 
wenn es die Vorstufe einer europäischen Föderation bilde. 120 Deutschland 
solle die Ruhr und Saar, Frankreich das Erz beisteuern. Der Ministerpräsident 



1 16 Eigener Saarstatut - keine Annexion. 

" Vorschlag einer internationalen Behörde, vgl. Kommunique vom 29.12.1948 Uber 
ein internationales Ruhrstatut in AdG, S 89ff. Dies war auch eine der immerwie- 
derkehrenden Hauptforderungen der französischen Regierung, insbesondere unter 
de Gaulle bis 1946. Erst als absehbar war, dass diese Pläne von den anderen westli- 
chen Alliierten nicht unterstützt wurden, erfolgte ein Umdenken bzw. Strategie- 
wechsel. Vgl. auch Wilfried Loth in ,Die Anfänge der europäischen Integration 
1 945-50", S 36ff, der ein Umschwenken der französischen Separierungspolitik erst 
unter Ministerpräsident Leon Blum 1947 sieht. Vgl. auch Hans von der Groeben 
und Hans Möller in ,Pie Europäische Union als Prozeß", S 53. 

118 Vgl. auch das Memorandum vom 25.4.1946 der französischen Delegation in Europa 

Archiv S 538ff, Jg. 1947. 

119 Europa Archiv, S 838, Jg. 1947. Inwieweit dies jedoch eine gleichwertige Partner- 

schaft sein sollte, sei dahingestellt. Dies insbesonders in Hinblick auf das Verhalten 
de Gaulles in der Folgezeit. 

120 Vgl. auch Hans von der Groeben und Hans Möller in ,Pie Europäische Union als 

Prozeß", S 53, Pkt. 4.a): , führende Politiker der Bundesrepublik hatten dagegen 
vor allem den Abbau der kriegsbedingten Aversionen gegenüber der Bundesrepu- 
blik bei den westlichen Nachbarn sowie eine eindeutige und feste Abgrenzung ge- 
genüber dem expandierenden Einflussgebiet der Sowjetunion im Auge." 
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Nordrhein-Westfalens erklärte, 'Wir stellen schmerzlich fest, dass der deut- 
sche Standpunkt, der eine wahrhaft europäische Lösung vorsieht, nicht in 
Erwägung gezogen wurde und dass man von alliierter Seite die Idee einer 
einseitigen Kontrolle noch nicht aufgegeben hat. " m 

In einem Vertrauensantrag vom 26.1 1.1949 122 forderte das französische 
Parlament mit 334 gegen 248 Stimmen in Pkt 7 die 'baldige Erric htung einer 
wirklichen europäischen politischen Behörde. " 

So ist der einstimmige Vorstoß der französischen Regierung vom 9. Mai 
1950 in Form des (kleinen) Schumanplanes verständlich, nachdem die Sepa- 
rierung oder Internationalisierung des Ruhrgebiets und des Saarlandes nicht 
gelang, und wurde von Konrad Adenauer und seinem Regierungskabinett 
auch begrüßt. 123 

Denn im vorgelegten Schumanplan 124 sollte Westdeutschland die Rolle 
eines gleichberechtigten Partners zukommen. Dieser Plan hatte in der 'Inter- 
nationalen Rohstahlgemeinschaft" von 1925/26 l " und im Briand-Plan ~ von 
1930 bereits Vorbilder. 

Bereits am 26.4.1950 hatte der französische Außenminister Robert Schu- 
man in einer Rede in Paris einen Grundriss entworfen (großer Schumanplan) 
und die Eingliederung Westdeutschlands in den Atlantikpakt in Zusammen- 
hang mit dem Vorschlag Adenauers vom 7.3.1950 über eine deutsch- 
französische Wirtschaftsunion gefordert. 127 



121 Aus AdG, S 72. 

122 AdG, S212. 

123 AdG, S 295, 303. 

124 Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen U- 

nion"von Anton Schäfer, Pkt. 11.19. 
12 Freiwilliger privatrechtlicher Zusammenschluss von Stahlproduzenten vom 
1.10.1926. Durch belgische, deutsche, französische, luxemburgische und saarlän- 
dische Produzentenverbände gegrtindet. Später traten dann österreichische, tsche- 
chische und ungarische Verbände bei. 

126 

Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen Union" 
von Anton Schäfer, Pkt. IL 12. 
127 Die von Adenauer geforderte Verschmelzung der Parlamente der beiden Staaten 
(beginnend mit einem deutsch-französischen Wirtschaftsparlament) wurde jedoch 
von Robert Schuman als „verfrüht" abgelehnt (vgl. Hei nrich Siegler in .Europäi- 
sche Integration", Rz 37). 
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Der Plan von Robert Schuman, der eine supranationale 128 europäische 
Gemeinschaft für die Bereiche Kohle, Eisen und Stahl vorsah, erhielt weitaus 
bessere politisch Chancen, als die zuvor vorgeschlagenen Pläne. 

Robert Schuman konnte mit dem Entwurf für die Bildung einer übernatio- 
nalen politischen Behörde für den Montanbereich etwas anregen, das dann 
vom internationalen Verfassungsausschuss (verstärkter EGKS-Versammlung) 
in den Grundzügen in einem Vorschlag vom 20. Dezember 1952 für den 
politischen Bereich vorgestellt wurde. Diese politische Behörde sollte der 
Vorläufer einer europäischen Regierung sein und deren Realisierung vorbe- 

129 

reiten. 

Für Deutschland war der Schumanplan aufgrund der Erfahrungen mit dem 
internationalen Ruhrstatut mehr als annehmbar, ja er wurde von Teilen der 
Regierung und den Industriellen des Ruhrgebiets sehr begrüßt. 130 Die libera- 
len Kräfte in der Regierung, Industrie und Landwirtschaft jedoch opponierten 
gegen diese Pläne. 

Auch die Opposition in Westdeutschland 1 ' 1 sprach sich ursprünglich, vor- 
behaltlich der Klärung verschiedener Fragen (z.B. Sozialisierung der Betrie- 
be, bisheriges Ruhrstatut u.a.) für diesen Plan aus. 132 

Das Vereinigte Königreich begrüßte zwar grundsätzlich diesen Plan, hatte 
jedoch an den an der Teilnahme bzw. engeren Einbindung zu den Verhand- 
lungen selbst kein weiteres Interesse und begnügte sich mit einem Beobach- 
terstatus. Insbesondere waren die vom 9.5.1950 niedergelegten Grundsätze, 
die Zusammenlegung der Hilfsquellen und die Schaffung einer supranationa- 
len, eigenverantwortlichen und mit außerordentlichen Befugnissen ausgestat- 
teten Behörde, verbunden mit dem Übergang von souveränen Befugnissen, 
für die Regierung des Vereinigten Königreiches nicht annehmbar. 133 



Zum Begriff .Supranationalität,, vgl. den französischen Text des EGKSV, Art 9 Zif. 
5 und 6 - „caractere supranational" • Schwatze /Hummer „Eurcparecht", Rz 872. 

129 Die europäische Politische Gemeinschaft war eng mit der EVG verflochten - siehe 

auch Pkt. 1U.2 und UI.3. 

130 Vgl. AdG, S 308. 

13 Insbesondere SPD als stärkste Fraktion. 

132 Vgl. AdG, S 308. 

133 Vgl. AdG, S 315ff. 
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Die Interventionen der UdSSR in Korea waren auch der Auslöser für die 
öffentliche Debatte über die Wiederbewaffnung Deutschlands. Charles de 
Gaulle forderte in einem Interview am 11.7.1950, nachdem ein Abkommen 
zwischen Deutschland und Frankreich geschlossen sei, die Wiederbewaffnung 
Westdeutschlands und die enge Einbeziehung in eine europäische Föderati- 

134 

on. 

Auf Schloss Ernich fand am 24. September 1951 dann erste offizielle Ge- 
spräche zwischen der Alliierten Hochkommission und der deutsch Regie- 
rung 135 über die Ersetzung des Besatzungsstatuts durch vertragliche Vereinba- 
rungen und den Beitrag Westdeutschlands zum atlantischen Verteidigungs- 
bündnis statt. 136 



Mit der Unterzeichnung der 'Konvention über die Beziehung der drei 
Westmächte zur Bundesrepublik" 137 am 26. Mai 1952 in Bonn wurde das 
Ende der Besetzung Westdeutschlands eingeleitet. In Art 2 der Konvention 
wurde die Souveränität der BRD insoweit eingeschränkt, als diese sich auf die 
Rechte 

a) der Stationierung von alliierten Streitkräften 138 ; 

b) an der Kontrolle von Berlin 1 ; 

c) über die Wiedervereinigung Deutschlands 140 und 

d) über einen Friedensvertrag 141 bezogen. 

In Art 10 der oben genannten Konvention wurde im Falle einer Vertrags- 
revision ausdrücklich in lit a.) die automatische Vertragsrevision angeordnet, 
wenn eine europäische Föderation gebildet werden sollte. Mit den 'Pariser 
Verträgen" 142 endete das Besatzungsregime der drei Alliierten Mächte in 
Westdeutschland und es wurde die alliierte Hochkommission am 5.5.1955 um 
12.00 Uhr aufgelöst. 143 Jedoch erst mit dem ,Zwei -Plus- Vier- Vertrag" 144 vom 
12. September 1990 erlangte Deutschland die volle Souveränität zurück. 



134 AdG, S 336. 

1 15 Adenauer und Hallstein als Delegierte. 

136 AdG, S 562. 

137 Auch Deutschlandvertrag, Generalvertrag genannt, von der DDR-Führung als 'Ge- 

neralkriegsvertrag" bezeichnet. 

138 Vgl. auch Art 4 und 5. 

139 Vgl. auch Art 6. 

140 Vgl. auch Art 7 Abs 1 . 

141 Vgl. auch Art 7 Abs 2 und 3 der Konvention. 

142 Letzte Ratifikationsurkunde am 5.5.1955 hinterlegt. 

143 AdG, S 1441f. 
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Konrad Adenauer sprach in einem Vortrag im Facility-Club der Harvard 
Universität in Cambridge 145 am 17.4.1953 ganz selbstverständlich aus, dass: 
"es nicht mehr lange dauern (wird), bis wir allgemeine Wahlen für ein 
europäisches Parlament abhalten werden" und 'das Gesetz der Schwe rkrafi 
wird uns automatisch immer näher an unser Endziel heranführen, an die 
Vereinigten Staaten von Europa. " I46 

Als die Verteidigungsgemeinschaft 1954 147 jedoch endgültig als geschei- 
tert anzusehen war, wurden dringend verschiedene Maßnahmen gesucht, um 
Deutschland in die 'Verteidigung des Westens" einzubinden. In der Folge 
wurde klar, dass sich Westdeutschland nur durch die Aufstellung eigener 
Truppen unter deutschem Kommando beteiligen kann. 

Die Kosten wurden in Höhe der bisherigen Besatzungskosten geschätzt. 

Dieser 'Wehrbeitrag" 1 wurde jedoch von vielen Westdeutschen vehe- 
ment abgelehnt. Befürchtet wurde u.a., dass eine Wiedervereinigung mit der 
Ostzone dadurch verunmöglicht wird. 

Die BRD wurde am 5.5.1955 durch Hinterlegung der Ratifikationsurkun- 
de zusammen mit Italien Mitglied der WEU 150 und der NATO. 151 

Die Diskussion über die Neutralisierung Westdeutschlands wurde dadurch 
jedoch nicht zurückgelegt, im Gegenteil. Durch die kurz zuvor in Moskau 
unterzeichnete Lösung der Neutralisierung Österreichs, wurde auch die 
Debatte in Westdeutschland wieder stark belebt. Zwar sprachen sich die 
meisten politischen Parteien in Westdeutschland gegen eine solche Lösung 
aus, dennoch löste die Debatte bei den westlichen Verbündeten Befremden 
aus, nachdem diese Auseinandersetzung gerade zu dem Zeitpunkt wieder 
aufkam, nachdem Westdeutschland die Souveränität 1955 fast gänzlich 
wieder erlangte. 



l44 dBGBl. 1990 HS 1318 

145 Massachusetts, USA. 

146 AdG, S 923. Vgl. dazu auch die derzeitige Debatte Uber ein 'Cravitationszen trum" 
die unter anderem von Joschka Fischer ausgelöst wurde (siehe Pkt. VI.2). 

147 Siehe Pkt. UI.2. 

148 Wirtschaftsminister Ludwig Erhard in einem Interview gegenüber UP am 12.1.1955, 

AdG, S 1372. 

149 Finanzieller Beitrag, Aufstellung und Bewaffnung von Truppen, Beteiligung an 
WEU und NATO. 

150 Eröffnungssitzung am 7.5.1955. 
15 Eröffnungssitzung am 11.5.1955. 
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I.3.e.2 

Die Anpassung der europäischen Idee an die politische Realität - 

ab 1955 

Die Europa Union forderte auf den Jahreskongressen in Resolutionen im- 
mer wieder die wirtschaftliche Integration Europas einschließlich Deutsch- 
lands. Seit dem Zeitpunkt der Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 1957 bis Ende der 
Sechzigerjahre sind jedoch merklich weniger Rufe nach einem engen europäi- 
schen Zusammenschfuss im Sinne eines Bundesstaates oder der Bildung einer 
Europäischen Politischen Autorität zu verzeichnen. Hans von der Groeben hat 
mit seinem , Programm für Europa" die D iskussion über den ,Abschluss eines 
Rahmenvertrags"für eine politische Gemeinschaft wiedereröffnet. 152 

Vordringliche Themen waren in der Folgezeit vor allem die anhaltende 
Gefahr eines atomaren Schlagabtausches zwischen den beiden Machtblöcken, 
die verschiedenen weltpolitischen Aktivitäten der USA mit anders gelagerten 
Schwerpunkten und Interessen, die Wiederaufrüstung in Europa und später 
die globalen Abrüstungsgespräche Ende der Sechzigerjahre bis Mitte der 
Achtzigerjahre. Auch die positive wirtschaftliche Entwicklung sorgte dafür, 
dass die Idee eines vereinigten Europas nicht mehr so vordringlich er- 
schien. 153 So ist es auch verständlich, dass sich am 9. Mai 1975 das 1955 
gegründete , Komitee für die Gründung der Vereinigten Staaten von Europa" 
auflöst. 

Im Dezember 1963 sprach sich die Versammlung der WEU in einer Emp- 
fehlung für eine Europäische Politische Gemeinschaft aus. Kurz davor waren 
die Verhandlungen im Rahmen der Fouchet-Pläne 154 an den unterschiedlichen 
Ansichten der Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaften gescheitert. 



152 Programm vom 23.6.1969, Pkt. B, C und D. Charles de Gaulle ist m 28.4.1969 zu- 

rückgetreten. 

153 Konrad Adenauer hat dies in einer Rede anlässlich eines Staatsbesuchs in Brüssel 

auch ganz klar formuliert. Er warnte dabei auch vor einer zu großen Starrheit und 
Perfektionismus bei der europäischen Integration. Er nannte dabei unter anderem 
den Perfektionismus ,eine Krankheit unserer Zeit" (vgl. Heinrich Siegler in ,Eur o- 
päische Integration", Rz 149). 

154 Siehe Pkt. DX5. Vgl. dazu auch den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Gründung 

einer europäischen Union"von Anton Schäfer unter Pkt. 11.25. 
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Durch die Obstruktionshaltung de Gaulies 155 und die politische Entwick- 
lung in der Gemeinschaft wurde der Kommission faktisch die besondere 
Stellung als , Motor, Wächter und ehrlicher Makler" 156 der Integration abge- 
nommen und der Rat übernahm mehr oder weniger diese Funktion bis heu- 
te. 157 Gemäß Art 202, 158 dritte Spiegelstrich EGV kann der Rat bestimmte 
Kernbereiche sich selbst zur Entscheidung vorbehalten. Und das hat er auch 
politisch getan. 

,Bei den Arbeiten an den praktischen Problemen wurde schon bald klar, 
dass die Gemeinschaft mehr als die Organisation eines Marktes war, und 
dass sie politischen Gehalt hatte (...). Die Rechtsetzung griff anfangs punktu- 
ell, dann aber immer weiter in viele Bereiche der Rechtsordnung der Mit- 
gliedsstaaten ein. (...) Deshalb war die Vorstellung, bei der Gemeinschaft 
handle es sich um eine Zweckgemeinschaft funktionaler Integration, bei der 
es um Wissensvollzug und nicht um politische Willensentscheidung gehe, für 
die mit den praktischen Problemen befassten Akteuren allenfalls in der 
Anfangsphase eine taugliche Erklärung. Sie beruht auf dem Versuch, das 
Phänomen Integration zu erklären und zu fördern, ohne die Substanz der 
Staaten dabei zu tangieren und deren Souveränität zu beeinträchtigen (...). 
Dass dies eine Illusion war, wurde in der Praxis alsbald deutlich. " I59 

De Gaulle hatte dies als Integrationsskeptiker 160 erfasst und daher die Po- 
litik des leeren Stuhls bis zum Luxemburger Kompromiss durchgezogen und 
damit die weitere Integration zumindest verlangsamt. 



Vor allem der supranationale Charakter der Gemeinschaften war de Gaulle ein 
,Porn im Auge" und kennzeichnete seine Politik. Vgl. dazu z.B. Hans von der 
Groeben in .Aufbaujahre der Europäischen Gemei nschaft", S 43. 

So Walter Hallstein. Die besondere Rolle und die Zusammensetzung der ersten 
Kommission und die Auswirkungen auf den Erfolg der Europäischen Gemeinschaft 
waren wohl ausschlaggebend für das Gelingen. 

Albrecht Weber weißt in .Geschichte der internationalen Wirtschaftsorganisatio- 
nen", S 1 16 auf die Problematik hin, dass vom Rat seit 1974 wichtige Impulse aus- 
gingen aber auch das institutionelle Gleichgewicht gestört wurde. 

Ehemals Art 145 EGV 

Ulrich Everling in „40 Jahre Römische Verträge", S 1 83f. Diesen politischen G ehalt 
der Europäischen Gemeinschaften wurde vom Vereinigten Königreich am deut- 
lichsten erkannt. Aus diesem wiederum resultierten unter anderem deren Vorbehal- 
te gegenüber der europäischen Integration. Die Diskussionen anlässlich der Bil- 
dung einer Europäischen Freihandelszone seit 1956 und des ersten Beitrittsgesu- 
ches des Vereinigten Königreichs 1961 zeigen dies sehr deutlich — vgl. dazu auch 
Heinrich Siegler in .Europäische Integration". 

Vgl. dazu z.B. Hans von der Groeben in .Aufbaujahre der Europäischen Gemein- 
schaft", S 128ff, 278f. 
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Walter Hallstein ist dann am 6.7.1967 mehr oder weniger freiwillig zu- 
rückgetreten. 161 Das Kommissionsmitglied 162 Jean Rey wurde sein Nachfol- 
ger. 163 Die Kommission verlor einen der wichtigsten Streiter für den Gedan- 
ken der Supranationalität. 

Die Einführung der Europäischen Politischen Zusammenarbeit, 164 der 
Währungsverbund, 165 die Bildung des , Europäischen Rates", 166 die Einfüh- 
rung des Europa-Passes, 167 Europäisches Währungssystem 168 und Europäi- 
sche Währungseinheit (ECU) durch den Europäischen Rat 165 und die Direkt- 
wahl zum Europäischen Parlament 170 waren dann wieder die ersten Wegwei- 
ser für die engere politische Zusammenarbeit. 

In den Jahren seit 1980, 171 spätestens sichtbar seit der Einheitlichen Euro- 
päischen Akte 1985/86, die im Zusammenhang mit den Konferenzen für 
Sicherheit und Zusammenarbeit (KSZE) und deren Nachfolgekonferenzen zu 
sehen ist, wurde die Diskussion über den zukünftigen Weg, eine europäische 
Verfassung und das Ziel der Gemeinschaften wieder offen und kontrovers 
geführt. 

Trotz der Diskussionen, Entschließungen, der Veröffentlichung und Prä- 
sentation von verschiedenen Entwürfen für eine Reform der Union durch das 



Hans von der Groeben meint in .Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft", S 
132: Präsident de Gaulle hatte zudem seine Abneigung gegen die Mitglieder der 
EWG-Kommission nicht verborgen" und in „'Deutschland und Europa in einem 
unruhigen Jahrhundert", S 307 führt er aus: „1966 entstand insofern eine schwier i- 
ge Situation, als Präsident de Gaulle einer Erneuerung des Mandats von Walter 
Hallstein als Präsident wegen grundsätzlicher Differenzen über den Fortgang der 
Integration nicht zustimmen wollte, die anderen Mitgliedstaaten aber für die Er- 
neuerung des Mandats von Walter Hallstein waren. (...) Walter Hallstein verzichte- 
te auf eine erneute Kandidatur und wollte auch nicht als Vizepräsident weiter in der 
neuen Kommission mitwirken." 

162 Seit 1958. 

163 Bis 1970. 

164 Seit 19.5.1970 - Konferenz von Viterbo und Davignon-Bericht vom 27.10.1970. 

165 Basler Abkommen vom 10.4.1972, in Kraft getreten am 24.4.1972. 

166 Am 10.12.1974 vereinbart, erstes Zusammentreten als Europäischer Rat am 
10./1 1.3.1975 in Dublin. 

167 172.12.1975 Vereinbarung einer Passunion, erste Pässe ab 1.1.1985. 

168 EWS, vorerst ohne das Vereinigte Königreich. 

169 Bremen vom 4./5. 12.1978 bzw. Brüssel am 12./1 3.3.1979. 

170 7.6. bis 10.6.1979. 

171 Siehe Genscher-Colombo-Plan. 
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Europäische Parlament ist es jedoch bisher zu keiner grundlegenden instituti- 
onellen Reform gekommen. 

Es wurde zwar die meisten Mankos aufgezeigt, aber auch die EEA 1987 
brachte nur ganz geringe institutionelle Änderungen. 

Die materiellen Aufgabenbereiche der Gemeinschaften wurden ausgewei- 
tet, wie dies bereits u.a. im Tindemans-Bericht 172 angemahnt wurde. For- 
schung, Technologie, Umwelt u.v.a.m. wurde nun Bestandteil der supranatio- 
nalen Koordination und Gesetzgebung. 

Der integrationsfeindliche Einfluss de Gaulles und der Luxemburger 
Kompromiss sowie die reservierte Haltung des Vereinigten Königreichs 
wirkte stark bis zu Beginn der achtziger Jahre nach. Die Erkenntnis, dass die 
Gemeinschaft als eigene Rechtsstruktur und als Gebilde zwischen dem 
staatlichen Recht auf der einen und dem Völkerrecht auf der anderen Seite 
konzipiert war und eigenen Regeln unterliegt, 173 setzte sich aber langsam 
durch. 

Die Anwendung der Mehrheitsentscheidung nach gewichteten Stimmen, 
wie im EWGV vorgesehen, wurde als entscheidende Bedeutung für die 
Verbesserung der Handlungsfähigkeit"^ 1 * gesehen. Doch kam es erst am 
18.5.1982 wieder zu einer Mehrheitsentscheidung im Rat. Gerade durch die 
Möglichkeit für alle Mitglieder bindende Verfügungen durch Mehrheitsent- 
scheidung treffen zu können unterscheidet sich die supranationale von der 
internationalen Organisation. 

Als Schranke für die Möglichkeit der Mehrheitsentscheidung durch die 
Organe der Gemeinschaft bzw. Union haben sich im Laufe der Zeit die 
Grundprinzipien der mitgliedsstaatlichen Verfassungen 175 herausgebildet. 176 



172 29.12.1975 

173 Wie dies der EuGH bereits 1962 in der Rs 26/62 van Gend & Loos erstmals judi- 

zierte. 

174 Ungerer 1989, S 89. 

175 Bauprinzipien, Strukturbausteine, leitende Prinzipien des Verfassungsrechts etc. 
Hugo J. Hahn sieht in ,Per Vertrag von Maastricht als völkerrechtliche Überein- 
kunft und Verfassung", S 123, den Grundrechtsbestandteil des GG nicht grundsätz- 
lich als solches als Bauprinzip geschützt, jedoch die .Rechtsprinzipien, die dem 
Grundrechtsteil des Grundgesetzes zugrunde liegen." 

176 Diese Schranke ist jedoch nicht unbestritten, insbesondere die Föderalisten sehen 
darin einen nationalen Vorbehalt um das Gemeinschaftsrecht im Fall der Fälle aus- 
hebeln zu können. Auch wird dieser Vorbehalt vor allem vom deutschen und öster- 
reichischen Bundesverfassungsgericht sowie der Lehre angewendet, nicht aber in 
den anderen Mitgliedsstaaten. 



34 



Auch elementare" Interessen eines Mitgliedsstaates sollen solche Schra nken 
bilden können. 177 

Das mit der EEA mit Blick auf den Maastrichter Vertrag vorgesehene 
Binnenmarktkonzept für die Gemeinschaft bedeutete für die Integration einen 
weiteren wichtigen Schritt. Denn ein Binnenmarkt ist vereinfacht ausge- 
drückt, in Erweiterung des Gemeinsamen Markts, ein umfassender Raum, in 
dem die Staatsgrenzen der Mitgliedsstaaten keine Rolle mehr spielen können 
und dürfen. Grenzen dürfen somit für das Inverkehrbringen von Waren, den 
Urheberschutz, Markenschutz etc. nicht mehr beachtlich sein. 178 Die Schaf- 
fung des Binnenmarktes ist ein dynamischer Prozess, der für die Zukunft noch 
wichtige Integrationsimpulse bringen wird. Je mehr der Binnenmarkt fort- 
schreitet, desto mehr müssen die Rahmenbedingungen der Mitgliedsstaaten 
für die Unternehmen und Unionsbürger fortentwickelt und harmonisiert 
werden. Nur so kann das Preis-/Leistungsverhältnis in Form der sozialen 
Marktwirtschaft mit bedingt freier wirtschaftlicher Konkurrenz zum Wohle 
der Allgemeinheit ohne gröbere Verzerrungen gewährleistet werden. 

Durch das Schengener-Abkommen 17 ' 1 wurden die Binnengrenzen weitge- 
hend abgebaut. 

Der Vertrag von Maastricht brachte für die Europäische Gemeinschaft ein 
Zuwachs an Kompetenzen. 180 

Die Gründung der Europäischen Union als eine ,jntergouvermentale"0 r- 
ganisation ohne subjektive völkerrechtliche Rechtspersönlichkeit ist jedoch 
ein wesentlicher Mangel. 181 Dennoch ist ,(iie Europäische Union (...) seit 
1993 die höchste Stufe des Europäischen Integrationsprozesses. " 182 



Vgl. dazu z.B. Peter M. Huber in ,Das Ziel der europäischen Integration", S 22. 

Diese Definition ist nicht mit dem Textverständnis des EGV kompatibel. 

Unterzeichnet am 14.6.1985 und in Kraft getreten am 1.1.1990. 

Z.B. Vollendung des Binnenmarktes, Unionsbürgerschaft, WWU etc. Der .schlei- 
chende" Zuwachs der Kompetenzen der Gemeinschaften bzw. der Union wird b e- 
sonders deutlich, wenn die Kompetenzen anlässlich der Gründung der EWG be- 
trachtet werden - besonders gut sind die Kompetenzen von 1958 und deren not- 
wendige Erweiterung in .Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft von Hans 
von der Groeben, Kapitel II, Pkt. 3 aufgezeigt. 

Dies wurde auch vom Reformkonvent erkannt. Eigene Arbeitsgruppen befassen sich 
mit diesem Problem und der Vorschlag der Arbeitsgruppe unter dem Vorsitzenden 
Giuliano Amato, der EU und den EG eine einzige einheitliche Rechtspersönlichkeit 
zu verleihen, wurde vom Plenum des Konvents mit großer Mehrheit angenommen. 
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Seit dem Eintritt in die dritte Stufe der WWU ' ist wiederum ein weiterer 
und sehr wichtiger Schritt im Integrationsprozess erreicht, da die Wirtschafts- 
und Währungsunion fixiert, vereinbart und realisiert wurde. 

Durch die Währungsunion besteht neben dem EuGH nun ein weiteres, von 
den Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft unabhängiges Organ, die Europäische 
Zentralbank (EZB), das wesentlich in die Hoheitsbefugnisse der Mitglieds- 
staaten 184 eingreift und die nationale Souveränität wesentlich beeinträchtigt. 
Völkerrechtlich gilt die Währungshoheit, also das alleinige Recht eigenes 
Geld zu erzeugen, in Umlauf zu bringen und zu bewerten und damit Korrek- 
turen und Angleichungen an die nationale Wirtschaft vornehmen zu können 
sowie die Möglichkeit sich an andere Staaten zu binden, als ein wesentliches 
Merkmal eines souveränen Staates. 185 Durch die EZB ist auch dieses Mono- 
pol aber gefallen. Die EZB ist keine nationale Zentralbank, die Anweisungen 
der Mitgliedsstaaten zu befolgen hat. 186 Damit ist den Nationalstaaten der 
Gemeinschaft ein wesentliches Element der direkten politischen und wirt- 
schaftlichen Regierungspolitik genommen, da sogenannte wirtschaftliche 
Zwänge einer Staatswirtschaft nicht mehr über die Nationalbank oder die 
,Notenpresse"beeinflus sbar sind. 18 

Das relative Mehrstimmigkeitsprinzip 188 kann zu einer weiteren Stärkung 
der EZB beitragen, da es, je größer die Währungsunion wird, immer schwie- 
riger sein wird, entsprechende Beschlüsse fassen zu können. Sollte das in den 
Gründungsverträgen großteils vorgesehenen faktische Mehrheitsprinzip 



Der Präsident des Reform-Konvents Valery Giscard d'Estaing erklärte in einer 
Pressekonferenz im Oktober 2002, dass diese einheitliche Rechtspersönlichkeit 
auch eine Änderung der Bezeichnung dieses Europas zur Folge habe wird. 

12 Köck/Fischer in .Pas Recht der Internationalen Organisationen", S 60. 

13 1.1.1999 (Euro als Buchgeld) und 1.1.2002 (Euro als Bargeld). 
Zumindest der zwölf Teilnehmerstaaten. 

15 Jean Bodin sah ja die Souveränität nur eingeschränkt durch die göttlichen Gebote, 

die natürlichen Gesetze und durch die fundamentalen Rechte (Staatslexikon, S 
1203). 

16 Sie ist aber auch kein ausdrücklich genanntes Organ der Europäischen Gemein- 
schaft. Die fünf Organe der Gemeinschaft sind in Art 7 EGV aufgeführt. Die EZB 
wurde zusammen mit dem ESZB in Art 8 angesiedelt. Die Organe des EGV beste- 
hen durch die Vertraggründung bzw. -erweiterung, die EZB wurde wie das ESZB 
,JSIach den in diesem Vertrag vorgesehenen Verfahren" gescha ffen (Alt 8 EGV). 

17 Wobei die Entscheidungen Uber die Währungspolitik nun bei der Gemeinschaft 
(EZB, ECOFrN, Ministerrat), die Entscheidungen über die Haushaltspolitik bei den 
Mitgliedstaaten liegt. 

18 Die Mitgliedsstaaten entscheiden mit qualifizierter Mehrheit, wenn die überstimm- 

ten Mitgliedsstaaten sich nicht dagegen aussprechen. 
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praktiziert werden, so haben die Mitgliedsstaaten ihre Souveränität im Be- 
reich der Wirtschafts- und Währungsunion endgültig verloren, da sie dann 
Mehrheitsbeschlüsse gegen sich gelten lassen müssten. 

Die Gründung des Europäischen Binnenmarktes 189 und die Gründung der 
Europäischen Union 190 mit der endgültigen Einführung des damit verbunde- 
nen Gemeinsamen Wirtschaftsraumes (Binnenmarktes) und der gemeinsamen 
Währung in Zusammenarbeit mit einer effektiven und unabhängigen Europäi- 
schen Zentralbank kommt dem Ziel einer Europäischen politischen Union", 
wieder näher. Auch wenn noch viele Hürden zu meistern sind und der direkte 
Weg zum Ziel aus politischen Gründen oft nicht eingeschlagen werden kann, 
so ist ein Fortschreiten der Integration nicht mehr aufzuhalten. Insbesondere 
die Möglichkeit der vereinfachten verstärkten Zusammenarbeit 191 zwischen 
verschiedenen Mitgliedsstaaten und dem damit verbundenen fristlosen Op- 
ting-In für die nicht-teilnehmenden Mitgliedsstaaten der Union wird das Ziel, 
der Europäische Bundesstaat, zwar auf Umwegen, aber vermutlich doch 
rascher erreicht werden können. 

Die IEF forderten anlässlich des Gipfels der Staats- und Regierungschefs 
in Nizza 192 in einem Beschluss: 

Aufarbeitung der Jeft over "von Maastricht und Amste rdam; 
Übergang zum grundsätzlichen Mehrheitsprinzip bei den Ab- 
stimmungen im Rat; 

Anpassung der Kommission an die Arbeitsfähigkeit des Gre- 
miums und nicht an nationale Interessen der Mitgliedsstaaten; 
Änderung der weit verbreiteten Ansicht, dass jeder Mitglieds- 
staat einen Anspruch auf einen Kommissar hat und damit ,Eu- 
ropäisierung"der Kommi ssion; 

Verabschiedung einer rechtsverbindlichen Charta der europäi- 
schen Grundrechte; 

Einsetzung eines Verfassungskonvents und Ausarbeitung einer 
europäischen Verfassung; 

Abschaffung der Regierungskonferenzen nach bisherigem 
Muster; 



189 1992 

190 1993 

191 Mit dem Vertrag von Nizza vereinbart. 

192 7. bis 9. Dezember 2000 
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Weitere offene Forderungen waren: 

Sicherstellung der weiteren Dynamik der Integration; 
Verbesserung der Handlungsfähigkeit der Union; 
Verstärkung der Zusammenarbeit der Organe; 
Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen Union und den 
Organen der Mitgliedsstaaten. 
Behebung des Demokratiedefizits; 
Verstärkung der Mehrheitsentscheidungen im Rat; 
Anpassung der Sitzverteilung im Europäischen Parlament un- 
ter Berücksichtigung der Bevölkerungsanzahl pro Mitglieds- 
staat; 

klare Kompetenzzuweisung und Kompetenzabgrenzung zwi- 
schen Mitgliedsstaaten und Union bzw. Gemeinschaft; 
Schaffung von Entscheidungsorganen und klare Zuweisung 
von Kompetenzen an diese; 193 

46 Nachdem nun die Wirtschafts- und Währungsunion in die letzte Phase 
eingetreten ist, müssen sich die wirtschaftlichen Integrationskräfte verstärkt 
auf die vollständige Umsetzung des Binnenmarktkonzeptes konzentrieren, um 
Wettbewerbsverfälschungen, insbesondere in Hinblick auf die Erweiterung 
der Union, abzubauen. Wie die Erfahrung der letzten fünfzig Jahre gezeigt 
hat, ist die wirtschaftliche Integration offenbar die unerlässliche Vorausset- 
zung für die politische. Dabei darf jedoch das Wechselspiel zwischen beiden 
nicht übersehen werden und auch der globale Wettbewerb wird für die weite- 
re Integration einen wichtigen Faktor spielen. 1 ' 4 



Konstitutionalisierung 
Siehe Pkt. VL4.C.3. 
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1.4 

Exkurs 
WTO und GATT 1947 195 

Die Ziele der ITO 196 waren die Ausweitung und Liberalisierung 197 des 
Weltwarenhandels und der internationalen Wirtschaftsbeziehungen allgemein 
sowie die Ausweitung und die Einbeziehung der Entwicklungsländer in 
diesen Handel. Dadurch, dass wichtige Staaten, wie die USA, der gesamte 
„Ostblock" mit Ausnahme der Tschechoslowakei u.a., die Charta nicht 
unterzeichnet oder anerkannten oder ratifizierten, trat das Abkommen nicht 
vollständig in Kraft. 198 

Durch die Verhandlungen seit 1946 199 und den bald sichtbaren Vor- und 
Nachteile der geplanten Welthandelsorganisation (ITO/WTO) bzw. des dann 
schlussendlich in Kraft getretenen ,provisorischen"Freihandelsabko mmens 200 
wurde für die europäischen Märkte ab 1948 eine gänzlich neue wirtschaftli- 
che Situation geschaffen. 201 

Das GATT 1947 hatte bereits seit dem Beginn 1947 Probleme mit der 
mangelnden Universalität, der Rechtsansicht der USA, dass es für sie nur ein 
'Regierungsübereinkommen" 202 sei und mit den vielen Ausnahmemöglichkei- 



" Zeithistorisch ist dieser Punkt nicht ganz korrekt hier eingefügt. Der kurze Exkurs 
dient der Beleuchtung einer parallelen Entwicklung, welche wesentlich auf die Eu- 
ropäischen Gemeinschaften eingewirkt hat. 

16 Oder auch WTO 1947 

17 Vgl. Art I GATT 1947. 

18 Zu WTO und GATT siehe u.a. die Schriften von Richard Senti. 

19 Erste Vorkonferenz vom 15.10. bis 26.1 1.1946 in London. 

10 GATT 1947, am 30.10.1947 von 23 Staaten unterzeichnet, am 21.11.1947 bis 
24.3.1948 erste GATT-Konferenz in Havanna. Das GATT geht auf die Idee des 
US-Handelsbelebungsprogramms von Cordell Hull in den 1930er Jahren zurück. 

" Westdeutschland und Österreich traten dem GATT 1951 bei. 

12 Tatsächlich ist es ein aus bilateralen Zollverhandlungen am 30.10.1947 entstandenes 
.Provisorium", d as nur bis zur geplanten Gründung der WTO aufrecht bleiben soll- 
te. Der US-amerikanische Kongress verweigerte den Beitritt der USA zur ITO und 
die Ratifizierung des GATT-Abkommens - vgl. auch Heinrich Siegler in .Europäi- 
sche Integration", Rz 10. Durch die Verhinderung der ITO wurden bald Probleme 
für das GATT sichtbar, da es ja nur als Provisorium gedacht war und die eingesetz- 
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ten." " Dennoch hatten seine Bestimmungen für den Welthandel ungeahnte 
Auswirkungen. 

Vor allem die Meistbegünstigungsklausel und die Jnländergleichbehand- 
lungs-Klausel" 204 waren vielen europäischen Ökonomen ein 'Dorn im Au- 
ge". 205 Dadurch wurde das bisherige System der protektionistischen Marktab- 
schottung der Nationalstaaten, seit Beginn des Ersten Weltkriegs üblich, 
verboten und die plötzliche Öffnung der Märkte hätte, so wurde unter ande- 
rem befürchtet, für die Wirtschaftssysteme Westeuropas ungeahnte negative 

1 206 

Folgen. 

Die westeuropäischen Industriestaaten hatten im Jahr 1947 einen durch- 
schnittlichen Zollsatz von rund 40%. 207 

Auch für den nordamerikanischen Markt hatte das GATT 1947 nicht in 
allen Bereichen nur Vorteile und schon 1955 beantragte die USA eine men- 
genmäßige Beschränkung im Bereich der Landwirtschaft. 208 



te , Interimskommission" kein Ersatz für funktionierende Organe einer Internati o- 
nalen Organisation war. 

Waiver - Aussetzen von Vertragsverpflichtungen, % Mehrheit im GATT- 
Ministerrat erforderlich. Vgl. auch Hans von der Groeben und Hans Möller in ,Pie 
Europäische Union als Prozeß", S 59. Sie sprechen davon, ,dass auch die u r- 
sprüngliche Welthandelsordnung des GATT mehr und mehr durch Modifikationen, 
Ausnahmebestimmungen, Umgehungen und Verletzungen teilweise durchlöchert 
und teils zersetzt wurde." 
Beide Art I GATT 1947. 

Im Bericht des Regierungsausschusses unter Vorsitz von Paul Henri Spaak vom 21. 
April 1956 wird dieser Aspekt im ersten Teil Uber den Gemeinsamen Markt aus- 
drücklich erwähnt. Walter Hallstein bemerkt zur GATT in seiner Rede am 20. 
März 1958 und am 13.1.1959 vor dem Europäischen Parlament, dass die Ausnah- 
meregelungen des GATT für Zollunionen bereits bei den Verhandlungen verschie- 
denen Vertretern eine europäische Zollunion vor Augen standen und deshalb Ein- 
gang in die Satzung des GATT fanden (vgl. Heinrich Siegler in .Europäische In- 
tegration, Rz 140, 202, 252). 

Auch den US-amerikanischen Ökonomen waren viele Bestimmungen der WTO 
dann zu weit gehend und es wurde befürchtet, dass die USA dadurch in ,der au- 
ßenwirtschaftpolitischen Freiheit" zu weit eingeschränkt würde. Vgl. dazu Alfred 
Weber in .Geschichte der internationalen Wirtschaftsorganisationen", S 72ff. 

Nach 'Die neue Welthandelsordnung" von Eva Schuler-Steindl, Pkt. C.l.d. 

Agrarwaiver. 
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Durch den Zusammenschluss von sechs westeuropäischen Staaten in eine 
Gemeinschaft (Zollunion) 209 konnte das Privileg des Art XXIV Abs 5 bis 10 
GATT 1947 zur Anwendung kommen und eine Befreiung vom Meistbegüns- 
tigungsprinzip erwirkt werden. 210 

Voraussetzung für eine solche Befreiung vom Meistbegünstigungsprinzip 
war, dass der Handel der Zollunion 211 oder Freihandelszone 212 'annähernd 
den gesamten Handel" 213 der Mitgliedsstaaten des Präferenzsystems einbe- 
zieht, der Wirtschaftsraum besteht 214 oder innerhalb einer angemessenen Zeit 
errichtet wird und die Zölle und Handelsvorschriften gegenüber dritten 
Vertragsparteien nicht höher und einschränkender sind als vor dem Zusam- 
menschluss. 215 



Die Exporte, Importe und Fertigwaren wurden in einer Statistik vom GATT im so- 
genannten .Haberler -Bericht" vom Oktober 1958 gegenübergestellt. Demnach be- 
trug der Jahresdurchschnitt 1 953 - 1 955 (in Prozent) des gesamten Welthandels: 

EWG übriges Nordamerika Weichandel gesamt mit Ausnahme 

Westeuropa und Japan UdSSR. Osteuropa und 

Festlandchina 

Export: 22 19 24 100 

Importe: 21 22 22 100 

Fertigwaren: 20 14 58 100 

(Preise von 1953) 

1 Vgl. auch Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 199, Vortrag vom 24.6.1960, 
.Zur beschleunigten Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft". Dabei ist fes t- 
zuhalten, dass das GATT 1947 in Artikel XXIV Abs 4 ausdrücklich festhält: ,Pie 
Vertragsparteien erkennen an, dass es wünschenswert ist, durch freiwillige Verein- 
barungen zur Förderung der wirtschaftlichen Integration der teilnehmenden Länder 
eine größere Freiheit des Handels herbeizuführen. Sie erkennen ferner an, dass es 
der Zweck der Zollunion und Freihandelszonen sein soll, den Handel zwischen den 
teilnehmenden Gebieten zu erleichtern, nicht aber dem Handel anderer Vertrags- 
parteien mit diesen Gebieten Schranken zu setzen." Das GATT 1947 hat also die 
Bildung von Zollunionen und Freihandelszonen unter Vorbehalt der Nichtdiskri- 
minierung anderer Mitgliedstaaten ausdrücklich befürwortet. 
Art XXIV Abs 8 lit a GATT 1947. 

: Art XXTV Abs 8 lit b GATT 1947. Die Definitionen nach Art XXIV Abs 8 lit a und 
b GATT 1947 ist nur eine Variante um eine Zollunion bzw. Freihandelszone zu de- 
finieren. Sie hat aber, wie dies Walter Hallstein in seiner Rede vom 13.1.1959 vor 
dem Europäischen Parlament ausdrückte, inzwischen .kanon ische Geltung"erlangt 
(vgl. Heinrich Siegler in Europäische Integration", Rz 25 2). 

' Daher galt diese Befreiung noch nicht für die Montanunion. 

1 Wie z.B. auch der Commonwealth, die Französische Union oder die Benelux- 
Staaten (vgl. dazu Art I Abschnitt 2 GATT 1947). 

Ob und inwieweit die EWG tatsächlich diese Befreiungen des GATT erlangt hat 
oder diesem widerspricht blieb, trotz einsetzen einer Studiengruppe durch das 
GATT, lange strittig (vgl. Heinrich Siegler in .Europäische Integration", Rz 1 86). 
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Da die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Europäische Atomgemeinschaft erst nach 
dem Inkrafttreten des GATT 1947 entstanden, sind sowohl die Mitgliedsstaa- 
ten der Gemeinschaften als auch die Gemeinschaft selbst GATT - Mitglie- 

j 216 

der. 

Dadurch kam es natürlich zu Kompetenzstreitigkeiten, Abgrenzungsprob- 
lemen und Interessenskonflikten, insbesondere in denen Bereichen, die 
teilweise der Gemeinschaft, teilweise den Mitgliedsstaaten verblieben sind. 217 

Der belgische Botschafter Max Suetens wurde vom Ministerrat der Mon- 
tanunion auf der ersten Sitzung vom 8. bis 10.9.1952 beauftragt, mit den 
Unterzeichnerstaaten des GATT die entsprechenden Verhandlungen vorzube- 
reiten. Die Montanunion war keine umfassende Organisation 218 im Sinne des 
Art XXIV GATT 1947 und es bedurfte für die Errichtung einer Ausnahmege- 

i . 219 

nehmigung. 

Bei der Eröffnung der sog. Kennedy-Runde des GATT zur weiteren Sen- 
kung der Zolltarife am 4.5.1964 trat die EWG erstmals einheitlich auf. Die 
Kennedy-Runde wurde am 15.5.1967 abgeschlossen 220 und eine Zollsenkung 
in den nächsten fünf Jahren von 35-40% auf Industriegüter vereinbart. ,ßie 
GATT-Runden 221 waren durch die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
direkt verursacht. " 222 

Durch Art 113 E(W)GV ist seit der Bildung des Gemeinsamen Marktes 
eine eigenständige Handelspolitik der Mitgliedsstaaten in den, der Gemein- 
schaft übertragenen Bereichen, nicht mehr zulässig. 



Auch anlässlich der Verhandlungen für eine Freihandelszone zwischen den EWG- 
Sechs und den anderen Mitgliedstaaten der OEEC wurde dieser Vorwurf immer 
wieder erhoben (vgl. Walter Hallstein in seinem Memorandum an den EWG- 
Ministerrat vom 26.2.1959, Pkt. B, 8.). 

216 Wobei die Gemeinschaft jedoch aufgrund der Gemeinschaftsverträge für den Au- 

ßenhandel zuständig ist aber formell kein GATT-Mitglied ist und kein Stimmrecht 
hatte. Vgl. jedoch dazu die Verhandlungen über die Schaffung der WTO 1994. 

217 Z.B. Verpflichtungen von einzelnen Mitgliedsstaaten mit Drittstaaten - vgl. Art 133 

iVm Art 307 EGV. 
_ls Präferenzsystem, Zollunion, Freihandelszone. 

219 Waiver 

220 Schlussakte vom 30. Juni 1967. 

221 Dillion- und Kennedyrunde 

222 Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 632, Vortrag vom 23.9.1966 ,JJber die 

Erweiterung der Gemeinschaft". 
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Am 15.4.1994 wurde in Marrakesch (Marokko) die Schlussakte über die 
Verhandlungen der GATT-Runde 223 abgeschlossen und von 125 Staaten und 
Staatenverbindungen unterzeichnet. Die Europäischen Gemeinschaften war 
Gründungsmitglied der WTO 1994 und übte für die Mitgliedsstaaten das 
Stimmrecht aus. 224 

Mit dem GATT 1994 ist die Gemeinschaft zukünftig alleine für Verpflich- 
tungen daraus zuständig. Die davor getroffenen Abkommen und Verträge 
bleiben jedoch wirksam. 225 

Es wurde die Gründung der Welthandelsorganisation (WTO) als Sonder- 
organisation der UNO und als dritte Säule neben der Weltbank und dem 
Internationalen Währungsfonds beschlossen. Die WTO dehnt ab 1.1.1995 das 
den internationalen Warenhandel regelnde GATT 1947 aus 226 und umfasst 
nun auch den Bereich der internationalen Dienstleistungen (GATS) und 
Schutzmaßnahmen im internationalen Handel für das geistige Eigentum 
(TRIPS). Neue Ausnahmeregelungen können nur mit Dreiviertel-Mehrheit 
der Ministerkonferenz beschlossen werden. Die Ausnahmeregelungen, die 
nach dem GATT 1947 erteilt wurden, sind zwei Jahre nach Inkrafttreten des 
WTO Vertrages ausgelaufen. Neu erteilte „Waiver " können versagt werden, 
wenn sie auf die anderen GATT-Mitglieder negative Auswirkungen haben 
könnten, überhandnehmen oder das GATT 1994 umgehen. 



Uruguay-Runde 

Vgl. dazu das Gutachten 1/94 des EuGH, demnach haben die Gemeinschaft und die 
Mitgliedstaaten eine gemischte Zuständigkeit (GATS und TRIPS). Der Rat hat 
nunmehr nach dem Vertrag von Amsterdam nach Art 133 Abs 5 EGV die Mög- 
lichkeit den Anwendungsbereich des EGV einstimmig auf den Bereich GATS und 
TRIPS auszudehnen und der gemeinsamen Handelspolitik zu unterstellen. 

Z.B. für vor 1958 mit den AKP Staaten und Drittländern vereinbarten Einfuhren. 

Nun kodifiziert im GATT 1994. 
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n. 

Historische Hauptzwecke und Grundmotivationen für die Eu- 
ropäischen Gemeinschaften 

n.i 

Friedenserhaltung - Friedenschaffung 

Jch möchte im Lichte einer politischen Betrachtung dieser Einigungsar- 
beit vor allem sagen, dass dieses Europa als ein Ziel und ein Gegenstand 
unserer Bemühungen ein Werk des Friedens ist. " 22? 

Friede ist ein Zustand, bei dem das Leben und die Freiheit, zumindest je- 
doch das Leben, des Einzelnen von der Gemeinschaft dauerhaft so geschützt 
wird, dass er seine Aufgaben und Kräfte für die persönliche und gesellschaft- 
liche Weiterentwicklung nützen kann. 

Friede ist, wie der Krieg, kein solitärer Naturzustand." 228 Friede ist ein 
gesellschaftspolitischer Prozess, der durch die gemeinsame Bemühung, 
Gewalt von innen und außen von der Gemeinschaft abzuwenden und die 
Mitglieder der Gemeinschaft zu schützen, gekennzeichnet ist. Die Bemühung, 
den Frieden zwischen Einzelnen zu erhalten, ist somit eine der wichtigsten 
Aufgaben jeder staatlichen Gemeinschaft. Um diesen Frieden gemeinschaft- 
lich zu erhalten, muss sich der Einzelne mit seinen Interessen den anderen 
anpassen und sich gegebenenfalls unterordnen. Selbsthilfe ist in einer solchen 
Vereinigung nicht zulässig, weil sie den Friedenserhaltungsprozess wieder 
gefährdet. 229 Unabhängig von der Größe der nationalen oder internationalen 
Gesellschaft ist die Selbsthilfe mit Gewalt immer der falsche Weg, um einen 
rechtmäßigen Zustand herstellen zu wollen. 

Um international oder supranational eine Friedensordnung aufstellen zu 
können, muss bei den Beteiligten der Wille zur friedlichen Konfliktlösung 
vorhanden sein. 



227 Walter Hallstein in Europäische Reden", S 46, Vortrag vom 11.2.1958 unter dem 

Titel: .Großeuropäische Möglichkeiten". 

228 Wie unter Pkt. LI ausgeführt. 

229 Z.B. bei der Familienfehden. Vgl. dazu die Entwicklung der (ewigen) Landfrieden 

im H.R.R.D.N. 
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Für viele Menschen und viele Widerstandskämpfer, die im Zweiten Welt- 
krieg gelitten haben, stand nach dem Krieg die Friedenserhaltung für zukünf- 
tige Generationen fast an oberster Stelle ihrer Wünsche. Diese 'Nie wieder 
Krieg" - Einstellung zeigte sich bei allen betroffenen europäischen Völkern, 
wenn auch unterschiedlich stark. 

Die Art, wie dies zu bewerkstelligen sei, war jedoch sehr umstritten. In 
Deutschland gab es starke Strömungen, ganz Deutschland für neutral zu 
erklären, insbesondere um eine drohende Spaltung in einen Ost- und Westteil 
zu verhindern. 230 

Ebenso gab es Anhänger der Idee eines europäischen oder nordatlanti- 
schen Verteidigungsbündnisses in verschiedenster Form oder eines Wirt- 
schaftsbündnisses oder einer politischen Vereinigung. Den Verfechtern eines 
europäischen Bundesstaates ging es um die Verwirklichung und Verschrän- 
kung aller kulturellen, politischen, sozialen, wirtschaftlichen etc. Gebiete der 
europäischen Staaten, um einen neuerlichen Krieg zu verunmöglichen. 

Aber bereits 1949 231 wurde über eine Wiederbewaffnung Westdeutsch- 
lands in Europa diskutiert. Auf einer Pressekonferenz in Boston im November 
1949 sprach sich der ehemalige US-amerikanische Militärgouverneur Lucius 
D. Clay für die Bildung gemischter Streitkräfte unter beschränkter Beteili- 
gung Westdeutschlands aus. 

Von den meisten Politkern wurde dies als Notwendigkeit anfänglich noch 
bestritten oder abgelehnt, 232 aber im Zuge der Blockbildung zwischen den 
Weltmächten in der Folge immer offener befürwortet. In der seit 1. Oktober 
1949 gegründeten DDR wurden im November 1949 bereits 'besondere 
Polizeieinheiten" aufg estellt. 233 

Die Sowjetunion bzw. der Kommunismus wurde vom Westen als Gefahr 
für die freien liberalen Gesellschaften gesehen und Deutschland bzw. Westeu- 
ropa dazu auserkoren, auf der nördlichen Halbkugel als Puffer zwischen 
diesen Blöcken und Systemen zu agieren. 

Wie diese Wiederbewaffnung aussehen sollte, war jedoch umstritten. Der 
Plan gemeinsamer europäischer - nordamerikanischer Streitkräfte unter 



230 Vgl. z.B. Nauheimer Kreis 1949, AdG, S 88. 

231 Vgl. AdG, S 206, 209 f, S 214. 

232 Z.B. 1949 vom deutschen Bundeskanzler Adenauer oder vom US-amerikanischen 

Verteidigungsminister Louis Johnson. 

233 Zumindest in Westdeutschland wurden diese Einheiten als Vorläufer bzw. als Ar- 

meestreitkräfte gesehen. 
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Einschluss deutscher Kontingente war geplant. Die Führung einer Division 
sollte einem alliierten General übertragen werden. 

Die zuerst sehr leise geäußerte Forderung nach Wiederbewaffnung der 
BRD hatte auch wirtschaftliche Hintergründe. Die Besatzungskosten für die 
drei westlichen Alliierten waren, trotz der Beiträge der BRD 234 sehr hoch und 
ein Friedensvertrag noch immer nicht abgeschlossen, d.h. der Kriegszustand 
mit dem Deutschen Reich formell immer noch nicht beendet. 

Am 9. Dezember 1949 erklärte Konrad Adenauer in einer Vorstandsit- 
zung der CDU in der britischen Militärzone, dass die Mehrheit des deutschen 
Volkes, er selbst und seine Regierung gegen einen neuen Krieg und gegen ein 
Wiederstehen der Wehrmacht eingestellt sei aber: 'Wenn die Welt über die 
Notwendigkeit von Sicherheitsmaßnahmen gegenüber Deutschland spricht, 
sollte sie die Notwendigkeit der Sicherung Deutschlands nicht übersehen. 
Der Zeitpunkt ist nun gekommen, über die Sicherheit zu sprechen, die West- 
deutschland infolge seiner gefährdeten Position verlangen darf. Die Volkspo- 
lizei der Sowjetzone ist eine reguläre Armee, deren militärische Stärke vom 
Westen in Betracht gezogen werden sollte. " 2is 

Doch diese Haltung Adenauers war selbst innerhalb der eigenen Regie- 
rung und der Fraktion der CDU nicht unumstritten. So verließ der erste 
Bundesjustizminister der BRD und spätere Staatspräsident, Gustav Heine- 
mann 236 aus Protest gegen die Wiederbewaffnung 1950 die Bundesregierung 
und trat 1952 aus der CDU aus. Er war dann einer der Mitbegründer der 
neutralistischen 'Gesamtdeutschen Volkspartei", 237 die aus der 'Notgemei n- 
schaft für den Frieden Europas" hervorging, und wechselte nach deren Schei- 
tern zur SPD. 

Die Gesamtdeutsche Volkspartei trat für die sofortige Wiedervereinigung 
Deutschlands ein, stellte sich gegen die Ratifizierung des EVG-Vertrages, 
eine Wiederbewaffnung, war für eine Neutralisierung Deutschlands und 
wollte Europa als , Dritte Macht"zwischen Amerika und Russland stellen. 



] 948: 4,683 Milliarden DM, 1 950 4,6 Milliarden DM - AdG, S229, 392. 
AdG, S 216. 
1969- 1974 

Am 30. 1 1 . 1 952 gegründet. 
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Die politischen und sachlichen Rahmenbedingungen des Kalten Krieges 
brachten für Westdeutschland auch wirtschaftliche und außenpolitische 
Vorteile. 238 

Zum einen wurde der formelle Kriegszustand mit Gesamtdeutschland 
durch die westlichen Alliierten, mit dem Vereinigten Königreich als erstes, 
am 9. Juli 1951, 16.00 Uhr beendet. 239 Die USA folgten am 17.10.1951. Zum 
anderen wurde das ungeliebte und für Westdeutschland wirtschaftlich und 
politisch unbefriedigende Ruhrstatut und die internationale Ruhrbehörde 240 
größtenteils mit dem EGKSV bzw. der Einsetzung der Hohen Behörde 
abgelöst. 241 Die fortschreitende Demokratisierung Westdeutschlands brachte 
der Bundesregierung im 50er und 51er Jahr eine Fülle von neuen Aufgaben, 
die bisher von der alliierten Hochkommission wahrgenommen wurden und 
auch die Vollmitgliedschaft im Europarat 1951 war für das Selbstbewusstsein 
der deutschen Bevölkerung sehr wichtig. 

Die Verknüpfung der Beendigung des Kriegszustandes mit der Schaffung 
der Montanunion durch die Alliierten ließ Deutschland realistischer weise nur 
diese Option offen, um wieder relativ frei über die Kohle- und Stahlprodukti- 
on zu verfügen. Deutschland konnte und wollte daher diesen Plan schnellst- 
möglich ratifizieren. 242 



Vgl. auch Oliver Thränert, Studie zur Außenpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung, Nr. 
63. 

9 AdG, S 521 . 

0 Selbstauflösung am 10.12.1952 beschlossen. 

1 Vgl. AdG, S 577, 895. 

2 Bruno Kreisky hat in einer Ansprache vor dem Nationalrat am 5. November 1959 

fast wehmütig begründet, warum Österreich der EWG nicht beitreten kann und nur 
die Option Freihandelszone offen steht. Er meinte unter anderem: Jch halte die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft für eine großartige Angelegenheit, vor allem 
deshalb, weil es dieser Institution voraussichtlich gelingen wird, den alten und so 
tragischen Konflikt zwischen Deutschland und Frankreich für alle Zeiten aus der 
Welt zu schaffen. Das wiegt mehr als die wirtschaftlichen Vorteile, die diese Ge- 
meinschaft je bringen kann. (...) Ich bin aber auch der Meinung, und hier befinde 
ich mich in voller Übereinstimmung mit dem Bundeskanzler und den übrigen Mit- 
gliedern der Bundesregierung, dass sich Österreich aufgrund seiner Lage in der 
Führung seiner Außenpolitik auch in Friedenszeiten bemühen muss, das Vertrauen 
vor allem der großen Mächte zu erwerben, und zwar gleichmäßig. (...) Zum Staats- 
vertrag gehört als essentieller Bestandteil auch das Moskauer Memorandum. (...) 
Wir dürfen also einerseits das Moskauer Memorandum nicht ignorieren und müs- 
sen andererseits den Staatsvertrag, den wir ja selbst gewollt haben, berücksichtigen. 
Wir haben jahrelang um diesen Staatsvertrag gekämpft und haben nun die Pflicht, 
auch uns nicht immer erfreulich scheinende Bestimmungen des Staatsvertrages zu 
akzeptieren (Kreisky meinte die Unvereinbarkeit der EWG-Mitgliedschaft mit der 
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Die Europäischen Gemeinschaften und die Europäische Union ist inzwi- 
schen konsolidiert. ,Die Vernetzung der Staaten und Gesellschaften inne r- 
halb der Gemeinschaft ist so groß, dass etwa ein Krieg zwischen Frankreich 
und Deutschland heute sowohl materiell als auch mental als unmöglich 
gelten kann. " 243 

Die Ängste der europäischen Staaten vor eine wirtschaftlich und militä- 
risch starken Deutschland sind weitgehend abgebaut. 244 

Die Sicherung des Friedens durch wirtschaftliche und politische G e- 
meinsamkeiten kann aber nicht ausreichen, um ein gemeinsames friedliches 
Europa zu bauen. Europa muss sich seiner kulturellen Gemeinsamkeiten und 
seines verbindenden Werthorizontes bewusst werden. " 245 



11.2 

Soziale, wirtschaftliche und politische Stabilität 

Meute kann kein Volk der Erde mehr zu Wohlstand gelan gen, wenn es 
arme Nachbarn hat. " 246 

Die Europäischen Gemeinschaften waren unter anderem dazu gebildet 
worden, einen neuerlichen Krieg zwischen den westeuropäischen Staaten 
nicht nur zu verhindern, sondern faktisch zu verunmöglichen. 247 Aber diese 
friedenschaffenden Maßnahmen mussten durch andere flankierend gestützt 

, 248 

werden. 



Neutralität nach Schweizer Muster). Zitiert nach Heinrich Siegler in .Europäische 

Integration", Rz 283. 
Oliver Thränert, Studie zur Außenpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung, Nr. 63. 
Siehe aber die derzeitigen Diskussionen vor allem in Frankreich über ein .starkes" 

Deutschland - Pkt. VI.5. 
Kardinal Karl Lehmann im Interview mit .Europäische Zeitung", S 5. 
Gustav Stresemann 1925. 

Vgl. Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 130, Vortrag vom 16.9.1959, 
.Nordamerika und die europäische wirtschaftliche Integration". 

Während anlässlich der Schaffung der Montanunion der Aspekt der Friedenssiche- 
rung noch stark im Vordergrund stand (vgl. auch die Regierungserklärung von Ro- 
bert Schumann vom 9.5.1950), war dies anlässlich der Bildung des Gemeinsamen 
Marktes und der EURATOM nicht mehr so aktuell. Im Bericht des Regierungsaus- 
schusses unter Vorsitz von Paul Henri Spaak vom 21. April 1956 wird dieser As- 
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Die soziale und wirtschaftliche Stabilität einer Volkswirtschaft ist ein 
wichtiger Friedensgarant, sowohl nach innen als auch nach außen. 249 

Zufriedene Menschen, die eine Existenz zu verlieren haben, sind nicht so 
schnell bereit, ein Wagnis wie einen Krieg einzugehen. Wer jedoch 'nichts zu 
verlieren" hat, kann für solche Abenteuer schneller und vorbehaltsloser 
gewonnen werden. 

Auch die Politiker der Nachkriegszeit haben diese Stabilität als eines der 
wichtigsten Ziele erkannt. 250 Die Erinnerungen an die instabile wirtschaftliche 
und damit auch politische Situation aus den 20er und 30er Jahren des 20. 
Jahrhunderts waren noch präsent. Die Versprechungen und Verführungen der 
national-populistischen und der faschistischen Parteien 251 waren nicht verges- 
sen. 

Daher wurde der Wiederaufbau der Wirtschaft und des sozialen und kul- 
turellen Lebens, insbesondere auch von Deutschland, als vorrangigstes Ziel 
von fast allen politischen Lagern in den europäischen und nordamerikani- 
schen Staaten erkannt. 252 

Robert Schuman als Außenminister Frankreichs erklärte am 30.1.1949 in 
diesem Sinne in London, "dass Frankreich (eine Eingliederung Deutsch- 
lands) wünsche, weil man nicht den Fehler wiederholen dürfe, der nach dem 



pekt nicht mehr erwähnt. Auch die zustimmende Entschließung der Versammlung 
der Montanunion zum Gemeinsamen Markt vom 22.6.1956 nimmt auf die Frie- 
denssicherung keinen Bezug mehr (vgl. Heinrich Siegler in .Europäische Integrati- 
on, Rz 140, 146). 

249 Vgl. auch Ernst-Otto Czempiel in .Perspektiven einer europäischen Friedensord- 
nung". 

250 Vgl. dazu z.B. die Erklärung der Staats- und Regierungschefs der sechs Mitglied- 

staaten der Europäischen Gemeinschaft vom 18. Juli 1961 über die Koordinierung 
der gemeinsamen Politik (eine Vorstufe des .Europäischen Rates') sowie die ve r- 
stärkte kulturelle Zusammenarbeit: „..haben beschlossen: dem Willen zur politi- 
schen Einigung, der schon in den Verträgen zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaften enthalten ist, Form und Gestalt zu geben, zu diesem Zweck ihre Zu- 
sammenarbeit zu organisieren, deren Weiterentwicklung vorzusehen und ihr die 
Regelmäßigkeit zu sichern, die in fortschreitendem Maße die Voraussetzungen für 
eine gemeinsame Politik schaffen und es schließlich gestatten wird, das begonnene 
Werk durch Institutionen zu krönen" (entnommen aus Heinrich Siegler .Europa i- 
sche Integration", Rz 444). 

251 Diese bestanden ja nicht nur in Deutschland, Italien und Österreich, sondern auch in 

Frankreich, Spanien, Dänemark, Niederlande, Belgien etc. 

252 Vgl. auch Herbert Schambeck in ,jjber rechtliche und politische Tendenzen in der 

Entwicklung der europäischen Integration an der Schwelle des 21. Jahrhunderts", 
ÖJZ 1993, S 713. 
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ersten Weltkrieg begangen wurde. Man dürfe Deutschland nicht wieder sich 
selbst überlassen. Die fünf Außenminister der Westunion seien sich über die 
bedeutenden Qualitäten der deutschen Nation klar, sie wünschten aber, dass 
diese in den Dienst ganz Europas gestellt werden. " 253 

Der amerikanische Hochkommissar Mc Cloy zeigte die Notwendigkeit der 
Einigung Westeuropas in einer Rede vor der Pilgrims Society in London auf, 
indem er erklärte: In Kürze gesagt, ist das Ziel unseres Deutschlandpr o- 
gramms die Gewährleistung der Sicherheit durch Beschränkung der Mög- 
lichkeiten, einen Krieg zu entfesseln, und durch die Forderung des Wachs- 
tums der Demokratie. Doch dies genügt noch nicht. Nach meiner Meinung ist 
dies erst die halbe Medizin. Die andere Hälfte ist die Einigung Europas unter 
Aufnahme Deutschlands in die Gemeinschaft. Tatsächlich ist das deutsche 
Problem nur lösbar, wenn Deutschland in einen europäischen Rahmen 
eingeordnet wird". Die Gründe dafür seien: 

1. Dass in Westdeutschland derzeit rund 70% der deutschen 
Vorkriegsbevölkerung leben, und diese nur durch eine ausge- 
baute industrielle Produktion überleben kann; 

2. Eine Verflechtung der europäischen Wirtschaft der Grundstein 
für die Entwicklung der europäischen Märkte sei und die Kräf- 
te des Nationalismus in Grenzen halten könne; 

3. Dem deutschen Volk müsse ein neues Lebensziel geboten 
werden. Ohne eine solche Hoffnung sei die Gefahr, durch 
Demagogen verführt zu werden, viel zu groß. 

Die Aufgabe müsse nun und ohne Verzug in Angriff genommen werden, 
da die Gelegenheit für den Westen, sich zum Zweck der Selbstverteidigung 

i • 254 

zusammenzutun, nur kurz sei. ' 



H.2.a 
Voraussetzungen 

Welche Grundvoraussetzungen sind für eine innerstaatliche wirtschaftli- 
che, soziale und politische Stabilität erforderlich? 255 



253 AdG, S 77. 

254 Vgl. AdG 1 950, S 273f. 

255 Unter der Voraussetzung, dass außenpolitisch keine Bedrohung latent vorhanden ist. 
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Die Grundvoraussetzungen eines dauerhaften demokratischen Rechtsstaa- 
tes sind vor allem: 
Stabile Regierung; 

Prinzip der Mehrheitsentscheidung und Unterwerfung der Min- 
derheit unter eine solche Entscheidung; 

ausreichende Machtbefugnisse zur Durchsetzung der beschlosse- 
nen Gesetze, Verordnungen etc.; 

Möglichkeit der freien und ungehinderten Diskussion von politi- 
schen Gruppen im Parlament; 
Legalitätsprinzip; 

Kontrolle der staatlichen Gewalt 256 durch freie Kritik durch 
Presse, Bürger und Opposition; 

Gewährung fundamentaler Grund- und Freiheitsrechte; 
freie unabhängige Parteien; 

allgemeines, gleiches, freies, geheimes aktives und passives 

Wahlrecht; 

regelmäßige Wahlen; 

Repräsentation der Mehrheit der Bevölkerung im Parlament z.B. 
durch Abgeordnete; 

funktionierender demokratischer Rechtsstaat; 
Unabhängigkeit der Justiz; 
soziale Gleichheit vor dem Gesetz; 

weitgehend unpolitische Justiz, insbesondere der Verfassungsge- 
richtsbarkeit; 

Durchsetzung der Entscheidungen der Legislative und der Juris- 
diktion durch eine geeignete Exekutivgewalt; 
Festlegung der Macht- und Kontrollfunktionen in einer Verfas- 
sung oder einer sonstigen gemeinsamen Übereinkunft; 
stabile Wirtschaft und Währung. 

Neben der Gerichtsbarkeit kommt der Ausgestaltung des Wahlrechts zent- 
rale Bedeutung für eine stabile Demokratie zu. Beim Mehrheitswahlrecht 
kommt es zu einer engen Bindung des Wählers zur gewählten Person, jedoch 



Exekutive, Legislative und Jurisdiktion. 
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wird eine wesentliche Minderheit der Bevölkerung, die einem anderen Kan- 
didaten die Stimme gegeben hat, nicht repräsentiert. Beim Verhältniswahl- 
recht werden mehr die grundsätzlichen Programme einer Partei gewählt, der 
einzelne Abgeordnete hat aber nur wenig persönliche Bindung an einen 
bestimmten Wählerkreis. Das Wahlrecht hängt eng mit der politischen Tradi- 
tion einer Demokratie zusammen. 

Nur durch regelmäßige Wahlen unter den Grundvoraussetzungen der Art 
10, 1 1 , 14 EMRK und Art 3 des 1 . ZP zur EMRK kann diese Stabilität durch 
das Wahlrecht gewährleistet werden. 



II.2.b 

Wirtschaftliche Stabilität in der Europäischen Union 

Der europäische Wirtschaftsraum ist heute ein relativ homogener. In fast 
jedem Mitgliedsstaat der Gemeinschaft stellen sich daher auch die gleichen 
Probleme. Doch kann auch der europäische Markt nicht in sich geschlossen 
sein. Rund l A der Produktion geht über die Binnengrenzen hinweg, ebenso 
werden mehr als ein Viertel des Wertes des Bruttoinlandsprodukts importiert. 
Bis sich der EURO als Welt- und Reservewährung 257 etabliert und die Wirt- 
schaftsmacht Europa stabilisiert hat, ist der europäische Markt von den 
Schwankungen des Dollars und den US-amerikanischen Konjunktur- und 
Börsenwerten und die wirtschaftliche und soziale Stabilität von außenpoliti- 
schen Einflüssen stark abhängig. 

Seit der Gründung der Europäischen Gemeinschaften hat sich die Welt 
technologisch und wirtschaftlich stark gewandelt. Dennoch sind Hunger, 
Krieg und Unterdrückung, Missachtung der elementarsten Grund-, Menschen- 
und Bürgerrechte noch immer in den meisten Staaten der Erde die Regel und 
nicht die Ausnahme. 258 Die unbewältigten Probleme der armen und ärmsten 
Länder strahlen auf die reichen Nachbarn aus und gipfelten in den terroristi- 
schen Anschlägen vom 11.9.2001 in den USA. Die innere Sicherheit der 



Vgl. Europäischer Rat von Laeken vom 14715.12.2001, Pkt. 5, Schlussfolgerungen 
des Rates. 

Vgl. dazu nur die Jahresberichte von Amnesty international. 
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reichen Länder wird durch die äußere Unsicherheit erschüttert und zwingt zu 
einem Umdenken. 259 

Früher exportierte Europa Kriege in die ganze Welt, wollte andere Kon- 
tinente regieren und ihnen ihr Zivilisationsmodell aufzwingen. Jetzt sollte es 
als Beispiel dienen für Zusammenarbeit und gegenseitigen Respekt. Darin 
liegt die Aufgabe Europas für die kommenden Jahre. 260 Die Idee der Verant- 
wortung für diese Welt ist eine sehr starke Strömung in den geistigen Traditi- 

tt "261 

onen Europas. 

Die vorgenannten Prinzipien und Grundsätze können jedoch durch eine 
außenpolitische Bedrohung rasch eingeengt oder gar umgeworfen werden. 
Das Beispiel des Jugoslawien-Krieges und des Kosovo-Konfliktes haben den 
zuständigen Politikern in der EU diese Gefahr deutlich vor Augen geführt, 
eine Gefahr, die auch noch nach dem Kalten Krieg in Europa nicht gebannt 

■ . 262 

ist. 

Der Europäische Rat vom 1 1./12.12.1998 in Wien hat, um die Union stark 
und effizient und gegen Instabilität und Einflüsse von Außen zu schützen, die 
Förderung der Beschäftigung, des Wirtschaftswachstums und der wirtschaftli- 
chen Stabilität, die Verbesserung der inneren Sicherheit und der Lebensquali- 
tät und die Förderung des Wohlstandes in der Union als auch weltweit als 
Ziel beschlossen. 

Ergänzend zur GASP wurde gemäß Art 1 1 ff des EUV 263 auch die semein- 
same Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) ins Leben 



Vgl. auch Göran Persson in , European Challenges - A Swedish Perspective", 
2001 und Thomas Bernauer in "Auch die Schweiz ist gefordert", Brückenbauer 
vom 1 1 .6.2002, S85f. 

Vgl. Kardinal Karl Lehmann im Interview mit , Europäische Zeitung", S 5. 

Vaclav Havel im Interview mit ,Die Zeit", Gebt Europa eine Verfassung vom Juni 
2001. 

Vgl. auch KOM 2002/82 endg. vom 13.2.2002 und die problematischen Beziehun- 
gen und unsicheren Demokratien in Osteuropa bei den ehemaligen Satellitenstaaten 
der UdSSR. Die Diktatur in Weißrussland ist hierfür nur ein Beispiel für viele. Ein 
potentieller Unruheherd, der, wenn es zu akuten wirtschaftlichen oder politischen 
Veränderungen kommt, auch der EU ungeahnte und tiefgreifende Probleme brin- 
gen kann. Der internationale Kapitalmarkt ist z.B. für solche Einflüsse zu instabil 
und reagiert mit sehr raschen und einschneidenden Zäsuren, mit der Folge, dass 
Kapital aus ganz Europa abgezogen und in sichere Regionen investiert wird. Siehe 
auch weiter unten die Versuche des Europäischen Rates um mit der ESVP Stärke 
und Sicherheit zu demonstrieren. 
Vertrag von Amsterdam. 
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gerufen. Wegbereiter dafür waren die Beschlüsse des Europäischen Rates von 
Köln vom 3./4.6.1999 und von Helsinki vom 10./1 1.12.1999 und insbesonde- 
re von Tampere am 15./16.10.1999. 264 

Die ESVP soll es bis 2003 265 neben und auch unabhängig (autonom") 
von der NATO dem Europäischen Rat ermöglichen, Beschlüsse über den 
gesamten Umfang der Petersberg-Aufgaben auch dann zu fassen, wenn ein 
oder mehrere Mitgliedsstaaten an diesen Aktionen nicht teilnehmen wollen 
oder können. 266 

Dadurch sollen glaubwürdige militärische Fähigkeiten" demonstriert und 
ca. 50.000 bis 60.000 Mann 267 autonom innerhalb von 60 Tagen und auf ein 
Jahr einsatzbereit gemacht werden können (Schnelle Eingreiftruppe'). 268 

Im Gegensatz zum Gedanken der Europäischen Verteidigungsgemein- 
schaft von 1954 sollen die Truppen nicht vermischt werden, sie bleiben 
vielmehr unter dem jeweiligen nationalen Kommando. Nur im Falle der 
militärischen Operation wird ein gemeinsames Oberkommando gebildet, um 
die nationalen Militärkräfte zu bündeln. 

Es wurden auch Mittel zur nichtmilitärischen Krisenbewältigung ge- 

u. 269 

sucht. 



Dies soll u.a. durch Bereitstellung: 
von 5.000 Polizisten, 270 



Auch Angesichts der Probleme, Inkompetenz der EU und Versäumnisse in Jugosla- 
wien, der verstärkten illegalen Zuwanderung, des internationalen Terrorismus, Fa- 
natismus und der internationalen Kriminalität. 

Offenes Zieldatum, auf der Konferenz des Europäischen Rates von Nizza wurde dies 
bereits auf 2001 vorgesehen und auf der Konferenz von Leaeken am 
14./1 5. 1 2.2001 wurde bereits die .Einsatzbereitschaft" erklärt, Schlussfolgerung 
des Rates, Pkt. 6. 

Insbesondere die neutralen Mitgliedsstaaten: Finnland, Irland, Österreich, Schwe- 
den. Ein Sonderfall bildet Dänemark - ,ppting out" gemäß Protokoll Nr. 5 zum 
Amsterdamer Vertrag. 

Das entspricht in etwa 15 (gemischten) Brigaden. 

Vgl. u.a. Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Köln, Anhang III, Fn 2, 
Bericht Rz 1, Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Helsinki, Pkt. 25ff 
und Anlage IV, AA - Erhard Lübkemeier, ,ESVP: Schlüsselprojekt der europäi- 
schen Einigung", 1/2002. 

Vgl. Schlussfolgerung des Europäischen Rates von Helsinki - Anlage 2 zu Anlage 
IV, Dok. 1 1044/1999 Revl und Dok. 12323/99. 
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2.000 Personen für den zivilen Katastrophenschutz, 

bis zu 200 Experten der Justiz, 271 und Zivilverwaltungsexper- 

. 272 

ten, 

durch den Aufbau von Datenbanken, 

entsprechende Studien, Erfahrungsaustausch, bi- und multila- 
terale Projekte 
und anderes mehr 

für entsprechende zivile Beiträge der EU an Maßnahmen der VN oder OSZE 
erreicht werden. 

Den Beschluss über den Einsatz der militärischen Mittel der ESVP trifft 
der Rat für Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen." An 
diesem Rat können die Verteidigungsminister der Mitgliedsstaaten der Union 
teilnehmen. Ein eigener Rat der Verteidigungsminister soll in naher Zukunft 
nicht errichtet werden. Die nichtmilitärischen Mittel werden vom zuständigen 
Rat im Rahmen des EGV beschlossen, koordiniert und gesteuert. 273 

Alle Mitgliedsstaaten können in vollem Umfang und gleichberechtigt an 
allen Beschlüssen und Beratungen des Rates und der Ausschüsse und Ar- 
beitsgruppen teilnehmen. Die Mitgliedsstaaten, die an den Einsätzen teilneh- 
men wollen, tun dies aufgrund der eigenen souveränen Entscheidung. 

Solche Einsätze dürfen jedoch gemäß Art 11 Abs 11, erster und dritter 
Spiegelstrich EUV nur in Einklang mit den Grundsätzen der Charta der 
Vereinten Nationen ausgeführt werden. Dieses Junktim bindet die Mitglieds- 
staaten der Gemeinschaft in diesem Bereich einseitig an die internationale 
Staatengemeinschaft. 

Die Lösung der Probleme liegt jedoch nicht allein in einer Stärkung der 
Exekutive, der Verschärfung der Asyl-, Migration- oder Visapolitik, in der 
Bekämpfung von terroristischen Gruppen und der organisierten Kriminalität, 
sondern in der Hilfe in sozialen, politischen, technologischen Bereichen etc., 
um in den benachteiligten Ländern der Welt den Wohlstand zu heben und es 
diesen Ländern zu ermöglichen, sich Selbst zu helfen und an der Weltwirt- 



" ER-Gipfel von Feira 19/20.6.200, .Aktionsplan für die Polizei" des ER von Göte- 
borg I5./1 6.6.2001. 
' Richter, Staatsanwälte, Strafvollzugbeamte etc. 
" ER-Gipfel von Göteborg. 
' 3 Vgl. Art 3 Abs 1 lit u EGV. 
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schaft teilzunehmen, sofern sie dies wollen. 274 Dieser Ansatz liegt unter 
anderem auch der Osterweiterung der EU zugrunde. 275 

Die Europäische Union hat in diesen außenpolitischen Ansätzen den rich- 
tigen Weg eingeschlagen. Nicht die Konfrontation mit den USA oder Japan 
oder Russland, sondern durch Kooperation, Vorbildwirkung und Hilfe wird 
eine friedliche Welt aufgebaut. Das extreme Gegenteil und die scheinbare 
Unmöglichkeit der Umkehr, wenn die Spirale der Gewalt einmal begonnen 
hat sich zu drehen, ist derzeit in Nahost, im Konflikt zwischen Israel und den 
Palästinensern, überdeutlich zu sehen. 



II. 3 

Europa als dritte Weltmacht 276 
Wiedergewinnung eines verlorenen Status 

Jahrhundertelang haben Völker und Staaten versucht, durch Krieg und 
Waffengewalt den europäischen Kontinent unter ihre Herrschaft zu bringen. 
Nach der Schwächung durch zwei blutige Kriege und infolge des Geltungs- 
verlustes in der Welt wuchs das Bewusstsein, dass der Traum eines starken 
und geeinten Europas nur in Frieden und durch Verständigung verwirklicht 
werden konnte. " 277 

Da die europäischen Staaten die Vormachtstellung in der Welt nach dem 
ersten Weltkrieg mehr oder weniger intensiv verloren hatten, 8 brachte 
verständlicherweise auch die Idee eines vereinigten Europas als Dritte Welt- 



Vgl. auch Thomas Bernauer in ,Auch die Schweiz ist gefordert", Brückenbauer, 
1 1.6.2002, S 86. Sofern Staaten nicht umfassend an der globalen Wirtschaft teil- 
nehmen wollen, wie z.B. Indien oder Libyen, darf dies nicht erzwungen werden. 

Vgl. Günter Verheugen in ,Pie Ergebnisse des Gipfels von Nizza", Rz 9. 
Vgl. auch Walter Lipgens in seiner Dokumentensammlung .Europa - 
Föderationspläne der Widerstandsbewegung 1940-45 und Heinrich Siegler in des- 
sen Dokumentensammlung Europäische Integration 1946 -1961 "sowie Archiv der 
Gegenwart und das Europa Archiv. Wilfried Loth in ,Die Anfänge der europäi- 
schen Integration 1945-50", S 109ff. 

Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Laeken vom 14./15.12.2001, Anla- 
ge 1. 

Und auch, trotz der Bemühungen der französischen Regierung und der des Verei- 
nigten Königreichs nach 1945 nicht wiedergewinnen konnten. 
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279 ^80 

macht," als ,Pritte Kraft"" hervor. Nur wenige konnten an der realpoliti- 
schen Situation der veränderten Kräfteverhältnisse nach dem Zweiten Welt- 
krieg vorbeisehen. Konrad Adenauer hat es in Brüssel anlässlich eines Staats- 
besuchs in einem Interview am 25.6.1956 prägnant formuliert: ,Pie politi- 
sche und wirtschaftliche Vormachtstellung Europas, die zu Anfang dieses 
Jahrhunderts noch unbestritten war, ist lange dahin. Ob die europäische 
Kultur ihre führende Stellung behalten wird? Ich glaube nicht, wenn wir sie 
nicht verteidigen und den neueren Verhältnissen entsprechend entwickeln, 
denn auch Kulturen sind, wie die Geschichte zeigt, gefährdet. " 281 

Es gab zwar in den Anfängen der europäischen Integration noch die Fran- 
zösische Union und auch das britische Commonwealth als theoretisch kultu- 
relle, militärische und wirtschaftliche Weltmacht, aber die historischen 
Weichen waren bereits anders gestellt. Die faktischen Einflussmöglichkeiten 
beider Gebilde waren schon gering und wurden bzw. werden immer weniger. 

Winston Churchill nahm in seiner Zürcher Rede von 1949 zwar das Briti- 
sche Empire ganz selbstverständlich noch von der Bildung der 'Vereinigten 
Staaten von Europa" aus. Spätestens in den 60er Jahren des 20. Jahrhunderts 
war aber auch den Realpolitikern des Vereinigten Königreichs klar, dass für 
sie die politische und wirtschaftliche Zukunft in den europäischen Gemein- 
schaften, der europäischen Einigung lag. 

Es hatte daher für viele etwas Verführerisches, mit der Gründung eines 
vereinten Europas auch gleichzeitig auf die Errichtung einer neuen Weltmacht 
(,Dritte Kraft') neben den USA und der UdSSR zu hoffen oder diese zu 
verlangen. 282 Aber die Europäische Vereinigung als ,Pritte Macht" wurde 
zeitweise auch als 'Brücke" zwischen den beiden Gro ßmächten gesehen und 



,Ein Europa, dass sich in seiner gesellschaftlichen Ordnung und in seiner außenpoli- 
tischen Orientierung gleich weit von den USA wie von der Sowjetunion fernhielt 
und darum zwischen diesen beide vermitteln konnte, "so Wilfried Loth in ,Pie A n- 
fänge der europäischen Integration 1945-1950", S 14, 36ff 

0 Wie verschieden diese .Dritte Kraff'gesehen werden konnte, zeigt die Meldung des 

US-Amerikanischen Staatssekretärs John Forster Dulles vom 2.10.1956 der meinte, 
,dass es von größter Bedeutung sei, dass Europa als Ganzes stark und zu einer 
Dritten Großmacht werde. Das bedeute aber nicht, dass es als Dritte Kraft einen 
neutralen oder neutralistischen Kurs verfolgen könne; als Wiege der westlichen Zi- 
vilisation könne es sich das nicht leisten" (zitiert nach Heinrich Siegler in ,Europ ä- 
ische Integration", Rz 153). 

1 AdG, S 1 796. 

2 , Konrad Adenauer erklärte am 21. Mai 1950, dass die Schaffung der Vereinigten 

Staaten von Europa, und damit einer Dritten Macht, die stärkste Stütze des Welt- 
friedens sein würde"(vgl. Heinrich Siegler in .Europäische Integration", Rz 39). 
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vor allem von intellektuellen Kreisen, insbesondere auch im Vereinigten 
Königreich, befürwortet. Die Labour Party gab sogar eine Studie 283 in Auftrag 
mit dem Ziel, die Unabhängigkeit eines vereinten Europas von den USA und 
die Sicherheit gegenüber Russland darzulegen und zu sichern. 284 Diese 
Proeuropäische Haltung britischer Regierungskreise wurde jedoch sehr 
schnell wieder verlassen. 

Konrad Adenauer setzte sich anlässlich einer CDU-Kundgebung in Köln 
am 21.5.1950 nachdrücklich für die Schaffung der Vereinigten Staaten von 
Europa als Dritter Weltmacht ein. Er sah diese Dritte Weltmacht als Frie- 
densgarant, der niemals so stark sein würde, dass er eine Gefahr für die 
beiden Weltmächte sein könnte. Aber die Kraft des Vereinigten Europas sei 
stark genug, um ihr Gewicht in die Waagschale des Friedens werfen zu 
können. 285 Der Spannungszustand zwischen den USA und der UdSSR könne 
eines Tages durchaus direkt zur Explosion führen und Europa restlos vernich- 

286 

ten. 

Welche politisch gefährlichen Wege dieses Konzept bedeutet hätte, in 
welche 'Zwickmühle" ein vereintes Europa zwischen den Weltmächten 
möglicherweise gekommen wäre, ist Europa zu erfahren erspart geblieben. 

Durch die verwirklichte Montanunion (ohne das Vereinigte Königreich), 
den Atlantikpakt und den Warschauer Pakt wurde die Idee des geeinten 
Europa als Dritter Weltmacht für lange Zeit hinfällig. Für Walter Hallstein 
war die Schaffung einer Dritten Weltmacht nicht so wichtig. Als Realpolitiker 
sah er klar, dass die EWG ,fiicht nur wirtschaftlich, sondern auch politisch 
(...) der Kern eines neuen, berechtigten Selbstbewusstseins Kontinentaleuro- 
pas bilden kann. 287 



'Feet on the Ground, a Study of Western Union". 
EA 1961, S 2788. 

Vgl. z.B. Curt Gasteyger in .Europa zwischen Spaltung und Einigung", S 296f. Er 
meint, dass die Europäischen Gemeinschaften nach ihrer Gründung an .eine solche 
weltpolitische Rolle anfänglich nicht zu ihrem Programm" gezählt hätten. ,Man 
sah sich - mitten im Kalten Krieg - als Teil des Westens und der atlantischen Ge- 
meinschaft und als Rahmen wirtschaftlicher Zusammenarbeit." 

Vgl. AdG, S 308. 

Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 248, Vortrag vom 18.1.1961 „Wir t- 
schaftliche Integration als Faktor politischer Einigung?" 
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Auch erkannte er, dass die geplante politische Union 288 auch die Verteidi- 
gung und die Außenpolitik umfassen und dies der Gemeinschaft zuwachsen 
muss, soll die politische Union verwirklicht werden. 289 

Auch hat Westeuropa sich in den europäischen Gemeinschaften und ge- 
genüber der Völkergemeinschaft klar als Friedensmacht definiert. ,Die EG ist 
eine Friedensgemeinschaft. " 290 

In der Zwischenzeit ist die Lage zwischen den beiden großen Machtblö- 
cken aus der Phase des Kalten Krieges, von einer Phase der Konfrontation zur 
gegenseitigen Anerkennung und schließlich zögernden Zusammenarbeit 
getreten. 

Im Vertrag von Maastricht wurde in der Erklärung Nr. 30 der Schlussakte 
unter Pkt. I.B. Zif. 4 festgelegt: ,Ziel ist es, die WEU als Mittel zur Stärkung 
des europäischen Pfeilers der Atlantischen Allianz zu entwickeln. Dement- 
sprechend ist die WEU bereit, die engen Arbeitsbeziehungen zur Allianz 
weiterzuentwickeln und die Rolle, die Verantwortlichkeit und die Beiträge 
der Mitgliedsstaaten der WEU innerhalb der Allianz zu stärken. " 291 

Durch die ESVP wurde die Bindung an die NATO bei militärischen Akti- 
onen gelockert. Dennoch ist die militärische Komponente derzeit aktuell, wie 
seit 50 Jahren nicht mehr. 

Das vereinigte Europa hätte nun, zumindest formell, die Möglichkeit als 
Dritte Weltmacht zwischen den beiden Weltmächten und der , Dritten" und 
„Vierten" Welt als Vermittler, ,ehrliche r Makler" 292 und Helfer zu agieren. 
Bedingt durch die Bindungen, Erfahrungen und Kontakte aus der Kolonial- 
zeit, der Französischen Union, des britischen Commonwealth, dem belgischen 
und niederländischen Kolonien und anderen, bestehen doch noch sehr vielfäl- 
tige historische, sprachliche, kulturelle, politische und wirtschaftliche Kom- 
munikationsmöglichkeiten und Beziehungen, die ein vereinigtes Europa zu 
einem idealen Gesprächspartner machen würde. 



,Zoon Politikern", ein politisches Lebewesen nannte er es in der Rede vor dem Eur o- 
päischen Parlament am 20.3.1958 (vgl. auch Heinrich Siegler in .Europäische In- 
tegration", Rz 202). 

9 Vgl. Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 521, Vortrag vom 29.1.1965 ,Gr ü- 
ne Woche Berlin". 

0 Oliver Thränert, Studie zur Außenpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung, Nr. 63. 

1 Vgl. auch Art J.4 Abs 2 EUV. In der Fassung nach Nizza in Art 14 EUV ist diese 
Bindung an die WEU nicht mehr vorgesehen. 

2 So bezeichnete Walter Hallstein die EWG-Kommission. 
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Doch die Mitgliedsstaaten bzw. Regierungen der Gemeinschaften bzw. 
der Union sind einer solchen gemeinsamen Identität und Bewusstsein nicht 
immer konstant zugänglich. Auch wenn sich außerhalb Europas die Sicht zur 
Europäischen Union als Einheit bereits gewandelt hat und als Gesamtheit 
anerkannt wird, so ist dies innerhalb der Union selbst nicht der Fall. Das 
nationalistische Denken der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union ist 
immer noch vorherrschend. Eifrig wird, wie zuletzt bei den Beratungen zum 
Vertrag von Nizza, um jedes kleinste Zugeständnis und die weitere vertiefen- 
de Integration eifrig verhandelt 293 und jedes noch so überkommene nationalis- 
tische Argument ins Spiel gebracht, um schlussendlich nur ja keine nationale 
Position aufzugeben. ,ßer Gipfel von Nizza hat gezeigt, wie ratlos die 
führenden EU-Politiker sind" und ,der EU fehlt jede gemeins ame Vision, 
und ihre Funktionsweise ist überholt. " 

Nicht zu unrecht wurde und wird deshalb das System und die Kompetenz 
des Rates der Europäischen Regierungschefs von der politischen Oppositi- 
on 295 und der Wissenschaft heftig in Frage gestellt. 296 

Der Union wird, trotz der bereits erfolgten völkerrechtlichen Anerken- 
nung 297 die Rechtspersönlichkeit im EU- Vertrag formell vorenthalten, von 
einer Vertragsschließungskompetenz oder Kompetenz-Kompetenz ganz zu 

, • 298 

schweigen. 

Wie lange sich der formell nicht vorhandene Staatsgründungswille der 
Mitgliedsstaaten durch die völkerrechtliche Anerkennung der Gemeinschaften 



Günter Pleuger spricht in einem Vortrag vom 26.10.2000 .Gute Aussichten für Niz- 
za" von den Regierungskonferenzen als ,ein großer Basar" vgl. auch die Kr itik des 
Europäischen Parlaments im Entschließungsantrag unter ,5chlussfolgerungen" 
vom 4.5.2001, A5-0168/2001 . Siehe auch die Kritik von Jean-Louis Bourlanges, 
UDF, anlässlich einer deutsch-französischen Debatte in der DGAP vom 12.1 .2001 , 
nach dem am Vertrag von Nizza lediglich zwei positive Elemente existieren: der 
Titel und die Unterschriften. Und Alain Lamassoure, UDF, meinte: Das der einzige 
Verdienst von Nizza sei, dass es Post-Nizza gebe. 

Jacques Delors im Interview mit ,Die Zeit", Gebt Europa eine Verfassung vom Juni 
2001. 

Insbesondere auch von den Europäischen Föderalisten. 

Vgl. z.B. Andrew Duff und Christian Deubner in ,Die EU -Vertragsreform von Niz- 
za: Von ,left overs"zu ,hango ver" sie sprechen von einem ,Kuhhandel"S 4. 
Z.B. im Jugoslawien-Krieg. 

Die Kompetenz-Kompetenz liegt immer noch bei den Regierungen der Mitgliedstaa- 
ten bzw. dem Ministerrat als deren beauftragte Vertreter. 
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und der Union als ein Staat im engeren Sinne noch hinauszögern wird, ist 
nicht absehbar. 299 

Wie lange die Völkerrechtsgemeinschaft diesen 'Schwebezustand" der 
Europäischen Union zwischen einem Staatenverbund und einem, zumindest 
partiell bereits vorhandenen Bundesstaat, weiter anerkennen wird, hängt 
sicherlich von vielen, insbesondere politischen und wirtschaftlichen Entwick- 
lungen in der Zukunft ab. 

Inwieweit sich die bisherigen militärischen Mächte in Europa auf die ver- 
änderte Situation einstellen werden, ist noch ungewiss. Die vereinbarten 
zukünftigen Aufgaben der Union auf militärischem Gebiet 300 bergen u.a. auch 
vielfältige offensiv-militärische Möglichkeiten in der Zukunft. 

Die Vereinbarung, dass zukünftig auch von der NATO 301 unabhängige 
militärische Aktionen der EU möglich sind, birgt einige neutralitätsrechtlich 
problematische Fragen und kann sich mit der Europäischen Union als Frie- 
densmacht 302 nur bedingt vereinbaren lassen. 

Beim Europäischen Rat von Göteborg vom 15. /16. 6. 2001 haben sich die 
Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft im 
Schlussdokument des Vorsitzes 303 klar ausgesprochen, dass ,(iie Konfliktv er- 
hiitung (...) eine der Hauptziele der Außenbeziehung der Union" ist, sowie 
„dass die sich entwickelnden militärischen und zivilen Fähigkeiten der 
Europäischen Union eine wirklich nützliche Ergänzung der Krisenbewälti- 
gungsmaßnahmen der Vereinten Nationen darstellen. " 



Vgl. die Umfragen welche die Kommission Anfang 2002 in Auftrag geben ließ, um 
zu ergründen, wie die Bevölkerung in den Mitgliedsstaaten zu einer europäischen 
Verfassung eingestellt sind. Rund 70% der Befragten stimmten der Erarbeitung ei- 
ner Verfassung in nächster Zukunft zu. 

0 Vor allem die Petersberg - Aufgaben: Humanitäre- und Rettungseinsätze, friedens- 

erhaltende und friedensschaffende Aufgaben wie Kampfeinsätze zur Krisenbewäl- 
tigung. 

1 ,phne Rückgriff auf Mittel und Fähigkeiten der NATO" - vgl. Erklärung des Gip- 

fels des Europäischen Rates von Köln vom 4.6.1999. 

2 Definition der Gemeinschaft als Friedensmacht durch die EG - Gipfelkonferenz von 

Kopenhagen vom 15. Dezember 1973. 

3 SN 200/1/01 Rev 1 1. 
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n.4 

Bundesstaat Europäische Union'? 

Je mehr Ordnungsgntndsätze im Leben und Denken der Menschen al l- 
gemeine Anerkennung finden, desto größer ist die Chance und desto zahlrei- 
cher sind die Möglichkeiten, dass die einzelnen Menschen in Verbindung 
miteinander kommen und so innerhalb der einzelnen Staaten sowie darüber 
hinaus in der Völkergemeinschaft zur Freiheit, Sicherheit und Ordnung 
beizutragen vermögen. " 304 

JN DEM FESTEN WILLEN, die Grundlage für einen immer engeren Zusamme n- 
schluss der europäischen Völker zu schaffen, 

ENTSCHLOSSEN, durch gemeinsames Handeln den wirtschaftlichen und sozia- 
len Fortschritt ihrer Länder zu sichern, indem sie Europa trennende Schranken 
beseitigen, 

IN DEM VORSATZ, die stetige Besserung der Lebens- und Beschäftigungsbedin- 
gungen ihrer Völker als wesentliches Ziel anzustreben, 

IN DER ERKENNTNIS, dass zur Beseitigung der bestehenden Hindernisse ein 
einverständliches Vorgehen erforderlich ist, um eine beständige Wirtschaftsauswei- 
tung, einen ausgewogenen Handelsverkehr und einen redlichen Wettbewerb zu 
gewährleisten, 

IN DEM BESTREBEN, ihre Volkswirtschaften zu einigen und deren harmonische 
Entwicklung zu fördern, indem sie den Abstand zwischen einzelnen Gebieten und den 
Rückstand weniger begünstigter Gebiete verringern, 

IN DEM WUNSCH, durch eine gemeinsame Handelspolitik zur fortschreitenden 
Beseitigung der Beschränkungen im zwischenstaatlichen Wirtschaftsverkehr beizu- 
tragen, 

IN DER ABSICHT, die Verbundenheit Europas mit den überseeischen Ländern 
zu bekräftigen, und in dem Wunsch, entsprechend den Grundsätzen der Satzung der 
Vereinten Nationen den Wohlstand der überseeischen Länder zu fördern, 

ENTSCHLOSSEN, durch diesen Zusammenschluss ihrer Wirtschaftskräfte Frie- 
den und Freiheit zu wahren und zu festigen, und mit der Aufforderung an die anderen 
Völker Europas, die sich zu dem gleichen hohen Ziel bekennen, sich diesen Bestre- 
bungen anzuschließen (...). " 

Diese Präambel zum EWGV von 1957 zeigt den Willen und den Wunsch 
der Vertragsverfasser deutlich. Es wird mit keinem Wort ein Europäischer 



Herbert Schambeck in .Möglichkeiten und Grenzen der Rechtslehre Hans Kelsens", 
JB1 1984, 126. 



62 



Bundesstaat erwähnt," ' aber es wird deutlich gemacht, dass die Entwicklung 
offen angelegt ist. 306 Aufgrund der Erfahrungen mit der EVG und der EPG 
1954 wurde hier wohl bewusst vorsichtig formuliert. 

Die Organisation der Europäischen Gemeinschaften ist dem Bundesstaat 
,flbg elauscht" i07 und ,(iie Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ist die erste 
Hälfte der so viel genannten »politischen Union«, nämlich die innenpoliti- 
sche; sie ist die wirtschafts- und sozialpolitische Union. " 308 

Der immer , engere Zusammenschluss der europäischen Völker" gibt kei- 
ne zeitliche oder organisatorische Vorgabe, in welcher Form dieser Zusam- 
menschluss geschehen soll. 

Wird davon ausgegangen, dass der Weg zum Beispiel vom multilateralen 
Vertrag - zum Zollverein - zur Freihandelszone - zum Staatenbund - zum 
Bundesstaat - zur europäischen Bürgergesellschaft kontinuierlich weitergeht, 
so ist dieser Weg eigentlich für die Zukunft vorgezeichnet und historisch für 
andere Staaten nachweisbar. 309 

Derzeit ist mit der Vollendung des Binnenmarkts und der Währungsunion 
der Schritt über den Staatenbund hinaus bereits deutlich vollzogen. Der 
BVerfGH Deutschlands hat in seinem Urteil vom 12. Oktober 1993 310 zur 
Vereinbarkeit des Vertrages von Maastricht mit dem deutschen Grundgesetz 
deutlich gemacht, dass von ihm (noch) deutlich geringere staatliche und 
demokratische Maßstäbe an die Europäische Union angelegt werden als an 
einen Bundesstaat. Er definiert die Gemeinschaft, trotz bereits vielfältiger und 



In Art 128 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Verteidigungsgemein- 
schaft wurde festgehalten: .Erlischt der Nordatlantikpakt vor der Errichtung eines 
europäischen Bundesstaates oder Staatenbundes oder (...)." Man rechnete also 
1952 bereits auch auf höchster politischen Ebene mit der Schaffung eines solchen 
Bundes. 

Vgl. dazu auch Hans von der Groeben in , Aufbaujahre der Europäischen Gemein- 
schaft", S 127 und in .Legitimationsprobleme der Europäischen Gemeinschaft", S 
76. 

So Walter Hallstein in „Europäische Reden", S 140, Vortrag vom 18.11.1959 unter 
dem Titel .Nordamerika und die europäische wirtschaftliche Integration". 

Vgl. dazu auch Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 524, Vortrag vom 
29.1.1965 .Die echten Probleme der europäischen Integration". Peter Pernthaler 
sieht die EWG streng als funktionale Wirtschaftsgemeinschaft, in .Die Herrschaft 
der Richter im Recht ohne Staat", JB1 2000, S 69 1 . 

Vgl. 2. Deutsches Reich oder die Entwicklung der USA. 

dBVerfGH 89,155 auch in EuGRZ 1993, S 429. E vom 12.3.1993 .Maastrichtur- 
teil". 
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vielschichtiger Integration(sbestrebungen) als einen ,§taate nverbund" oder 
nach anderer Interpretation als ein Gebilde ,ßui generis". 311 

Den Staatenverbund gibt es in der klassischen Staatslehre nicht. Er ist, 
nachdem kein Staatenbund mehr vorliegt und auch noch kein Bundesstaat, die 
Idee eines Zwischenstadiums. 312 Ein Zustand, der von der Staatslehre bzw. 
Völkerrechtslehre seit dem Bestehen der Gemeinschaften erforscht wird und 
immer wieder der Versuch unternommen wurde, eine Klassifizierung und 
eigene Begriffsbildung etc. zu finden. Doch die Gemeinschaften bzw. dieses 
, Zwischenstadium" entzog sich bisher weitgehend einer europaweit einheitl i- 
chen und anerkannten Spezifizierung. 313 

Es ist endlos darüber zu diskutieren, ob und wie der Europäischen Union 
nun mehr demokratische und rechtsstaatliche Legitimität im Sinne der Gewal- 
tenteilung eines Bundesstaates zuteil werden kann etc. 314 Es ist unbefriedi- 
gend, ja gefährlich, dem Europäischen Parlament mehr Kompetenzen zuzutei- 
len und gleichzeitig das institutionelle Gleichgewicht zu zerstören. 315 Jede 
Änderung des bestehenden Systems muss vorsichtig und langsam erfolgen. 
Die Bürger, die Verwaltung und die Mitgliedsstaaten müssen sich auf diese 
Veränderungen langfristig einstellen können. 



Müller-Graf spricht in .Europäische Verfassung und Grundrechtscharta", S 34 von 
der EU als .^ielgebundenes, transnationales Gemeinwesen eigener Art." 

312 Vgl. dazu z.B. auch Jil Carlos Rodgrfguez Iglesias in „Verfassungsrecht und Verfas- 

sungsgerichtsbarkeit im Zeichen Europas", S 59, der von der EU als einem o- 
vum"spricht, ,dass zwischen Staats - und Völkerrecht angesiedelt ist." 

313 Jil Carlos Rodgrfguez Iglesias meint in „Verfassungsrecht und Verfassungsgerichts- 

barkeit im Zeichen Europas", S 48, ,Pie Gemeinschaft bleibt - trotz ihrer Beson- 
derheiten - eine internationale Organisation". 

314 Diese Frage und das Problem über die demokratische Legitimität der Gemeinschaft 

wurde bereits bei den Vertragsverhandlungen zum EWG- bzw. EAG- Vertrag er- 
kannt und diskutiert - so Hans von der Groeben in .Deutschland und Europa in ei- 
nem unruhigen Jahrhundert", S 286. 

315 Waldemar Hummer meint in ,Die Zukunft der Demokratie", herausgegeben von 
Helmut Reinalter, S 172, unter Bezugnahme auf das .Maastricht -Urteil des 
dBVerfGH vom 12.10.1993, ,>>dass die demokratischen Grundlagen der Union 
schritthaltend mit der Integration ausgebaut werden« (müsse). Bis jetzt ist den Mit- 
gliedstaaten als »Herren der Verträge« dafür aber lediglich die Technik der weite- 
ren Positionsstärkung des EP eingefallen, die aber ä la longue die gegebene Struk- 
tur der Verbandsgewalt so in Schieflage bringen würde, dass sie sich nicht mehr 
austarieren ließe: das »institutionelle Gleichgewicht« würde einem solchen Trend 
nicht auf Dauer standhalten können." 
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Dennoch ging auch einer der „Väter" der Europäischen Union, Helmut 
Kohl, von einem Bundesstaat aus, wenn als er meinte, dass der Vertrag von 
Maastricht die entscheidende Etappe des europäischen Einigung swerkes 
(sei), die in wenigen Jahren (...) die Vereinigten Staaten von Europa schaf- 
fen" werde. 316 



Exkurs Gewaltentrennung 317 

Ein Beispiel für eine der vielen Forderungen und geltend gemachten Defi- 
zite der Union ist die Gewaltentrennung. 3l8+319 Die Gewaltentrennung, welche 
immer bewusst oder unbewusst in Bezug auf einen Bundesstaat gesehen 
wird, 320 und tatsächlich, so gesehen, hat die Union bzw. die Gemeinschaft 
keine ausreichende Gewaltentrennung. 

Diese aber als Allheilmittel 321 zu propagieren, ist zu kurzsichtig. Auch 
entsteht aus der Verwirklichung der organisatorischen und personellen Ge- 
waltentrennung, der Behebung des Legitimationsdefizites, der Stärkung des 
Europäischen Parlaments etc. nicht automatisch ein Bundesstaat bzw. ein 
Nationalstaat. 322 



316 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Bulletin Nr. 38 vom 8.4.1992, S 

353 (zitiert nach Werner Schroeder in , Alles unter Karlsruher Kontrolle?", ZfRV 
1994, S 143). 

317 Die Gewaltentrennung wird unter Kapitel IV nochmals behandelt. 

318 Meist wird damit die vertikale Gewaltentrennung, symbolisiert durch die drei klassi- 

schen Staatsgewalten, gemeint. Aber auch die horizontale Gewaltentrennung (Fö- 
deralismus - Regionalismus - kommunale Selbstverwaltung) wird, vor allem in 
Verbindung mit dem Subsidiaritätsprinzip angesprochen. 

319 Die Gewaltentrennung wurde auch unter anderem deshalb als Beispiel gewählt, weil 

es anlässlich der Vertragsverhandlungen zur Montanunion ein wesentlicher Aspekt 
war. Insbesondere die USA hat in einer verwirklichten institutionellen Gewalten- 
trennung durch Bildung der Hohen Behörde und den Gerichtshof die Grundlage für 
ein europäisches Staatswesen gesehen (vgl. dazu Reiner Schulze und Thomas Hoe- 
ren in , Dokumente zum europäischen Rechte", S 65). 

320 Dies ist auch vollkommen richtig, die Gewaltentrennung ist ein Begriff der Staats- 

lehre und daher in diesem Zusammenhang zu sehen. 

321 Alfred J. Noll in „Verfassungsgerichtsbarkeit und Gewaltenteilung", ÖJZ 1992, S 

148 spricht von einem ,Mythos"der sich im 19. und 20. Jahrhundert gebildet hat. 

322 Aber die Abgrenzung wird natürlich immer schwieriger. 
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Sinn und Zweck der Gewaltentrennung ist die Freiheit" " des Einzelnen 
und den Schutz vor der Willkür durch Organe der Gemeinschaft zu gewähr- 
leisten. 324 Wie die Gewaltentrennung im Einzelnen selbst ausgebildet wird, ist 
eine nachgeordnete, trotzdem sehr wichtige Frage. 325 Dies kann durch die 
organisatorische, personelle oder materielle Gewaltentrennung oder durch ein 
differenziertes System der ,Checks and Balances" oder auch durch ein 
gemischtes System erfolgen. 326 

,Die Ordnungsaufgabe, die sich in dieser Situation für die freie Gemei n- 
schaft stellt, kann weder durch eine strenge Gewaltenteilung noch durch eine 
Preisgabe derselben gelöst werden, sondern nur durch eine umfassende 
Ordnungsidee, in welcher Gewaltenteilung und Gewaltenverbindung, Dekon- 
zentration und Konzentration, Vielheit und Einheit wieder stärker als Mo- 
mente eines Ganzen gesehen werden, das die Verantwortung für die rechte 
Verwaltung der Macht optimal zu aktualisieren sucht. " 327 

Die Gewaltentrennung und andere staatsrechtliche (Grund-)Begriffe sind 
keine Dogmen und sollten auch nicht so gesehen werden. 

Jedes System der Machtkontrolle und Machteinschränkung ist geeignet 
die idealtypische Gewaltentrennung zu ersetzen. Im Krisenfall garantiert 
weder die ideal umgesetzte Gewaltentrennung noch ein anderes System, dass 



Werner Kägi spricht davon, dass ,die Freiheit und Würde des Menschen der unan- 
tastbare Kern aller Freiheit" ist (zitiert nach Loebenstein in ,Pie Zukunft der 
Grundrechte", JB1 1986, S 137). 

Vgl. auch Herbert Schambeck in Demokratie und Gerichtsbarkeit", RZ 1992, S 
219. 

Alfred J. Noll meint in „Verfassungsgerichtsbarkeit und Gewaltenteilung", ÖJZ 
1992, S 148: ,Pie Gewaltentrennungslehre, die - auf ihren Kern reduziert - nicht 
anderes darstellt, als das Postulat, dass die gesamte Staatsmacht (wie sie jedes poli- 
tische Gemeinwesen ausbilden muss) zunächst irgendwie zu teilen ist, wonach in 
weiterer Folge die jeweiligen Gewalten sich auf die ihnen zugewiesenen Aufgaben 
zu beschränken hätten (...). 

Vgl. Waldemar Hummer anlässlich des Europäischen Forums Alpbach am 
28.5.2002. In den .klassischen" Nationalstaaten hat sich jedoch das System der 
Gewaltentrennung durchgesetzt, verbunden mit dem System der ,checks and ba- 
lances." Waldemar Hummer meint (in ,Die Zukunft der Demokratie", herausgeg e- 
ben von Helmut Reinalter, S 168) dass das System der ,checks and balances", das 
in der EU herrscht, ,zwar mit dem staatsrechtlichen Gewaltenteilungsprinzip kei- 
nesfalls vergleichbar ist aber trotzdem geeignet (ist) dieselben rechtsstaatlichen Ga- 
rantien zu gewährleisten, wie das Prinzip der Gewaltenteilung im Staatsrecht." 
Werner Kägi in ,Zur heutigen Problematik der Gewaltentrennung", S 301. 
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nicht eine Gruppe oder Einzelperson das System zweckentfremdet und 
aushöhlt. Je breiter jedoch der Ansatz der Machtkontrolle gewählt wird, je 
mehr gesellschaftliche Kontrollmechanismen eingeschaltet sind, 328 desto 
schwieriger wird es für jeden potentiellen Störer, ein solches System für seine 
Zwecke auszunützen. Auch Montesquieu hat die Gewaltentrennung nicht zu 
einem Arkanum erhoben, im Gegenteil. Er hat neben der Gewaltentrennung 
durchaus eine verschränkte Form der gegenseitigen Kontrolle vorgezeichnet. 

Montesquieu ist auch zuzustimmen, dass jede mit Herrschaftsmacht über 
andere ausgestattete Person, diese Macht zum Nachteil der anderen zu ver- 
wenden versucht ist. 329 Dies gilt auch dann, wenn dies angeblich zum Vorteil 
der Unterdrückten oder im Sinne der Staatsräson geschieht. 

Jedes System, in dem die Organe faktisch, nicht unbedingt auch rechtlich, 
einander kontrollieren und einer Fehlentwicklung des Gleichgewichts gegen- 
zusteuern in der Lage ist, ist für einen Staatenverbund oder Bundesstaat 
geeignet. Insoweit ist das Gebilde der Europäischen Union tatsächlich ,ßui 
generis", da es dem klassischen staatsrechtlichen Modell der Gewaltentre n- 
nung und der Drei - Elementen - Lehre nicht entspricht. 330 

Nur im Bereich der Gerichtsbarkeit ist im staatsrechtlichen Sinn eine ein- 
deutige Kompetenzzuweisung erfolgt. Eine klare und (angebliche) klassisch 
umfassende Trennung der Legislative und der Exekutive ist jedoch in keinem 
der Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft jemals verwirklicht worden oder 
vorhanden. 

Die organisatorische Gewaltentrennung wurde meist mehr oder weniger 
vollzogen. 

Die personelle Gewaltentrennung ist jedoch durch den Parteienstaat teil- 
weise überholt. In einem repräsentativ-demokratischen Parteiensystem hat der 
Gegensatz zwischen Exekutive und Legislative auch keine Möglichkeit sich 
zu verwirklichen. Die Gegensätze sind hier nur zwischen Regierungspartei 
und Opposition im weitesten Sinne zu finden. 

Eine europäische Nation entsteht und besteht mit dem Wille 331 der Uni- 
onsbürger eine solche zu schaffen. Eine europäische Bürgergesellschaft" , 
eine europaweite politische Öffentlichkeit und eine politische Kultur die von 



328 Z.B. Presse, NGO, Interessengemeinschaften, Vereine, religiöse Gruppen etc. 

329 Vom Geist der Gesetze, XI. Buch, 4. Kapitel. 

330 Zur Staatswerdung vgl. auch Neuhold/Hummer/Schreuer in .Handbuch des Völker- 

rechts", Rz 774. 

33 Wobei ich aber kein Anhänger der philosophischen Schule des Voluntarismus bin. 
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allen EU-Bürgern geteilt wird sind eben keine empirischen Voraussetzu n- 
gen dafür, dass sich die Unionsbürger als so etwas wie eine europäische 
Nation verstehen können" wie dies von Theo Ohlinger als Voraussetzung für 
eine europäische Verfassung und damit für einen europäischen Bundesstaat 
sieht. 332 

Eine Nationenbildung kann sich auch nach der Konstituierung einer Ver- 
fassung und nach der Bildung eines europäischen Bundesstaates erst vollzie- 
hen, sofern die Unionsbürger zumindest den Bundesstaat wollen. 



n.5 

Integration 333 

Wiederaufnahme und Ausbau der kulturellen und sozialen Verbindungen 

und Wurzeln 

„ Vor allem ist Europa Kultur, das von den Menschen hier seit Jahrhu n- 
derten, oft in »Renaissancen« , Geschaffene und dies oft als »Mischkultur« 
auch in den einzelnen Nationen. Insofern ist die »europäische Identität« Teil 
des nationalen und umgekehrt. " iu 

Wer die Unterschiede in den Kulturen der europäischen Völker sieht, darf 
die vielen grundsätzlichen Gemeinsamkeiten nicht übersehen oder verschwei- 



Theo Öhlinger in .Brauch Europa eine Verfassung?", JRP 2002, S 37. Intere ssant zu 
dieser Thematik der .Europäischen Öffentlichkeit" ist die Unters uchung der Freien 
Universität Berlin durch Thomas Risse und der Universität Konstanz durch Bernd 
Giesen, nachdem der FPÖ-Regierungseintritt als .Geburtsstunde europäischer Öf- 
fentlichkeit" zu betrachten sei. Europaweit habe hier hohe Zustimmung und Über- 
einstimmung bestanden. Zusätzlich habe es die Diskussion darüber, was Europa 
(die EU) eigentlich sei, stark angeregt. 

Zur geschichtlichen Entwicklung des Begriffs Integration siehe Ludolf Herbst in 
„Vierteljahrhefte der Zeitgeschichte", 36. Jg, 1986, S 164ff. Richard Senti definier- 
te in einem Vortrag die Integration so: "Ziel ist die Zusammenarbeit, die Schaffung 
eines gemeinsamen und einheitlichen Marktraums. Je nachdem welche Bereiche 
mit welcher Intensität in den gemeinsamen Markt integriert sind, handelt es sich 
um eine Zollgemeinschaft, eine Zollunion, eine Wirtschaftsgemeinschaft, eine 
Wirtschaftsunion oder eine politische Union." 

Peter Häberle in „Verfassungsvergleichung und Verfassungsgebung - der Beitrag 
der Rechtswissenschaft zum Entstehungsvorgang der europäischen Verfassungen". 
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gen. Wer die Ähnlichkeiten nicht sehen will, wird immer auf die Eigenart der 
eigenen Kultur hinweisen und dabei geflissentlich vernachlässigen, dass die 
historischen Wurzeln so vieler Eigenarten, die geschichtlichen Berührungs- 
punkte auf der einen und der ständige kulturelle Austausch auf der anderen 
Seite ist. besonders wichtig war für Monnet die Kultur, weil er erkannte, 
dass ab einem bestimmten Stadium der Integration die Vielfalt der Kulturen 
der Vereinheitlichung entgegensteht. " 335 

In der heutigen Zeit gibt es kein kulturelles Zentrum mehr, um das sich 
alles dreht. Die Kulturen der nördlichen Halbkugel der Erde sind bereits so zu 
einer Mischkultur verschmolzen, dass eine kulturelle Autonomie einer Nation 
bereits undenkbar ist. Einheit bedeutet aber nicht Vereinheitlichung. 



,Per Begriff Integ ration bezeichnet den fortschreitenden Zusammen- 
schluss von (...) Europäischen Staaten. " 336 

Integration kommt aus dem Lateinischen (integratio) und bedeutet „Wie- 
derherstellung eines Ganzen". Integration bedeutet also, etwas das zuvor 
zerfallen ist, wieder zu einem Ganzen zusammenzufügen, einen Zusammen- 
schluss, eine Vereinigung. Diesen Begriff hatten die Staatsmänner der Nach- 
kriegszeit vor sich und wollten ihn in diesem Sinne ausfüllen. 338 

Die Integration ist kein statisches Endziel. Es ist eine dynamische Idee, 
die durch die Menschen die dahinter stehen erst zu leben beginnt. 



Herbert Schambeck in ,JÜber rechtliche und politische Tendenzen in der Entwick- 
lung der europäischen Integration an der Schwelle des 21. Jahrhunderts", ÖJZ 
1993, S 713. 

Ernst Steindorff in 'Europa -Recht", S 13, 1965 und Heinrich Schneider in ,Rüc k- 
blick für die Zukunft", S 16ff. 

Ludolf Herbst meint in 'Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte", 34. Jg., 1986, S 164, 
dass das lateinische Wort Integratio, ,die dem Wortgebrauch zugrundeliegende po- 
sitive Vorstellung von Einheit war (und) keine in der menschlichen Wirklichkeit 
gegebene Größe, sondern ein Ideal göttlichen Ursprungs (sei), dem der Mensch nur 
dauernd zustreben konnte. »Integratio« bezeichnet diesen Prozess der Annäherung 
an das Ideal, der als Rückkehr zum göttlichen Ursprung allen Seienden begriffen 
wurde." 

Vgl. als einer der ersten hat sich Ernst B. Haas mit der Frage der Integration der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften befasst z.B. in .Erfolge und Krisen der Integration, 
1969, S 39". 
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,Walter HaUstein als (erster) Präsident der Kommission hat die Aufgabe 
der Integration bereits sehr weit gefasst. Er hatte wiederholt die Schaffung 
des Gemeinsamen Marktes als Beginn der einer Föderation der Mitglieds- 
staaten bezeichnet. " 339 Als Beginn, nicht als Ziel! 340 

Die Katastrophe des Zweiten Weltkriegs hat zur Popularisierung der In- 
tegration stark beigetragen. Es darf aber nicht übersehen werden, dass jede 
Krise auch desintegrierend wirken kann. Die Integration lebt von der Vision 
der Menschen. 

Konrad Adenauer war Mitte der fünfziger lahre noch sehr optimistisch, 
als er meinte: ,ßie europäische Integration darf nicht starr sein, sie muss so 
dehnbar und so elastisch sein wie eben möglich. Sie darf kein einschnürender 
Panzer sein für die europäischen Völker, sie muss vielmehr ihnen und ihrer 
Entwicklung ein gemeinsamer Halt, eine gemeinsame Stütze für eine gesun- 
de, den berechtigten Eigenheiten eines jeden einzelnen entsprechende Ent- 
wicklung sein". (...) Jch glaube, dass die baldige Gründung einer Europä i- 
schen Föderation nicht utopisch ist. Wir haben schon bisher so viele Einzel- 
regelungen, die man zusammenfassen kann, und es harren so manche Gebie- 
te einer gemeinsamen Regelung, dass man, wie ich glaube, bald zu einer 
lebensfähigen Institution kommen kann. " 

In der Debatte am 11.1.1952 anlässlich der Ratifizierung des Schu- 
manplanes (Montanunion) wurde im deutschen Bundestag deutlich die 
Vorzüge und die Nachteile der (vor allem wirtschaftlichen) europäischen 
Integration aufgezeigt. 

Folgende Argumente wurden positiv gesehen: 

die Montanunion der erste praktische Schritt für die europäi- 
sche Einigung ist; 

aus dieser ersten Gemeinschaft weitere Zusammenschlüsse 
folgen werden; 

durch die Integration "die Zäune zwischen den europäischen 
Schrebergärten niedergeworfen" und 'die Vorau ssetzungen 



Staatslexikon, S 423. 

0 Hans von der Groeben meint in , Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft", S 

132, die Kommission „..war aber nicht der M einung, dass es sehr schnell oder gar 
mit einem Schlag zu einer Föderation oder Konföderation kommen werde." 

1 AdG, S 1796, Interview anlässlich eines Staatsbesuchs in Belgien am 25.9.1956. 
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für einen gemeinsamen europäischen Außenhandel" geschaf- 
fen werden; 

durch eine geeignete Produktions- und Standortoptimierung 
die Produktion und Produktivität ausgeweitet wird; 
durch die Optimierung die Kosten für alle Beteiligten sinken; 
durch die Montanunion die Beschränkungen der westdeut- 
schen Wirtschaft beseitigt werden; 

die Nachteile aus der Entflechtung der westdeutschen Kohle- 
und Stahlindustrie von 1945 bis 1952 korrigiert werden könn- 
ten; 

die Stellung der Arbeitnehmer in sozialer und hinsichtlich der 
Arbeitsbedingungen verbessert werden kann, da die Arbeit- 
nehmervertreter wesentlichen Einfluss auf die Entscheidungs- 
organe erlangen; 

die Hohe Behörde einen Wettbewerb auf Kosten der Löhne zu 
verhindere. 

Folgende Argumente wurden negativ gesehen: 

das die Montanunion nur eine Teilintegration bringe und die 
notwendig erachtete Gesamtintegration damit weggeschoben 
wird; 

das Nachteile der westdeutschen Industrie durch Demontagen, 
Entflechtungen, Reparationen u.a. zementiere und die Hohe 
Behörde nur die Arbeit der Internationalen Ruhrbehörde fort- 
setze; 

Kohlelieferungen an dritte Länder durch diesen Plan behindert 
würden; 

Deutsche Interessen nicht mehr ausreichend wahrgenommen 
werden könnten und Westdeutschland isoliert werde; 

Diese wirtschaftliche Sichtweise der Integration war und ist sicherlich 
nicht verkehrt. Sie hat Nachteile, aber auch viele praktische Vorteile. Wäh- 
rend die politische Integration, wie sie im Braind-Plan 1930 noch vorgesehen 
war und von vielen auch nach 1945 noch vertreten wurde, als Voraussetzung 
weitgehend immer den Goodwill der beteiligten Mitgliedsstaaten bzw. Regie- 
rungsmitglieder hatte, bedingt die wirtschaftliche Integration eine Eigendy- 
namik, durch welche die politischen Organe in Zugzwang geraten und sich 
der weiteren, oftmals innenpolitisch nur schwer zu vermittelbaren oder 
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durchsetzbaren politischen Integration nicht verschließen können. Oft wurde 
und wird aber gerade diese wirtschaftliche Komponente in der Europäischen 
Union als zu dominierend gesehen. Die europäische Integration hat inzwi- 
schen als Schwerpunkte vor allem die Wirtschaft, die Sozialpolitik, das Recht 
und andere Politiken herausgebildet, Bereiche die unmittelbar zusammenhän- 
gen und einander bedingen. Heinrich Schneider erklärt sehr ernüchtert: ,Pie 
Hoffnung, das aus der Teilintegration der Grundstoffsektoren eine Sogwir- 
kung auf andere Wirtschaftsbereiche entstehen würde, haben sich nicht 
erfüllt. " 342 Aber die Integration ist noch nicht zu Ende. 

Eines der Hauptziele der Europäischen Gemeinschaften war die Integrati- 
on der verschiedenen, bisher mehr oder weniger eng kooperierenden Wirt- 
schaften, Politiken und Kulturen Westeuropas. Dies bedeutet aber auch die 
übernationale Kooperation auf sozialem und politischem Feld. Die politische 
Idee kommt deutlich in den Gründungsverträgen zum Ausdruck, wenn z.B. im 
ersten Entwurf für den Vertrag für die Montanunion festgelegt wurde: 'Die 
Hohe Behörde besteht aus mehreren Mitgliedern, die ohne Rücksicht auf ihre 
Nationalität nur auf Grund ihrer allgemeinen Eignung jeweils für sechs 
Jahre ernannt werden. " 343 Auch im Vertragsentwurf zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft von 1955- 44 findet sich im Hinblick 
auf die Nationalität der Kommissionsmitglieder noch kein Hinweis auf eine 
Gebundenheit an Nationalitäten oder Quoten. 

In Art 9 EGKSV wurde dieser Passus dann bereits in einer abgeschwäch- 
ten Form normiert: 'Der Hohen Behörde dürfen nicht mehr als zwei Mitgli e- 
der gleicher Staatsangehörigkeit angehören. " Ähnliche Formulierungen 
finden sich dann in der Folge auch in Art 20 § 1 EVGV, in Art 28 § 3 EPGV 
und Art 157 Abs 1 EWGV. 345 

Während also die Vertragsentwürfe zur Montanunion und zur Wirtschaft- 
gemeinschaft nur auf die Befähigung der Mitglieder abstellte, wurde in den 
unterschriftsreifen Verträgen ein solcher Hinweis bzw. eine solche Beschrän- 
kung als erforderlich erachtet. 



' n Heinrich Schneider in .Rückblick für die Zukunft", S 20. 
L3 AdG 1951, S 462. 

A Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen U- 

nion"von Anton Schäfer unter Pkt. II. 24 a und b. 
' Vgl. auch Heinrich Schneider in .Rückblick für die Zukunft", S 20ff. 
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In den EGKSV wurde der Zusatz über die Staatsangehörigkeit und die 
maximale Anzahl von Kommissionsmitgliedern pro Mitgliedsstaat, auf der 
Konferenz der sechs Außenminister in Paris vom 18.4.1951 beigefügt. 346 

86 Die Kommission wurde also bewusst nicht als reines Fachorgan ohne 
Rücksicht auf die Nationalität eingesetzt, doch wurde eine nationale Einstel- 
lung oder Haltung der Hohen Behörde bzw. der Kommission durch die 
Verträge nicht gebilligt. 347 Das supranationale Element sollte trotzdem 

. • • 348 

dominieren. 

87 im Hinblick auf die ursprüngliche Stellung Westdeutschlands unter den 
Vertragspartnern, bei denen einige wenige Jahre nach dem Krieg noch gewis- 
se Vorbehalte gegenüber einer gleichberechtigten Teilnahme des ehemaligen 
Erobererstaates vorhanden waren, 349 muss vermutet werden, dass diese 
Änderung des Vorschlages des technischen Komitees während der politischen 
Verhandlungen eingeflossen ist, um eine Vorherrschaft deutscher Staatsbür- 
ger in der Hohen Behörde bzw. Kommission zu verhindern. 

Es war durch den Zuzug bzw. der dauernde Aufenthalt vertriebener, 
deutschstämmiger Aussiedler aus Polen, der CSSR, Österreich, Rumänien, 
Ostdeutschland u.a. nach Westdeutschland noch nicht absehbar, wie sich die 
Zahl der deutschen Staatsbürger konsolidieren werde, ob ein Zusammen- 
schluss der getrennten Besatzungszonen doch noch in absehbarer Zeit zu 
erwarten wäre. Es wurde wohl vermutet, dass es durch diese ungewissen 
Faktoren ein Überhang zugunsten Westdeutschlands geben würde. Diese 
Ungewissheiten hätten möglicherweise zu einer Dominanz Deutschlands in 
den Organen der europäischen Gemeinschaften geführt. 

Im November 1951 betrug die statistische Bevölkerungsdichte in West- 
deutschland 5,3 Personen pro Wohnungseinheit, im Gegensatz zu 3,5 Perso- 
nen im Jahr 1939. Von diesen Personen hatten nur ca. 30% einen festen 
Arbeitsplatz und weitere 40% waren nur zeitweise beschäftigt. Die restlichen 
30% hatte keine Arbeitsstelle. Der Anteil der vertriebenen deutschstämmigen 



AdG 1951, S 483. 

Vgl. auch Hans von der Groeben in , Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft", 
S 34ff. 

Und funktionierte in den Anfängen auch überraschend gut wie Heinrich Schneider 
in .Rückblick für die Zukunft", S 20f ausfüh rte. 
Siehe hierzu die verschiedenen Erklärungen der französischen Regierung seit 1945. 



73 



Personen betrug rund 20% am Gesamtbevölkerungsanteil. " Die Industrie- 
produktionsquote betrug in Westdeutschland, im Vergleich mit 1938 nur noch 
22%. 351 

Wird die Situation heute, nach der deutschen Vereinigung von 1991 be- 
trachtet, so ist deutlich sichtbar, dass das vereinigte Deutschland mit Abstand 
das bevölkerungsreichste Mitgliedsland der Europäischen Union ist. Diese 
Tatsache floss auch in die Vertragsverhandlungen zum Vertrag von Nizza ein. 

Deutschland stellt daher ab den nächsten Wahlen zum Europäischen Par- 
lament die höchste Anzahl an Abgeordneten aller Mitgliedsstaaten und, wenn 
es nicht anders vereinbart worden wäre, müsste dies auch bei der Stimmge- 
wichtung im Rat entsprechend berücksichtigt werden. 

Bei den Verhandlungen über die zukünftige Anzahl der Kommissionsmit- 
glieder anlässlich des Vertrags von Nizza zeigte sich, dass der nationale 
Gedanke in Bezug auf den 'eigenen" Kommissar in der Kommission vo r- 
herrscht und auch nicht eine 'europäische" Lösung ge sucht wurde. Insbeson- 
dere die kleineren Mitgliedsstaaten konnten sich durchsetzen und verhindern, 
dass die Kommission nach dem Muster einer nationalen Regierung aus den 
fähigsten Köpfen der mandatsstärksten Partei bzw. einer parlamentarischen 
Koalition zusammengesetzt wird. So wird auch zukünftig, bis zu einer neuer- 
lichen Vertragsrevision, wenn die Union einen Stand von 27 Mitgliedsstaaten 
erreicht hat, jeder Mitgliedsstaat mindestens einen Kommissar stellt. 

Die politische Ebene ist also, wie bereits vor 50 lahren, noch nicht in der 
Lage einen europäischen Weg zu suchen und zu finden. Valery Giscard 
d'Estaing hat anlässlich der Eröffnung des Reform-Konvents am 28.2.2002 
diesen Missstand angeklagt, als er meinte, dass innerhalb der Union zu oft die 
Diskussion ,yon nati onalen Interessen geprägt" sei. 

Adenauer hat seine Ansichten über die europäische Integration in einem 
Brief 352 an den damaligen Wirtschaftsminister und Jntegrationsskept iker" 353 
Ludwig Erhard deutlich dargelegt als er pragmatisch meinte: D ie euro- 
päische Integration war das notwendige Sprungbrett für uns, um überhaupt 
wieder in die Außenpolitik zu kommen. Europäische Integration ist auch um 
Europas willen und damit unseretwillen notwendig. Europäische Integration 



'" AdG, S 593. 

' Curt Gasteyger in .Europa zwischen Spaltung und Einigung", S 54. 
i2 Vom 13.4.1956. 

' 3 ,Eur oskeptiker" nennt ihn H.P. Schwarz. 
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ist aber vor allem notwendig, weil die Vereinigten Staaten von Amerika sie 
als Ausgangpunkt ihrer ganzen Europapolitik betrachten und weil ich genau 
wie Sie die Hilfe der Vereinigten Staaten als absolut notwendig für uns 
betrachte. Ich bin der Auffassung, dass wir einen »gemeinsamen Markt« 
haben müssen. Er wird in Etappen und stückweise kommen müssen. Aber die 
Richtung dieses Ziels muss uns immer vor Augen bleiben. (...). " 354 Eine sehr 
pragmatische Aussage. 

Die Integration war nach der Schaffung der Montanunion, der Ablehnung 
der EVG und EPG, der Bildung der EWG und EAG, durch außenpolitische 
Schwierigkeiten in den sechziger Jahren, durch de Gaulies Obstruktionspoli- 
tik u.a. gehemmt. 355 Nur ein privater Verfassungsentwurf für eine Europäi- 
sche Union stammt aus dieser Zeit von Max Imboden.~ 6 Erst durch den 
Rücktritt de Gaulles 1969 konnte die Integration wieder deutliche Fortschritte 
verzeichnen. 

In den 70er Jahren zeigten sich die ersten wesentlichen Fortschritte durch 
die Vollendung des Gemeinsamen Marktes, durch den Beitritt Dänemarks, 
Irlands und des Vereinigten Königreichs, die Pläne für eine Wirtschafts- und 
Währungsunion und die Europäische Politische Zusammenarbeit, die Bildung 
des .Europäischen Rates" 1974 und Direktwahl der Abgeordneten zum 
Europäischen Parlament 1979. 

Am 1.1.1973 sind die Beitritte Dänemarks, Irlands und des Vereinigten 
Königreichs zu den sechs Gründungsmitgliedern erfolgt. Bereits am 4. Juni 
1974 verlangte die neu gewählte Labour Regierung die Neuverhandlung der 
Verträge über den Beitritt des Vereinigten Königreichs und droht mit einem 
Referendum und dem Austritt. Die Umverteilung der Finanzlasten zugunsten 
des Vereinigten Königreichs war dann auch die erste Aufgabe des neu ge- 
schaffenen Europäischen Rates 1975 (Dublin) und diese Debatte beschäftigte 
den Rat bis in die Mitte der achtziger Jahre unverhältnismäßig. 

Durch die Krisen in den siebziger Jahren, wie z.B. Ölkrise 1973, Zusam- 
menbruch des Währungssystems von Bretton Wood durch die Aufhebung der 



Aus 40 Jahre Römische Verträge: der deutsche Beitrag, S 53. 

De Gaulle wollte vor allem eine klassisch internationale Zusammenarbeit durch 
Konsultationen und Kooperationen der Nationalstaaten," wie Hans von der Gr o- 
eben in .Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft". S 1 28 treffend ausführt. 

Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen U- 
nion"von Anton Schäfer unter Pkt. 11.26. 
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Goldkonvertierbarkeit durch die US-Regierung, " hohe Inflationsraten, 
Abhängigkeit der EWG vom Dollar, konnten ehrgeizige Pläne 358 nicht ver- 
wirklicht werden. 

Jean Dorren zeigte in seinem privaten Vorschlag für eine Union, einen 
Weg für die weitere Integration auf. 355 

Die drei „Weisen", Barend Bushevel, Edmund Dell und Robert Marjolin, 
legten am 29.10.1979 den vom Europäischen Rat in Auftrag gegebenen 
Bericht vor und stellten fest, dass der Hauptgrund für die Stagnation der 
Gemeinschaften der mangelnde politische Wille der Mitgliedsstaaten zur 
Integration sei. 

Auf dem Gipfel des Europäischen Rates in Brüssel vom 29./30.3.1982 kri- 
tisieren der Kommissionspräsident Gaston Thorn, der Präsident des Europäi- 
schen Parlaments, Pieter Dankert, und der Präsident des Rates der Außenmi- 
nister der EG, Leo Tindemans, die bestehenden Schwächen und den Reform- 
bedarf der Gemeinschaften und die Stagnation der Integration. 

Mit dem im Mai 1980 gefundenen Kompromiss zum, vom Vereinigten 
Königreich bemängelten (zu hohen) Beitrag zum EG-Haushalt, wurde der 
Weg teilweise frei für neue und innovative Wege. Mit dem Genscher- 
Colombo-Plan vom Januar 1981 sollte die EPZ gestärkt werden. 360 

Altiero Spinelli schlug am 25. Juni 1980 den Mitgliedsstaaten der Ge- 
meinschaft vor Arbeitsgruppen zu entsenden, um endlich die dringend not- 
wendigen Reformen der Gemeinschaften einzuleiten und auszuarbeiten 361 und 
im November 1980 wurde der Entwurf für eine einheitliche Europäische Akte 
dem Europäischen Parlament vorgelegt. Zusammen mit anderen Abgeordne- 
ten des Europäischen Parlaments gründete Spinelli den ,Club Crocodile." 362 

Am 9. Juli 1981 wurde vom Europäischen Parlament ein institutioneller 
Ausschuss eingesetzt, der die notwendigen Reformen der Gemeinschaften 
aufzeigen sollte. Aus den vorgelegten Leitlinien" und Vorsehl ägen wurde 



7 Am 15.8.1971. 

8 Z.B. Werner-Plan für die WWU. 

9 Siehe zu diesem Entwurf - Jean Dorren in ,La Constitution de lTiurope. Pour une 

demoeratie efficace" 1977, S 198ff. Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe 
zur Gründung einer Europäischen Union"von Anton Schäfer unter Pkt. 11.27. 

0 Vgl. dazu EA 1982, D 50ff. 

1 Zuvor erfolglos angemahnt im Tindemans-Bericht vom 29.12.1974, BullEG 1976, 

Beilage 1/76 oder durch den Bericht der .Drei Weise n"von 1979. 
" Angelehnt an den Namen eines Restaurants in Straßburg - vgl. Pkt.V.2. 
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auch ein „Vorentwurf eines Vertrages zur Gründu ng der Europäischen Uni- 
on" 101 vor gelegt. Ausgearbeitet wurde er von einer überfraktionellen Platt- 
form, deren Vorstellungen am 14.2.1984 im Plenum von 237 von 311 anwe- 
senden Abgeordneten des Europäischen Parlaments als „Vertragsentwurf zur 
Gründung einer Europäischen Union"vera bschiedet wurden. 354 

Durch diese Initiative sollte der Weg zu einer verfassunggebenden Ver- 
sammlung geöffnet werden. Dieser Vorschlag brachte den Entwurf eines 
Vertrages zur Gründung einer Europäischen Union. Der Vorschlag zeigt 
bereits klar einen komplexen, wenn auch noch unvollständigen Verfassungs- 
entwurf. Einen Erfolg zeigt dieser Entwurf in der Einheitlichen Europäischen 
Akte, 365 mittelfristig wurden einige Vorschläge in den Vertrag von Maastricht 
aufgenommen und auch im Vertrag von Amsterdam finden sich Spuren. 366 

Am 14.6 1985 wurde das Schengener-Abkommen (Luxemburg) unter- 
zeichnet und der freie Personenverkehr zwischen Belgien, der BRD, Frank- 
reich, Luxemburg und der Niederlande zum 1.1.1990 ermöglicht. Dieser 
Schritt war für die weitere Integration sehr förderlich, insbesondere für die 
Identifikation der Bürger mit der Gemeinschaft als Ganzes. Bis auf Däne- 
mark, Schweden und das Vereinigte Königreich sind alle derzeitigen Mit- 
gliedsstaaten der Union diesem Abkommen beigetreten. Daneben sind auch 
Norwegen und Island angeschlossen. 

Die Einheitliche Europäische Akte (EEA) wurde durch den Beschluss des 
Rates auf dem Madrider Gipfel vom 28729.6. 1985 ermöglicht, indem die 
Einberufung einer Regierungskonferenz beschlossen wurde, um die Römi- 
schen Verträge zu überarbeiten. 

Durch diese Regierungskonferenz wurde die Europäische Union (1993) 
vorbereitet, die EEA sprach dabei von der Union als ,Ziel". 367 

Der Anstoß für diese Akte und den darauf folgenden Vertrag von Maast- 
richt wurde bereits am 6. Januar 1981 auf dem Dreikönigstreffen der FDP in 
Stuttgart gegeben. Hier wurde vom deutschen Außenminister Genscher die 



Mit insgesamt 87 Artikeln. 

Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen U- 
nion"von Anton Schäfer unter Pkt. n.29. 

Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen U- 

nion"von Anton Schäfer unter Pkt. 11.30. 
Zur Kritik daran siehe u.a. Rudolf Luster in Bundesstaat Europäische Union", S12. 

Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen 

Union"von Anton Schäfer unter Pkt. n.34. 
Präambel, sowie Artikel 1 Unterabsatz 1 EEA. 
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Anregung für eine , Europa - Initiative", eine konkrete Europäische Union, 
gegeben und damit der ins Stocken geratene Integrationsprozess wieder 
belebt. Diese Anregung wurde von der italienischen Regierung aufgenommen 
und erweitert. Am 4. November 1981 legten die bundesdeutsche und die 
italienische Regierung einen gemeinsamen Entwurf für eine Europäische 
Akte vor. 

Die vorgelegten Anregungen waren, wie Werner Weidenfeld es ausdrück- 
te ,(...) weder neu noch originell. Ihre besondere Bedeutung lag in der 
Verknüpfung der verschiedenen Problembereiche zu einem Grundsatzdoku- 
ment, in der Aufnahme einer Revisionsklausel, in der Methode eines bilatera- 
len Vorstoßes und im Zeitpunkt der Einbringung. " 369 

Doch in einigen Schlüsselbereichen wurden wichtige Weichen gestellt und 
die Aufgaben im Bereich der Forschung, Technologie und Umwelt dem 
EWGV hinzugefügt sowie die Verwirklichung des Binnenmarktes bis Ende 
1992 festgelegt und die Rechte des Europäischen Parlaments gestärkt. 

Der Europäische Rat und die Europäische Politische Zusammenarbeit 
wurden rechtlich zusammengefasst und vertraglich verankert. 370 Dies war 
wiederum ein weiterer wichtiger Schritt für die zukünftige Integration. Das 
Beschlussverfahren des Rates für den Bereich des Binnenmarktes wurde 
geändert, das Mehrstimmigkeitsprinzip sollte wieder angewendet werden (es 
war aber formell nie außer Kraft). Neue Aufgaben vor allem in den Bereichen 
Umweltschutz, Forschung und Technologie wurden der Gemeinschaft zuge- 
wiesen. 

Die vollständige Abkehr vom Einstimmigkeitsprinzip konnte jedoch nicht 
erreicht werden. 371 Die hochgesteckten Erwartungen wurden 372 nicht erfüllt. 
Das Europäische Parlament erhielt einige Befugnisse mehr zugesprochen, 
doch hatte es immer noch zu wenig Kompetenzen, um die Rolle eines Parla- 
mentes im engeren Wortsinn zu erfüllen. Die an der EEA vorgebrachte Kritik 
und ausgelöste Diskussion war und ist sicherlich berechtigt. Doch das Schei- 



* Bulletin der EG, 11/1981, S 99-104. 

' 9 In .Bilanz der europäischen Integration", S 82f. 

0 Art 2, sowie Art 1 Unterabsatz 3 EEA. 

1 Der dBVerfGH meint im Maastricht-Urteil vom 12.10.1993, dass ,die Einstimmig- 

keit als durchgängiges Erfordernis (...) zwangläufig den partikularen Willen über 
den der zwischenstaatlichen Gemeinschaft selbst (setzt) und stellte eine solche 
Gemeinschaft damit schon strukturell in Frage." 

2 wieder einmal. 
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tern zahlreicher hochgesteckten Ziele in der Vergangenheit zeigt, dass sich 
die Europäische Integration in kleinen bis kleinsten Schritten vollzieht. 373 

Die EEA wurde am 17.2 und 28.2.1986 in Den Haag unterzeichnet und 
trat am 1.7.1987 in Kraft. Die Gemeinschaft wurde am 1.1.1986 durch Spa- 
nien und Portugal erweitert. 

Auf der Grundlage des Entwurfes von 1 983 374 wurde von den Parlamenta- 
riern der Europäischen Volkspartei als Mitglieder des Europäischen Parla- 
ments, ein neuer Verfassungsentwurf 1988 geringfügig modifiziert und erneut 
eingebracht. 375 

Durch den am 12.4.1989 vorgelegten Bericht des Präsidenten der Kom- 
mission Jacques Delors über die Wirtschafts- und Währungsunion wurde 
diese vorgezeichnet. Als erste Stufe war die Liberalisierung des Kapitalver- 
kehrs und die verstärkte währungspolitische Zusammenarbeit vorgesehen. 
Stufe ,Zwei" brachte die Errichtung eines Europäischen Währungsinstitutes 
als Vorstufe zu einer Europäischen Zentralbank und Stufe drei die Vollen- 
dung der Wirtschafts- und Währungsunion. Auf Anregung Jacques Delors 
wurden 1990 die Verhandlungen über die politische Union und die Wirt- 
schafts- und Währungsunion parallel geführt. 

Die erste Phase der Wirtschafts- und Währungsunion begann am 1.7.1990 
mit der vollständigen Liberalisierung des Kapitalverkehrs in acht der zwölf 
Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft. 

Der Motor für die weitere Behandlung der Europäischen Union und der 
Ausarbeitung einer Verfassung bildete das Europäische Parlament. Bereits 
1990 wurde, wiederum auf Grundlage des Entwurfes vom 14.2.1984, 376 die 
verfassungsmäßigen Grundlagen der Europäischen Union unter dem Bericht- 
erstatter Emilio Colombo untersucht und erfasst. Es handelt sich dabei um 
den zweiten Zwischenbericht des Institutionellen Ausschusses des Europäi- 
schen Parlaments. 



1 Siehe auch Präambel der EEA. 

4 Fugmann, Luster und Pfennig - EP - Dok. B2-30/88 vom 1.6.1988. 

5 Vgl. Pkt. V.l. Vgl. dazu den Text in: „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer 

Europäischen Union"von Anton Schäfer unter Pkt. II. 32. 

6 Spinelli - Entwurf. 
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In Italien fand am 18.6.1989 ein Referendum statt, bei dem sich 89,1% 
der Stimmberechtigten für eine europäische Verfassung und eine europäische 
Regierung aussprachen. 377 

Auf der Tagung vom 27.11. bis 30.11.1990 der Parlamente der EG- 
Mitgliedsstaaten und des Europäischen Parlaments in Rom, 378 wurde von den 
Abgeordneten eine Erklärung verabschiedet. Die Europäischen Gemeinschaf- 
ten sollten in eine föderalistische Europäische Union mit einer Unionsverfas- 
sung umgewandelt werden. Weiters wurde die Stärkung des Europäischen 
Parlaments bei der Gesetzgebung der Gemeinschaft gefordert. 

Unmittelbare politische Wegbereiter für den Vertrag von Maastricht und 
damit für die Gründung der Europäischen Union waren Francois Mitterand 
und Helmut Kohl. Ihr Vorschlag vom 18. April 1990 betraf die Errichtung 
einer Europäischen Politischen Union" und brachte die Einsetzung einer 
Regierungskommission zur Prüfung dieses Vorschlags. 379 

Der Vertrag von Maastricht brachte die Gründung der Europäischen Uni- 
on und wurde am 7. Februar 1992 in Maastricht von den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft unterzeichnet. Vor allem wegen des Widerstan- 
des Großbritanniens konnte der Vertrag nicht in dem Maße verwirklicht 
werden, wie es von Deutschland, Frankreich und den Niederlanden ursprüng- 
lich vorgesehen war und von verschiedensten Seiten immer wieder gefordert 
wurde. Die Union ist nach herrschender Rechtsansicht kein gemeinschaftli- 
ches supranationales Gebilde mit eigener innerstaatlicher oder völkerrechtli- 
cher Rechtspersönlichkeit und Rechtsfähigkeit, 380 sondern eine völkerrechtli- 
che Einrichtung, der die Mitgliedsstaaten der Gemeinschaften angehören. Sie 
gliedert sich in die bekannten , Säulen", auch als „Tempelmodell" dargestellt. 
Nur die Erste Säule umfasst tatsächlich das Gemeinschaftsrecht bzw. die 
Gemeinschaftsverträge und ist supranational eingerichtet. Die Zweite und 
Dritte Säule sind demnach weiter gemäß den völkervertraglichen Regeln 381 zu 
beurteilen. Aufgrund der vielen Handlungen des Europäischen Rates für die 



Brandstetter in Chronologisches Lexikon der Europäischen Integration, S 151. 

8 Assisen 

9 15.12.1990 

0 Vgl. Art 18 Abs 1 und Art 47 EUV. 

1 Auslegung z.B. gemäß Wiener Konvention über das Recht der Verträge. 



80 



Union im internationalen zwischenstaatlichen Geschehen, kann die Rechts- 

^82+383 

persönlichkeit der Union jedoch kaum mehr bestritten werden." 

Weitere Defizite waren und sind, dass wichtige institutionelle Reformen 
nicht in Angriff genommen wurden. So blieb die Abschaffung der Grenzkon- 
trollen außerhalb dieses Vertrags und wurde damals von einigen Mitglieds- 
staaten getrennt in einem internationalen Vertrag vereinbart. 384 Auch im 
Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik wurde bis heute nicht das notwen- 
dige Maß an Kooperation und Kompetenzübertragung erreicht. 

Bedingt durch die notwendigen Volksentscheidungen in Frankreich, Ir- 
land und Dänemark, die zögerliche Zustimmung des Unterhauses des Verei- 
nigten Königreichs und den anhängigen Verfassungsklagen in Deutschland 
konnte der Vertrag von Maastricht erst im November 1 993 in Kraft treten. 385 

Das große Problem dem die Mitgliedsstaaten der Union derzeit gegenü- 
berstehen, ist, dass die Regierungen der Mitgliedsstaaten zwar formell die 
Herren der Verträge 386 sind, aber faktisch, aufgrund der bereits übertragenen 
Souveränitätsrechte, 387 in bestimmten Bereichen kaum mehr in der Lage sind, 



12 Acquiescent, vgl. dazu auch die Ansicht des IGH in der Rs „Fisheries Case" ICJ - 
Reports 1951, S 139. 

33 

Der Europäische Rat hat anlässlich seiner Tagung in Helsinki testgestellt, dass die 
Europäische Union in die Lage versetzt werden soll, autonome Beschlüsse zu fas- 
sen. Eine IO, welche autonome Beschlüsse fassen kann, ist jedoch mit objektiver 
und subjektiver völkerrechtlicher Rechtspersönlichkeit ausgestattet. 

14 Schengener Abkommen I und II - nun einbezogen jedoch durch den Vertrag von 

Amsterdam in den Vertrag Uber die Europäische Union - vgl. Art 40 Abs 5 EUV 
idF von Amsterdam bzw. Art 43 lit. i. idF von Nizza) und das Protokoll über die 
Einbeziehung des Schengen - Besitzstandes. 

15 Geplant 1.1.1993. Das selbe ,Spiel"hat sich nun mit der Ratifizierung des Ve rtrags 
von Nizza wiederholt. Unterzeichnung des Vertrages am 26.2.2002, Ratifikation 
durch fast alle Mitgliedstaaten bis 19.10.2001, erstes negatives Referendum Irlands 
vom 7.62001, zweites zustimmendes Referendum Irlands vom 18.10.2002. Der 
konsolidierte Vertrag trat am 1 . 1 .2003 in Kraft. 

16 Wolfram Hertel meint in .Supranationalität als Verfassungsprinzip", S 92, dass es 

eine Metapher sei, wenn die Mitgliedstaaten als .Herren der Verträge" bezeic hnet 
werden. Er meint: .Geeigneter erscheint es, Europa als eine Schöpfung der Mit- 
gliedstaaten zu veranschaulichen, welche sich zwar autonom weiterentwickeln 
kann, von diesen jedoch über die »Nabelschnur« des nationalen Rechtsanwen- 
dungsbefehls abhängig geblieben ist." 
57 So z.B. die Herrschaft über das Staatsgebiet, diese ist durch die Binnenmarktfreihei- 
ten weitgehend eingeschränkt. Aber auch die inner und äußere Staatsgewalt ist ins- 
besondere durch den EGV und EUV beschränkt. Die Gesetzgebung (einschließlich 
der Verfassungsgesetzgebung) ist in weiten Teilen auf die Gemeinschaft Uberge- 
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eigene Entscheidungen zu treffen und auch zusammen aufgrund des Konsens- 
prinzips der Einstimmigkeit nur noch schwer ,regi eren"können. 388 

Reagieren ist unter einer solchen Prämisse nur sehr langsam möglich, wie 
die Reaktionen der EU-15 im Jugoslawien-Krieg deutlich gezeigt haben 389 . 

Die Grundstruktur der Verträge der ,3echs" 390 ist bereits mit derzeit fünf- 
zehn Mitgliedsstaaten überlastet, die Organe der Gemeinschaft behindern sich 
gegenseitig. 

103 Dass dieses System mit 20 oder mehr Mitgliedsstaaten nicht oder noch 
schlechter funktionieren kann, ist auch dem Rat bewusst. 391 Dennoch wurden 
bereits zwei Chancen, 1996 in Amsterdam und 2000 in Nizza vergeben und 
keine nachhaltigen Änderungen eingeleitet. 

Wer die europäische Integration mit dem Sinn eines Basarhändlers be- 
greift, wird niemals über seine Grenzen hinwegsehen können, geschweige 
denn auf dem globalen Markt eine Führungsposition einnehmen. 392 



gangen, auch wenn dies oft nicht durch vertragliche Vereinbarungen, sondern 
durch die Rechtsprechung des EuGH nachvollziehbar ist. Die Steuer- und Zollge- 
setzgebung ist im Rahmen der Zoll- und Wirtschaftsunion gebändigt. Die Wäh- 
rungshoheit durch die Währungsunion abgelöst. Die Gerichtsbarkeit ist durch die 
, Oberg erichtsbarkeit" des EuGH bereits sehr weit gebunden. Nur das Recht Krieg 
zu erklären und Frieden zu schließen ist noch weitgehend bei den Mitgliedstaaten 
der Union verblieben. 

18 Ignaz Seidl-Hohenveldern sieht die Mitgliedsstaaten nicht mehr als Herren der Ver- 

träge, weil bestimmte Regelungen in den Verträgen von den Mitgliedsstaaten auch 
mit Einstimmigkeit nicht mehr rückgängig gemacht werden könnten. Vgl. auch 
Jürgen Schwarze in ,Die Entstehung einer europäischen Verfassdungsordnung", S 
181f. Dem ist insoweit m.E. zuzustimmen, als die Mitgliedsstaaten bereits „ver- 
fasste" Regeln der Union bzw. Gemeinschaften nicht mehr abändern können, nicht 
jedoch für die zukünftige Integration. Hier bleiben die Mitgliedsstaaten weiterhin 
Herren der Verträge. 

19 Vgl. als Beispiel die Reaktion auf die Vertreibung von Kosovo-Albanern und die 

vertragswidrige Stationierung von jugoslawischen Bundestruppen im Kosovo die 
.Erklärung zum Kosovo" des Europäischen Rates in Berlin, die Erklä rung des Eu- 
ropäischen Rates von Helsinki zur Bombardierung tschetschenischer Städte durch 
Russland oder, ganz aktuell, die massive militärische Invasion Israels in den Auto- 
nomiegebieten Palästinas seit Anfang 2001 und die kaum vorhandene Einigkeit un- 
ter den Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaten der Union. 
Gründungsmitgliedern der Gemeinschaften. 

11 Vgl. die verschiedenen Schlussfolgerungen des Europäischen Rates zu den Gipfel- 

konferenzen seit 1997. 

12 Vgl. die Kritik des Europäischen Parlaments im Entschließungsantrag unter 
,Schlussfolgerungen"vom 4.5.2001, A5 -0168/2001. 
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Den Status quo zu erhalten ist, wenn die Mittel- und Osteuropäischen 
Staaten aufgenommen werden sollen, unmöglich. 

,Pie europäische Einigung braucht Motoren, keine Bremsen ',' sagte 
Walter Hallstein in einem Vortrag 1964. 393 

Es kann daher durch eine Stagnation bzw. mangelnde Reformen nur zu 
einem faktischen Rückschritt und einer Desintegration kommen. Im besten 
Fall wird der Rat auf Dauer beschlussunfähig und muss der Kommission und 
dem Parlament mehr Befugnisse überlassen. 

104 Ist es heute kaum mehr möglich, dass sich 15 Fachminister auf europäi- 
scher Ebene wegen der innenpolitischen Zwänge in jedem Mitgliedsstaat der 
Gemeinschaft kurzfristig auf einen Minimalkompromiss einigen, so wird dies 
in Zukunft bei noch mehr Mitgliedern und noch mehr verschiedenen national- 
politischen Druck- und Kräftemessen zu noch weniger brauchbaren und 
fortschrittlichen, zukunftweisenden Ergebnissen führen. Das Feilschen der 
Basarhändler wird die öffentliche Meinung zur Integration wohl kaum positiv 

. ■ t-, 394+395 

beeinflussen. 

105 Dem politischen Ansehen und der Integration hinderlich ist auch die 
mangelnde Legitimität der Organe. Abgesehen vom Europäischen Parlament 
sind alle Organe, Rat, Kommission und Gerichtshof nur indirekt legitimiert, 
d.h. das europäische Volk" hat diesen Entscheidungsträgern in der Funktion 



Aus Europäische Reden, Vortrag vom 15.10.1964 ,Die Einheit der europäischen 
Aktion." 

Günter Pleuger spricht in einem Vortrag vom 26.10.2000 ,Gute Aussichten für Ni z- 
za"von den Regierungskonferenzen als ,ein großer Basar"und vgl. z.B. auch An d- 
rew Duff und Christian Deubner in ,Pie EU -Vertragsreform von Nizza": Von Jeft 
overs"zu ,hangover". 

Der Vertreter der Hohen Behörde der Montanunion hat im Lenkungsausschuss des 
Regierungsausschusses zur Gründung einer EWG am 7.11.1955 festgestellt: .Die 
Hohe Behörde hält es hier unter Berufung auf die Erfahrungen, die sie im Rahmen 
ihrer Beziehungen zum Ministerrat gesammelt hat, für ihre Pflicht, zu erklären, 
dass die Schaffung von europäischen Organen mit eigener Machtvollkommenheit 
und die Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen Regierungen keine Begriffe 
sind, die einander widersprechen, geschweige denn sich gegenseitig ausschließen. 
Ganz im Gegenteil, sie ergänzen sich gegenseitig und bedingen einander. Erst 
wenn die Regierungen auf bestimmte wesentliche Interessen verzichten, erst wenn 
in dringenden Fällen eine objektive Entscheidungsbefugnis gegeben ist, entwickelt 
sich anstelle des Feilschens und der Kompromisse die echte Zusammenarbeit der 
Staaten für das gemeinsame Interesse" (siehe dazu Reiner Schulze und Thomas 
Hoeren in .Dokumente zum europäischen Recht", S 752). 
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als Handelnde der Union keine direkte Vollmacht erteilt und vor allem sind 
diese dem Volk gegenüber nicht direkt verantwortlich. 396 

Dieser ,Legitimationsschwäche" soll unter anderem eine Verfassung a b- 
helfen. 397 Dazu ist aber auch eine Änderung der Organisationsstruktur not- 
wendig, damit die Verantwortlichkeit und das Verantwortungsbewusstsein bei 
den Politikern entstehen können. 

Solange sich das .europäische Volk" nicht mit den Entscheidungstr ägern 
identifiziert, diese durch Wahl oder Referendum 398 nicht einsetzen oder 
abberufen kann, das Europäische Parlament weitgehend von den wichtigen 
Entscheidungsfindungen ausgeschlossen wird, 399 wird sich ein europäisches 
politisches Bewusstsein, eine europäische Parteienlandschaft, eine europäi- 
sche Politik 400 nur sehr schwer entwickeln. 401 

106 



Vgl. Peter Pernthaler in „Was ist und wozu braucht man eine Europaische Regie- 
rung?", JRP 2001, S 173. 

Im Positionspapier der sozialdemokratischen Partei Europas im Konvent (Dok. 
CONV 392/02) vom 8.1 1.2002, wird festgestellt: ,Pie stärkere demokratische Le- 
gitimität, die eine Voraussetzung für die weitere europäische Integration ist, benö- 
tigt erheblich mehr Transparenz und Kontrolle im europäischen Entscheidungspro- 

zess." 

Wie die Abstimmung anlässlich des zweiten Referendums in Irland vom 18.10.2002 
zum Vertrag von Nizza gezeigt hat, haben 62,8% Zustimmung der Wahlberechtig- 
ten von 3.6 Millionen Menschen Uber den Fortgang der Integration und der Oster- 
weiterung ganz Europas entschieden. Rein rechnerisch haben somit 12,9% oder 
464.400 Wahlberechtigte diesen Post-Nizza-Prozess positiv entschieden (die Wahl- 
beteiligung von nur 50% blieb bei dieser Berechnung unberücksichtigt). Dies be- 
deutet eine .Sperrminorität" von rund 0,13% (bei Annahme von 360.000.000 G e- 
samtbevölkerung in der EU). Vgl. dazu auch Rz 274. 

Z.B. Agrar- [43,94%] und Strukturpolitik [34,29%] die im Gesamten im Jahr 2000 
78,23% des EU-Haushalts beanspruchten sowie in der 2. und 3. Säule. 

Klaus Hänsch (als deutsches Mitglied im EU-Reformkonvent) hat jedoch Bedenken, 
dass durch eine Politisierung der Kommission, die .ideologische Akzeptanz von 
Kommissionsentscheidungen in den Mitgliedsstaaten sehr erschwert" w Urde und es 
könne .zu Debatten über das bislang exklusive Initiativrecht oder anderer weitrei- 
chender Zuständigkeiten der Kommission führen" (aus Financial Times Deutsch- 
land vom 2.8.2002). 

Anlässlich der Anhörung der NGO in der gemeinsamen Sitzung der Europaaus- 
schüsse des deutschen Bundestages und des Bundesrates am 26.6.2002 in Berlin, 
meinte z.B. der Generalsekretär Axel Schäfer der Europa Union Deutschland und 
der Vizepräsident des Reform-Konvents, Giuliano Amato, das über die Ergebnisse 
des Reform-Konvents ein Referendum abgehalten werden soll. 
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Bedingt durch die neokapitalistische Phase seit Mitte der 80er Jahre des 
20. Jahrhunderts, hat die Wirtschaft, und hier insbesondere die großen Kon- 
zerne, in vielen Fällen bei den Bürgern und auch den Politikern durch die 
Omnipräsenz und teilweise Überbewertung der wirtschaftlichen Komponente, 
durch die bedingungslose Unterwerfung unter die harten, unbeherrschbaren 
und unsozialen Gesetze der Börsen, 402 durch massive Umstrukturierungen, 
Massenentlassungen und Sozialabbau, durch Konkurse und den wirtschaftli- 
chen Niedergang bisher renommierter Unternehmen, den Zusammenschluss 
langjähriger Konkurrenten zu volkswirtschaftlich bedenklichen 'Megakon- 
zernen", die scheinbare und teilweise tatsächliche Ohnmacht der Politik 
gegenüber solchen 'Dinosauriern", die mangelnde langjährige Vo raussicht 
vieler Führungskräfte der Konzerne u.v.a. m. zu einem Ressentiment gegen 
die Wirtschaft geführt, die teilweise wieder zum anderen Extrem neigt, 
insbesondere einem bedenklichen Nationalismus. 

Gegen eine Sichtweise und Wertungen von wirtschaftlichen Unternehmen 
hat sich bereits Walter Hallstein gestellt, als er Gustav Stresemann zitierte: 
„Unsere Zeit krankt überhaupt an der Übersteigerung der Bedeutung wir t- 
schaftlicher Sachverständiger. Die Herren, die so wunderbar ihre eigenen 
Konzerne leiten können, versagen oft, wenn es sich um große Richtlinien 
handelt. Europas Zukunft hängt von dem neuen wirtschaftlichen Aufbau ab, 
aber dieser Aufbau sollte von Politikern und nicht von Wirtschaftsführern 
gemacht werden. " 403 

107 Die vielfältigen kulturellen und sozialen Vorteil, die sich aus der wirt- 

schaftlichen Integration ergeben, werden oft übersehen. In manchen Fällen 
wird diese Komponente jedoch auch überbewertet. Der soziale, sprachliche 
und kulturelle Reichtum Europas wird von einigen sogar als Hindernis für 

i 404 

eine weitere Integration gesehen. 

Paul Koschaker formuliert die Antwort auf diese Vorbehalte in einem ein- 
fachen Satz, wenn er sagt: „Europa ist demnach kein naturgewachsenes 
Produkt, keine natürliche geographische Gegebenheit, sondern ein Erzeugnis 

402 Stichwort: 'Shareholder vahie". 

403 Walter Hallstein in .Europäische R eden", S 57. 

404 Vgl. z.B. Rolf Carsjens, Dieter Grimm und andere. Dieser Hinweis wird aber von 

vielen Populisten aufgegriffen und angewandt um Nationalismen wie im 19. Jahr- 
hundert in ganz Europa als Schranken zwischen den europäischen Bürgern aufzu- 
bauen. Dabei werden diese Nationalismen als Wertgrundsätze für die Erhaltung der 
eigenen Kultur gesehen. Jede Kultur, die ohne weitergehende Beziehung zu ande- 
ren besteht, ist aber zur Stagnation und zum Rückschritt verurteilt. 
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der Geschichte". Gerade die gemeinsame Geschichte, die gemeinsam 
überstandenen Stürme und Gefahren, die kulturellen Gegenseitigkeiten und 
Differenzen, die Sprachenvielfalt sind es, die Josef Isensee 406 davon sprechen 
lassen, dass dies „nicht Mangel, sondern Wesen und Reichtum Europas" sei. 
Und Walter Hallstein formuliert es so: ,Per Reichtum Europas, seine wahre 
Stärke, ist nun mal die Vielfalt, und diese Vielfalt der Charaktere, der Tem- 
peramente, der Meinungen, der seelischen und geistigen Anlagen und der 
Begabungen - sie wollen wir erhalten. " 407 

Die Entwicklungsstufe von Staaten wurde in der Vergangenheit nicht am 
Grad der militärischen oder wirtschaftlichen Integration gemessen, sondern an 
den kulturellen Errungenschaften. Dies ist auch der Ansatz, an dem die EU 
später und auch bereits heute gemessen wird. 

108 Ein erster entscheidender Schritt für die kulturelle und gesellschaftliche 
Versöhnung und Zusammenarbeit wurde durch das Kulturabkommen zwi- 
schen Deutschland und Frankreich vom 24.10.1954 getan. Darin wurden 
folgende Punkte vereinbart: 

der Austausch von Professoren, Gelehrten, Lektoren, Assisten- 
ten, Studenten, Schülern, Technikern und Lehrlingen; 
die Verstärkung der gegenseitigen Kenntnis der Kultur und der 
Sprache durch Lehrgänge; 

die Förderung bestehender oder Neugründung kultureller Ein- 
richtungen wie Hochschulinstituten, Studienzentren, Kulturin- 
stituten und Schulen; 

die Erleichterungen bei der gegenseitigen Anerkennung von 
Prüfungen und Zeugnissen; 

die Förderung von Veranstaltungen, Vorträgen, Konzerten und 
Ausstellungen, Theater- und Filmvorführungen, Rundfunk- 
und Fernsehsendungen, Verbreitung von Büchern und Zeit- 
schriften etc. 

die sachliche Darstellung von sozialen und kulturellen Unter- 
schieden in Lehrbüchern und im Unterrichtswesen; 
die Konsultationen zur Wahrnehmung gemeinsamer kultureller 
Interessen im Ausland; 



In seinem Werk 'Europa und das Römische Recht", S 4. 
In 'Europa -Idee, Geschichte, Realität", S 96. 

Aus , Europäische Reden", S 496, Vortrag vom 15.10.1964 .Die Einheit der eu ropä- 
ischen Aktion". 
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die Bildung eines gemischten Ausschusses, um Fragen, die 
sich aus diesem Abkommen ergeben, zu lösen und zu diskutie- 
ren; 

• . t 408 

vereinbart. 

Am 19. Dezember 1954 wurde die Europäische Kulturkonvention durch 
die Mitgliedsstaaten des Europarates unterzeichnet. Das Ziel ist unter ande- 
rem die Förderung und Entwicklung des gemeinsamen kulturellen Erbes 
Europas durch Kulturaustausch und den Schutz von Kulturgütern. 409 

Auch durch die Gemeinschaften wurden verschiedene kulturelle Maß- 
nahmen gesetzt, zum Beispiel: 

In Art 9 Abs 2 des Euratom- Vertrages wurde die Bildung einer .An- 
stalt im Range einer Universität" angekündigt. Dies geschah auf b e- 
sonderen Wunsch von Walter Hallstein, der darin eine wichtige Ein- 
richtung sah, um eine , europäische Gesellschaft"heranzubilden. 410 
Am 18.7.1961 wurde von den Staats- und Regierungschefs der Euro- 
päischen Gemeinschaften die Einsetzung eines Ministerrates für Er- 
ziehung und kulturelle Belange vorgesehen. 411 

Am 18.10.1961 wurde die Europäische Sozialcharta durch 13 Mit- 
gliedsstaaten des Europarates in Turin unterzeichnet und trat am 
26.2.1965 in Kraft 

Am 19.4.1972 wurde das Europäische Hochschulinstitut (EHI) in 
Florenz gegründet. 412 

Am 18.11.1975 fand in Brüssel die Konferenz über die wirtschaftli- 
che und soziale Situation der Gemeinschaft statt. Dabei nahmen erst- 
mals, neben den zuständigen Ministern, auch die Sozialpartner teil. 
1980 die Eröffnung des europäischen Telekommunikationsnetzes 
,EURONET". Mit der Datenbank ,Diane" 413 können die Nutzer Da- 
ten aus den Bereichen der Gemeinschaft über Forschung, Politik, 
Recht, Umwelt, Wirtschaft sowie Statistiken abrufen. 



408 AdG 1954, S 1294f. 

409 Am 5.5.1955 in Kraft getreten, als Belgien, Dänemark, Frankreich, Irland und das 

Vereinigte Königreich diese ratifiziert hatten. 

410 Vgl. Walter Hallstein in Europäische Reden". 

41 1 Vgl. Heinrich Siegler in .Europäis che Integration", Rz 444. 
4U Geplant war ursprünglich eine Europäische Universität. 
413 Ab 13.2.1980. 
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1982 die Gründung der Europäischen Stiftung für kulturelle Zusam- 
menarbeit. 414 

Zur Hervorhebung der kulturellen Vielfalt und Erbe Europas be- 
schloss der Rat der Kulturminister am 13. Juni 1985 jedes Jahr eine 
andere .Kulturhauptstadt Europas" zu ernennen. In dieser Kultu r- 
hauptstadt werden so dann in diesem Jahr aus Gemeinschaftsmittel 
kulturelle Aktivitäten wie Ausstellungen, Konzerte, Theaterauffüh- 
rungen u.a. gefördert. 

Der Vertrag von Maastricht brachte dann im EGV in Bezug auf die Kultur 
einige Änderungen. Die bisherigen Differenzen über die Frage, ob Kultur 
durch die Mitgliedsstaaten gefördert werden darf oder nicht (Beihilfen) 
wurden nun durch verschiedene Bestimmungen geregelt. Gemäß Art 3 Abs 1 
lit. q, Art 87 Abs 3 lit. d, Art 149 Abs 1 und Titel XII, Art 151 EGV wurde 
die Kultur als besonders förderungswürdiges Element der europäischen 
Identität gesehen und die Beilhilfen 415 durch die Mitgliedsstaaten gestattet. 
Diese Aufnahme des Bereichs Kultur in den Gemeinschaftsvertrag stieß 
jedoch nicht auf ungeteilte Zustimmung. So wurde von einem Künstler bei 
einer Untersuchung von A.J. Wiesand befürchtet, dass ,ßines Tages auch bei 
Bildern und Plastiken mit Marktordnungen, eurokratisch kontrollierten 
Qualitätsstandards oder sogar mit Kunstvernichtung zur Stützung von EG- 
Preisvorschriften gearbeitet wird, weil es einfach in der Logik des Systems 
liegt." 416 

Dies ist sicherlich uberspitzt formuliert, jedoch kann dem Grundgedanken 
eine gewisse Logik nicht abgesprochen werden. 

Der Europäische Rat von Köln vom 3./4.6.1999 hob die besondere Stel- 
lung der Kultur und des Kulturaustausches für die europäische Einigung 
hervor. 417 

Die verbindende und fördernde Wirkung der Kultur wurde somit bereits 
früh erfasst. 

Die verbindenden Effekte und besonderen Merkmale des Sports könnten 
zusätzlich auch für Europa und die Integration genutzt werden. Sportliche 



414 Am 29.3.1982. 

415 Art 149 Abs 1 EGV. 

416 Unbekannter Künstler, zitiert aus , Auf dem Weg zur Europäischen Einigung", Ref e- 

rat von Joachim Sartorius, S 191. 

417 Pkt. 41f des Schlussdokumentes. 
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Wettkämpfe interessieren Aktive wie Zuschauer in der gesamten Union und 
quer durch alle sozialen Schichten. Dieses Potenzial bietet noch viele unge- 
nutzte Möglichkeiten der Integration. 

All diese und viele andere Initiativen wollen erreichen, dass die kulturelle 
und soziale Schranke, die sich seit dem Erstarken der Nationalstaaten zwi- 
schen den europäischen Völkern aufgebaut hat, abzureißen und die Wieder- 
richtung zu verhindern. 

Das Ziel ist die kulturelle Vielfalt in ganz Europa zu erhalten und gleich- 
zeitig das Verständnis zwischen den Völkern und den Minderheiten zu 
fördern. Wenn sich die europäischen Gesellschaftsgruppen zusammen wieder 
als Einheit empfinden und damit ein Zusammengehörigkeitsgefühl entsteht, 
ist die wichtigste Grundlage für die Bildung eines europäischen Bundesstaa- 
tes gegeben. 

Eines der heutigen realistischen Hauptziele der Europäischen Gemein- 
schaften ist daher die Integration der verschiedenen, bisher mehr oder weni- 
ger eng, ja jahrzehntelang getrennten Wirtschaften, Politiken und Kulturen 
des ganzen europäischen Kontinents. 

H.6 

Schutz der Grund- und Freiheitsrechte 

,Für einen Rechtsstaat ist die Anerkennung von Grund - und Menschen- 
rechten, die nicht vom Staat verliehen, sondern jeder Person kraft ihres 
Menschseins eigen sind, die nicht Produkt der Hoheitsgewalt, sondern ihr 
Fundament sind, schlechthin konstitutiv. Der Schutz der Grundrechte ist der 
wesentliche Zweck des Staates, er rechtfertigt seine Existenz. " 4IS 

Nach dem Chaos und der Erniedrigung durch die unmenschlichen und un- 
gerechten Diktaturen während des Zweiten Weltkriegs war der dauerhafte 
Schutz der Grund und Freiheitsrechte in Europa und der ganzen Welt ein 
wichtiges Ziel der europäischen Staaten und Nordamerikas. 

Das ABGB, noch im Zeitalter des Absolutismus entstanden, spricht in §§ 
16-18 bereits von „..angeborenen, schon durch die Vernunft einle lichten- 
den Rechte(n)... " 



418 Günter Hirsch in ,Eine Grundrechtscharta für E uropa?" Rz 24. 
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Ein wichtiger Meilenstein bei der völkerrechtlichen Festlegung der Men- 
schenrechte war die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 1947 der 
Vereinten Nationen. 419 

Der Schutz der Menschen-, Grund- und Freiheitsrechte wird am besten in 
einer freien und stabilen Demokratie gewährleistet. Die Stabilität ergibt sich 
aus der Verteilung der Herrschaftsmacht auf viele unterschiedliche Entschei- 
dungsträger und eine wirksame Kontrolle derselben sowie einer weitgehenden 
wirtschaftlichen und sozialen Ausgewogenheit und der Kohärenz aller gesell- 
schaftlichen Gruppen. 420 

U5 Die Grundrechte und Grundfreiheiten, welche sich aus den Verträgen der 
Europäischen Gemeinschaft und der Europäischen Union ergeben bzw. die 
vom EuGH in seiner ständigen Rechtsprechung 4 " 1 ausgearbeitet wurden und 
in der Charta der Grundrechte verfasst sind, bilden ein vielfältiges und recht 
buntes Bild ohne einheitliches Grundschema. Dies wurde vor allem dadurch 
bedingt, dass die Redakteure der Gemeinschaftsverträge ausdrücklich auf 
einen Grundrechtskatalog verzichtet haben, ,deren Sekundärrechtsakte aber 
in grundrechtlich geschützte Rechtspositionen natürlicher und juristischer 
Personen eingriffen " und „der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaf- 
ten (EuGH) richterrechtlich einen solchen Grundrechtsschutz ausbilden" 
musste, ,fjm damit das Rechtsstaatlichkeitsgebot der Gemeinschaft abzus i- 
chern. " 422 



Daneben bestehen noch weitere Grundrechte bzw. Rechtsstaatsgrundsätze. 
Diese ,entfalten dieselbe Bindungswirkung wie die Grundrechte ieS. Sie 
gelten ebenfalls grundsätzlich nur für die drei EG und verpflichten die 
Mitgliedsstaaten lediglich dann, wenn diese Gemeinschaftsrecht unmittelbar 
oder mittelbar vollziehen (...). " 423 

Weiters wurde durch eine „Gemeinsame Erklärung des Europäischen Par- 
laments, des Rates und der Kommission vom 5. April 1977 über die Grund- 



Deklaration der Menschenrechte durch die Vollversammlung der VN vom 
10.12.1948. UN-Doc 217/A HI. 

420 Vgl. auch Pkt. H.2. 

421 Vgl. z.B. Rs ,Hauer"44/79, Slg 1979 , S 3727, Rz 14 und 15. 

422 Zitiert nach W. Hummer in ,Die EU nach dem Vertrag von Amsterdam", S 72. 

423 Zitiert nach Walter Obwexer in , Österreich und das Recht der Europäischen Uni- 

on", Hummer - Schweitzer (Hg), S 67. 
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rechte" die Achtung der Grundrechte verbürgt, wie sie sich insbesondere 
aus den Verfassungen der Mitgliedsstaaten sowie aus der Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten ergeben. 

In der Rs , flauer" 425 vom 13. Dezember 1979 betont der EuGH die Funkti- 
on der Grundrechte: „ ... Grundrechte gehören zu den allgemeinen Rechts- 
grundsätzen (...), die der Gerichtshof zu wahren hat. Bei der Gewährleistung 
dieser Rechte hat der Gerichtshof von den gemeinsamen Verfassungsüberlie- 
ferungen der Mitgliedsstaaten auszugehen, so dass in der Gemeinschaft keine 
Maßnahme als Rechtens anerkannt werden können, die unvereinbar sind mit 
den von den Verfassungen dieser Staaten geschützten Grundrechten. Auch 
die internationalen Verträge über den Schutz der Menschenrechte, an deren 
Abschluss die Mitgliedsstaaten beteiligt waren oder denen sie beigetreten 
sind, können Hinweise geben, die im Rahmen des Gemeinschaftsrechts zu 
berücksichtigen sind. " 

Auch die Präambel der EEA verbürgt die Achtung der Grundrechte, wie sie 
in der EMRK festgelegt sind sowie die Achtung des Demokratieprinzips, der 
Gleichheit und der sozialen Gerechtigkeit. Vor allem aber Art 6 Abs 2 iVm 
Art 7 Abs 1 und Abs 2 EUV sichert den Unionsbürgern die Achtung der 
Grundrechte sowohl innerhalb der Gemeinschaften als auch der Union zu. 

Der EuGH hat durch seine Rechtsprechung zu einer Stabilisierung der An- 
fangs unsicheren Situation beigetragen und von Anfang an immer weiter 
ausbauend einen prätorischen Grundrechtsschutz gewährt, indem er verschie- 
denen Bestimmungen der Gemeinschaftsverträge unmittelbare Wirkung 
zuerkannte und daraus subjektive Rechte des Einzelnen ableitete. 426 

Durch den Vertrag von Amsterdam wurde durch Art 309 EGV bzw. Art 7 
iVm Art 6 Abs 2 EUV und Art 46 lit d iVm Art 6 Abs 2 EUV auch der 
Grundrechtsschutz durch die Möglichkeit der Prüfung durch den EuGH bzw. 
der Aussetzung von Rechten der Mitgliedsstaaten erheblich erweitert (Sankti- 
onsmöglichkeit). Auch wurde in Art 6 Abs 1 EUV die Achtung der Freiheit, 
der Demokratie und der Menschenwürde und Grundfreiheiten ausdrücklich 
hervorgehoben. 



Abi. Nr. C 103 vom 27.4.1977. Unter anderem eine Reaktion auf den Solange I - 
Beschluss des dBVerfGH. 
EuGH Rs. 44/79, S 3727. 

Insbesondere für das Diskriminierungsverbot, die Grundfreiheiten und bei der Lohn- 
gleichheit zwischen den Geschlechtern. Waldemar Hummer in ,f)ie EU nach Ni z- 
za" S 349 , spricht sogar davon, dass .der EuGH - um kein rechtsstaatliches Defi- 
zit entstehen zu lassen - durch Richterrecht einen eigenen Grundrechtskatalog ent- 
wickeln"musste. 
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Inwieweit dies in der Praxis auch tatsächlich funktioniert, ist aber von der 
bestehenden politischen und wirtschaftlichen Lage abhängig. Das in Art 49 
EUV vorgesehene Verbot der Aufnahme eines Beitrittswerbers bei Nichtge- 
währleistung der Grund- und Menschenrechte in die Union bzw. Gemein- 
schaften bildet einen weiteren Schritt auf dem Weg zu einer verbindlichen 
Grundrechtscharta der Union. 

Bereits in der Erklärung der Grund- und Freiheitsrechte der französischen 
Nationalversammlung vom 26. August 1789 wurde in Art 12 erkannt, dass 
der Schutz dieser Grund- und Freiheitsrechte eine , Streitmacht" zur Recht s- 
durchsetzung erfordert. Die , Streitmacht" de r Gemeinschaft sind derzeit die 
Richter und Generalanwälte des EuGH und der Grundsatz des ,Primats des 
Gemeinschaftsrechts." 427 

Die Grundrechte sind von den Grundfreiheiten schon von den Adressaten 
her zu unterscheiden. Sind bei den Grundfreiheiten vor allem die Mitglieds- 
staaten angesprochen, so verpflichten die Grundrechte die Organe der Ge- 
meinschaft und die Unionsbürger sind die ausschließlich Begünstigten. Jn 
bestimmten Fällen sind jedoch auch die Mitgliedsstaaten an die Gemein- 
schaftsgrundrechte gebunden. " 428 

Die Grundfreiheiten der Gemeinschaftsverträge, und hier insbesondere des 
EGV, gelten primär gegenüber den Vertragsparteien der Gemeinschaft, den 
Mitgliedsstaaten. In vielen Fällen jedoch wurde vom EuGH festgestellt, dass 
sie auch gegenüber den Unionsbürgern direkt wirken können. 

Die Grundfreiheiten sind durch diese teilweise unmittelbare Wirkung für die 
Unionsbürger mit einigen der innerstaatlich garantierten bürgerlichen Grund- 
rechten identisch. 429 

Die Grundfreiheiten sind in den Gemeinschaftsverträgen meist negativ for- 
muliert, wie z.B. Art 39 EGV: „Sie umfasst die Abschaffung (...) der unter- 
schiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer", Art 43 EGV: ,ßie Beschrä n- 
kung der freien Niederlassung" , Art 56 EGV ,(...) alle Beschrä nkungen des 
Zahlungsverkehrs sind verboten" usw. und zeigen somit selbst deutlich, dass 
durch diese Bestimmungen in erster Linie Beschränkungen, Verbote oder 
unterschiedliche Behandlungen von Markteilnehmern durch die Mitglieds- 
staaten verhindert werden sollen. 



427 Siehe Urteil des EuGH in der Sache van Gend & Loos, Rs 26/62, Slg. 1963, S 1. 

428 Walter Obwexer .Österreich und das Recht der Europäischen Union", Hummer - 

Schweitzer (Hg). S 71 mit genauerer Unterscheidung. 

429 Z.B. Eigentumsschutz, Informationsfreiheit, Kommunikationsfreiheit usw. 
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Während bei den Grundfreiheiten die aus den Gemeinschaftsverträgen re- 
sultieren eindeutig der EuGH als oberste Schiedsinstanz zu entscheiden hat 
und die nationalen Gerichte an seine Rechtsansicht gebunden sind, ist dies bei 
den klassischen Grund- und Freiheitsrechten nicht geklärt. 430 

Bereits das deutsche Bundesverfassungsgericht hat dies in den Solange I 
und II Urteilen festgehalten und auch die langjährigen Forderungen gehen 
immer wieder dahin, dass die Europäische Union bzw. Gemeinschaften der 
EMRK beitreten sollen oder ein das eigener (verbindlicher) Grundrechtskata- 
log geschaffen wird. 431 

Der Grundrechtsschutz wird derzeit von den Mitgliedsstaaten nach den 
eigenen Grundrechtsnormen, der EMRK und den verschiedenen internationa- 
len Abkommen gewährleistet. Daneben hat der EuGH eine Vielzahl von 
Grund- und Menschenrechten in seiner Rechtssprechung anerkannt und als 
gemeinsame Verfassungsgrundsätze erkannt. Diese sind in der Europäischen 
Grundrechtscharta weitgehend kodifiziert aber nicht für verbindlich erklärt 

. 432 

worden. 

Der prätorische Rechtsschutz durch den EuGH ist auch der hauptsächliche 
Grund für die Klage eines fehlenden Grundrechtsschutzes. Das Schutzniveau 
selbst, das der EuGH aufgebaut hat und gewährleistet wird nicht kritisiert, 
dieser ist dem mitgliedsstaatlichen Grundrechtsschutz im wesentlichen 
gleichwertig, 433 insbesondere, da er ja auf den gemeinsamen Verfassungs- 
traditionen aufbaut. 



Auch die Problematik, dass der EuGH nicht dazu befugt ist, das Primärrecht einer 
Kontrolle zu unterziehen - siehe dazu auch Rz 280a und das Dok. CONV 116/02 
vom 18.6.2002. 

11 Gemäß dem Gutachten des EuGH 2/94 vom 28.3.1996 bedarf es für den Beitritt der 

Gemeinschaft zur EMRK vorher einer Vertragsänderung. Vgl. auch den Nachweis 
in Schweitzer/Hummer .Europarecht", Rz 806 und Fn 47. Siehe auch Dok. CONV 
116/02 vom 18.6.2002 des Europäischen Konvents. 

12 Waldemar Hummer in ,Pie EU nach Nizza", S 379, sieht die Proklamation der 
Grundrechtcharta durch das Europäische Parlament, den Rat und die Kommission 
als , einseitige Willenserklärung", , durch die diese drei Organe die in der Charta 
enthaltenen Rechte anerkennen und sich verpflichten, die Charta ihrem Handeln 
zugrunde zu legen. Die Proklamation der Grundrechts-Charta kann folglich als »in- 
terinstitutionelle Erklärung« bezeichnet werden." 

13 So Jürgen Schwarze in ,Pie Entstehung einer europäischen Verfassungsordnung", S 

549f. 
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120 Die Grund- und Freiheitsrechte befinden sich jedoch in einem steten Wan- 
del. 434 Historisch bedingt schützen sie den Einzelnen vor dem (übermächti- 
gen) Gesamtstaat und haben in ihrer klassischen Ausformung keine Drittwir- 
kung. 

Dadurch, ,dass die Politik ihre Autonomie gegenüber der privaten Wirt- 
schaftsmacht verloren hat und dass (dies) eine Bedrohung für die Grund- 
rechte der Bürger bedeutet" 435 ergeben sich neue Problemfälle, die mit dem 
klassischen Ansatz und vor allem auch nationalstaatlich nicht mehr gelöst 
werden können. 

Der Grundrechtsschutz des Einzelnen, insbesondere bei den sozialen 
Grundrechten, vor der privaten Wirtschaftsmacht kann über verbesserte und 
schärfere Konsumentenschutzgesetze, Produkthaftungsgesetze oder sozialen 
Schutz bzw. Sozialgesetzgebung nicht immer ausreichend gewährleistet 
werden. 

Durch private Wirtschaftsmächte 436 können kleinere und mittlere National- 
staaten erpresst 437 werden und auch jede größere Nation ist der unkontrollier- 
ten Entscheidung eines privaten Managements über die Eröffnung oder 
Schließung einer oder mehrerer Produktionsstätten und dem Gewinn bzw. 
Verlust von tausenden Arbeitsplätzen 438 fast hilflos ausgeliefert. 439 Dazu 
kommen noch die unkontrollierbaren Entscheidungen der internationalen 
Finanzmärkte. 440 Die Stichworte einer Globalsteuer (z.B. Weltwasserpfennig 
etc.), einer Devisenumsatzsteuer 44 ' u.a. sei am Rande erwähnt. 



Edwin Loebenstein meint in ,Pie Zukunft der Grundrechte", JB1 2000, S 137, Pkt. 
m, dass die Grundrechte (...) um des freien Menschen willens da" sind. ,3ie se t- 
zen ihn voraus, sie sollen ihm einen eigenständigen und eigenverantwortlichen 
Freiheitsraum gewährleisten." 

Antonio Löpez-Pina in ,Das föderale Prinzip in der Europäischen Union, Vortrag 
vom 21.6.2001 am Walter-Hallstein-Institut". 

Vgl. Edwin Loebenstein in ,Die Zukunft der Grundrechte", JB1 2000, S 137, Pkt. 

xm. 

Vgl. z.B. Volker Neßler in „Wettbewerb der Rechtsordnungen oder Europäisierung", 
ZfRV 2000, S 1. 
Auf Kosten der gesamten Volkswirtschaft. 

Vgl. zum Beispiel die Entscheidung des Staubsaugerproduzenten Hoover, das Werk 
in Dijon, Frankreich zu schließen und in Cambuslang, Schottland wieder aufzu- 
bauen, um Sozialleistungen .einzusparen". 

Vgl. dazu Hans Peter Martin und Harald Schuman in ,J3ie Globalisierungsfalle", S 
93ff. 

Auch Tobin-Steuer genannt, entwickelt Anfang der 70er Jahre von James Tobin, 
Nobelpreisträger für Wirtschaftswissenschaften 1981. Der Gedanke wurde von 
Paul Bernd Spahn zu einem zweistufigen dynamischen Modell weiterausgearbeitet. 
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Die Verursachung von Konflikten und Kriegen durch große Konzerne um 
Lagerstätten ausbeuten zu können, Anbaugebiete zu schützen oder ein be- 
stimmtes, ihnen genehmes Regierungssystem (meist Diktaturen) zu erhalten 
oder zu etablieren sind leider Tatsachen. Ebenso die Anwerbung von Söldner- 
truppen und die Unterstützung von Guerillakämpfern oder Terroristen. 

Diese Entwicklung stellt die Nationalstaaten und den Grundrechtsschutz vor 
schwerwiegende Probleme 442 und wird auch an ein größeres Gebilde wie die 
Europäische Union sehr viele Anforderungen stellen, um eine Lösung zu 
finden und solche Auswüchse zu verhindern. 



Da die Möglichkeiten einer globalen Realisierung solcher Projekte derzeit sehr ge- 
ring sind und insbesondere die großen Industriestaaten kein wesentliches Interesse 
daran zeigen, ist eine solche Umsetzung noch sehr unrealistisch. 
Insbesondere, da, wie Edwin Loebenstein in ,Die Zukunft der Grundrechte", JB1 
2000, S 1 37, Pkt. VII. meint, dass .Freiheitsrechte - gegen den Staat angewendet - 
der Aufrechterhaltung von Freiheitssphären dienen. Ihre Anwendung im Bereich 
zwischen Privaten schränkt diese Freiheit ein." 
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ni. 

Organisationen und Integrationsversuche in Europa 
von 1951 bis 1965 



,Pas Endziel, das wir uns für den Zeitpunkt vorstellen, wünschen und e r- 
hoffen in dem sich die Gemeinschaft zu einer vollen politischen Gemeinschaft 
ausgewachsen hat. Was heißt das? Dass heißt, (...) dass der Charakter dieser 
Vergemeinschaftung nicht zentralistisch, sondern föderalistisch ist." 443 

Die wirtschaftliche Integration war das Mittel für das Ziel, des politischen 
Zusammenschlusses. 444 Doch die wirtschaftliche Vereinigung wurde immer 
nur als Grundlage für jede weitere Integration gesehen. In die gegenwärtige 
Diskussion über eine europäische Verfassung, die Zweiteilung der Verträge, 
die Bildung eines europäischen Bundesstaates und anderem, wird oft das 
Wissen und die Sicht von heute auf die Zeit des Abschlusses der Verträge in 
den 50er lahren des 20. lahrhunderts hineingetragen. Dadurch gibt es Verzer- 
rungen und es werden den 'Gründungsvätern" der Gemeinschaft Wissen, 
Motivationen und Motive von heute unterstellt, die jedoch zum damaligen 
Zeitpunkt weder vorhanden waren noch den historischen Tatsachen entspre- 



13 Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 378, Rede vor dem Europäischen Pa r- 

lament vom 20. 1 1 . 1 962 .Zum Aktionsprogramm der Gemeinschaft in der zweiten 
Phase". 

14 Vgl. dazu die Entschließung des Rates der Montanunion vom 10.9.1952 in Luxem- 

burg, der anlässlich der konstituierenden Sitzung in einer Entschließung von der 
Europäischen Politischen Gemeinschaft als Endziel sprach (vgl. Reiner Schulze 
und Thomas Hoeren in , Dokumente zum Europäischen Recht", S 432) und auch 
Heinrich Siegler in .Europäische Integration", Rz 444, Erklärung der Staats - und 
Regierungschefs der Europäischen Gemeinschaften vom 18.7.1961 über die politi- 
sche Zusammenarbeit. 

15 Vgl. auch Pkt. VI. Hans von der Groeben meint in .Aufbaujahre der Europäischen 

Gemeinschaft", S 61: ,Es war völlig offen, ob sich die Ziele des Vertr ages mit den 
dafür vorgesehenen Methoden würden verwirklichen lassen, ob es gelingen würde, 
einen gemeinsamen Agrarmarkt zu schaffen und wie sich die EWG in die Umwelt 
einpassen würde, wie insbesondere das Verhältnis zu den übrigen europäischen 
Ländern und zu den Uberseeischen Gebieten gestaltet werden könnte. Welche poli- 
tischen Konsequenzen würden sich im Falle des Gelingens der EWG ergeben, wür- 
de es bei einer rein wirtschaftlichen Lösung bleiben oder zu einer engeren politi- 
schen Zusammenarbeit oder gar Konföderation oder Föderation kommen. Welche 
längerfristigen Auswirkungen würde der Gemeinsame Markt auf die wirtschaftli- 
chen und gesellschaftlichen Verhältnisse und Entwicklungen in Europa haben." 
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Es stellt sich daher die Frage, inwieweit die 'Gründungsväter" der G e- 
meinschaft sich darüber im klaren waren oder sein mussten, dass sich das 
Primärrecht und Sekundärrecht der Gemeinschaften durch die Rechtsfortbil- 
dung und die Erweiterung der Verträge verändern würde und welche Auswir- 
kungen dies auf die Gemeinschaften und deren Mitgliedstaaten selbst hat. 
Auch die teilweise sichtbaren Lücken in den Gründungsverträgen haben ja 
den EuGH geradezu dazu berufen, rechtsfortbildend tätig zu sein. 446 

Illustrierend dafür werden die Verträge bzw. Vertragsentwürfe für den 
EGKS, die EVG und EPG, EWG und EAG sowie die Bildung einer Europäi- 
schen Union in den 60er Jahren (Fouchet-Vorschläge) aufgezeigt. 447 

Die Darstellung dieser Verträge bzw. Vertragsentwürfe ist keineswegs 
umfassend und soll nur dazu dienen, die zeitgeschichtlichen Hintergründe zu 
beleuchten und insbesondere die wirtschaftlichen und politischen Zwänge von 
damals aufzuzeigen. 



im 

EGKS 

Auf der Internationalen Sozialistischen Konferenz (Sozialistische Interna- 
tionale) vom 1. bis 4. Juni 1950 wurde in Bezug auf die Saarfrage der Stand- 
punkt eingenommen, dass die einzig mögliche Lösung die Übertragung der 
wirtschaftlichen Verwaltung des Saarlandes an eine übernationale europäi- 
sche Behörde sei 448 Der Gedanke der Lösung eine der größten Differenzen 
zwischen Frankreich und Deutschland wurde also in der Internationalisierung 
gesehen. Aus dem Blickwinkel Frankreichs, das zum einen auf die Kohlevor- 
kommen des Ruhrgebiets angewiesen war, das erst vor kurzem mit Nazi- 
deutschland schlechte Erfahrungen gemacht hatte, dem die Separierung des 
Ruhrgebiets und des Saarlandes von den anderen westlichen Besatzungs- 
mächten abgelehnt worden war und die Beendigung des Ruhrstatuts angekün- 



' 6 Siehe dazu auch weiter unter Pkt. IV. 

n Es bestanden bereits viele Vorschläge und wurden auch in weiterer Folge noch viele 
eingebracht. Vgl. dazu Anton Schäfer, „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer 
Europäischen Union", 1930 -2000. 

8 AdG, S318. 
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digt wurde, aus Gründen der nationalen Befriedigung, aus wirtschaftlichen 
Interessen an den Bodenschätzen dieser Gebiete und noch vielen anderen 
Gründen, 450 war politisch der EGKSV eine verständliche Reaktion, nachdem 
in der Realität klargeworden war, dass Deutschland nicht auf alle Ewigkeit 
dem Besatzungsstatut unterworfen werden kann. 45 ' 4452 

Ein souveränes oder weitgehend souveränes Deutschland jedoch löste bei 
den westlichen Nachbarn, so kurz nach dem Zweiten Weltkrieg, unbehagliche 
Gefühle aus. 453 Der Vorschlag von Robert Schuman vom 9. Mai 1950 war 
daher eine logische Folge und Mittel der Kontrolle eines der wichtigsten 
Bereiche der deutschen Wirtschaft, der Energie (Kohle) und der Montan- 
industrie 454 Dadurch sollte auch ein neuerlicher Krieg verhindert und ein 
dauerhafter Frieden geschaffen werden. 
124 Wirtschaftlich war der Schumanplan eine schlüssige Konsequenz aus dem 
absehbaren Ende (1952) der wirtschaftlichen Hilfe der USA aus dem Mars- 
hallplan. Dadurch konnte die Zusammenarbeit in Europa weitergeführt und 
vertieft und durch Synergieeffekte die westeuropäische Industrie weltwirt- 
schaftlich wieder konkurrenzfähig werden. Mit der Europäischen Zahlungs- 



Robert Schuman soll während der OEEC-Ratssitzung am 31.10.1949 gegenüber 
dem deutschen Delegationsleiter Franz Blücher gemeint haben, dass ,er einen noch 
nicht klar geformte Idee, die Ruhrbehörde zu einem Organ der europäischen wirt- 
schaftlichen Arbeitsteilung zu entwickeln" habe - so Ludolf Herbst in „Vierteljah- 
reshefte der Zeitgeschichte", S 191 unter Bezugnahme auf die Kabinettsprotokolle 
der Bundesregierung, Bd. 1, 1949, S 169. Vgl. auch Hans von der Groeben in .Le- 
gitimationsprobleme der Europäischen Gemeinschaft", S 70. 

' Vgl. dazu z.B. Jean Monnet in .Erinneungen eines Europäers." 

' Der Locarno- Vertrag war sicherlich noch nicht vergessen, insbesondere dass Hitler 
diesen Sicherheitspakt 1936 ohne weitere Sanktionen aufkündigen konnte. 

12 Hans von der Groeben zitiert Jean Monnet, der in einem Memorandum vom 
3.5.1950 darauf hingewiesen hat, ,dass es im Interesse Frankreichs sei, das dro- 
hende wirtschaftliche Übergewicht Deutschlands in einer Europäischen Gemein- 
schaft aufzufangen und die - angesichts des Ost-West-Gegensatzes - unvermeidli- 
che Wiederbewaffnung der Bundesrepublik zu europäisieren..." (in .Deutsc hland 
und Europa in einem unruhigen Jahrhundert", S 253, Pkt. b). 

13 Vgl. auch Wilfried Loth in .Die Anfänge der europäischen Integration 1945-1950", 

S 13, 41. Er meint sogar, dass sich Roberts Schuman dazu durchringen musste, mit 
der Europäischen Integration zu beginnen und nur die Tatsache, dass die Aufstel- 
lung deutscher Streitkräfte absehbar bzw. eine Dominanz Deutschlands in Europa 
damit zu erwarten war, ihn zu diesem Schritt bewogen habe. 
4 Vgl. auch Wilfried Loth in .Die Anfänge der europäischen Integration 1945-1950", 
S 24 mit Verweis auf das Memorandum von Jean Monnet vom 3.5.1950 in Le 
Monde vom 9.5.1970 veröffentlicht. 
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union " wurde ein wichtiger Schritt für die Verschränkung der nationalen 
Wirtschaften getan. 

Klar zum Ausdruck brachte der französische Außenminister die Ziele der 
neuen Gemeinschaft (Montanunion) in seiner Rede zur Eröffnung der Sechs- 
Mächte-Konferenz im Uhrensaal des französischen Außenministeriums am 
20.6.1950: 

125 'Sechs Wochen sind seit der Ankündigung des Planes bis zur Eröffnung 
der Konferenz verstrichen. Dies ist in Anbetracht der Neuartigkeit und 
Bedeutung des Projektes eine sehr kurze Frist. Man habe Frankreich den 
Vorwurf gemacht, überstürzt zu handeln und von einer geradezu brutalen 
Taktik gesprochen. Die Erfahrung lehre aber, dass sich die besten Initiativen 
abstumpfen, wenn sie durch vorausgehende Konsultationen verzögert wer- 
den. Angesichts einer Welt, die durch soviel Misserfolge und Unfähigkeit 
verängstigt ist, habe man das Recht, ja die Pflicht mit der Stärke einer Idee 
zu rechnen und von dem Schwung zu profitieren, den ihr die Hoffnung der 
Völker verleiht. (...) Niemand unter uns verhehlt sich der außerordentlichen 
Schwierigkeiten unseres Vorhabens. Niemals wurde ein ähnliches System 
versucht; niemals haben Staaten es unternommen oder es auch nur ins Auge 
gefasst, gemeinsam einen Teil ihrer Souveränität an einen unabhängigen, 
übernationalen Organismus abzutreten. Ohne die besonderen Erfordernisse 
unserer eigenen Länder aus dem Auge zu verlieren, müssen wir überzeugt 
sein, dass das nationale Interesse in unsern Tagen gerade darin liegt, jenseits 
der nationalen Grenzen die Methode zu finden, um eine rationellere wirt- 
schaftliche Struktur, eine intensivere und ökonomischere Produktion und 
einen größeren und bessere zugänglichen Markt zu verwirklichen. Unsere 
Verhandlungen werden besseres und mehr erreichen, als ein streng egoisti- 
sches Feilschen, das jedes Risiko und jedes Vertrauen ausschließt. " 

126 Der Schumanplan war der erste von weiteren (Teil)Integrationsplänen 456 
So legte der niederländische Außenminister Dirk Stikker, 457 Jean Monnet, 458 
der italienische Außenminister Giuseppe Pella, 459 der französische Finanzmi- 
nister Maurice Petsche, 460 der französische Minister Edouard Bonnefous 461 



" Das Abkommen wurde am 1 9.9. 1 950 durch 18 Vertreter der OEEC unterzeichnet. 

6 Bereits im Frühsommer 1950 wurde von der OEEC die Gründung einer .Europäi- 

schen Agrarunion"(auch .Grüne Union') angeregt. 

7 Am 14.6.1950. Vgl. auch EA, S 3411 (Integrationsfonds). 

8 Am 24.6.1950 (Energie). 

9 Im 9.7.1950 (Wirtschaft mit Präferenzzollgebiet). 

0 Am 7.7.1950 (Europäische Investitionsbank, Finanz, Kapital). 

1 Am 26.8.1950 (Transport und Verkehr). 
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und der französische Außenminister Pierre Pflimlin jeweils einen Plan für 
eine weitere Teilintegration eines eingegrenzten Wirtschaftszweiges vor. 463 

Der französische Ministerpräsident George Bidaut nahm in der Rede von 
Lyon am 16.4.1950 den (großen) Schumanplan bereits vorweg. Er forderte 
die Schaffung einer ,Hohen Atlantikbehörde", die Aufgaben in den Bere ichen 
Verteidigung und Wirtschaft koordinieren sollte und später auch auf politi- 
sche Gebiete (Europäische Politische Behörde) auszudehnen wäre. Die 
Niederlande und Belgien begrüßten diesen Vorschlag, das Vereinigte König- 
reich hielt sich zurück bzw. lehnte eine Beteiligung ab und die USA zeigte 
sich zumindest interessiert. 464 



127 Die tatsächliche Konkretisierung des (kleinen) Schumanplanes (Montan- 
union) erfolgte mit dem Einsetzen der Sechs-Mächte-Konferenz in Paris, die 
am 20.6.1950 eröffnet wurde. Dem Verfasser des Schumanplanes, Jean 
Monnet, wurde die technische Leitung übertragen. Leiter der jeweiligen 
Länderdelegationen und Mitglieder der Expertenkommission waren für 

Belgien: Max Suetens 

Deutschland: Walter Hallstein 

Italien: Paolo Taviani 

Luxemburg: Albert Wehrer 

Niederlande: Dirk van Spierenburg 465 

128 Die Expertenkommission tagte mit Unterbrechungen ab dem 20.6.1950 
und veröffentlichte am 19.3.1951 einen Konventionsentwurf mit Übergangs- 
bestimmungen, der den sechs beteiligten Teilnehmerstaaten übermittelt 
wurde. Dieser Konventionsentwurf war noch sehr allgemein gehalten und 
sollte anlässlich einer Konferenz der Außenminister weiter konkretisiert und 
unterzeichnet werden. 

Die Sozialistische Partei Deutschlands wandte sich sofort gegen diese 
Form des Entwurfes und lehnte ihn als 'kapitalistisch, kartellistisch, konser- 
vativ und klerikal" ab. 466 Die SPD befürchtete bereits mit Blick auf die EVG 



Am 20.3. 195 1 für die Integration der Landwirtschaft. 
' 3 EA, S 3407ff. Vgl. auch Hans von der Groeben in , Legitimationsprobleme der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft", S 72. 
14 EA, S 3149. 
' 5 AdG, S 328, 462. 

>6 So der Vorsitzende der SPD Dr. Schuhmacher in einer Pressekonferenz am 9.4.1950 
- vgl. AdG, S 481. 
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vor allem, dass Westdeutschland in eine Juniorpartnerrolle abgedrängt wer- 
den würde. 

Während der Sitzung der Konsultativversammlung des Europarates vom 
7. bis 26.8.1950 brachten die Delegierten des Vereinigten Königreichs Harold 
Macmillian und David Eccles am 8. August einen Plan für die gemeinsame 
Entwicklung der Kohle- und Stahlindustrie ein. Dabei sollte jedoch die 
Oberste Behörde dieser Gemeinschaft einer Unterorganisation 467 des Europa- 
rates verantwortlich sein. Dieser Vorschlag zielte jedoch im ganzen gesehen, 
auf eine internationale Vereinigung mit beschränkten Befugnissen ab. 468 

Immer wieder sprach sich die Delegierten des Vereinigten Königreichs 
während dieser Tagung gegen eine supranationale Behörde und die Übertra- 
gung von Souveränitätsrechten an diese aus. Dabei wurden Argumente wie 
die Gefahr des Verlustes der Souveränitätsrechte an eine solche Behörde und 
die Abhängigkeit der Regierungen, die mangelnde demokratische Kontrolle 
dieser Behörde, die Gefahren der Schaffung eines internationalen Kartells, 469 
der 'Mythos" von einer weisen und unabhängigen Behörde, die innenpolit i- 
schen Probleme für das Vereinigte Königreich, wenn sie einer solchen Be- 
hörde beitrete u.a.m., angeführt. 470 

Der französische Delegierte Robert Schuman und der deutsche Delegierte 
Heinrich von Brentano erkannten, dass einem solchen reduzierten Vorschlag 
wie dem britischen, nicht die Effizienz innewohnt, die für eine solche Behör- 
de notwendig ist und diese niemals Ubernationale Autorität oder Träger von 
Souveränität sein könne. 471 

Am 23. Juli 1952 trat der Vertrag über die Bildung der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl in Kraft, nachdem alle Ratifizierungsurkun- 
den vorgelegt worden waren. Die Konferenz der Außenminister vom 
24725. 7. 1952 in Paris regelte die für das Inkrafttreten des Vertrages notwen- 
digen Schritte, wie z.B. Sprachenfrage, Verteilung der Sitze der Erzeuger und 



Aus den Fachministern der jeweiligen Mitgliedsstaaten. 

8 AdG, S 35 1 . 

9 Art 65 und 66 des EGKS-Vertrags waren stark von US-amerikanischer Seite beein- 

flusst, wie Hans von der Groeben in .Peutschland und Europa in einem unruhigen 
Jahrhundert", S 259, Pkt. b) feststellt. 

0 Vgl. AdG, S 354. 

1 AdG, S 354. 



101 



Verbraucher im Beratenden Ausschuss, die finanziellen Vorleistungen, den 
Status der Mitglieder der Hohen Behörde und des Gerichtshofes u.a. 

Es wurde beschlossen, dass die Hohe Behörde unter Leitung von Jean 
Monnet 472 und der Gerichtshof unter Leitung von Massimo Pilotti am 10. 
August 1952 die Arbeit aufnehmen und die EGKS-Versammlung, die erste 
Sitzung, am 10. September abhalten würde. 

Konrad Adenauer als erster Vorsitzender des Ministerrates der Montan- 
union umriss am 8.9.1952 die Aufgaben des Ministerrates wie folgt: 'Eine r- 
seits wird er als Gemeinschaftsorgan tätig sein, d.h. als ein Organ des 
supranationalen Gebildes, das, mit eigenen Hoheitsrechten ausgestattet, 
nunmehr unabhängig neben den Staaten steht. Als Gemeinschaftsorgan ist 
der Rat beteiligt an der Ordnung und Verwaltung der Hoheitsrechte, welche 
die Mitgliedsstaaten aus ihrem Bereich abgesondert und auf die Gemein- 
schaft übertragen haben. Er ist in dieser Eigenschaft durch den Vertrag zu 
umfassender Mitwirkung an den von der Gemeinschaft zu treffenden Rege- 
lungen berufen: er wird zu allen wesentlichen Maßnahmen der Hohen 
Behörde gehört, in wichtigen Fällen ist seine Zustimmung oder Entscheidung 
notwendig, in besonders bedeutsamen Fragen bedarf es seines einstimmigen 
Beschlusses. 

Der Ministerrat hat noch eine zweite Aufgabe. Er vertritt nicht nur die 
Interessen der Gemeinschaft auf dem Gebiet der übertragenen Hoheitsrechte, 
sondern nimmt auch die Interessen der Mitgliedsstaaten selbst auf dem 
Gebiet der ihnen verbliebenen Hoheitsrechte wahr. Das betrifft sowohl die 
Fragen der allgemeinen Wirtschaft, wie die sonstigen Fragen des staatlichen 
Lebens, insbesondere die politischen Fragen, die durch die Tätigkeit der 
Montan- Union berührt werden, soweit die Staaten ihre Hoheitsrechte nicht 
übertragen haben. 

So hat der Ministerrat eine Verbindungs- und Vermittlerrolle. Er steht im 
Schnittpunkt zweier Souveränitäten, einer supranationalen und einer natio- 
nalen. Er muss den Interessen der Gemeinschaft in gleicher Weise gerecht 
werden, wie den Interessen der einzelnen Staaten, und einen Ausgleich 
finden, der beiden das Ihre zuteil werden lässt. 

Er muss, wie der Vertrag sagt, die beiderseitigen Interessen harmonisie- 
ren. 



1 Vizepräsident wurde der deutsche Politiker Franz Etzel. 
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Ihm ist damit als Organ eine Aufgabe gestellt, die als Problem vor jedem 
steht, der um die Einigung Europas bemüht ist. Denn diese Einigung kann 
nicht darin bestehen, einen europäischen Zentralismus zu schaffen. 

Sie muss sich, wie der Vertrag über die Verteidigungsgemeinschaft sagt, 
auf föderativer oder konföderativer Grundlage vollziehen, oder sie wird sich 
überhaupt nicht vollziehen. Sie muss gleichermaßen der Vielfältigkeit und 
der Besonderheit der Einzelstaaten, die sich aus der geschichtlichen Vergan- 
genheit ergibt, Rechnung tragen, wie der einheitlichen Zusammenfassung, 
die als Forderung der Zukunft gebieterisch an uns herantritt. " 47> 



Auf der ersten Sitzung des Ministerrates der Montanunion unter Vorsitz 
von Konrad Adenauer vom 10.9.1952 in Luxemburg wurde auch der Entsen- 
dung von ständigen Vertretern der USA und des Vereinigten Königreiches 
zur Europäischen Gemeinschaft zugestimmt. 474 Für den Sitz der Gemeinschaft 
wurde kein Konsens gefunden. Noch 1953 wurde von der Regierung des 
Saarlandes eine 'Europäisierung" des Saargebietes als 'europäisches Territ o- 
rium" und Saarbrücken für den Sitz der Montanunion, der EVG Organe und 
weiterer künftiger Gemeinschaftsorgane vorgeschlagen. 475 Die Bevölkerung 
des Saarlandes stellte sich jedoch in der Abstimmung vom 23.10.1955 über 
ein Europäisches Saarstatut" gegen diese Idee und damit auch gegen die 
eigene Regierung. 

Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der Montanunion wurde ein Überlei- 
tungsabkommen abgeschlossen, das die Tätigkeit der internationalen Ruhrbe- 
hörde und die Ablösung durch die Hohe Behörde der EGKS regelte. 

Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl hatte aufgrund der 
Pläne und Verhandlungen zur Gründung eines Vereinigten Europas einen 
guten politischen Hintergrund, die Hohe Behörde einen sehr klar umrissenen 
und von keiner Vertragspartei zu sehr angezweifelten Status. Ging es doch 
vordergründig auch um die Friedenssicherung durch ,Supra- 
Nationalisierung" des Saarlandes und des Ruhrgebietes bzw. der westdeut- 
schen Produktionsbetriebe und für Westdeutschland um die Wiedergewin- 



AdG, S 802 und vgl. die Rede des deutsehen Bundesaußenministers Fischer zum 
Konvent zur Zukunft der EU vor dem Deutschen Bundestag am 22.2.2002. 
AdG, S 80 1 . 
AdG, S 917. 
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nung außenpolitischer Freiheiten. Mit diesen Zielen konnten sich alle Ver- 
tragspartner gut identifizieren bzw. arrangieren. 

Das Verbot von Kartellen bzw. die Uberprüfung von marktbeherrschen- 
den Stellungen in der Kohle- und Stahlindustrie sowie die strengen Strafen für 
Monopole und Kartelle, sind unter anderem teilweise eine Reaktion auf das 
Misstrauen der Alliierten Mächte, insbesondere Frankreichs gegenüber der 
deutschen Montan-Industrie. Das Wiedererstarken und die Vereinigung 
derselben sollten dauerhaft verhindert werden. 

Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl wurde auf 50 Jahre geschlossen und lief am 22.7.2002 ersatzlos 



Die Hohe Behörde war auch eine gute „Gehschule" für die Einsetzung, 
Vorgehens- und Arbeitsweise der EWG-Kommission, Übertragung von 
Kompetenzen zwischen Kommission und Ministerrat im EWG, die Verhand- 
lungsführung und Verhandlungstaktiken usw. 

Nicht zuletzt wegen der in der EGKS von der Hohen Behörde gemachten 
Erfahrungen, 478 konnte die EWG-Kommission den EWG-Vertrag mit dyna- 
mischem Leben erfüllen und das Interesse an der Gemeinschaft erhalten. 



In den ersten Verhandlungen (vgl. Gesprächsprotokoll vom 2.7.1950) ging man 
noch von einem zeitlich unbefristeten Vertrag aus (vgl. Reiner Schulze und Tho- 
mas Hoeren in .Dokumente zum europäischen Recht", S66). 
Die Aufgaben und Tätigkeiten, das Vermögen und die Verbindlichkeiten aus der 
EGKS werden von der EG schrittweise übernommen. Vgl. dazu auch das Protokoll 
zum Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft über die finanziellen 
Folgen des Ablaufs des EGKS-Vertrags und über den Forschungsfonds für Kohle 
und Stahl im Anhang zum Vertrag von Nizza (ABl C 80/67 vom 10.3.2001) 
Vgl. zu diesen Erfahrungen auch Hans von der Groeben in .Aufbaujahre der Euro- 
päischen Gemeinschaft", S 1 23ff: .Für die weitere Entwicklung der EWG und E u- 
roatoms war es also von entscheidender Bedeutung, wie der Ministerrat und damit 
die in ihm vertretenen Regierungen ihre Rolle auffassen und wie sie sich in der 
Praxis verhalten würden. Die Beziehungen zwischen dem Ministerrat und der Ho- 
hen Behörde der Montanunion hatten sich nicht zufriedenstellend entwickelt. Zu- 
nächst hatte die Hohe Behörde und ihr erster Präsident Jean Monnet durch die Art 
und Weise ihres Auftretens und ihrer Verhandlungsmethoden manchen Minister 
verstimmt. Auch glaubte man anfangs, die Zusammenarbeit mit den hohen Beam- 
ten der Mitgliedstaaten vernachlässigen zu können. Die Vorstellung, dass die Hohe 
Behörde nur mit dem Ministerrat oder den Ministern verhandeln sollte, ließ auf ei- 
ne unrealistische Beurteilung der politischen und administrativen Verhältnisse 
schließen. Später zeigte sich dann, dass die sachlichen Einflussmöglichkeiten der 
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Der EGKS-Vertrag ist am 22.7.2002 ausgelaufen. Die Aufgaben und das 
Vermögen wurde bzw. wird auf die EG übertragen. 

m.2 



Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft sollte die sechs Mitglieds- 
staaten der Montanunion umfassen. 

Die Schaffung einer europäischen Armee, die Wiederbewaffnung Ost- 
deutschlands, der Schutz vor einem Angriff der Sowjetunion gegen Westeu- 
ropa, die Angst vor einem atomaren Schlagabtausch in Europa, die langjähri- 
ge Bindung alliierter Streitkräfte in Westdeutschland, 481 die Stationierungs- 
kosten u.v.a.m. waren die Ursachen für die Diskussionen über die militärische 
Notwendigkeit der Einbeziehung Westdeutschlands in ein europäisches 
Verteidigungskonzept. 

Die Delegierten der Konsultativversammlung des Europarates diskutierten 
über die Möglichkeiten und Formen einer solchen Zusammenarbeit auf der 
Tagung vom 7. bis 16. August 1950. Dabei betonten insbesondere die briti- 
schen und französischen Delegierten die Notwendigkeit der Wiederbewaff- 
nung Westdeutschlands und die Koordination der europäischen Streitkräfte 
unter der Regie eines europäischen Verteidigungsministers. 482 

Die deutschen Delegierten hingegen sahen eine Wiederbewaffnung nur im 
Zusammenhang mit der Schaffung eines europäischen Bundespaktes, wie er 
vom deutschen Bundestag mehrfach gefordert wurde. 



Hohen Behörde recht gering waren, so dass die Regierungen mehr und mehr das 
Interesse an dem Geschehen in Luxemburg verloren ..." 
' 9 Vgl. dazu den Text in: 'Verfassungsentwürfe zur Gründung einer europäischen Un i- 
on"von Anton Schäfer unter Pkt. n.22.b. 

10 European Defence Community (EDC). 

11 Stand 31.10.1950: ca. 100.000 alliierte Soldaten und Verwaltungsbeamte alleine in 

Deutschland. 

12 Zweite Sitzungsperiode der Beratenden Versammlung des Europarates (Fortsetzung 

vom 18. - 24.11.1950). Über die Schaffung einer gemeinsamen Armee und die 
Wiederbewaffnung Westdeutschlands wurde diskutiert. Winston Churchill brachte 
den Antrag ein, sofort eine europäische Armee unter demokratischer Kontrolle, ei- 
nem gemeinsamen Verteidigungsminister und mit enger Zusammenarbeit mit 
Nordamerika aufzustellen (Dies war die Grundlage des Pleven-Plans, so Heinrich 
Siegler in .Europäische Integration", Rz 45). 
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Ein von Winston Churchill im Europarat eingebrachter Antrag vom 11. 
August 1950 juft die Versammlung zur sofortigen Bildung einer europäi- 
schen Armee auf, die einer angemessenen gemeinsamen demokratischen 
Kontrolle unterworfen wäre und die in voller Zusammenarbeit mit den 
Vereinigten Staaten und Canada handeln würde" mit dem Zusatz hinter der 
Autorität eines europäischen Verteidigungsministers." Dieser Antrag wurde 
von 89 Delegierten gegen 5 Stimmen bei 27 Enthaltungen angenom- 

483+484 

men. 

Die westdeutsche Wiederaufrüstung und der Beitrag zur gemeinsamen 
Verteidigung Westeuropas wurden von den Außenministern des Nordatlan- 
tikpaktes offiziell erstmals bei der Tagung des Atlantikrates vom 16. bis 19. 
September 1950 beraten. Diese fanden in einem Schlusskommunique Eingang 
und wurden grundsätzlich begrüßt. 

Die französische Nationalversammlung nahm den Regierungsplan 485 vom 
24.10.1950 zur Schaffung einer europäischen Armee mit einem europäischen 
Verteidigungsminister, der wiederum einer europäischen Versammlung 
verantwortlich ist, nach Unterzeichnung des Schumanplanes am 26.10.1950 
an. 

Der französische Verteidigungsminister und Ministerpräsident Rene Ple- 
ven erläuterte dabei bereits zahlreiche Details dieses Planes. Unter anderem 
sollte die grundsätzliche Organisationsstruktur dieser Gemeinschaft der des 
Schumanplans entsprechen und in dieser europäischen Armee westdeutsche 
Truppenkontingente fest integriert werden. Der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft ist in den Grundzügen in dieser 
Regierungserklärung bereits vorgezeichnet. 486 

Nach Ansicht des US-Verteidigungsministeriums wäre eine solche euro- 
päische Armee jedoch aus der Zusammenlegung verschiedener Truppenver- 
bände der beteiligten Staaten zu bilden. Der Pleven-Plan verzögere nur die 
wirksame Verteidigung Westeuropas, weil dadurch westdeutsche Kontingente 
nicht rasch gebildet werden können. Deutschland sollte nach Ansicht des 
stellvertretenden Sekretärs des US-Verteidigungsministeriums komplette 



13 AdG, S 353f. 

4 Die Empfehlung der Beratenden Versammlung des Europarates vom 24.11.1950 

lautete dann auch, ,dass eine solche Verteidigung (Europas) nur im Rahmen einer 
permanenten europäischen Verteidigungsorganisation vorstellbar sei." 

5 Pleven-Plan angenommen am 26.10.1950 mit 349:235 Stimmen. 
16 Vgl. AdG, S 388f. 
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Divisionen beisteuern, die unter der direkten Verantwortung einer deut- 
schen Zentralbehörde stünden. 488 

Diese Bildung eines faktischen westdeutschen Verteidigungsministeriums 
war jedoch nach Ansicht der französischen Regierung verfehlt und zum 
damaligen Zeitpunkt für Frankreich nicht akzeptabel. 

Die französische Bevölkerung war in der Meinung zur EVG gespalten. De 
Gaulle wandte sich insbesondere gegen eine mögliche Auflösung der franzö- 
sischen Nationalarmee. 4894490 
136 Es fanden Massendemonstrationen 491 gegen die geplante Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft (EVG) statt. In der internationalen Konferenz der 
Weltfriedensbewegung vom 14. und 15.6.1952 auf der Insel Fünen, Oden- 
see 492 wurde gegen eine Remilitarisierung Westdeutschlands scharf protestiert 
und die Befürchtung geäußert, dass diese Wiederbewaffnung zu einem neuen 
Krieg führen werde. 493 Der Kongress wurde durch verschiedene administrati- 
ve Maßnahmen 4 behindert 

137 Die Mehrheit der sozialistischen Parteien Europas sprach sich für die 
EVG aus. 49 Die sozialistischen Parteien Westdeutschlands waren aber u.a. 
aus den oben angeführten Gründen gegen diese militärische Kooperation. Der 
Vorsitzende der SPD, Dr. Kurt Schumacher, sprach dabei in einer Rede in 
Lüneburg bereits am 26.11.1951 unter anderem davon, dass sich die SPD 
nicht grundsätzlich gegen einen Verteidigungsbeitrag aber gegen diese derzeit 
geplante Verteidigungsgemeinschaft wende, 'Wenn in einer Europa ischen 



' Mit deutschen Führungskräften. Nach dem ursprünglichen Plan von Rene Pleven 
sollten die westdeutschen Kontingente auf einen Generalstab, Luftstreitkräfte und 
insbesondere Truppenteile außerhalb der EVG verzichten. 

18 AdG, S 393. 

,9 Gerade diese teilweise Verschmelzung sollte jedoch die Besonderheit der EVG sein, 
wie dies von Rene Pleven am 24.10.1950 erläutert wurde. Vgl. auch Heinrich 
Siegler in .Europäische Integration", Rz 51. 

10 Der Kongress der Sozialistischen Bewegung für die Vereinigten Staaten von Europa 
hat auf der Konferenz vom 17. bis 19. November 1950 die Wiederaufrüstung und 
eine einheitliche Armee unter einer europäischen politischen Behörde gefordert. 

" Frankreich z.B. am 28.5.1952. 

12 Dänemark 

13 Mit Blick auf die Situation in Korea. AdG, S 739. 

14 Z.B. Verweigerung von Einreisevisa für deutsche, österreichische, polnische, tsche- 

choslowakische Delegierte. 

15 Kongress in Brüssel vom 28.2.1954. 
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Armee die Angriffsbefehle in deutscher und die Rückzugsbefehle in einer 
anderen Sprache gegeben würden. " 

In diesem Zusammenhang forderte er zum wiederholten Mal, dass als 
Grundlage der Politik über einen zukünftigen Verteidigungsbeitrag West- 
deutschlands, der deutsche Bundestag neu zu wählen sei und damit das Volk 
einen Legitimationsbeweis für diese neue Politik liefern müsse. 496 Beim 
Bundesverfassungsgericht wurde mit den Stimmen der SPD und der Födera- 
listischen Union, 497 insgesamt von 144 Klägern, ein Verfahren angestrengt, 
um die Verfassungsmäßigkeit des Verteidigungsbeitrages und des Deutsch- 
landvertrages überprüfen zu lassen. 

Auch bei der deutschen Bevölkerung selbst waren die Befürworter der 
EVG nicht in der Mehrzahl. Neben der EVG stand auch der populäre Plan 
einer Neutralisierung Gesamtdeutschlands, ähnlich den Diskussionen und 
Verhandlungen in Österreich, im Raum. Dieser Plan, der auch einen Zusam- 
menschluss der beiden deutschen Staaten ermöglicht hätte, war verständli- 
cherweise sehr populär. Doch in diesem Fall waren sich sowohl Regierungs- 
parteien 498 als auch die Sozialistische Partei Deutschlands einig, dass ein 
solcher Zusammenschluss unter der Maxime der Neutralität und unter dem 
wahrscheinlichen Einfluss der UdSSR, für Gesamtdeutschland ein Verlust an 
Demokratie und der persönlichen Freiheit des Einzelnen verbunden gewesen 
wäre. 

Das Vereinigte Königreich lehnte bereits am 13. November 1950 den Ple- 
ven-Plan ab. 



Am 15. Februar 1951 trat die Konferenz zur Erörterung des Pleven-Plans 
und zur Schaffung der EVG in Paris zusammen. 
Delegierte waren: 

der belgische Außenminister Paul van Zeeland; 499 
der deutsche Delegierte Walter Hallstein; 
der französische Außenminister Robert Schuman; 
der italienische Delegierte Emilio Paolo Tiaviani; 



AdG, S 600. 

Gebildet aus Zentrumspartei und Bayernpartei. 
CDU/CSU 

Paul von Zeeland war 1947 auch Präsident der europäischen Bewegung ,Ligue In- 
dependante de Coopertion Europeenne."Ein Gründungsmitglied des Komitees der 
Bewegung für die Einheit Europas. 
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der luxemburgische Außenminister Joseph Bech; 

Als Beobachter 
der dänische Botschafter Nils Svenningsen; 
der kanadische Botschafter George P. Vanier; 
der niederländische Botschafter van Boetzelaer van Osterhout; 
der norwegische Botschafter Rolf Otto Andword; 
der portugiesische Botschafter Marcello Mathis; 
der US-amerikanische Botschafter K. E. Bruce; 
der Botschafter des Vereinigten Königreiches Oliver Harvey; 

Zum Vorsitzenden der Konferenz wurde einstimmig Robert Schuman ge- 
wählt, 500 der auch die Eröffnungsrede hielt. Westdeutschland gestand Robert 
Schuman nun dabei in diesen Gesprächen und Verhandlungen die Rolle eines 
vollkommen gleichberechtigten, mit allen Rechten und Pflichten versehenen 
Partners zu. 501 

In Folge der militärischen Spannungen und weltpolitischen Entwicklungen 
zwischen den beiden Machtblöcken ist auch die Konferenz vom 27. bis 30. 
Dezember 1951 zu sehen, bei der die Außenminister über den Aufbau einer 
Europa-Armee verhandelten. Diese enge militärische Zusammenarbeit war 
aber selbst unter diesen nicht unumstritten. 

Für Westdeutschland hätte die Schaffung der EVG bedeutet, dass es 12 
Divisionen mit je 12.500 Mann 502 aufstellen hätte müssen. Diese Divisionen 
wären in drei Panzerdivisionen, 503 drei Panzergrenadierdivisionen, 504 einer 
taktischen Luftwaffe mit gesamt 76.000 Mann, ausgerüstet mit Düsenjägern 
und Schlachtflugzeugen, sowie verschiedenen Sonderformationen 505 geglie- 
dert gewesen. Zusätzlich geplant war die Einführung der allgemeinen Wehr- 
pflicht mit einer Dienstzeit von eineinhalb Jahren. Die anderen Mitgliedsstaa- 
ten des Pleven-Plans hatten die allgemeine Wehrpflicht bereits eingeführt. 



Später dann Herve Alphand. 
" Dies war im ersten (französischen) Vertragsentwurf noch nicht der Fall. 

12 Somit 150.000 Mann an der Waffe. 

13 Mit ca. je 300 Panzern. 
H Mit ca. je 70 Panzern. 
15 Z.B. Artillerie. 



109 



Die Gesamtstärke des deutschen Kontingents hätte ca. 500.000 Mann betra- 
gen, von denen ca. 4% Berufsoffiziere 506 gewesen wären. 507 

Finanziell betrugen die Besatzungskosten bzw. der berechnete künftige 
Wehrbeitrag der BRD 1953 monatlich etwa 600 Millionen DM. Ab Inkraft- 
treten des EVG-Vertrages wäre der Wehrbeitrag auf 950 Millionen DM 
monatlich gestiegen, wobei dieser Beitrag auch die Stationierungskosten für 
fremde Truppen auf deutschem Boden beinhaltet hätte. 508 

141 Diese Entwicklungen und konkreten Verhandlungen zur Bildung der EVG 
bewogen u.a. die UdSSR am 16.3.1952 einen konkreten Plan für die Wieder- 
vereinigung Deutschlands vorzulegen und die Ausarbeitung eines Friedens- 
vertrages zwischen den vier Alliierten und Deutschland zu fordern. Dieser 
Vorschlag hätte Deutschland als 'Unabhängigen, demokratischen und fried- 
liebenden Staat" gesehen, den Abzug aller Besatzungsmächte innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten des Friedensvertrages und die Aufhebung aller 
alliierten Militärstützpunkte in Deutschland gefordert, die Anerkennung der 
Menschenrechte durch das 'heue" Deutschland vorgesehen und das Verbot 
für Deutschland paraphiert, einem Militärbündnis oder einer Koalition beizu- 
treten. Das Territorium wäre auf die Grenzen, die in der Potsdamer Konfe- 
renz festgelegt worden sind, beschränkt worden. Nationale Streitkräfte zu 
Land, zu Wasser und in der Luft und die Erzeugung von Kriegsmaterial in 
Deutschland wären im Rahmen der Landesverteidigung zugelassen, jedoch 
beschränkt auf die Mengen und Typen, die im Friedensvertrag festgelegt 
worden wären. Dies hätte eine Neutralisierung Deutschlands bedeutet und 
zusammen mit Österreich einen neutralen Schild quer durch Europa gezogen. 

Die Reaktion der drei Westmächte war der Vorschlag des Deutschland- 
vertrags, 509 mit dem Deutschland am 3.5.1955 fast die volle Souveränität 
wiedererlangte. 

142 Die Gegenreaktion der DDR auf den alliierten Vorschlag eines Deutsch- 
landvertrags am 26. Mai 1952 und die Unterzeichnung des EVG-Vertrages 
am 27.5.1952 war am 30. Mai 1952 eine Verordnung des Ministerrates der 
Ostzone über die Sicherung der Demarkationslinie, die am selben Tag in 
Kraft trat. Dadurch wurde ein fünf Kilometer breiter Streifen an der Grenze 



40 Generäle, 250 Oberste, 900 Oberstleutnants, 2.000 Majore, 6.300 Hauptleute und 

1 2.300 Oberleutnants und Leutnants. 
AdG, S 621, 738, 838. 
AdG, S 933. 

Auch Generalvertrag genannt. 
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zum Sicherheitsgebiet erklärt, und in der Folge Hindernisse an der Grenze 
zwischen den westlichen und der östlichen Besatzungszone demoliert und den 
Bewohnern der Grenzorte des Ostsektors das Uberschreiten der Grenze bei 
Androhung der Todesstrafe verboten. Ein Übertritt der Zonengrenze in jede 
Richtung wurde nun an eine Sondererlaubnis geknüpft. 

Das Vereinigte Königreich versuchte durch den Eden-Plan vom 1 9.3. 1 952 
eine Koordination zwischen der EVG und dem Europarat zu erreichen. Eine 
Teilnahme an der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft und der Europäi- 
schen Politischen Gemeinschaft wurde jedoch stets strikt abgelehnt. 510 

143 Am 27.5.1952 wurde in Paris von den Außenministern der beteiligten 
Staaten der EVG-Vertrag, in Anwesenheit des US-amerikanischen Staatssek- 
retärs Dean Acheson und des Außenministers des Vereinigten Königreichs 
Anthony Eden unterzeichnet. Die Außenminister waren: 

für Belgien, Paul van Zeeland; 

für die BRD, Konrad Adenauer; 

für Frankreich, Robert Schuman; 

für Italien, Alcide de Gasperi; 

und für Luxemburg, Joseph Bech. 

für die Niederlande, Dirk U. Stikker; 

Für die USA hätte dieser Vertrag eine wesentliche Entlastung von finan- 
ziellen, politischen und militärischen Verpflichtungen in Europa bedeutet. 

Anlässlich der Ratifizierung des EVG-Vertrages und des Deutschlandver- 
trages durch den deutschen Bundestag in zweiter Lesung wurde in Pkt. VIII. 
gefordert: 'Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzuwirken, dass vor 
dem Austausch von Ratifikationsurkunden des EVG-Vertrages die Grundzüge 
eines europäischen Staatenbundes von den beteiligten Regierungen gebilligt 
werden. " 5l 

Die dritte Lesung im Bundestag fand am 19.3.1953 statt und der Deutsch- 
landvertrag sowie EVG-Vertrag wurden mit etwas mehr als 57% der Stimmen 
angenommen. 

144 Als erster Oberkommandierender der europäischen Verteidigungsgemein- 
schaft war US-General Ridgway vorgesehen. 512 Mit der Unterzeichnung des 
EVG-Vertrages wurde auch ein Sicherheitsvertrag zwischen der BRD und 



510 Meldung vom 16.7.1952. 

51 1 



AdG, S 853. 
1 AdG, S 734. 
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dem Nordatlantikpakt geschlossen, in dessen Rahmen die BRD die selben 
Sicherheitsgarantien erhält, die den anderen Mitgliedsstaaten des Nordatlan- 
tikpaktes zustehen, aber auch die selben Verpflichtungen. US-Präsident Harry 
Truman erläuterte dies gegenüber dem US-Senat, indem er ausführte "fo ist 
offensichtlich, dass die USA ein sehr großes Interesse an dem Fortbestehen 
der so geschaffenen Institutionen und Bindungen haben und jede Handlung, 
die ihre Integrität oder ihr Fortbestehen gefährden, als eine gegen ihre 
eigenen Interessen und ihre eigene Sicherheit gerichtete Maßnahme von 
fundamentaler Bedeutung betrachten würden." 513 

Die Ratifizierung des Deutschlandvertrages und des NATO-Protokolls 
wurde vom US-Senat rasch, am 1.7.1952 mit nur fünf Gegenstimmen vollzo- 
gen, 514 vom Unterhaus des Vereinigten Königreichs wurden der Deutschland- 
vertrag und der EVG-Vertrag mit 293 zu 253 Stimmen bei 18 Enthaltungen 
am 1.8.1952 angenommen. Der westdeutsche Bundespräsident unterzeichnete 
den Deutschlandvertrag und den EVG-Vertrag am 31.3.1954. Damit waren 
auch von deutscher Seite beide Verträge endgültig ratifiziert. 

General de Gaulle wandte sich am 5.6.1952 in einem Interview gegenüber 
Le Monde gegen den Deutschlandvertrag und die EVG. Er betonte zwar die 
Wichtigkeit der europäischen Einigung, sprach sich aber gegen die gefundene 
Lösung aus. Insbesondere die (fast uneingeschränkte) Wiedergewinnung der 
Souveränität Deutschlands durch den Deutschlandvertrag wurde von ihm 
bemängelt. Er hätte lieber einen europäischen Bund unter Führung Frank- 
reichs in Form einer Interessengemeinschaft gesehen. Auch befürchtete er, 
dass durch die Bedrohung der UdSSR und die damit notwendige Verteidi- 
gung Westdeutschlands durch die verbündeten Staaten, Frankreich in einen 
neuerlichen Krieg verwickelt wird und Frankreich die Hauptlast eines solchen 
Konflikts tragen müsse. Ebenfalls kritisierte er die Führung durch einen 
amerikanischen General, die Zusammenarbeit und der gemeinsame Kampf 
französischer mit deutschen und italienischen Soldaten, den Zusammen- 
schluss der verschiedenen Streitkräfte 515 unter einem gemeinsamen Befehl, 
ohne die Möglichkeit, diese wieder unter eigenen Befehl zu stellen und die 
(angeblich) ungleich verteilten finanziellen Lasten zuungunsten Frankreichs. 



513 AdG, S735. 

514 AdG, S 749 

515 See-, Land- Luftstreitkräfte. 
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Frankreich müsse eine französische Politik betreiben und dürfe sich nicht der 
anderer beugen, so de Gaulle weiter. 516 

De Gaulle legte in einem Interview mit dem Journalisten Harold King von 
Reutter vom 8.1.1953 seine Auffassung von einer gemeinsamen europäischen 
Verteidigung dar: Er lehnte die enge Zusammenarbeit der europäischen 
Staaten ab und schlug eine Konföderation vor. In dieser Konföderation hätte 
jeder Mitgliedsstaat seine eigene nationale Armee und die Konföderation 
sollte sich im Rahmen einer großen Allianz bewegen. Ein gemeinsames 
Oberkommando und ein Großer Generalstab sollen geschaffen werden. 

In einer Rede in Paris am 21. 11. 1953 befürchtete Charles de Gaulle, 517 
dass ein geeintes Europa im Bündnis mit den USA und Kanada zu einem 
nordamerikanischen Protektorat verkomme. Die US-amerikanische Regierung 
ihrerseits wollte durch die EVG vor allem einen sicheren und wirksamen 
ersten Wall gegen die UdSSR und ihre Verbündeten und eine finanzielle 
Entlastung von den Stationierungskosten der eigenen Truppen in Westeuropa. 

Angesichts der vielen Widerstände und Vorbehalte drohte US- 
Außenminister Dulles am 14. Dezember 1953 sogar mit einem Rückzug der 
US-amerikanischen Truppen aus Europa, wenn die EVG scheitern sollte. 

146 Die EVG war als Teilorganisation der 'Vereinigten Staaten von Europa" 
geplant. Dies zeigt sich u.a. durch die enge Verknüpfung mit der 'Europäi- 
schen Politischen Gemeinschaft" (EPG) und den Verbindungen zur bereits 
gegründeten Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS). 
Eisenhower forderte in einer Rede in Waco / Texas 1953 die NATO Verbün- 
deten auf, diesen Plan endlich zu realisieren. Frankreich und Italien hatten die 
Ratifikation immer wieder gebremst. 

Die Regierungen der USA, des Vereinigten Königreichs und der BRD in- 
tervenierten seit der Unterzeichnung des EVG-Vertrages immer wieder bei 
der französischen Regierung, weil sich die Ratifikation durch innenpolitische 
Widerstände und die Probleme aus dem Indochinakrieg immer mehr verzö- 
gerte. 

Am 29.6.1954 stellte der US-amerikanische Botschafter, Douglas Dillon, 
Frankreich vor die Alternative, entweder den EVG-Vertrag endlich zur 



516 Vgl. AdG, S 736. 

517 Seit Juni war er Ministerpräsident. 
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ratifizieren oder es werde zur Aufstellung einer westdeutschen Nationalarmee 

, 518 

kommen. 

Anfang Juli 1954 war dann deutlich zu erkennen, dass sich die EVG nicht 
bilden wird. Eine britisch und US-amerikanische Studiengruppe begann mit 
der Prüfung der Frage, inwieweit der BRD die Souveränität zuerkannt werden 
könne. Es wurde am 1 1 .7.1954 ein Vorschlag für ein Zusatzprotokoll präsen- 
tiert, wodurch der Deutschlandvertrag von der Bindung mit dem EVG- 
Vertrag gelöst werden könnte. 519 

Am 22. August ging in Brüssel eine Konferenz der sechs Mitgliedsstaaten 
der EVG zu Ende. Auf dieser Konferenz hatte der französische Ministerprä- 
sident Pierre Mendes-France die Standpunkte der französischen Regierung 
und Opposition zum EVG-Vertrag und einige Änderungswünsche den EVG- 
Mitgliedern erstmals offiziell bekannt gegeben. 520 Adenauer sah zwar noch, 
zumindest der Presse gegenüber, eine Möglichkeit, dass der EVG-Vertrag 
zustande kommen werde, für die Opposition in Deutschland, insbesondere die 
SPD, jedoch stand das Scheitern bereits fest. 521 

Nachdem am 20.7.1954 der Präsident des Bundesverfassungsschutzes der 
BRD, Dr. Otto John, und am 21.8.1954 der CDU-Bundestagabgeordnete und 
Mitglied des deutschen EVG-Ausschusses, Karl-Franz Schmidt- Wittmarck, in 
die DDR gegangen waren und dort politisches Asyl beantragten, kam es zu 
Veröffentlichung von schweren Beschuldigungen. Sie warfen der Regierung 
Adenauer vor, in Bad Godesberg im Juni und Juli 1954 Geheimkonferenzen 
BRD-USA abgehalten zu haben und das Geheimabsprachen mit den USA 
Uber die Aufstellung von mehr deutschen Truppen als im EVG-Vertrag 
vorgesehen und über die Lieferung und Lagerung von Waffen, insbesondere 
Atomwaffen bestünden. In der BRD kam es in der Folge zu schweren außen- 
und innenpolitischen Debatten und Anschuldigungen. 522 

Diese Behauptungen und Anschuldigungen sind möglicherweise nicht un- 
erheblich in die sowieso schon sehr kontroversiell geführte Debatte der 
französischen Nationalversammlung zum EVG-Vertrag eingeflossen. 



518 AdG, S 1177. 

519 AdG, S 1 184 

520 Unter anderem sollte die supranationale Ausrichtung der EVG abgeschafft werden 

521 AdG, S 1221 

522 AdG, S 1194 ff. 
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Als das Projekt der EVG durch die Ablehnung 523 in der französischen Na- 
tionalversammlung 524 am 30.8.1954 endgültig gescheitert war, wurden ver- 
schiedene Pläne für die Verteidigung des Westens erwogen. Der Plan einer 
'Rumpf -EVG" aus nur fünf Mitgliedsstaaten - ohne Frankreich oder einer 
Rüstungsgemeinschaft wurde aber schnell wieder verworfen. 525 

Die USA und das Vereinigte Königreich waren von der Ablehnung des 
EVG-Vertrages brüskiert, Außenminister Dulles sprach davon, dass sich die 
USA in 'Ihrer Außenpolitik einer Neuorientierung unterziehen" müssen 
"besonders, was die Europapolitik betrifft. " 526 

In der Neun-Mächte-Konferenz in London vom 28.9. bis 3.10.1954 wur- 
de eine Lösung gesucht und die weitere Vorgehensweise grob strukturiert 527 : 
weittestgehende Souveränität für die BRD, Beitritt der BRD und Italiens zur 
WEU, Änderung und Erweiterung der Satzung der WEU, Vorschläge für 
einen deutschen Verteidigungsbeitrag. 

Als Ergebnis dieser Neun-Mächte-Konferenz wurde zwischen der Bun- 
desrepublik und den Westmächten als Ausgleich vom 19. bis 23.10.1954 in 
Paris ein Bündel von Abkommen 528 geschlossen, die gemeinsam am 
24.10.1954 unterzeichnet und am 5.5.1955 rechtsgültig wurden. 529 

Diese Verträge bezogen sich auf die Beendigung der Besatzung in West- 
deutschland und auf einen Vertrag über die Stationierung und Finanzierung 
alliierter Streitkräfte in Westdeutschland. Der Deutschlandvertrag wurde 
dadurch modifiziert. Das deutsch-französische Abkommen über die Saar 
wurde nicht ratifiziert. 

Dadurch erlangte die Bundesrepublik, vorbehaltlich einiger alliierter Ein- 
spruchsmöglichkeiten, vor allem bezüglich Berlin, die gesamtdeutsche Wie- 
dervereinigung und einen Friedensvertrag, sowie Rüstungskontrollen die 
Souveränität zurück. Und die Voraussetzungen für den Beitritt Westdeutsch- 
lands und Italiens zur WEU 530 und der NATO wurden geschaffen. 



523 Am 30. August entschieden sich die Abgeordneten mit 319:264 Stimmen gegen die 

EVG. 

524 Die Debatte begann am 28. August. 

525 AdG, S 1225, 1244f, 1268. 

526 AdG, S 1226. 

527 Vgl. AdG, S 1270ff. 

528 Auch .Pariser Verträge" genannt. 

529 Vertrag über die Beziehung zwischen der BRD und den Drei Mächten vom 
26.5.1952 idF vom 23.10.1954. Am 5.5.1955 in Kraft getreten, dBGBl. 1955 II S 
305. 

530 Nach einer Statutänderung. 
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150 Das Scheitern der EVG hatte noch weitere Gründe: Durch den Tod Josef 
Stalins am 5.3.1953 kam es in der Sowjetunion zu internen Machtkämpfen 
aus denen die Vertreter des gemäßigten Lagers als Sieger 531 hervorgingen. 
Dies brachte eine "Atempause" im Kalten Krieg und das Projekt der EVG 
hatte an politischer und militärischer Brisanz zunächst verloren. 532 In Frank- 
reich hatte sich das Kräfteverhältnis zugunsten derjenigen verschoben, die 
keine oder nur eine abgeschwächte Zusammenarbeit der sechs Mitgliedsstaa- 
ten der Montanunion befürworteten. Auch waren viele der Meinung, dass die 
EVG ein unnötiges Hindernis im Dialog mit der Sowjetunion sei und, dass 
Frankreich als Vermittler zwischen den beiden Weltmächten eintreten kön- 

533 

ne. 

Die BENELUX - Staaten 534 und das Vereinigte Königreich waren gegen- 
über dem Projekt bereits zuvor skeptisch eingestellt. Die bestehende effizien- 
te Zusammenarbeit im Rahmen der WEU und der NATO übernahm dann die 
wichtigsten Gebiete, die zuvor im EVG- Vertrag geregelt werden sollten. 

Konrad Adenauer sah das Scheitern der EVG pragmatisch. In einem In- 
terview anlässlich eines Staatsbesuchs in Belgien am 25.9.1956 stellt er 
rückwirkend fest, dass die EVG u.a. deshalb gescheitert ist, ,y/eil die Übe r- 
zeugung von der Notwendigkeit eines militärisch-politischen Zusammen- 
schlusses der europäischen Völker zum Zweck der Verteidigung noch nicht 
Allgemeingut geworden ist. " 535 

Paul Henry Spaak bemerkte resigniert, dass ,(lie EVG (...) nicht nur eine 
militärische Integration, sondern im embryonalen Zustand der Keim eines 
bundesstaatlichen Europas" hätte werden können. 536 

Der weitere Weg der französischen Politik, insbesondere auf militäri- 
schem Gebiet bis zum Zurücktreten de Gaulies im April 1969, war gekenn- 
zeichnet von einer etwas unrealistischen Einschätzung der eigenen Größe und 
Stellung im Gefüge der Weltmächte, wenn es auch, wie z.B. in Algerien oder 
Indochina durchaus in der Lage war, die politische Realität frühzeitig zu 



1 Um Chruschtschow. 

2 Vgl. Curt Gasteyger in .Europa zwischen Spaltung und Einigung", S 221 . 
' 3 So Curt Gasteyger in , Europa zwischen Spaltung und Einigung", S I lOf. 

4 Insbesondere die Niederlande. 

5 AdG, S 1795. 

6 Presseerklärung am 14.1 1.1955 anlässlich eines Besuchs in Bonn, AdG, S 1604. 
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erkennen und zu reagieren. " Der eigenständige Weg beim Aufbau einer 
Atomstreitmacht, der Austritt aus der NATO, der Verhinderung der multina- 
tionalen Atomstreitmacht (MLF), 538 der Versuch einen unabhängigen euro- 
päischen" Weg unter Führung von Frankreich zu verwirklichen, 539 die Obst- 
ruktionshaltung innerhalb der Europäischen Gemeinschaften, sobald angeb- 
lich „vitale" Interessen F rankreichs verletzt würden, 540 haben diese Politik 
nicht unterstützt, sondern nur dazu beigetragen das weltpolitische Gewicht 
Frankreichs zu relativieren. 



in. 3 

EPG 541 

151 Nach Artikel 38 § 1 lit c erster Spiegelstrich und § 2 EVG-Vertrag 542 und 

§ 26 Abs 3 EGKSV hatte die Gemeinsame (verstärkte) Versammlung der 
EGKS bereits die Aufgabe, die Voraussetzungen für ein staatenbündisches 
oder bundesstaatliches Gemeinwesen auszuarbeiten. Dies sollte ein wesentli- 
ches Element für die weitere Zusammenarbeit in einer noch engeren europäi- 
schen Föderation sein. 

Diese Möglichkeit wurde von der französischen Regierung in einer Initia- 
tive im Juni 1952 aufgenommen und als 'dritte Phase" in der Bi ldung eines 
vereinten Europas gesehen. Den beiden ersten Phasen, Montanunion und 
Verteidigungsgemeinschaft, müsse nun eine politische Autorität folgen. Dazu 



~ Vgl. dazu Hans von der Groeben in .Aufbaujahre der Europäischen Gemei nschaft, S 
225ff. 

538 Multilateral Force. 

539 Vgl. dazu Hans von der Groeben in , Autbaujahre der Europäischen Gemeinschaft, 
S 231. 

540 Vgl. z.B. .Luxemburger Kompromiss" oder die Haltung der französischen Regie- 

rang während der Verhandlungen über die Agrarpolitik etc. 

541 Vgl. dazu den Text in: 'Verfassungsentwürfe zur Gründung einer europäischen Uni- 

on"von Anton Schäfer unter Pkt. II.23.a und 11.23. b. 

542 Dieser Artikel 38 wurde auf Antrag der italienischen Regierung aufgenommen (vgl. 

Reiner Schulze und Thomas Hoeren in .Dokumente zum Europäischen Recht," 
Band I, S 432). 
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sollte eine europäische Konstituante einberufen werden, die den Weg zur 
Verwirklichung dieses Gedankens prüft. 543 

Bereits zuvor hat sich die Beratende Versammlung des Europarates für 
die Schaffung einer Europäischen Politischen Autorität ausgesprochen und 
Robert Schuman hat am 22.10.1951 der Presse erklärt, dass nun der Zeitpunkt 
gekommen sei, eine solche Autorität zu schaffen. 544 

Diese Aufgabe der Ausarbeitung eines Vertragsentwurfes für eine europä- 
ische politische Autorität wurde vom Ministerrat der Montanunion auf der 
ersten Sitzung in Luxemburg vom 8. bis 10.9.1952, den Mitgliedern der 
Versammlung der Montanunion unter Vorsitz des ersten Präsidenten Paul- 
Henri Spaak übertragen. Die Versammlung sollte sich zu diesem Zweck, 
aufgrund eines französisch-italienischen Antrags und Artikel 38 EVGV und 
der Resolution Nr. 14 des Europarates vom 30.5. 1952, 545 durch weitere 
zugewählte Mitglieder 546 ergänzen. 547 Die gewählte Zahl 87 entsprach der 
Mitgliederzahl der Versammlung der geplanten EVG. Mitglieder des Europa- 
rates wurden als Beobachter zugelassen, diese mussten wiederum der Bera- 
tenden Versammlung des Europarates Bericht über den Fortschritt der Arbei- 
ten erstatten. Die Außenminister der Montanunion wurden den Beratungen 
zugezogen. 

Diese Versammlung trat am Sitz des Europarates in Straßburg zu Voll- 
und Ausschusssitzungen zusammen. 

Auf Vorschlag der Regierung des Vereinigten Königreichs sollte zwischen 
der zu bildenden Europäischen Politischen Gemeinschaft und dem Europarat 
enge Bindungen bestehen. Diese Bindung jedoch war in der Folge ein Grund 
für die schleppenden Verhandlungen zur EPG. 

Am 15.9.1952 trat die verstärkte Versammlung der Montanunion zur kon- 
stituierenden Sitzung zusammen. 548 Aus der Versammlung wurde ein „Ver- 



AdG, S 744. 

Vgl. auch Heinrich Siegler in .Europäische Integration", Rz 77, 81 u.a. Alcide de 
Gasperi, italienischer Ministerpräsident, hat am 1.12.1951 vor der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates erklärt, dass eine gemeinsame europäische Armee die 
Bildung eines höheren politischen Willens notwendig mache. Paul van Zeeland 
hatte jedoch Bedenken, dass eine solche Behörde nicht von den Regierungen und 
den Parlamenten der Mitgliedstaaten die notwendige Unterstützung erfahren wür- 
de. 

Vorschlag der britischen Regierung. 
Insgesamt 87 Mitglieder. 
AdG, S 801 ff. 

Dabei wurde auch die Bezeichnung Ad-hoc-Versammlung gewählt. Andere Vor- 
schläge waren: Erweiterte Versammlung, Konstituierende Versammlung oder Vor- 
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fassungsausschuss" unter Leitung von Heinrich von Brentano gebildet.' Zur 
weiteren Behandlung der Fragen wurden vier Unterausschüsse gebildet: 

1. Unterausschuss für die Zuständigkeiten der Gemeinschaft (Vorsit- 

zender wird der Niederländer Blaisse und Berichterstatter der Ita- 
liener Benvenuti), 

2. Unterausschuss für die Errichtung der politischen Institutionen 
(Der Franzose Teigten als Vorsitzender und der Italiener Azza 
und der Belgier Dehousse als Berichterstatter), 

3. Unterausschuss für die Einrichtung der Justiz (Vorsitzender der 
Italiener Perscio und der Deutsche Merkatz als Berichterstatter), 

4. Unterausschuss für Verbindungen (Vorsitzender der Niederländer 

van der Goes van Naters und Berichterstatter der deutsche 
Staatsbürger Semler). 550 

152 Ein ausgearbeiteter Vertragsentwurf wurde am 20.12.1952 vorlegte. 551 
Am 10.1.1953 wurde von der verstärkten Versammlung zu diesem Entwurf 
Stellung genommen, am 17. Januar der endgültige Vertragsentwurf gebilligt. 
Fristgerecht am 9. März 1953 wurde der Vertragsentwurf von Paul Henri 
Spaak dem Rat der sechs Außenminister der Montanunion vorgelegt und bei 
der Schlusssitzung am 10. März mit 50 Stimmen, bei 5 Enthaltungen ange- 
nommen. 

Eine weitere Überprüfung des Vertrages fand am 8. August 1953 durch 
die sechs Außenminister der EGKS in Baden-Baden und am 27728. Novem- 
ber in Den Haag statt. 

153 Der Vertrag zur Bildung der Europäischen Politischen Gemeinschaft stand 
in engem Zusammenhang mit der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft. 
Die EPG sollte die Montanunion und die Europäische Verteidigungsgemein- 
schaft unter einem Dach vereinen und die Grundlage für ein staatenbündi- 
sches oder bundesstaatliches Gebilde sein. Es wurde daher bereits eine 
ausgeprägte Gewaltenteilung und ein Parlament mit zwei Kammern vorgese- 



konstitutionelle Versammlung (vgl. Reiner Schulze und Thomas Hoeren in .Do- 
kumente zum Europäischen Recht, "Band I, S XXXVIII). 
Daher wurde der Entwurf der EPG auch .Brentano -Entwurf" genannt. 

0 Aufzählung nach Reiner Schulze und Thomas Hoeren in .Dokumente zum Europäi- 

schen Recht," Band I, S XXXVnT). Mehrere Mitglieder der Ad -hoc- Versammlung 
arbeiteten aus personellen Gründen in mehreren Ausschüssen mit. 

1 Aus 26 Mitgliedern der Ad-hoc-Versammlung und 13 Beobachtern des Europarates. 
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hen. Die erste Kammer bildete das Parlament 552 im Sinne einer direkt gewähl- 
ten "Völkerkammer", die zweite Kammer den Senat, 553 dessen Mitglieder von 
den nationalen Parlamenten entsendet werden sollten. 

Die EGKS und die EVG sollten dabei eine supranationale 554 Rechtsein- 
heit 555 bilden, die auf Grundlage der übertragenen Kompetenzen unter Beach- 
tung eines sehr eingeschränkten Subsidiaritätsprinzips 556 handeln sollten. 

Die zu bildende Versammlung der EVG sollte nach der Konstituierung die 
Möglichkeit einer europäischen politischen Organisation im Rahmen eines 
Staatenbundes oder eines Bundesstaates prüfen 557 . 

Art 27 bis 34 des EPG-Entwurfes regelte die Bestimmungen für die Re- 
gierung, 558 Art 35 bis 37 den ,Rat der nationalen Minister" als konsultatives 
Organ. Art 31 EPGV ist, wie Alfons Erb in einem Referat 559 ausführt, Art. 67 
Abs 1 GG nachgebildet und sieht die Möglichkeit des 'Konstruktiven Mis s- 
trauens" vor. 

Der Gerichtshof 560 wäre mit den Gerichtshöfen der Montanunion und der 
Verteidigungsgemeinschaft zu einem einzigen Gerichtshof verschmolzen 

, 561 

worden. 

Der Wirtschafts- und Sozialrat 562 hätte ähnliche Funktionen gehabt, wie er 
später in der EWG verwirklicht wurde. 

Die wirtschaftlichen Kompetenzen der Gemeinschaften wären durch den 
EPGV weit ausgedehnt worden. 563 Der geplante Gemeinsame Markt hätte die 
gesamte Wirtschaft der Mitgliedsstaaten umfasst, und der Gemeinschaft 
zumindest in vielen Bereichen die Koordination aufgetragen. Die Dienstleis- 
tungsverkehrsfreiheit und die Freiheit des Zahlungsverkehrs 564 wurden jedoch 
nicht aufgenommen. 

Staatsbürger eines Mitgliedsstaates sollten denen aus anderen Mitglieds- 
staaten wirtschaftlich nur dann vollständig gleichgestellt werden, wenn die 



'"Art 10 bis 26 EPG. 

553 Art 16 bis 18 EPG. 

554 Art 1 EPG. 

555 Art 5 EPG. 
Art 6 EPG. 



556 
557 



Art 38 EVG. 

558 'Exekutiv -Rat" 

559 Vom 5.4.1953 in 'Europa Archiv", S 5613. 

560 Art 38 bis 49 EPGV. 

561 Nach Art 38 § 2 EPGV. 

562 Art 50f EPGV. 

563 Art 55 bis 89 EPGV. 

564 Vgl. Art 82 EPGV. 
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Dienstpflicht in den Streitkräften der Europäischen Verteidigungsarmee 
abgeleistet oder wenn der Staatsbürger nach dem Inkrafttreten des EPG 
Vertrages geboren worden ist. 565 

155 Nachdem die französische Nationalversammlung nach heftigen innenpoli- 
tischen Debatten am 30.8.1954 die EVG abgelehnt hatte, war auch die EPG 
gescheitert. Es wurde zwar noch eine Kommission eingesetzt, diese kam aber 
politisch bedingt nicht mehr zur Geltung. Die vorgesehene Konferenz der 
Außenminister wurde verschoben und schlussendlich endgültig abgesagt. 



in.4 

EWG - EAG 566 

,ßie Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ist nicht nur, wie man oft 
hört, eine Vorbereitung auf eine künftige politische Gemeinschaft, sie ist 
bereits selbst ein Stück politische Gemeinschaft. " 567 
156 Die Verhandlungen und die Bildung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft 568 und die Europäische Atomgemeinschaft waren unter anderem 
die abgeschwächte Reaktion auf das Scheitern der EVG und EPG. Die weit- 
sichtigen Politiker und „Gründungsväter" dieser Gemeinschaften sahen 
deutlich, dass ein Wiedererstarken der Nationalstaaten auf Dauer zu den 



Art 83 EPGV. 

Vgl. dazu den Text in: "Verfassungsentwürfe zur Gründung einer europäischen Uni- 
on"von Anton Schäfer unter Pkt. ü.24.a und 11.24. b. 

Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 140, Vortrag vom 18.11.1959 unter 
dem Titel Nordamerika und die europäische wirtschaftliche Integration". Peter 
Pernthaler meint zwar, die .heutige EG war ursprünglich - neben der Montanunion 
und der EAG - eine streng zweckbezogene (»funktionale«) Wirtschaftsgemein- 
schaft, (EWG) deren möglicher »supranationaler« Charakter im Vertragstext sorg- 
fältig verschleiert wurde. .."in Die Herrschaft der Richter im Recht ohne Staat", JB1 
2000, S 691. 

Bei der anfänglich nicht klar war, ob es sich in Richtung einer Freihandelszone oder 
einer Zollunion entwickeln würde — vgl. dazu das 2. Expose des eingesetzten Aus- 
schusses für Investitionen und Sozialfragen zur Schaffung der EWG, Pkt. 1 vom 
7.10.1955 (siehe dazu z.B. Reiner Schulze und Thomas Hoeren in .Dokumente 
zum europäischen Recht", S 729). Interessant dazu ist auch die langjährige Disku s- 
sion über eine Spaltung Westeuropas in zwei Blöcke, vor allem vom Vereinigten 
Königreich wurde dies befürchtet. Die gescheiterten Verhandlungen über eine der 
EWG assoziierte Freihandelszone 1958 aufgrund der neuen französischen Vor- 
schläge vom 30.10.1958 nährten diese Befürchtungen. 
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gleichen Problemen führen würde. Es war aber nun auch klargeworden, dass 
sich Europa nicht durch einen militärisch-politischen Ansatz und mit einem 
, großen" Wurf verwirklichen ließ. 569 Die Römischen Verträge haben daher 
auch zuerst nicht den Widerhall in der Bevölkerung gefunden, wie es zuvor 
mit der EVG und EPG der Fall war. 570 Der damalige Bundeswirtschaftsminis- 
ter Ludwig Erhard hat die kritischen ökonomischen Stimmen in der BRD in 
einer Regierungserklärung am 21.3.1957 zum EWG-Vertrag auf einen Punkt 
gebracht, als er aussprach, dass der EWG-Vertrag ein ,yolkswir tschaftlicher 
Unfug und europäische Inzucht" sei, wobei er jedoch den politischen Wert 
nicht verkenne und diesen daher befürworte. 571 

Personen wie Konrad Adenauer, Guy Mollet, Paul Henri Spaak aber auch 
Hans von der Groeben, Walter Hallstein und Pierre Uri u.v.a. sind mit den 
Römischen Verträgen untrennbar verbunden und haben zu deren Verwirkli- 
chung auf verschiedenste Weise entscheidend beigetragen und ein Debakel 
wie bei der EVG und EPG abwenden können. 572 Das , Europa der kleinen 
Schritte" (M onnet) begann. 
157 Dem Vertrag vom 25.3.1957 liegen verschiedene Vorentwürfe zugrunde. 

Die Außenminister der EGKS - Mitgliedsstaaten haben auf der Konferenz zu 
Messina am 1. und 2. Juni 1955 auf Grundlage des Benelux-Memorandums 
vom 20. Mai beschlossen, eine Entschließung zur Wiederbelebung des 
Europagedankens anzunehmen und einen Regierungsausschuss 573 unter 



' Vgl. dazu nur den Tenor der Entschließung der Außenminister der EGKS anlässlich 
der Tagung in Messina vom 1. und 2. Juni 1955 (vgl. Text: Reiner Schulze und 
Thomas Hoeren in .Dokumente zum europäischen Recht", S 699ff). 

0 Vgl. auch Karl Dietrich Bracher in 40 Jahre Römische Verträge: Der deutsche Bei- 

trag S 34f. 

1 Vgl. auch Heinrich Siegler in .Europäische Integration", Rz 170. Die Haltung Lu d- 

wig Erhards ist auch vor dem Hintergrund seiner volkswirtschaftlichen Ansichten 
zu sehen. Er sah in den regionalen Lösungen keinen Vorteil, sondern es sollten glo- 
bale gefunden werden. Er war ein überzeugter Befürworter der Freihandelszonen 
und des GATT. Auch Hans von der Groeben in .Deutschland und Europa in einem 
unruhigen Jahrhundert", S 263, Pkt a) spricht davon, dass Erhard die Integration 
nur aus politischen Gründen akzeptiert hat. 

2 Das aber auch die , Aufbaujahre" der EWG und die Verhandlungen bis zur Ve r- 
tragsunterzeichnung nicht einfach und sorgenfrei waren, beschriebt Hans von der 
Groeben in , Aufbaujahre der Europäischen Gemei nschaft", S 39. 

3 Dieser Regierungsausschuss hat wiederum vier Fachausschüsse und zwei Unteraus- 

schüsse sowie eine Lenkungsausschuss gebildet. Der erste Fachausschuss betraf 
den Gemeinsamen Markt, Investitionen und Sozialfragen unter Leitung des Nieder- 
länders Verjin Stuart. Dieser Fachausschuss bildete wiederum einen Unteraus- 
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Vorsitz von Paul-Henri Spaak damit beauftragt, entsprechende Vorschläge für 
eine Wirtschafts- und Atomgemeinschaft auszuarbeiten. 

Der Bericht des Ausschusses wurde am 21. April 1956 vorgelegt. 574 Am 
29. /30. Mai 1956 erklärten die Außenminister der sechs EGKS - Mitglieds- 
staaten auf der Konferenz in Venedig, dass die darin angeführten Prinzipien 
für die Ausarbeitung der Verträge für eine Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft und Atomgemeinschaft den Verhandlungen zugrunde gelegt werden. 

Die Abfassung der Verträge erfolgte ab 26.6.1956 durch ein Komitee von 
Regierungsvertretern unter Vorsitz von Paul - Henri Spaak. 575 

Auf der Ebene der Außenminister der Mitgliedsstaaten der Montanunion 
wurden die Verhandlungen für die neuen Gemeinschaften vom 26.1-28.1. und 
19./20.2. abgeschlossen und am 25. März 1957 auf dem Kapital in Rom 
unterzeichnet. 

Am 1.1.1958 traten die Verträge in Kraft. 

.Anstelle der Macht und ihrer Manip ulation, an die Stelle des Gleichge- 
wichts der Kräfte, des Hegemoniestrebens und des Spiels der Allianzen tritt 
zum ersten Mal die Herrschaft des Rechts. " 576 



schuss über Investitionen unter Vorsitz des Italieners Di Nardi und Sozialfragen 
unter Vorsitz des Franzosen Doublet. Der zweite Fachausschuss befasste sich mit 
dem Thema herkömmliche Energie unter Vorsitz des Deutschen Heesemann. Der 
dritte Fachausschuss mit der Atomenergie unter Vorsitz des Franzosen Louis Ar- 
mand. Der vierte Fachausschuss wurde mit den Fragen des Verkehrs und Ver- 
kehrswege befasst, Vorsitzender war der Italiener Laloni. Es wurde von diesem 
Ausschuss ein Unterausschuss über den Luftverkehr gebildet. Die Delegationsleiter 
bildeten einen Lenkungsausschuss zur Koordination, Vorsitzender war Paul Henri 
Spaak (zitiert nach Reiner Schulze und Thomas Hoeren in .Dokumente zum euro- 
päischen Recht", S XLII). 

Auch als , Spaak -Berichf'bezeichnet. Dieser Bericht fußt wesentlich auf den Ergeb- 
nissen der vier Arbeitsgruppen und der Klausur der Chefverhandler von der Gro- 
eben, Huepperts, Spaak und Uri in Südfrankreich im Frühjahr 1956. 

Es wurden wiederum Ausschüsse gebildet. Der erste befasste sich mit dem Gemein- 
samen Markt, Vorsitzender Hans von der Groeben, der zweite Ausschuss mit A- 
tomenergie unter Vorsitz des Franzosen Guillaumat und der dritte Ausschuss bilde- 
te die Redaktionsgruppe unter Vorsitz des Italieners Ducci. Die Mitglieder des Re- 
daktionsausschusses waren ausschließlich Juristen, z.B. Devadder (Belgien), Müh- 
lenhöfer (BRD), Pescatore (Luxemburg) und Riphagen (Niederlande) sowie von 
der Hohen Behörde der EGKS Catalano und Gaudet. Koordiniert wurden die Ar- 
beiten durch den Ausschuss der Delegationsleiter unter Paul Henri Spaak. (zitiert 
nach Reiner Schulze und Thomas Hoeren in .Dokumente zum europäischen 
Recht", S XLIV). 

Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 344, Vortrag vom 12.3.1962 .Die E u- 
ropäische Wirtschaftsgemeinschaft - eine Rechtsgemeinschaft". 
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159 Zentrales Element des EWG-Vertrags ist die Verankerung der liberalen 
Marktwirtschaft nach dem Modell von John Maynard Keynes, angereichert 
durch sozialistische Elemente aus Frankreich und Deutschland und den 
Überlegungen aus der BRD zur neoliberale Sozialen Marktwirtschaft." 577 
Ganz wesentlich geprägt und die meisten supranationalen Kompetenzen 
abgeleitet wurden aus den umfangreichen aber auch umstrittenen Wettbe- 
werbsregeln des EWGV. Diese Regelungen geben bis heute der Europäischen 
Gemeinschaft das Gepräge einer „Wirtschaftsgemeinschaft". Die Wettb e- 
werbsregeln wurden in letzter Zeit stark überarbeitet und angepasst. 

160 Erster Präsident der EWG-Kommission wurde Walter Hallstein, der EAG- 
Kommission Louis Armand. 578 

Die erste Sitzung der EWG-Kommission fand am 16. Januar 1958 statt. 
Der EWG-Rat konstituierte sich am 25.1.1958, Vorsitz führte Belgien. Robert 
Schuman wurde erster Präsident des Europäischen Parlaments 579 das vom 
19. 3. bis 21.3.1958 zum ersten Mal zusammentrat. Der Wirtschafts- und 
Sozialausschuss trat am 19. Mai 1958 erstmals zusammen. 

Der Europäische Gerichtshof als auch das Europäische Parlament (Ver- 
sammlung) wurden bereits als gemeinsame Organe für alle drei Gemeinschaf- 
ten konzipiert und handelten seit Konstituierung für diese. 



Politisch waren die Voraussetzungen für die Wirtschaftsgemeinschaft et- 

580 581 582 

was besser als zuvor." Durch die Marokkokrise' , den Algerienkonflikt' , 



Müller-Arnack. 

Weitere Mitglieder der EWG-Kommission waren: die drei Kommissions- 
Vizepräsident Sicco Mansholt (Niederlande) — Agrarpolitik; Piero Malvestiti (Ita- 
lien) - Zollunion und Grundfreiheiten; und Robert Marjolin (Frankreich) - Wirt- 
schaftspolitik; Jean Rey (Belgien) - Außenwirtschaftspolitik und Beziehungen zu 
dritten Ländern; Hans von der Groeben (BRD) - Wettbewerbspolitik; Robert Le- 
maignen (Frankreich) - Assoziation mit überseeischen Gebieten; Giuseppe Petrilli 
(Italien) - Sozialpolitik; und Lambert Schaus (Luxemburg) - Verkehrspolitik. Wal- 
ter Hallsteins Aufgabe in der Kommission als deren Präsident war die Beratung des 
Ministerrates, Sprecher im Ministerrat und dem Europäischen Parlament für die 
Kommission als Kollegium, Verhandlungsleitung, allgemeine Führung der Verwal- 
tung und Zusammenarbeit mit dem juristischen Dienst. 
Versammlung 

Vgl. auch Hans von der Groeben in .Legitimationsprobleme der Europäischen Ge- 
meinschaft", S 79, Pkt. c) 
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die Suez-Krise' , den Ungarnaufstand' und die endgültige Lösung des 
Saarproblems 585 zwischen Frankreich und Westdeutschland, 586 sowie durch 
die Erfahrungen in den Verhandlungen zur EVG und EPG konnten die 
Verhandlungen in kleinem Kreis zu einem Erfolg geführt werden. 

,Pas Geheimnis des Erfolgs den die deutsche Europapolitik mit der U n- 
terzeichnung des EWG-Vertrages verzeichnen kann, lag darin, das nicht nur 
die BRD, sondern letztlich alle Vertragsparteien vom Konzept des Gemein- 
samen Marktes profitierten. " 587 Und Deutschland hat von allen Mitgliedsstaa- 
ten am meisten von der EU-Mitgliedschaft profitiert. 588 

Trotzdem waren die Unterhandlungen hart und von konträren Ansichten 
geprägt. Mehr als einmal stand das Scheitern der Verhandlungen bevor. Hans 
von der Groeben hat die Situation während der Vertragsverhandlungen so 
kommentiert: ,Soweit ich unterrichtet bin, glaubte auch die (deutsche) 
Regierung - vielleicht sogar durch französische Stellen entsprechend unter- 
richtet - nicht an den Erfolg des Unternehmens. So war es eigentlich ein 
kleines Wunder, dass der Vertrag (EWG, EAG) zustande kam. Dies ist der 
Entschlossenheit beherzter Politiker, wobei Paul Henri Spaak eine herausra- 
gende Rolle gespielt hat, und der begeisterten Zusammenarbeit derjenigen 
Politiker und hohen Beamten zu danken, die das Vertragswerk gestaltet 
haben. " 589 

Der Vertrag über die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft ist ein wichtiger Meilenstein in der Europäischen Integration und 
umfasst, im Gegensatz zum EGKSV, die gesamte Volkswirtschaft der Mit- 
gliedsstaaten 590 und wurde als nicht umkehrbarer Prozess in Gang gesetzt und 
auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 



sl 1956 Loslösung von Frankreich. 

582 Seit 1.11.1954. 

583 Ab 3.10.1956. 

584 20.10. bis 11.11.1956 

585 Dieses Problem wurde bei den Verhandlungen zur EVG und EPG auch in den Ver- 

tragentwürfen immer wieder ausgeklammert. 

586 28.10.1956 Unterzeichnung der sechs Saarverträge bzw. 1.1.1957 politischer Wie- 

deranschluss an die BRD. 

587 Hans Jürgen Küster in ,Das Konzept des Gemeinsamen Marktes in „40 Jahre Römi- 

sche Verträge", S 1 1 6f. 
88 So Oliver Thränert in .Studie zur Außenpolitik". So auch Dieter H. Scheuring in 
„Verfassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit im Zeichen Europas", S 82. 

589 In ,40 Jahre Römische Verträge", S 169f. 

590 Mit zeitlichen und örtlichen Ausnahmen. Bereits im Vorschlag der niederländischen 

Regierung vom 11.12.1952 und 5.5.1953 sowie dem Vorschlag der Benelux- 
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Das Vereinigte Königreich widersetze sich auch bei diesen Verhandlun- 
gen einer Teilnahme. Es 91 schlug die Integration der EWG in einer Freihan- 
delszone vor, dies scheitert aber am Veto Frankreichs. 592 Doch wurden erste 
Verhandlungen über eine Freihandelszone 1957/58 parallel zu den EWG- 
Verhandlungen geführt. Diese Gespräche konnten jedoch die unterschiedli- 
chen Positionen, insbesondere Frankreichs und des Vereinigten Königreichs, 
nicht zusammenführen. 

Erst als durch die weltpolitische Situation das Commonwealth endgültig in 
eine lockere Freihandelszone 51 * 3 umgewandelt wurde, erkannte London ab 
1960 seine isolierte Lage am Rand eines wirtschaftlich geeinten Westeuropas. 

Die europäische Freihandelszone wurde in der Folge zwischen mehreren 
Mitgliedsstaaten der OEEC errichtet. 594 Auf der Konferenz in Stockholm vom 
20. [21. 7. 1959 beschlossen Dänemark, Norwegen, Österreich, Portugal, 
Schweden, die Schweiz und das Vereinigte Königreich die Europäische 
Freihandelszone (EFTA) zu gründen. 595 

Ein Beitrittsgesuch zur EWG wurde vom Vereinigten Königreich aber be- 
reits am 9.8.1961 gestellt. Die eben geschaffene Freihandelszone hätte eines 
der wichtigsten Mitglieder verloren. Dies hätte vermutlich auch das Ende 
oder das Herabsinken zur Bedeutungslosigkeit für die EFTA bedeutet, da, wie 
Walter Hall stein treffend bemerkte, ,der Freihandel alleine dauernd polit i- 
sche Impulse benötigt, um am Leben zu bleiben. " 596 

Der Beitritt des Vereinigten Königreichs scheiterte allerdings an der ab- 
lehnenden Haltung de Gaulies. Das Veto de Gaulies vom 14.1.1963 hatte zur 
Folge, dass auch die Beitrittsverhandlungen mit Dänemark, Irland und Nor- 
wegen am 29. Januar ausgesetzt wurden. 597 Durch das Veto von de Gaulle 



Staaten vom 20.5.1955 wurde klar erkannt, dass eine Zollunion und ein Gemein- 
samer Markt alle Wirtschaftsgebiete der Mitgliedstaaten umfassen muss, wenn es 
auch zeitlich zu einer abgestuften Integration kommen kann (vgl. dazu auch Reiner 
Schulze und Thomas Hoeren in .Dokumente zum europäischen Recht'). 

1 Harold Macmillian vor dem britischen Unterhaus am 3.10.1956. 

2 14.11.1958 

3 Präferenzzone 

4 Verhandlungen ab 5.6.1957. 

5 Unterzeichnung am 4.1.1960, in Kraft treten am 3.5.1960. 

6 Walter Hallstein in .Europäische Reden'; S 248, Vortrag vom 18.1.1961 „Wir t- 
schaftliche Integration als Faktor politischer Einigung?". 

7 Wilfried Loth meint in ,Die Anfänge der europäischen Integration 1945-50", S 35, 

dass diese Haltung de Gaulies unter anderem auch davon beeinflusst war, dass er 
die .Grand Nation" über die EG wiederrichten wollte und das Vereinigte Köni g- 
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vom 27.1 1.1967 wurden die neuerlichen Verhandlungen mit den Beitrittswer- 
bern Dänemark, Irland, Norwegen 598 und dem Vereinigten Königreich wieder 
ausgesetzt. 

Die Verhandlungen 599 konnten erst nach dem Rücktritt Charles de Gaulles 
am 28.4.1969 wieder aufgenommen werden. 1973 wurde das Vereinigte 
Königreich 600 und Irland 601 sowie Dänemark 602 in die EWG aufgenommen. 603 

Die Fusion 604 der drei Gemeinschaften 605 wurde am 8.4.1965 in Brüssel 
unterzeichnet und ist am 1.7.1967 in Kraft getreten. Die Verwirklichung der 
Zollunion am 1.7.1968 606 erhöhte die Schlagkraft der Gemeinschaften unge- 

• 607 

mein. 

165 Die Europäische Atomgemeinschaft (EAG) wurde ursprünglich gegründet 
um den Vorsprung der USA und der UdSSR im Bereich der friedlichen 
Nutzung der Atomenergie aufzuholen. 608 Insbesondere wurde befürchtet, dass 



reich Frankreich den Führungsanspruch in dieser Gemeinschaft streitig hätte ma- 
chen können. 

598 Zweites Beitrittsgesuch vom 24.7.1967. 

599 Ab 23.7.1969. 

600 Zweites Beitrittsgesuch vom 10.5.1967. 

601 Zweites Beitrittsgesuch vom I 1.5.1967. 

602 Beitrittsgesuch vom 1 1 .5. 1 967. 

603 Die norwegische Bevölkerung spricht sich in einem Referendum am 25.9.1972 ge- 

gen einen Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft aus. 

604 Fusionsvorschlag vom .Aktionskomitee für die Vereinigten Staaten von Europa" 
bereits am 20.1 1.1959 (von der Versammlung des Europarates am 21.1 1.1960) der 
Organe der Gemeinschaft (Rat, Kommission bzw. Hohe Behörde). 

EGKS, EWG, EURATOM. 

18 Monate früher als vertraglich vereinbart. Lt. EWGV zum 31.12.1969. 
Hans von der Groeben meint in .Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft' 4 , S 
263, dass sich der Fusionsvertrag für die Schlagkraft der Kommission eher negativ 
ausgewirkt habe, weil durch die Reorganisation der Verwaltung und Verdoppelung 
des Personalstandes der Kommission wertvolle Zeit verloren ging. Auch habe die 
Institutionalisierung des Ausschusses der ständigen Vertreter (Art 4 Fusionsvertrag, 
im EWG-Vertrag 1 958 war in Art 1 5 1 nur die Möglichkeit dafür vorgesehen — vgl. 
Art 207 Abs 1 EGV nach Nizza) die Kommission an Einfluss verloren und die na- 
tionalen Elemente noch mehr Auftrieb in den EG erfahren. 

Vgl. dazu auch die Ausführungen von Paul-Henri Spaak Im Bericht des Regierungs- 
ausschusses der zur Schaffung der EWG und EAG eingesetzt wurde unter Vorsitz 
von Paul Henri Spaak vom 21. April 1956 wird dieser Aspekt ausdrücklich er- 
wähnt (vgl. dazu das Textdokument bei Reiner Schulze und Thomas Hoeren in 
.Dokumente zum Europäischen Recht", S 754). 



605 
606 
607 
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durch die Atomtechnologie die europäische Wirtschaft bald als veraltet und 
konkurrenzunfähig dastehen wird und die Abhängigkeit Europas von auslän- 
dischen Importen (vor allem Gas, Kohle und Erdöl) zu höheren Produktions- 
kosten führen wird und dadurch die europäischen Produkte auf dem Welt- 
markt stärker belastet wären als Konkurrenzprodukte aus Nordamerika oder 
Japan. Da sich die EAG jedoch unter anderem wegen der kriegerischen 
Nutzung durch Frankreich und durch die ernüchternden Feststellungen mit 
den Gefahren dieser Technologie nicht so entwickelte, wie dies Ende der 50er 
Jahre erwartet wurde, ist die EAG ein , Stiefkind" der Europäischen Gemei n- 
schaften geblieben. 609 Trotzdem wurden wichtige Schritte bei der Sicherheit 
und Strahlenschutz sowie bei der Forschung und Entwicklung gesetzt. 610 



m.5 

Fouchet - ein neuer Versuch 6 " 

Dieser nicht umgesetzte französische Vorschlag (Fouchet I) vom 2. No- 
vember 1961 für eine Staatenunion hat seine Grundlage in der Obstruktions- 
haltung der französischen Regierung gegenüber den supranationalen Europäi- 
schen Gemeinschaften unter dem Präsidenten Charles de Gaulle. Dieser 
zeigte sich bereits davor aber insbesondere während seiner Amtszeit gegen- 
über der supranationalen EWG und dem automatisiert fortschreitenden 
Integrationsgedanken sehr misstrauisch bis ablehnend. 612 



Weiler, Jasper, Metzler in ,EU -ABC" sprechen sogar davon, dass ,der Vertrag ü- 
berholungsbedürftig angesehen werden (kann), weil EURATOM auch einem Man- 
gel an Kernbrennstoffen vorbeugen sollte - dieser Mangel ist aber nicht eingetreten 
- und weil die Gefahren der Atomenergie nicht in angemessener Weise berücksich- 
tigt wurden"(S 57). 
Vgl. dazu Schweitzer - Hummer in Europarecht", Rz 1 76 1 ff. 

61 1 Vgl. dazu den Text in: 'Verfassungsentwürfe zur Gründung einer europäischen Un i- 
on"von Anton Schäfer unter Pkt. n.25. 

61 " Wilfried Loth hat die Ansichten de Gaulies in .Die Anfänge der europäischen Integ- 
ration 1945-50", S 30ff, analysiert und kam zum Schluss, dass es de Gaulle nicht 
so sehr um eine europäische Gemeinschaft im Sinne eines .Europa der Vaterlän- 
der" ging, sondern um die Wiederherstellung der .Grand Nation." Diese Auffa s- 
sung wird auch von Hans von der Groeben in .Aufbaujahre der Europäischen Ge- 
meinschaft", S 1 30, vertreten. 
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Militärisch hat sich Frankreich zur Atommacht etabliert +1 und außen- 
politisch viel verloren. Im Konflikt mit der FLN in Algerien war absehbar, 
dass es zur Loslösung von Frankreich kommen würde. 615 

157 Durch den Vorschlag von Christian Fouchet wollte de Gaulle den seit 
1951 faktisch eingeleiteten und erfolgreichen Integrationsprozess stoppen 
bzw. abschwächen. 616 De Gaulle sprach dabei unpräzise von einem , Europa 
der Vaterländer." 617 Folgerichtig wurde in die Verhandlungen die EWG- 
Kommission, das Europäische Parlament und der Ministerrat der Europäi- 
schen Gemeinschaft daher offiziell nicht einbezogen. 618 

Dies wird auch im Vorschlag von Fouchet 619 deutlich: 

Umwandlung der supranationalen Gemeinschaft in einen Staa- 
tenbund; 



613 Die USA haben das Vereinigte Königreich mit dem Bermuda-Abkommen vom 
23.3.1957 zugesichert, an der Entwicklung und Erforschung der militärischen Nut- 
zung der Atomenergie teilhaben zu lassen. Frankreich wurde ein ähnlicher Status 
versagt. Dies führte u.a. zum Nato-Boykott. Der NATO-Boykott wird am 
30.6.1966 wirksam, erst am 5.12.1995 kommt es wieder zur Ankündigung einer 
Mitarbeit Frankreichs in der NATO. 

614 Bereits im März und April 1961 hat Frankreich in der Sahara Atombombenversuche 

durchgeführt. Dennoch wurde der Rückstand gegenüber dem Vereinigten König- 
reich in der atomaren Bewaffnung nicht so schnell aufgeholt. Das erste französi- 
sche atomgetriebene U-Boot hatte seinen Stapellauf am 7.7.1979, das erste Atom- 
U-Boot des Vereinigten Königreichs wurde fast 20 Jahre zuvor am 21.10.1960 in 
Dienst gestellt (In den USA bereits 1955). Die französische atomare Bewaffnung 
war ein Prestigeobjekt, dem vor allem de Gaulle besonders anhing - vgl. die Fern- 
sehansprache vom 10. Mai 1961. Daraus folgte auch die Ablehnung aller Atom- 
waffenteststops und die Verweigerung der Teilnahme an Abrüstungskonferenzen 
im Rahmen der UNO. 

615 Beginn des Freiheitskampfes am 31.10.1954, Ausrufung der Republik Algerien am 

3.7.1962. Vgl. auch die Presseerklärung de Gaulies vom 16.9.1959. 

616 De Gaulle hatte zunächst von einer .Überordnung der von ihm vorgeschlagenen 

Organe gegenüber der Europäischen Gemeinschaft" gedacht und durchblicken las- 
sen, ,dass das Gemeinschaftssystem allmählich darin aufgehen sollte, wodurch es 
seinen eigenständigen Charakter verloren hätte." So Hans von der Groeben in 
.Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft", S 132. 

617 Ludwig I. von Bayern verlangte am Anfang des 19. Jahrhunderts .ein einziges, kein 

einheitliches Teutschland." Ähnlich sind wohl die Ansichten de Gaulles zu sehen 
bzw. die von Jacques Chirac, der ein .Europa der Nationalstaaten" forde rte. Also 
eine intergouvermentale nicht supranationale Zusammenarbeit. 

618 Dennoch hat das europäische Parlament zu den Verhandlungen 1961 bis 1962 mehr- 

fach Stellung bezogen. 

619 Vgl. auch Heinrich Schneider in .Rückblick für die Zukunft", S 41. 
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fehlende bzw. uneinheitliche Bindungswirkung bei der Be- 
schlussfassung im Rat für die Mitgliedsstaaten; 
Verankerung des Einstimmigkeitsprinzips im Rat; 
fehlende echte Befugnisse der Kommission; 620 
faktische Kompetenzlosigkeit des Europäischen Parlaments. 621 

Zusätzlich sollte der NATO gegenüber ein Gegengewicht geschaffen wer- 
den, das Frankreich eine bevorzugte Stellung innerhalb der zu gründenden 
Gemeinschaft sichern sollte. 622 

Die Positionen der Regierungen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft wa- 
ren jedoch zu verschieden. 623 Die föderalistisch eingestellten Vertreter der 
Mitgliedsstaaten der EWG wollten die Chance, eine politische Union auszu- 
arbeiten, wahrnehmen, insbesondere da sich nun das Vereinigte Königreich 
und andere endlich doch zur Europäischen Gemeinschaft hin wandten. 624 

Während Frankreich vor allem eine völkerrechtliche Staatengemeinschaft 
vorsah, wollten Belgien, die BRD, Italien und Luxemburg eine supranationale 
Gemeinschaft. Paul-Henri Spaak meinte, 625 nachdem die Verhandlungen 
unterbrochen worden und fast feststand, dass sie gescheitert waren: Jch bin 
wie früher der Meinung, dass man ein supranationales Europa aufbauen 
muss, aber ich meine, wenn wir uns unter den gegenwärtigen Umständen mit 
einer ziemlich vagen und meiner Auffassung nach wirkungslosen politischen 
Organisation begnügen müssen, wie sie uns jetzt vorgeschlagen wird, dann 
wäre es besser mit als ohne Großbritannien. " 626 



Wäre zum Hilfsorgan des Rates geworden. 

1 Nur beratende Funktion. 

2 Dies war auch einer der Hauptkritikpunkte der anderen fünf Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft. 

3 Italien und Luxemburg standen den Vorschlägen grundsätzlich positiv gegenüber, 

die niederländische Regierung war sehr skeptisch und gegen eine politische Union 
ohne das Vereinigte Königreich, die belgische Regierung unter Paul Henri Spaak 
begrüßte die Initiative, wollte diese jedoch im Rahmen der Europäischen Gemein- 
schaften supranational verwirklicht sehen. Die deutsche Regierung unter Adenauer 
war in verschiedenen Punkten mit de Gaulle konform, hatte jedoch in anderen 
größte Bedenken. 

4 August 1961 erstes Beitrittsgesuch Dänemarks, Irlands und des Vereinigten König- 

reichs, April 1962 Norwegen. Vgl. auch Pkt. III.4. 

5 ,Le Soir"vom 20. April 1962 

6 Aus , Europa - Archiv", S D489, 19/1964. Die Vorschläge von Fouchet bzw. de 

Gaulle sahen teilweise eine neue internationale Organisation vor, welche die beste- 
henden Europäischen Gemeinschaften nicht berührten, in anderen Vorschlägen je- 
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169 Ein am 18. Januar 1962 vorgelegter zweiter Entwurf des Fouchet- 
Ausschusses (Fouchet II) brachte keinerlei wesentlichen Neuerungen. Die 
von den Mitgliedsstaaten angeführten Kritikpunkte wurden nicht ausreichend 
darin berücksichtigt. 627 Dieser Entwurf wurde daher nicht akzeptiert und die 
Delegationen der anderen fünf Mitgliedsstaaten der EWG legten am 25. 
Januar 1962 einen eigenen Entwurf vor. Der Vertragsentwurf vom 15. März 
1962 enthielt daraufhin zu jedem strittigen Artikel verschiedene Fassungen, 
die in einem beigefügten Kommentar erläutert wurden. Insbesondere die 
italienische Delegation unter Botschafter Cattani 628 erarbeitete zahlreiche und 
wichtige Änderungsvorschläge. 

Artikel 7 der Fassung des Vertragsentwurfes vom 15. März 1962 war ein 
wichtiger aber auch grundsätzlich strittiger Punkt, der, bei Annahme des 
Vertrags, in weiterer Folge wohl zu einer Desintegration Frankreichs und 
einem Auseinanderleben der Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft geführt hätte. 
Er lautet: „..Der Rat nimmt die zur Verwirklichung der Ziele der Union 
erforderlichen Beschlüsse einstimmig an. Die Anwesenheit oder die Stimm- 
enthaltung eines Mitglieds oder zweier steht der Beschlussfassung nicht 
entgegen. 

Die Beschlüsse des Rates werden von den Mitgliedsstaaten, die an ihrer 
Annahme beteiligt waren, angewandt. Die Mitgliedsstaaten, die infolge 
Abwesenheit oder Stimmenthaltung nicht an einen Beschluss gebunden sind, 
können sich ihm jederzeit anschließen. Der Beschluss wird für sie von dem 
Zeitpunkt an verbindlich, in dem sie sich ihm angeschlossen haben. " Unter 
einer solchen Prämisse wäre ein einheitliches und integratives Vorgehen für 
die Zukunft unmöglich geworden. 



doch sollten die Europäischen Gemeinschaften durch diese Organisation weitge- 
hend paralysiert werden. 

Zuvor waren die Verhandlungen bereits weiter gediehen. Der Vorschlag der franzö- 
sischen Delegation vom 18.1.1962 war jedoch so gehalten, dass alle bereits erziel- 
ten Kompromisse wieder rückgängig gemacht waren und die bisherigen französi- 
schen Standpunkte noch weiter verschärft eingebracht wurden. Dadurch wurden 
die Delegationen der anderen fünf Mitgliedstaaten der EWG vor den Kopf gesto- 
ßen. Hans von der Groeben meint unter Berufung auf andere Betrachter der Ver- 
handlungen in .Aufbaujahre der Europäischen Gemei nschaft", S 163 , Fn 4, dass de 
Gaulle selbst in die Verhandlungen eingegriffen und diese veränderten Standpunk- 
te eingebracht habe. 

Nachfolger von Fouchet. Dieser war zum Generalgouverneur von Algerien ernannt 
worden. 
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Diese unterschiedlichen Auffassungen finden sich auch im Begriff der 
„Union", der von der französischen Delegation als Staatenbund, von den 
anderen Delegationen als föderale Union verstanden wurde. 

170 Am 17. April 1962 wurden die Verhandlungen endgültig abgebrochen. 
Die Haltung de Gaulles war aber auch in Frankreich nicht unumstritten. Als er 
in seiner Funktion als Staatspräsident am 15. Mai 1962 in einem Interview 
erklärte, dass es nur ein , Europa der Vaterländer" ge ben könne und damit die 
weitere Integration ablehnte, traten am nächsten Tag fünf französische Minis- 
ter aus Protest zurück. 

De Gaulle reagierte auf die Ablehnung seiner Ansichten durch die anderen 
fünf Mitgliedsstaaten der Gemeinschaften und die unbeugsame und integrati- 
onsfreundlichen Haltung Walter Hallsteins als Kommissionspräsident mit der 
, Politik des leeren Stuhles" 629 im Ministerrat. Die Differenzen wurden 
schließlich im Luxemburger Kompr omiss" 630 beendete und Walter Hallstein 
musste als Kommissionspräsident auf eine weiter Amtsperiode verzichten. De 
Gaulle hat damit erreicht, dass der vertraglich vereinbarte Übergang zur 
Mehrheitsentscheidung im Ministerrat faktisch außer Kraft gesetzt wurde. 
Dieser ,Kompromiss" wurde erst nach 17 Jahren 631 wieder durch eine Mehr- 
heitsentscheidung abgeschwächt. 

Erst mit dem Rücktritt de Gaulles im April 1969 war die weitere Vertie- 
fung der Integration möglich. 

171 Dennoch sind die Gedanken und Ansätze des Fouchet-Planes nicht unter- 
gegangen. Heinrich Schneider sieht die Pläne von damals im Europäischen 
Rat und der Union von heute teilweise verwirklicht. 632 Und Peter Badura 
spricht davon, 633 dass der Vertrag von Maastricht, entgegen dem Anschein, 
zwar die politische Natur des Integrationsprozesses gestärkt hat, dennoch 
aber die schon im Fouchet-Plan von 1962 zu Tage tretende Tendenz, die 
gliedschaftlichen Elemente der Gemeinschaftsverfassung als Gegengewicht 
des supranationalen Aufbaus aufrechtzuerhalten und zu festigen, erneu- 



Seit dem 30.6. 1 965 über sieben Monate 
,0 Presseerklärung anlässlich der Konferenz am 28729. 1.1 966. 
" Am 18.5.1982 zum Agrarpreis. 
12 In .Rückblick für die Zukunft", S 41. 

' 3 Peter Badura in „Verfassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit im Zeichen Eu- 
ropas", S 7 1 . 

4 Hans von der Groeben meint zur EPZ in .Legitimationsprobleme der Europäischen 
Gemeinschaft, S 85f, Pkt. 2): „Wenn die Zusammenarbeit zunächst als ein Fremd- 
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m.6 

Zusammenfassung 

172 Die Bestrebungen für die Schaffung eines europäischen Bundesstaates im 
Sinne einer engen Föderation mit gemeinsamen Organen und Einrichtungen 
war zu Begin der 50er Jahre sehr populär und wurde im Bereich der Füh- 
rungselite der Mitgliedstaaten der Montanunion durchaus als Alternative zu 
den Plänen eines lockeren Staatenbundes gesehen. 635 

Die verschiedenen Pläne aus dieser Zeit zeigen diese Entwicklung deut- 
lich. Die nationalen Ressentiments gegen diese Bestrebungen waren jedoch 
stärker. Dabei wurde die Schaffung des Bundesstaates nicht in der Form einer 
revolutionären Umwälzung von oben gesehen, sondern durch die Bildung von 
teilintegrativer Bereiche. 636 Durch diese sollten die politischen, kulturellen, 



körper im System der europäischen Integration erschien, so gelang es nach einigen 
Anfangsschwierigkeiten, die EG - Außenwirtschaftspolitik und die Außenpolitik 
der Mitgliedstaaten aufeinander abzustimmen und auch im institutionellen Bereich 
das Miteinander zu verbessern. So nimmt die Kommission der EG praktisch an al- 
len Sitzungen der Europäischen Politischen Zusammenarbeit teil. Darüber hinaus 
ist es gelungen, die vielfach divergierenden außenpolitischen Vorstellungen der 
Mitgliedsregierungen in vielen grundlegenden Fragen, wie z.B. den Beziehungen 
zu den atlantischen Partnern, zum Osten, zum Nahen Osten und zur Dritten Welt, 
einander anzunähern." 

Vgl. auch Hans von der Groeben in .Legitimationsprobleme der Europäischen G e- 
meinschaft" S 72. 

Konrad Adenauer hat auf die Problematik der Teilintegration in einer Rede am 
29.4.1954 vor dem deutschen Bundestag Stellung genommen. Er meinte unter an- 
derem: ,(■■■) Gelegentlich wird es so dargestellt, als habe man bei Vertragsab- 
schluss der Montan-Union die Teilintegration als ein sich selbst genügendes Ziel 
angesehen, und als habe man erst in der Zwischenzeit die Schwierigkeiten ent- 
deckt, die sich aus der Beschränkung auf eine bloße Teilintegration ergeben. Dies 
ist völlig unrichtig. Niemals ist die Teilintegration zweier Grundstoffe für uns 
Selbstzweck gewesen; und niemals sind die notwendigen Unvollkommenheiten ei- 
ner Teilintegration verkannt worden; das ist auch in diesen Verhandlungen eindeu- 
tig zum Ausdruck gekommen. Aber vor 5 Jahren war eine wirtschaftliche Gesamt- 
integration mit der politischen Wirklichkeit nicht vereinbar. Man musste mit einem 
Teilgebiet beginnen, um weiter fortzuschreiten. Man musste sich dabei auf die 
Hoffnung stützen, dass gerade die UnVollständigkeit der Teilintegration den inne- 
ren Zwang zum Fortschreiten auf dem Wege zu engerer Zusammenarbeit mit sich 
bringen würde. Diese Hoffnung hat sich erfüllt (...). Es entspricht also der Grund- 
konzeption des Montan-Vertrages, wenn wir dafür Sorge tragen, dass die Unzu- 
länglichkeiten der Teilintegration nicht zu einer Hemmung für die weitere wirt- 
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wirtschaftlichen und militärischen Verflechtungen so weit vorangetrieben 
werden, dass sich der Bundesstaat folglich von ,.alleine" bilden würde. Die 
Vorstellungen wie dies geschehen würde waren jedoch sehr unterschiedlich. 



IV. 
Verfassung 



schaftliche Integration Europas werden, sondern eine dynamische Entwicklung zur 
engeren Zusammenarbeit der gesamten europäischen Wirtschaft einleitet" (vgl. 
Heinrich Siegler in .Europäische Integration", Rz 1 19). 
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IV. 1 

Geltungsgrundlage für eine Verfassung 

Insbesondere ist es ,für den Menschen n otwendig, Gesetze zu erhalten und 
nach Gesetzen zu leben. " (Piaton) 637 

173 Die objektive Grundlage der Bindungswirkung des Rechts im allgemeinen 
ist die Uberzeugung der Rechtsunterworfenen, sich diesem Recht in Form von 
allgemein oder speziell verbindlichen Regeln, Normen, Gesetzen etc. zu 
unterwerfen. 638 Der Wille ist aber nicht nur Bedingung für die Entstehung, 
sondern auch für die andauernde grundsätzliche Geltung des Rechts. 639 Die 
objektive Geltungsgrundlage ergibt sich daraus, das die Rechtsregeln von 
Menschen für sich selbst erstellt wurden 640 und diese sich daran halten. 

Rechtsregeln stellen den ,Grundkonsens der am (Staats)leben beteiligten 
Gruppen und Kräfte" dar. 641 Diese Idee basiert auf der Vorstellung eines 
„Gesellschaftsvertrags" wie er bereits im 12. la hrhundert in Europa formuliert 

, 642 

wurde. 

Art 4 der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte der französischen 
Nationalversammlung vom 26.8.1789 bringt diesen Gedanken klar zum 
Ausdruck: ,Die Freiheit besteht darin, alles tun zu dürfen, was einem and e- 
ren nicht schadet: die Ausübung der natürlichen Rechte jedes Menschen hat 
also nur Grenzen, die den anderen Mitgliedern der Gesellschaft den Genuss 
der gleichen Rechte sichert. Diese Grenzen können nur durch Gesetz be- 
stimmt werden. " 



Zitiert nach Staatslexikon, S 996. 

Zu den Begriffen Rechtsnorm und Rechtssatz vgl. die juristische Methodenlehre. 
Rechtsnorm ist die grundsätzliche Übereinstimmung eine bestimmte Regelung an- 
zuwenden. Rechtssätze sind verbalisierte oder verbalisierungsfähige Rechtsnormen, 
somit die sprachliche Erfassung von Rechtsnormen - vgl. dazu ausführlich Ulrich 
Fastenrath in .Lücken im Völkerrecht", S 156 ff. und Doehring in „Völkerrecht". 

So die „voluntaristische" Sicht und Rechtslehre. Vgl. ganz allgemein dazu U lrich 
Fastenrath in .Lücken im Völkerrecht", S 53ff. 

Vgl. ablehnend Doehring in „Völkerrecht", Rz 3. 

Funk in .Einführung in das österreichische Verfassungsrecht," S 2. Carl Schmitt 
meint in „Verfassungslehre", S 215, 1928, dass der Staat nichts anderes als die p o- 
litische Einheit des Volkes sei. 

Thomas von Aquin und andere. 
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Werden Rechtsregeln von Staaten (oder Internationalen Organisationen) für 
die Beziehung zwischen Staaten untereinander oder durch Staaten vermittelt 
aufgestellt und angewandt, so spricht man von Völkerrecht. 

Werden Rechtregeln von den ernannten oder anerkannten Machtträgern der 
Nationalstaaten (der öffentlichen Gewalt) selbst für die Machtunterworfenen 
aufgestellt, spricht man von nationalen Rechtsordnungen. 

175 Wird die Stufe zwischen Völkerrecht und Recht der Nationalstaaten durch- 
brochen, indem eine durch internationale Verträge errichtete Gemeinschaft 
direkt zwischen den Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft und auch an die 
Bürger der Mitgliedsstaaten zwingende Normen erlassen und durchsetzen 
kann, ist die Zwischenstufe der Supranationalität erreicht. 643 

In allen drei Fällen wird von Menschen für andere Menschen, einmal in 
Form der Menschen als Rechtsgemeinschaft für eine andere Rechtsgemein- 
schaft, im anderen Fall von der Rechtsgemeinschaft für die Einzelnen oder 
bestimmte Gruppen der Rechtsgemeinschaft, eine bestimmte Verhaltensweise 
vereinbart, um das Zusammenwirken zu ermöglichen oder zu erleichtern und 
für Ausnahmesituationen klare Regeln aufzustellen. 

176 Die oberste Rechtsnorm innerhalb eines Staatsverbandes ist die Staatsver- 
fassung. 644 Eine Staatsverfassung ist eine der wichtigsten Existenzbedingun- 
gen einer modernen demokratischen und organisierten Zivilgesellschaft und 
,es gibt nur soviel Staat, wie die Verfassung konstituiert. " 645 Die Staatsver- 
fassung ist somit aber auch nicht Selbstzweck. Die Staatsverfassung ist wie 
oben ausgeführt von Menschen für Menschen geschaffen und bindet daher die 
dadurch verliehene Macht an das Wohl der Normunterworfenen. Dies ist auch 



3 Vgl. Art 17 Abs 2 EGV ,Pie Unionsbürger haben die in diesem Vertrag vorgese- 

henen Rechte und Pflichten". Eine, für einen rein völkerrechtlichen Vertrag un- 
denkbare und auch unausführbare Formulierung - vgl. auch Walter Hallstein in 
.Europäische Reden", S 547, Vortrag vom 15.3.1965 ,Die Kommission - ein neu- 
es Element in internationalen Leben". 

4 Vgl. Peter Badura in Verfassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit im Zeichen 

Europas, S 63. 

5 Vgl. Dimitrios Tsatsos und Peter Schiffauer in .Das Europäische Parlament als Ver- 

fassungsgeber", Pkt. III. ,Pie Gemeinschaft (sei) wegen ihres - mit der staatlichen 
Demokratie nicht kongruenten - Organisationsschemas auf die intakte Verfas- 
sungs-(Demokratie-)strukturen der politischen und rechtlichen Entscheidungsfin- 
dung in den Mitgliedstaaten angewiesen und (sei) diese »europäische Verfassungs- 
homogenität« gegenwärtig verfahrensmäßig in den Gemeinschaften kaum durch- 
setzbar " meint Peter Pernthaler in ,Die Herrschaft der Richter im Recht ohne 
Staat", JB1 2000, S 691 mit Blick auf die Europäische Union. 
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die erste und wichtigste Schranke. Daraus ergibt sich, dass eine Verfassung 
eine „Norm bzw. ein Normenkomplex ist, der die Erzeugung des diese Ord- 
nung bildenden Rechts regelt. 1,647 

177 Eine weitere Schranke ergibt sich aus dem föderalistischen Prinzip in einem 
Bundesstaat und aus dem vom dBVerfGH in diesem Kontext entwickelten 
Prinzip, 648 dass die grundlegenden Strukturprinzipien (Bauprinzipien/leitende 
Prinzipien des Verfassungsrechts) der mitgliedsstaatlichen Verfassungen 
nicht beeinträchtigt werden dürfen. 649 Somit eine Schranke für die Erhaltung 
und Existenzsicherung der Bundesländer bzw. der Mitgliedsstaaten. 650 

1 78 651 

1/0 Der Begriff Verfassung ist ein Begriff der Staatslehre und nicht der Völ- 
kerrechtslehre. 652 Für die Zwischenstufe 653 der supranationalen Gemeinschaft 



6 Vgl. dazu z.B. Art 1 Abs 3 GG oder Art 18 Abs 1 ÖB-VG. 

7 Theo Öhlinger in .Braucht Europa eine Verfassung?", JRP 2002, S 37. 

8 Vgl. dBverfGH E 22, S 293 und E 31, S 145 sowie Solange I, 1974 und II, 1986. 

9 Demokratieprinzip, Rechtsstaatsprinzip und die Gewährleistung der Grundrechte. 

Vgl. auch Peter Pernthaler in der obigen Fußnote. Herbert Schambeck spricht in 
.Rechtsfragen der Entwicklung der Europäischen Integration", ÖJZ 1993, S 826, 
von .integrationsfesten Verfassungskernen"und zitiert Paul Kirchhof: .Die recht s- 
staatliche Verfassbarkeit und die demokratische Legitimation der Staaten in Euro- 
pa setzen Maßstäbe und Grenzen für das Wirken dieser Staaten. Insoweit stützt 
sich die Europäische Integration auf die bestehenden Staaten und deren Verfas- 
sung" (Paul Kirchhof in .Europäischer Integrat ion und nationales Verfassungs- 
recht", Zeitschrift für Arbeitsrecht 1992, S 459f). Hugo J. Hahn sieht in ,Der Ve r- 
trag von Maastricht als völkerrechtliche Übereinkunft und Verfassung", S 123, den 
Grundrechtsbestandteil des GG nicht grundsätzlich als solches als .ßauprinzip" 
(leitendes Prinzip des Verfassungsrechts) geschützt, jedoch die .Rechtsprinzipien, 
die dem Grundrechtsteil des Grundgesetzes zugrunde liegen." 

0 Vgl. auch Jürgen Schwarze in ,Die Entstehung einer europäischen Verfassungsord- 

nung", S 139ff und Theo Öhlinger in „Verfassungsrecht 2 ", S 50ff sowie das Maas t- 
richt-Urteil des dBVerfGH, die Solange I und II Entscheidungen. 

1 Herbert Schambeck meint in .Rechtsfragen der Entwicklung der Europäischen In- 

tegration", ÖJZ 1993, S 826, dass, wen gleich zwischen Gemeinschaftsrecht der 
EG und nationalem Verfassungsrecht der einzelnen Staaten ein Zusammenhang be- 
steht, (...) es aber irreführend und falsch (sei), wollte man das klassische Bild de- 
mokratischer Verfassungsstaatlichkeit von den einzelnen Staaten auf die EG selbst 
übertragen." 

Ulrich Fastenrath in .Lücken im Völkerrecht", S 61 meint, dass der Begriff Verfa s- 
sung nicht für die staatliche Grundordnung reserviert sei.. 

2 Diese Einschränkung auf den relativ engen Begriff der Verfassung auf die Staats- 

rechtslehre wird von mir ganz bewusst vollzogen. Das der Begriff Verfassung einen 
empirisch breiten Sinn hat und daher für jedes Gemeinwesen verwandt werden 
könnte, wird dabei nicht verkannt. 
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wurden verschiedene Begriffe als Alternative zum Staatsrecht zu kreieren 



versucht 654 z.B. 



Rechtsverbund, 655 
Quasi Verfassung, 656 
Verfassungscharakter, 657 
Vertragsverfassung, 658 
Verfassungscharta, 
Charta der Gemeinschaft, 659 
Verfassungspakt, 
Verfassungsvertrag, 660 
Verfassungsurkunde, 661 
Verfassung ,ßui generis", 662 

gemeineuropäische Verfassung oder transnationale eu- 
ropäische Verfassung, 663 

Verfassungsverbund 66 im Sinne eines Multilevel 
constitutionalism, 665 



Ji] Carlos Rodgrfguez Iglesias meint in „Verfassungsrecht und Verfassungsgerichts- 
barkeit im Zeichen Europas", S 59, dass die EU ,ein Novum ist, das zwischen 
Staat- und Völkerrecht angesiedelt ist." 
6M Bereits anlässlich der Verhandlungen zur Montanunion war die Frage, wie man das 
,Gebilde"nennen soll aktuell und wurde wide rsprüchlich diskutiert und verwendet 
(z.B. Vertrag, Charta, Statut). Man einigte sich schlussendlich auf den Begriff 
„Vertrag", ,4er ein neues Gebilde schafft, das verfassungsrechtl ichen Charakter 
besitzt" (vgl. Reiner Schulze und Thomas Hoeren in ,Dokumen te zum Europäi- 
schen Recht", S 157). Vgl. zur Unmöglichkeit der Begriffsbildung das Zitat von 
Josef Isensee in Rz 266. 

655 dBVerfGH im Maastricht-Urteil 1993. 

656 Peter Badura. 

657 Zweigert. 

658 Dieser Begriff findet sich teilweise bei der Beschreibung der Grundlagen (Verträge) 

von Internationalen Organisationen, wenn der Begriff Verfassung vermieden wer- 
den will. 

Generalanwalt Maurice Lagrange im Schlussantrag vor dem EuGH in der Rs 8/55. 
hb0 Jürgen Schwarze. Vgl. auch den Text des Reformkonvents, z.B. das Dok. CONV 
250/02 über die Vereinfachung und Ausarbeitung eines Verfassungsvertrags und 
CONV 369/02 Vorentwurf des Verfassungsvertrags. 
661 EuGH im Gutachten 1/94, Slg 1991, S 6079. Walter Hallstein in seiner Rede vor 
dem Europäischen Parlament 1967 - siehe .Europäische Reden", S 681, 685. 
Commichau. \ 
1 Peter Häberle 
Ingolf Pernice 

Österreichs Verfassungsrecht," er spricht von einer .Poppelverfas sung." 
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Unionsgrundordnung, 666 

d • .667 

ßasisvertrag, 

i i 668 

Grundvertrag, 

Grundlagenvertrag, 669 

„Wandel -Verfassung", 670 

„werdende Verfassung," 671 

„Vorverfassung" 672 u.a. 
Die Verwendung im Bereich der Gemeinschaft, solange diese nicht zur 
Föderation im Sinne eines Staatswesens mutiert, ist daher normativ nicht 
richtig, auch wenn dies als Schlagwort einige Prägnanz hat. 673 " 1 " 674 

Peter Badura ist zuzustimmen, dass ,{lie Verfassung nicht nur ein obje ktiv 
ordnendes Normengefüge, sondern auch ein das Rechtsbewusstsein und das 
politische Leben beeinflussendes Symbol darstellt. " 675 

IV. La 



- Pernice. 
000 Dimitris Tsatsos 

667 EHIF. Auch die Schlussfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates von Lae- 

ken vom 14./15. 1 2.200 1 spricht von einem , ßasisvertrag. 

668 C.A.P. Uni München. 

669 So vor allem im Text des Reformkonvents. Vgl. dazu z.B. das Dok. CONV 250/02 

über die Vereinfachung und Ausarbeitung eines Verfassungsvertrags. 

670 Hans Peter Ipsen 

671 Hartmut Bauer in .Europäisierung des Verfassungsrechts", JB1 2000, S 750 oder 

Peter Pernthaler in ,Pie Herrschaft der Richter im Recht ohne Staat", JB1. 2000, S 
691. 

672 Peter Pernthaler in ,Die Herrschaft der Richter im Recht ohne Staat", JB1. 2000, S 

691. 

673 Vgl. auch Dimitris Tsatsos in ,Das Prinzip der europäischen Verfassungsveran twor- 

tung", 1999, Rz 41 aber auch das Europäische Parlament verwendet diesen Begriff, 
einschränkend jedoch als „Verfassung sui generis" — > Bericht des EP vom 
12.10.2000, A5-028 endg. Vgl. auch Jürgen Schwarze in ,Die Entstehung einer eu- 
ropäischen Verfassungsordnung", S 196. Er meint, dass die Bezeichnung der Ge- 
meinschaftsverträge als Verfassung grundsätzlich nebensächlich ist. 

674 Hans von der Groeben in .Legitimationsprobleme der Europäischen Gemei nschaft," 

1987, S 149, meint: , Überlegungen, ob und inwieweit das Integrationssystem mit 
einem der herkömmlichen Begriffe (Bundesstaat, Staatenbund, völkerrechtlicher 
Verbund, Zweckverband) gekennzeichnet werden kann, führen m.E. nicht viel wei- 
ter." 

675 In .Staatsrecht", A7, zitiert nach Jürgen Schwarze in ,Die Entsteh ung einer europäi- 

schen Verfassungsordnung", S 1 1 0. 
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Historisch - soziologische Entwicklung des Rechts 
(Kurzübersicht) 

Hält sich ein Teil der Rechtsgemeinschaft oder der Einzelne nicht an die 
vereinbarte Rechtsnorm, müssen daraus zwingend Sanktionen folgen. Die 
schwerste Sanktion besteht darin, dass der Rechtsbrecher von der Rechtsge- 
meinschaft ausgeschlossen wird und die vereinbarten Rechtsnormen ihm 
gegenüber nicht mehr zur Anwendung gelangen. 676 

Solange die Stufe der relativen Autarkie nicht überschritten wurde, ist der 
Abbruch und die Ausstoßung des Rechtsbrechers aus der Rechtsgemeinschaft 
sowohl für diesen als auch für die Rechtsgemeinschaft selbst mit wenig Übel 
verbunden. 

Im Falle der höheren Organisiertheit und Verflechtung zwischen den 
Rechtssubjekten jedoch, wird die Rechtlosigkeit dazu führen, dass sich der 
Rechtsbrecher in jeder Lage und Beziehung immer selbst und umfassend um 
den Schutz seiner Person und Wirtschaftseinheit kümmern muss. Dies bindet 
ihm vielfältige und anderweitig besser nutzbare Kräfte. 

Je höher das Organisationsniveau daher ist, desto weniger attraktiv ist ein 
gewolltes oder erzwungenes Ausscheiden aus der Rechtsgemeinschaft sowohl 
für den Rechtsbrecher als auch für die Rechtsgemeinschaft, da sich ja auch 
die Rechtsgemeinschaft vor den Rechtslosen schützen muss. 

Dies führt dazu, dass schlussendlich der Ausstoß aus der Rechtsgemein- 
schaft von dieser selbst nicht mehr durchgeführt wird und das freiwillige 
Verlassen durch den Einzelnen sehr erschwert, wenn nicht ganz unterbunden 
wird. 677 

Die Rechtsgemeinschaft bzw. Rechtsgemeinschaften selbst können auch 
beschließen, dass sie die Sanktion in einer bestimmten Form und mit ver- 
schiedenen Sanktionsgraden einem bestimmten Organ übertragen. 

Werden die Sanktionen von den Streitparteien selbst beurteilt, ist im Falle 
der Verurteilung einer Partei nicht mit der Befolgung der Sanktion zu rech- 



Vgl. Acht und Verbannung in der Frühzeit des Rechts, Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen und Isolation im Völkerrecht. 

Auch im Völkerrecht ist die einseitige Kündigung von Verträgen nur sehr einge- 
schränkt möglich - vgl. dazu Art 56 Abs 1 WVRK. Eine einvernehmliche Aufhe- 
bung oder Änderung ist im Völkergewohnheitsrecht (vgl. Art 39, 54, 57, 59 
WVRK) jedoch möglich. 
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nen, falls es überhaupt zu einer Einigung kommt. Streitparteien sind erfah- 
rungsgemäß nicht besonders geeignet in der eigenen Sache zu entscheiden. 678 

Daher wird Sinnvollerweise eine dritte Stelle oder ein Organ, auf das sich 
die Streitparteien geeinigt haben, eingesetzt. 

Dieses Organ wird in den Fällen mit geringer Organisationsstruktur, wie 
meist im klassischen Völkerrecht zu finden, ein fallweise zusammentretendes 
Schiedstribunal sein, in den Fällen engerer und intensiverer Zusammenarbeit 
ein ständig eingesetzter und von den Streitparteien anerkannter Gerichtshof 
dessen obligatorische Entscheidung umgesetzt werden muss. 

181 Während sich in den Nationalstaaten seit dem 17. Jahrhundert weitgehend 
anerkannte und befolgte Rechtsregeln ausgebildet haben, befindet sich das 
Völkerrecht noch auf einer Stufe der relativen Autonomie und Autarkie. 
Köck/Fischer beschreibt unseren Zeitabschnitt treffend: „Das Völkerrecht tritt 
aus einer relativ statischen in eine dynamische Epoche. " 6TO Völkerrecht ist 
derzeit noch immer an der Herrschaft, an Macht und Zwang orientiert und nur 
langsam finden die Vorstellungen einer übernationalen Rechtsdurchsetzung, 
gemeinsamer kohärenter Grundwerte, 680 der Solidarität und der Gerechtigkeit 
Eingang in das außenpolitische Denken der Politiker. 681 

182 Doch zeigt sich spätestens seit dem Wiener Kongress 1814, dass diese Au- 
tonomie und Autarkie einer Heteronomie und Kooperation weichen muss, um 
die vielfältigen und verschränkten Interessen der beteiligten Staaten zukünftig 
wirksam zu wahren, ohne die Probleme durch einen, für alle Seiten verlustrei- 
chen Konflikt, zur Lösung zu bringen. 

Das Völkerrecht befindet sich derzeit auf einer Entwicklungsstufe, in der 
die Rechtsgemeinschaften der verschiedenen nationalen Gesellschaften in 
Europa um das Jahr 1000 n.d.Zw. standen. Es ist der Übergang von der 
relativen Unabhängigkeit zur absoluten und unbedingten Integration in die 
(Welt)Rechtsgemeinschaft. Eine Integration, die unumkehrbar ist, wenn die 
sozialen und wirtschaftlichen Errungenschaften erhalten bleiben sollen. 682 



Dies zeigt auch die Praxis des Völkerrechts und die meist nur fakultative Anerken- 
nung von Entscheidungen internationaler Gerichtshöfe bzw. von Schiedsgerichten. 
' 9 Köck/Fischer in ,Pas Recht der Internationalen Organisationen", S 60. 

Siehe die Haltung Chinas zu den Menschenrechten. 
51 Vgl. die derzeitige Diskussion über die Ausnahmen für die Zuständigkeit des Inter- 
nationalen Strafgerichtshofes. 
12 Vgl. auch Rainer Wahl in ,Der Staat", Jg. 2001, S.70 in .Der Einzelne in der Welt 
jenseits des Staates". 
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Walter Hallstein sprach in Bezug auf die Europäischen Gemeinschaften 
bereits in den Anfängen der EWG von einem ,point of no return " der durch 
die Gründung der Wirtschafts- und Atomgemeinschaft erreicht sei. 683 



rv.i.b 

Objektive und subjektive Rechtsregeln 684 

183 Objektive Rechtsregeln sind Verhaltensnormen, die den Menschen zu einer 
bestimmten Verhaltensweise bewegen sollen - Sollensnormen. 685 Da Rechts- 
regeln berechtigen und verpflichten (einseitig oder zweiseitig), kann man 
auch von einseitigen oder zweiseitigen berechtigenden und verpflichtenden 
Normen als grundsätzliche Unterscheidung sprechen. 

Die verpflichtende Rechtsnorm gebietet eine bestimmte Verhaltensweise 
und droht im Falle der Nichtbefolgung mit Sanktionen. 

Die berechtigende Norm gibt dem Normadressaten das Recht, bestimmte 
Veränderungen 686 der Norm selbst vorzunehmen oder aus der Norm Rechte 
abzuleiten, z.B. die Norm auszugestalten, um sie praktikabel zu machen 687 
oder sich selbst direkt zu berechtigen oder zu verpflichten. 6 



'Nur das ist recht, was recht ist" 
Isländisches Sprichwort 

184 Subjektiv betrachtet, haben Rechtsregeln unterschiedliche Geltungsgrundla- 
gen. Ursprünglich wurden das Gesetz und die Sitte (=Rechtsnorm) als von 
göttlichem Ursprung sakrosankt gesehen. Dies wurde so lange nicht ange- 
zweifelt, als dieses Gesetz von den Priestern oder ,gottgesandten"Her rschern 
erzeugt und ,gerecht" angewendet wurde. Aus dieser Vorstellung stammt 



Vgl. Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 129, 141, Vortrag vom 16.9.1959, 
.Nordamerika und die europäische wirtschaftliche Integration", S 473, am 
13.4.1964 in .Handelt für Europa". 

Dieser Abschnitt ist nur als kurzer Abriss gedacht und nicht aus einer Vertiefung in 
die Materie entstanden. Weiterführende Literatur wurde daher nicht eingebaut. 

Vgl. dazu ablehnend Doehring, Völkerrecht, Rz3. 

Z.B. Erzeugung, Veränderung oder Aufhebung. 

Vollzug durch Sanktion. 

Vgl. Walter-Mayer in .Crundriss des österreichischen Verfassungsrechts", Rz2. 
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auch der Gedanke eines universellen „Weltrechtes", das sich eben aus diesem 
göttlichen Ursprung ableitet. 689 

In den älteren Gesetzbüchern wird dieses Naturrecht bzw. Vernunftrecht 
noch unkritisch angeführt, so z.B. in § 16 ABGB: Jeder Mensch hat ang e- 
borene, schon durch die Vernunft einleuchtende Rechte..." oder in der 
Präambel 690 zur Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte vom 26.8.1789 
der französischen Nationalversammlung: „.. in einer feierl ichen Erklärung 
die natürlichen, unveräußerlichen und geheiligten Menschenrechte... ". 

Auch in der relativ jungen Verfassung Irlands vom 1.7.1937 findet sich in 
der Präambel noch der Hinweis auf die ,Allerheiligste Dreifaltigkeit, von der 
alle Autorität kommt". 

Seitdem die Aufklärung die Vernunft des Menschen in den Vordergrund 
gestellt hat und als Wertungsmaßstab heranzieht, hat dieser Gedanke des 
göttlichen Ursprungs der Rechtsnormen keine rechtswissenschaftliche Grund- 
lage mehr. 

Dadurch war auch eine Zweiteilung des Geltungsgrundes von Rechtsnormen 
in objektive und subjektive Bindungswirkung möglich. Objektiv entfaltet ein 
Gesetz Bindungswirkung, wenn es nach den vorgesehenen Verfahren be- 
schlossen wird, die von den Normunterworfenen als zulässig angesehen 
werden. 

Subjektiv wird der Inhalt der Norm jedoch nochmals differenziert betrach- 
tet. Auch wenn die Norm objektiv und formell in Geltung steht, ist die Befol- 
gung durch die Normunterworfenen nicht erforderlich, wenn es in subjektiven 
und materiellem Widerspruch zu den Wertungsgrundsätzen derselben steht. 691 
Wann jedoch eine Norm in einem solchen Wertungsgegensatz steht und wer 
dann diese Norm nicht mehr befolgen kann, muss oder darf, ist im Einzelfall 
zu untersuchen. 

Ob als subjektiver Wertungsmaßstab die Rechtsüberzeugung der Mehrheit 
der Rechtsgenossen, die der Völkerrechtssubjekte, das Vernunftrecht, das 
Naturrecht, das Gewohnheitsrecht, ein , göttliches Grundrecht", die Moral 
oder was auch immer herangezogen wird, hängt von der politischen Zeitströ- 
mung ab und ist im Völkerrecht auch oft vom Recht des Stärkeren abhängig. 



Vgl. Staatslexikon, S 997. Peter Pernthaler in .Gott in der Verfassung", öarr 2000, S 

177. 
Und Art 2. 

Vgl. z.B. Art 20 Abs 4 GG. 
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IV. 2 

Definition des Verfassungsbegriffs 

Eine kurze Definition des Verfassungsbegriffs soll zeigen, welchen Wand- 
lungen dieser Begriff im deutschsprachigen Raum ausgesetzt war und ist. 692 

Der ursprüngliche Begriff der Verfassung oder Konstitution im Mittelalter 
schloss alle politischen, wirtschaftlichen, rechtlichen und kulturellen Werte 
einer Gemeinschaft ein. 693 Der Begriff umfasste auch die Einwohner eines 
bestimmten Territoriums, die faktischen Machtverhältnisse und ganz allge- 
mein den Zustand eines Landes. 

Die Verfassungen im ursprünglichen Sinne waren eng mit dem Herrscher- 
system verbunden, hatten universale Geltung und umfassten alle Bereiche des 
Lebens. Die Verfassung war nicht als Grundlage für die Ausübung der Her- 
schergewalt notwendig, vielmehr leitete sich diese von der göttlichen ,£en- 
dung"ab. 694 

Im Laufe der Entwicklung des positiven Rechts wurde auch der Begriff 
Verfassung von den luristen vereinnahmt und mit rechtlichen Definitionen 
und Erläuterungen versehen. 695 

Mit dem Entstehen der ersten „Volksdemokratien", bei denen der Her r- 
scher mit dem Beherrschten identisch war, wurde eine Verfassung ein not- 
wendiges Dokument für die Regelung der Beziehung von Gleichen unter 
Gleichen. Zuvor war der Herrscher und die ihm von Gott übertragene Aufga- 
be das Maß aller Ableitungen des Rechts. Jeder unterhalb des Herrschers 
stehende Beamte leitete seine Machtfülle wieder aus der ihm übertragenen 
Befugnis durch den Herrscher ab. In dieser übertragenen Befugnis war 
wiederum etwas dieser göttlichen Sendungsaufgabe enthalten. Wer gegen 



,2 Zur Entwicklung des Verfassungsbegriffs siehe Wolfram Hertel in .Supranational t- 
tät als Verfassungsprinzip", S 28ff 

13 Peter Pernthaler sieht den Verfassungsbegriff in ,Die Herrschaft der Richter im 
Recht ohne Staat", JB1 2000, S 691 in dieser umfassenden Bedeutung. 

14 Vgl. auch Peter Pernthaler in ,Gott in der Verfassung", öarr 2000, S 177. 

' Vgl. Peter Häberle, der noch heute einen sehr weiten Verfassungsbegriff ansetzt, 
z.B. in „Verfassungsvergleichung und Verfassungsgebung - der Beitrag der 
Rechtswissenschaft zum Entstehungsvorgang der europäischen Verfassungen". 
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einen Staatsdiener auflehnte, begehrte somit gegen den Herrscher selbst und 
in letzter Instanz gegen Gott auf. 696 

Diese Ableitung war jedoch in einer Republik nicht möglich. Oberstes 
Organ und oberste Legitimation ist hier das Volk. Ein , Ersatzmonarch" ist 
der Staats- oder Regierungschef oder Präsident in einer Republik nicht. 697 

Mit der Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika 1776 und der 
Revolutionsverfassung der ersten französischen Republik ab 1792 wurde der 
Verfassungsbegriff daher noch weiter eingeengt und ein Begriff des Staats- 
rechts. 698 

Der Übergang zwischen den verschiedenen Interpretationen zum Verfas- 
sungsbegriff war und ist fließend. Im 18. und 19. Jahrhundert waren die 
Elemente der Verfassung, die herrschaftsbegründend und herrsch aftsbegren- 
zend wirkten, am meisten diskutiert. Die Übergänge vom absolutistischen 
zum konstitutionellen und vom monarchischen zum republikanischen System, 
waren für die europäischen Gesellschaften mit vielen Problemen behaftet. Die 
1848er Revolution ist dafür ein typisches Beispiel. 



Seit dem 19. Jahrhundert ist eine Staatsverfassung als ein Komplex von 
rechtlichen Sollensvorschriften anerkannt. Rechtliche Normen, die besondere 
Bedeutung für die Gemeinschaft und das Verhältnis der Staatsorgane zuein- 
ander und zur Gemeinschaft haben, die mit einem Mythos umgeben wurden 
und werden. 699 Normen, die anderen Rechtsnormen aber auch sittlichen und 
moralischen Werten als „Grundnormen" vorstehen und damit vorrangig 
wirken. Um die Kontinuität und die Bedeutung zu unterstreichen, sind diese 
Normen meist nur erschwert abänderbar. 



Sichtbar wird dieser Gedanke teilweise noch immer im Strafrecht und den dort vor- 
gesehenen Sonderstrafnormen für Delikte gegen den Staat und dessen Exekutivge- 
hilfen. 

Vgl. jedoch noch die Stellung des Reichspräsidenten in der Weimarer Reichsverfas- 
sung vom 14.8.1919. 

Mit dem Staatsrecht ist der Begriff „Verfassung" auch heute noch eng verknüpft. 
Waldemar Hummer in ,Die EU nach Nizza", S 327, meint sogar: „Versteht man 
nämlich unter einer „Verfassung" im traditionellen Begriffsverständnis eine so lche 
im staatsrechtlichen Sinn, dann kann die gegenwärtige Verbandsgewalt in der Uni- 
on schon begrifflich nicht »verfasst« werden." 

Vgl. die Präsenz der Verfassung im Leben der US-Bürger oder den ,Rütli -Schwur" 
als Staatsgründungsakt in der Schweiz. 
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Der moderne rechtliche Verfassungsbegriff beansprucht für die Verfas- 
sung keine universale Geltung, der Begriff hat aber einen umfassenden 
Charakter und bewirkt, dass durch die Verfassung die nationale Machtaus- 
übung überhaupt erst als zulässig erachtet wird. 

Gerade die Diskussion über die „Verfassungsverträge", „Vertragsverfa s- 
sungen", „Grundverträge" usw. seit der Wiederbelebung des Integrationsg e- 
dankens in den späten 70er und 80er Jahren des vorigen Jahrhunderts und im 
Zuge der Gründung der Europäischen Union seit 1992 hat den staatsrechtli- 
chen Verfassungsbegriff wieder mit vielen Elementen bereichert, so dass 
heute auch bei den Verträgen der Internationalen Organisationen verstärkt 
von „Verfassungen" gesprochen wird. 700 Dabei wird oft das Zusammenwirken 
und die gegenseitige Verflechtung, Beeinflussung und Bereicherung der 
Staatsverfassung und der „Verfassung" einer internation alen Organisation 
gemeint und daraus abgeleitet, dass auch die internationale Organisation eine 
„Verfassung" haben müsse. 

Auch Walter Hallstein hatte die Gemeinschaftsverträge bereits als eine Art 
Verfassung angesehen. 701 

Die Funktion der Verfassung im Sinne der Rechtswissenschaften ist die 
Legitimation und die Bindung der gesamten politischen Staatsgewalt an einen 
mehr oder weniger engen rechtlichen Rahmen. 

Dies bewirkt, dass die Staatsgewalt aus machtbegrenzenden Gründen in 
demokratischen Republiken auf mehrere Herrschaftsträger aufgeteilt werden 
muss. Jeder dieser Machtbereiche wurde und wird so konzipiert, dass eine 
Kontrolle der anderen Bereiche erfolgen kann. 

Nach den Gedanken von Montesquieu, die er hauptsächlich in seinem 
Werk ,De lüspirit des lois"von 1748 dargelegt hat, und von John Locke in 
„Two Treatises on Government" 1690, werden die Staatsgewalten heute vor 
allem in Legislative, Exekutive und Jurisdiktion unterschieden und der 
Gedanke der Gewaltentrennung erhielt eine nachträglich Prägung und Festi- 



So auch Rudolf Streinz in Europarecht, Rz 346, Bieber 1991, Schwarze 1984. Theo 
Öhlinger meint: ,jn einem gewissen S inn hat aber Europa heute schon eine Verfas- 
sung, und das nicht nur in jener Bedeutung, in der es üblich ist, den Gründungsver- 
trag einer internationalen Organisation als »Verfassung« zu bezeichnen" (in 
.Braucht Europa eine Verfassung?", JRP 2002, S 37). 

Vgl. Walter Hallstein in , Europäische Reden", S 70ff, Vortrag vom 29.7.1958 in 
Hamburg, .Europäische Integration als Verfassungsproblem." 
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gung, wenn der Gedanke auch im deutschen Staatsrecht nicht die Ausprägung 
gefunden hat, die Montesquieu eigentlich beschrieben hat. Das Parlamentari- 
sche Regierungssystem der modernen Staaten beruht eben nicht nur auf dieser 
begrifflichen Gewaltentrennung, 702 sondern vor allem auf dem System der 
,Checks and Balances ". 703 Die Gewaltentrennung gibt die organisatorische 
Trennung der Staatsgewalt vor und verhindert einseitige Machtkonzentratio- 
nen. Das System der Gewaltentrennung wäre jedoch unvollständig und würde 
insbesondere im heutigen System der parteipolitischen Einflussnahme nur 
ungenügend funktionieren. Eine oder mehrere Regierungsparteien wären 
durchaus in der Lage, die gesamte Staatsmacht in der Hand einiger weniger 
oder eines Einzelnen zu konzentrieren ohne die organisatorische Gewalten- 
trennung zu verletzen. 

Aus dem Gedanken der ,Checks and Balances", des Gleichgewichts und 
der gegenseitigen Kontrolle der an der Machtverteilung beteiligten Institutio- 
nen, folgt aber auch, dass es grundsätzliche, anerkannte und durchsetzbare 
Grundnormen der Gesellschaft gibt, die von jeder Staatsgewalt, ob Regie- 
rungsmacht oder Opposition, zu respektieren sind, da sonst das ganze System 
zerfiele oder pervertiert würde. 704 Jede oppositionelle Einrichtung muss in der 
Lage sein die Konzentration der Staatsgewalt in einer Hand zu verhindern. Je 
mehr oppositionelle Gruppen existieren, desto besser wird diese Kontrolle 
ausfallen. 705 Nicht nur die politischen Parteien haben diese Rollen wahrzu- 
nehmen, sondern auch die Presse, die nationalen und internationalen Vereini- 
gungen 706 der EGMR, die Völkerrechtsgemeinschaft, IGO, die Vereinten 
Nationen, die EU u.a. 
188 Um die Kontrolle auch durchsetzen zu können, ist eine geeignete Exekuti- 
on notwendig. Dies erfolgt üblicherweise durch die unabhängige, weisungs- 
freie, unparteiischen, unabsetzbare und möglichst unbestechliche Gerichts- 
barkeit. 707 Noch mehr gilt dies besonders für die Verfassungsgerichtsbarkeit, 
die oft in aktuell politischen Bereichen als Problemloser dienen muss. 



Wie dies allzu oft unkritisch begründet wird. 

Vgl. auch Peter Pernthaler in .Mehrheitsregierung: Eine neue Chance für Demokra- 
tie und Parlamentarismus in den Ländern?", JRP 1999, S 202. 
Vgl. Auch Pkt. II.6. 

Desto größer wird jedoch auch die Gefahr der Handlungsunfähigkeit bzw. dass die 

Gesellschaft zu unflexibel wird. 
Z.B. NGO wie Greenpeace, Amnesty International, World Wildlife Found etc. 
Vgl. auch Herbert Schambeck in .Demokratie und Gerichtsbarkeit", RZ 1992, S 

219. 
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Diese Anerkennung von gerichtlichen Entscheidungen ist eine kulturelle 
und soziale Leistung, die nicht in allen Staatsgemeinschaften deutlich ausge- 
prägt ist. Die Verfassungsgerichtsbarkeit schwankt systemimmanent immer 
zwischen den Extremen, sich mit den anderen Machtbereichen zu verbinden, 
selbst politisch tätig zu werden und die grundlegenden Normen der Verfas- 
sung 708 zu umgehen oder durch ständige Opposition zur Bedeutungslosigkeit 
abzusinken. 

189 Die Jurisdiktion hat daher innerhalb der drei Gewalten die vornehmste, 

stabili sierendste und auch heikelste Aufgabe für die Gesellschaft wahrzuneh- 
men. Die Gerichtsbarkeit muss nicht nur über die faktische Möglichkeit 
verfügen, die Einhaltung der Grundnormen und ihrer Entscheidungen durch- 
zusetzen, sondern auch als moralische Instanz unangefochten bestehen. 
Gerade diesen moralischen Anspruch kann es nur durch , gerechte" Entsche i- 
dungen erlangen. 709 

Aus den ausgeführten Gründen ergibt sich, dass ,die Verfassungsstruk- 
tur 7 ' 0 auf der Erkenntnis beruht, dass es das kennzeichnende Merkmal einer 
jeden Tyrannis ist, ein möglichst simples Regierungssystem zu errichten, und 
dass es das kennzeichnende Merkmal eines jeden freiheitlichen Rechtsstaat 
ist, dass er - unter Ablehnung des Prinzips ,Ein Führer, Ein Volk, Ein Reich" 
und der dieses Prinzip tragenden Ideologie - ein bewusst kompliziertes 
Regierungssystem errichtet. 7 " 

190 Für die (formelle und materielle) Geltung einer Staatsverfassung ist die 
grundlegendste Voraussetzung, der gemeinsame Konsens der Normunterwor- 
fenen, sowohl der beliehenen Machtträger als auch der Mehrheit der Gemein- 
schaft, sich an diese Grundnormen zu halten und sie zu respektieren. Daraus 
kann aber nicht abgeleitet werden, dass ,phne Volk keine Verfassung" b e- 
steht. 712 Eine Staatsverfassung kann normativ durchaus auch ohne Volkswille 
geschaffen werden. Die (materielle) Geltungsgrundlage und faktische Da- 
seinsberechtigung ist jedoch ohne Volk nicht denkbar. ,ßie Akzeptanz von 



Z.B. Demokratie und Gewaltentrennung. 

709 Vgl. auch Herbert Schambeck in .Demokratie und Gerichtsbarkeit", RZ 1992, S 
219. Wobei gerechte Entscheidungen oft Billigkeitsentscheidungen sind. 

710 Eines freiheitlichen Gemeinwesens. 

711 So Ernst Fraenkel in ,Pas amerikanische Regierungssystem", 1960, zit. nach Wi n- 

fried Steffani in .Zur heutigen Problematik der Gewaltentrennung", S 316. 

712 So Dieter Grimm im gleichnamigen Artikel in ,Die Zeit", Nr. 12 vom 18.3.1999. 
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staatlichem Gewaltmonopol und Mehrheitsprinzip bleibt ohne Identifikation 
der Menschen mit dem Gemeinwesen fragil. " 7I3 

Dieser Konsens ist eine „Vor'a ussetzung, also eine zeitliche aber auch 
inhaltliche Prämisse. Bereits Montesquieu hat in seinem oben zitierten Werk 
ausgeführt, dass alle Gesetze der Gerechtigkeit entsprechen sollen und vom 
Volk verstanden werden und für alle gleich gelten müssen, damit eine breite 
Akzeptanz gegeben ist. Wenn daher die französische Erklärung der Men- 
schenrechte von 1 789 in Art 1 6 festlegt: ,Eine Gesellschaft, in der weder die 
Gewährleistung der Rechte gesichert noch die Gewaltentrennung festgelegt 
ist, hat keine Verfassung" so zeigt dies, dass sich der französische Gesetzge- 
ber damals dieser Mehrschichtigkeit der Staatsverfassung durchaus bewusst 
war. 

Der Inhalt der Verfassung ist wiederum eine grundlegende Voraussetzung 
für die politischen Entscheidungen, nicht das Thema! Der Inhalt richtet sich 
nach dem gesellschaftlichen Konsens vor der Verfassungsbildung. Der Inhalt 
kann sich aber auch im Laufe der Zeit ändern und neue, bisher nicht aktuelle 
oder unbeachtete Bereiche aufnehmen und einbeziehen. Um den Inhalt einer 
Verfassung allen unverfälscht zugänglich zu machen, ist die Schriftform 
sicherlich das beste Mittel. Doch weder das Römische Reich, noch das 
H.R.R.D.N haben zu einer umfassend geschriebenen Staatsverfassung gefun- 
den. Auch im Vereinigten Königreich ist bis heute eine Verfassung im konti- 
nentaleuropäischen Sinne nicht bekannt. 



713 Wolfgang Schäuble in ,Die Nation ist in Europa gut aufgehoben", FAZ v. 
27.2.2002, S 10. 
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Formelles und materielles Verfassungsrecht 

Rechtstheoretisch wird in formelles und materielles Verfassungsrecht un- 
terteilt. 7 ' 4 

Spätestens seit der Französischen Revolution wird von verschiedenen Po- 
sitionen der Rechtslehre unter formeller Staatsverfassung ein vom Völker- 
recht vollkommen getrennter rechtlicher Teilaspekt eines (National)Staates 
verstanden, der zwischen den Staaten abgrenzt 715 und zwischen Nationalstaat 
und Normunterworfenem die Grenzen der staatlichen Fürsorge und Einmi- 
schung regelt und meist nur erschwert abänderbar ist. 716 

Im heutigen Begriff bildet die formelle Verfassung eines Staates die 
Grundlage des (rechtlichen) Zusammenlebens zwischen Normunterworfenen 
und Abgrenzung zu anderen Nationalstaaten. Die Regulierungsfunktion der 
Verfassung in der Beziehung (absoluter) Herrscher - Untertan ist größtenteils 
durch die Demokratisierung verschwunden. Auch der Gesetzgeber (Herr- 
schender) ist nun immer auch gleichzeitig Normunterworfener und die Natio- 
nalstaaten akzeptieren das gegenseitige Bestehen, auch wenn keine grundle- 
gende Verfassung vorliegt. Der Staat als abstraktes Gebilde wurde damit 
geboren. Die ursprüngliche Abstraktion Staat = Herrscher = Souverän wird in 
keinem europäischen Land aufrechterhalten. 

Aber die Verfassung nur als Rechtsgrundlage von Staaten zu sehen 717 ist 
zuwenig. Auch die Auffassung, dass unter dem Begriff Recht das ,yerfa s- 
sungsrecht (nur als) ein Teil einer bestimmten Rechtsordnung zu beschrei- 
ben" (sei) 718 ist unvollständig. Es ist für die Funktion einer Verfassung Theo 
Öhlinger zuzustimmen, 719 der die Verfassung als Spielregeln der politischen 
Prozesse" bezeichnet. 



714 Vgl. Walter-Mayr in .ßrundriss des österreichischen Bundesverfassungsrechts 7 ", Rz 

5. Vgl. dazu auch Jürgen Schwarze in ,Pie Entstehung einer europäischen Verfas- 
sungsordnung", S 466 unter Berücksichtigung der Verfassungen von sechs Mit- 
gliedsstaaten der Union. 

715 Niemand kann daher zwei Staatsverfassungen unterworfen sein. 

716 Vgl. auch Theo Öhlinger in .Braucht Europa eine Verfassung?", JRP 2002, S 37. 

717 Wie dies Dieter Grimm in .Braucht Europa eine Verfassung", Sil tut. 

718 Walter - Mayer in .Grundriss des österreichischen Bundesverfassungsrechts" Rz 

10. 

719 In „Verfassungsrecht", S 27. Peter Pernthaler meint in ,D ie Herrschaft der Richter 

im Recht ohne Staat", JBL 2000, S 691, dass .^Verfassung« einen relativ stab ilen, 
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193 Der Begriff Verfassung stellt also die grundlegenden mehrschichtigen 
(rechtliche / politische / sittliche u.a.) Ordnungen und Werte einer Gemein- 
schaft (Wirtschaftsverfassung, Wehrverfassung, Schulverfassung, Kulturver- 
fassung, Gemeindeverfassung u.v.a.m.) dar und regelt das grundsätzliche 
Zusammenwirken in der Gesellschaft. 720 

194 Verfassungsrecht im formellen Sinn ist unter anderem ein Komplex von 
Rechtsvorschriften, der sich von den anderen Rechtsvorschriften insbesondere 
durch eigene, oft in Kombination auftretende Merkmale abhebt. 721 Dabei wird 
auf den Inhalt nicht abgestellt. 722 Die Verfassung im formalen Sinn ist eine 
geschriebene Urkunde oder tradierte Übereinkunft einer sich als staatliche 
Gemeinschaft fühlenden Gruppe von Menschen. Der formale Verfassungs- 
begriff sagt somit auch nichts über den qualitativen Inhalt oder quantitativen 
Umfang einer Staatsverfassung aus. Der formale Verfassungsbegriff kann 
sowohl von einer oktroyierten Verfassung als auch von der Verfassung einer 
freien demokratischen und liberalen Gesellschaft erfüllt werden. 

Einfaches Recht, das gegen Verfassungsrecht verstößt, ist nach dieser De- 
finition verfassungswidrig aber nicht automatisch unwirksam, sondern kann in 
einem bestimmten Verfahren vom dafür vorgesehenen Verfassungsgerichts- 
hof aufgehoben werden. 

Daher sind nach dieser Begriffsbestimmung auch die Gemeinschaftsver- 
träge und teilweise der Unionsvertrag Verfassungen im formellen, nicht 
staatsrechtlichen Sinn. 723 Auch die Normen internationaler Organisationen 



konkreten Gesamtzustand politischer Einheit, rechtlicher Institutionen und gesell- 
schaftlicher Ordnung eines Gemeinwesens"sei. 

720 Vgl. dazu Peter Pernthaler in ,J)ie Herrschaft der Richter im Recht ohne Staat", JBL 

2000, S 691 und das Zitat in der oberen Fußnote. Der Begriff Verfassung ist also 
ein Begriff der Staatslehre und nicht auf andere Bereiche (Völkerrecht, Supranatio- 
nale Gebilde) einfach übertragbar. 

721 Z.B. erschwerte Abänderbarkeit, besondere Form des Zustandekommens, , Höher- 

rangigkeit", Vorrang der Verfassungsgesetze, erhöhte Bestandskraft etc. 

722 Öhlinger in „Verfassungsrecht", S 27. 

723 Vgl. auch Bieber / Schwarze in Verfassungsentwicklung in der europäischen Ge- 

meinschaft", S13ff und 20f und Theo Öhlinger in ,Die Transformation der Verfa s- 
sung" JB1 2002, S 2, ablehnend steht jedoch Peter Pernthaler zu einer solchen An- 
sicht. Diese Begriffsübertragung von staatsrechtlichen Begriffen auf andere (völ- 
kerrechtliche) Einheiten ist zwar zulässig aber fördert nicht das gemeinsame Ver- 
ständnis innerhalb der Rechtswissenschaft. 
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und zwischenstaatlicher Einrichtungen bilden so gesehen „Verfassungen." 
Der EuGH spricht daher im formellen Sinn von einer „Verfassungsurkunde" 
der Gemeinschaft. Auch die Satzung der WHO vom 22.7.1946 bezeichnet 
sich selbst als Konstitution." 725 

Der materielle Verfassungsbegriff nimmt Bezug auf den Norminhalt. Die- 
se Norminhalte der Verfassung müssen vom Willen und der Zustimmung der 
Mehrheit der Normunterworfenen immerfort weitgehend getragen werden, 
damit der Verfassung die materielle Grundlage erhalten bleibt. 726 

Die Funktion der Verfassung im materiellen Sinne ist die Begrenzung der 
übertragenen staatlichen 727 Herrschaftsmacht, die Sicherung von Grundwerten 
der Gesellschaft und die Regeln für die effektive Rechtsdurchsetzung bei 
einem Normverstoß. 

Typische Inhalte von materiellem Verfassungsrecht sind Bestimmungen 
über Staatsform, Form des Staatenverbandes, Staatszweck, Staatsziele, 
Staatsfunktionen, Verhältnis Staat zum Einzelnen und der Einzelnen unterein- 
ander und das Verhältnis der staatlichen Organe zueinander. 728 

Die Grund- und Menschenrechte werden erst seit der Zeit der Aufklärung 
und insbesondere seit der Französischen Revolution von 1789 bzw. den 10 
Amendments (Zusätze) der Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika 
von 1791 als unverzichtbare und grundsätzliche" Bestandteile von Verfa s- 
sungen gesehen, wenn es auch bereits vorher verschiedene Verfechter von 
(göttlichen) natürlichen" Rechten gegeben hat. 729 

Das materielle „Verfassungsrecht" der Europäischen Union ist vor a llem: 



Vgl. EuGH Entscheidung 1 986, S 1 1 39, Rz 23 oder EuGH 1 99 1 I, 60 1 9. 
Vgl. auch EGMR in der Rs Loizidou versus Türkei. 

Vgl. Otfried Höffe in .Ein Gesellschaftsvertrag für Europa", Julius -Raab-Stiftung, 
September-Akademie vom 19.9. bis 4.10.1996 unter Bezug auf den Dialog Kriton. 
So z.B. auch Werner Kägi oder Herbert Schambeck. Vgl. dazu auch die Unabhän- 
gigkeitserklärung der USA mit den Erläuterungen, warum die englische Krone das 
Recht verloren habe, über die dreizehn Kolonien zu bestimmen. 

Aber auch überstaatlichen und völkerrechtlichen - vgl. aber Venezuela-Fall 1902 als 
Deutschland, Italien und das Vereinigte Königreich gegenüber Venezuela als Völ- 
kerrechtssubjekt Zwangsmaßnahmen zum Schutz ihrer Staatsbürger als Gläubiger 
ergreifen und => 1907 Haager Friedenskonferenz, Abkommen (II.) über das Verbot 
der Eintreibung von Staatsschulden (Drago-Porter-Konvention). 

Vgl. dazu Theo Öhlinger in .Braucht Europa eine Verfassung?", JRP 2002, S 37. 

Siehe auch Ausführungen weiter oben und vgl. auch Bieber / Schwarze in Verfas- 
sungsentwicklung in der europäischen Gemeinschaft", S13ff. 
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Die Grundsätze in den Verträgen, wie die Bekennung zu den 
Grund-, Freiheits- und Menschenrechte, 730 zur Rechtstaatlich- 
keit, 731 Demokratie, 732 Subsidiarität, 733 Loyalität, 734 Solidari- 
tät, '" Regionalität, Integration etc; 

Die Wirtschaftsgrundlagen wie z.B. der Gemeinsame Markt 737 
mit den Grundfreiheiten, 738 die Erhaltung eines hohen Beschäf- 
tigungsniveaus im Binnenmarkt, 739 die gemeinsame Wirtschafts- 
und Währungspolitik, 740 die Wirtschafts- und Währungsunion, 
etc; 

Die Ansätze einer Sozialunion; 741 
Die Spurenelemente" einer Kulturunion; 742 
Die Haftung der Gemeinschaftsorgane für legislatives und exe- 
kutives Unrecht; 

Die Haftung der Mitgliedsstaaten für legislatives Unrecht durch 
die innerstaatliche Nichtanwendung oder falsche Anwendung 
von Gemeinschaftsrecht; 

Der tatsächlich gewährte Schutz durch die Jurisdiktion. 

Aus dem Zusammenwirken des formellen und des materiellen Verfas- 
sungsbegriffs ergibt sich, dass alle „Verfassungen", die nicht unmittelbar den 
Schutz des Einzelnen vor der Herrschaftsmacht und die dem Einzelnen keine 



7 EUV und Art 1 8 1 a EGV sowie die Grundrechtscharta unter ABl 2000 C 364 S 1 . 

731 Vgl. dazu z.B. Art 6 Abs 1 und Art 11 Abs 1 letzter Spiegelstrich EUV sowie Art 

181a EGV. 

732 Vgl. dazu z.B. Art 6 Abs 1 EUV sowie Art 181a Abs 1 EGV. 

733 Vgl. Art 5 Abs 2 EGV. Art 2 Abs 2 EUV und Erklärung Nr. 23, Pkt 5, zum Vertrag 

von Nizza. 

734 



Vgl. z.B.Art 10 EGV. 
/gl. dazu z.B. den Ab 
sehen Konvents vom 4.2.2003. 



735 Vgl. dazu z.B. den Abschlussbericht der Gruppe XI .Soziales Europa" des Europa i- 



736 Vgl. dazu z.B. den Beitrag: ,Die regionale und lokale Dimension in Europa" des 

Europäischen Konvents vom 29.1.2003. 

737 Vgl. dazu den EGV im Gesamten. 

738 Vgl. dazu Titel I, II, III EGV. 

739 Vgl. dazu z.B. Titel VII EGV. 

740 Vgl. dazu Titel VII EGV. 

741 Vgl. dazu Titel XI EGV. 

742 Vgl. dazu Art XII EGV. 
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umfassenden Rechtsdurchsetzungsmöglichkeiten einräumen, und die keinen 
ausreichenden direkt durchsetzbaren (exekutierbaren) Rechtsschutz 743 ge- 
währleisten können, keine Verfassungen, sondern Absichtserklärungen, 
Übereinkommen, Verträge oder sonstige Vereinbarungen sind. 

„Verfassungen" die nun diese formellen und materiellen Kriterien zumi n- 
dest teilweise erfüllen müssen differenziert betrachtet werden. Als Beispiel 
sei die Satzung der EMRK gewählt. Diese Satzung beruht auf einer völker- 
rechtlichen multilateralen Übereinkunft, hat in den verschiedenen Mitglieds- 
staaten der Konvention unterschiedlichen Rang. 744 Diese Satzung erfüllt aber 
auch den materiellen Verfassungsbegriff insoweit, als sie dem einzelnen 
Bürger der Mitgliedsstaaten die Möglichkeit eröffnet, eine Entscheidung zu 
erwirken, wenn alle innerstaatlichen Rechtsmittel bereits erschöpft sind und 
der EGMR zuständig ist. Die Entscheidung bindet aber die Mitgliedsstaaten 
rechtlich nicht, hat ,jiur" faktisch eine moral ische Bindungswirkung. Diese ist 
der rechtlichen Bindungswirkung sicherlich nicht gleichgestellt, hat aber doch 
politische Auswirkungen. Die Regierung eines Mitgliedsstaates die kontinu- 
ierlich und schwerwiegend die Menschenrechte verletzt und vom EGMR 
verurteilt wird, hat innenpolitisch durch die Oppositionsparteien und die 
öffentliche Meinung möglicherweise einen schweren Stand. 745 

Die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union werden zusätzlich durch die 
Sanktionsmöglichkeiten nach Art 7 EUV und Art 13 EGV gebunden. Den- 
noch ist die Satzung der EMRK keine Verfassung, sondern nur Teil der 
Verfassungen der Mitgliedsstaaten. Peter Häberle schlägt vor, solche völker- 
rechtlichen Übereinkünfte die auch den materiellen Verfassungsbegriff 
teilweise erfüllen als „wachsendes Ensemble einzelner Verfassungsprinz i- 
pien" zu bezeichnen 746 oder als „Teilverfassung" wie es Jochen Frohwein 



Exekutierbar ist ein Rechtsschutz, wenn durch direkte oder indirekte Gewalteinwir- 
kung oder die potentielle Drohung damit, ein entsprechendes rechtskonformes 
Verhalten erzwungen bzw. erreicht werden kann. 

Einfaches Gesetz, Verfassungsgesetz, Staatsvertrag, teilweise eigenständig inkorpo- 
riert oder auch nicht. 

Das befähigt jedoch z.B. die Regierung der Türkei nicht. Missstände rasch abzu- 
schaffen. Erst der wirtschaftlich-politische .Druck" eines von der Türkei gewol lten 
Beitritts zur EU hat in den letzten Jahren für die raschere Umsetzung von Refor- 
men geführt. 

EuGRZ 1991, S 261 f. Wobei ich den umfassenden Verfassungsbegriff, den Häberle 
als Ansatz nimmt, nicht teile. 
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formuliert. 747 Theo Öhlinger bezeichnet dieses Zusammenwirken als ,Dop- 
pelverfassung." 748 

Aus dem oben erwähnten Konsens leitet sich die Legitimation des Gesetz- 
gebers, der Exekutive und der Jurisdiktion, aber im Gegenzug auch die 
Loyalität und Solidarität der Normunterworfenen ab. 

Dieser (historische) Konsens zur Verfassung im formellen Sinn und die 
weitgehend umfassend anhaltende Zustimmung zur Verfassung im materiellen 
Sinn (im Sinne der Begriffsdefinition der Rechtswissenschaften) ist der 
äußerste Rahmen innerhalb dessen die Herrschaft ausgeübt werden kann und 
darf. Eine geringfügige Überschreitung führt zu Verstimmungen auf Seite der 
Normunterworfenen, eine weitgehende Überschreitung zur Revolte oder 
Revolution. 749 Eine Veränderung der gesellschaftlichen und relevanten 
Strukturen muss daher immer eine (vorsichtige) Anpassung der Verfassung 
durch die herrschenden" auslösen, um den Konsens mit den Normunterwo r- 
fenen aufrechtzuerhalten. Dies ist die Aufgabe der Politik. Sie muss das 
gesetzte Recht an die geltende und anerkannte Realität anpassen. Die entspre- 
chenden Gestaltungsspielräume soll und muss jedoch die (historische) formel- 
le Verfassung bereits vorsehen. Eine perfekte und absolut alles regelnde 
Verfassung trägt ebenso wie die Missachtung bzw. Umgehung derselben den 
Keim des Untergangs in sich. 750 

Eine Diskrepanz zwischen Verfassungsrecht und Verfassungswirklichkeit 
in vernünftigen Rahmen ist daher dem Bestand einer Verfassung nur dienlich. 
Ein Problem bildet sich jedoch, wenn die Verfassung als zu absoluter Rahmen 
für die Politik gesehen wird. 751 



,Die Herausbildung europäischer Verfassungsprinzipien"in FS Maierhofer 198 8, S 
141. 

8 Theo Öhlinger in .Folgen einer EU -Verfassung für Österreichs Verfassungsrecht." Er 

meint: ,Per bereits bestehende europäische Verfassungsverbund ist ein Werk des Zu- 
sammenwirkens von staatlichen Gerichten und dem EuGH und wird dies auch in Zu- 
kunft sein." 

9 Sehr schön ist dieser Zusammenhang in der Unabhängigkeitserklärung der USA 

vom 4.7.1776 dargestellt. 

0 Da sie zu unflexibel wird, sich den gesellschaftlichen Änderungen anzupassen. In- 

soweit sind planmäßige und unplanmäßige Lücken in einer Verfassung dazu ge- 
eignet, diese Anpassungen für die Zukunft zu gewährleisten. 

1 Z.B . bei einer Uberspitzten Anwendung der Versteinerungstheorie. 
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Die Ausgestaltung einer Verfassung und der Schutzeinrichtungen, das 
Vorsehen von Funktionen und Rechtsschutz- und Kontrolleinrichtungen, von 
Krisen und Veränderungen, die Vorgabe von Zielen sind daneben wichtig, 
aber eben doch erst der zweite Schritt. 



Grundrechtscharta 

Die Forderung nach einem Grundrechtskatalog, nach einer Transparenz 
innerhalb der Entscheidungsträger und der Europäischen Union u.a.m. stehen 
daher nach dem oben ausgeführten ebenfalls zurück. Es muss dem Europage- 
danken, der Integration zuerst mehr Popularität verschafft werden. Ebenso 
einem Beitritt der Gemeinschaft zur EMRK, dem zusätzlich noch das Gutach- 
ten 2/94 des EuGH entgegensteht. 752 

Die aktuelle politische Meinung innerhalb der Europäischen Union ist zu 
einer „Verfassung" (richtig: Verfassungsvertrag) nicht generell ne gativ 
eingestellt. 753 " 1 " 754 Die vom Europäischen Hochschulinstitut in Florenz vorge- 
schlagene Teilung der bestehenden Verträge wäre ein möglicher Ansatz 
dazu. 755 

Der erste Schritt zur Bildung einer Grundrechtscharta der Europäischen 
Union wurde anlässlich der Tagung des Europäischen Rates in Köln vom 3. / 
4. Juni 1999 getan, wo der Beschluss gefasst wurde, eine solche Charta 
auszuarbeiten. Das beauftragte Gremium wurde aus verschiedensten Ebenen 
der Mitgliedsstaaten ausgewählt. So gehörten ihm insgesamt 62 Mitglieder 
an. 15 Mitglieder wurden von den Staats- und Regierungschefs der Mitglieds- 



a Vom 25.4.1994, Abi. 1994, Nr. C 174, 8. 

13 Vgl. die Umfrage der Kommission im März 2002, ob die Unionsbürger eine Verfas- 
sung für die Europäische Union wollen oder nicht - Die Zustimmung lag bei fast 
70% (Bericht der Europäischen Kommission 2000, S 36f). Vgl. dazu auch Wilfried 
Loth in ,Pie Anfänge der europäischen Integration 1945-50", S 34 und Fn 17, der 
eine Umfrage der französischen Regierung im Sommer 1945 erwähnt, bei der 73% 
der Befragten meinten, dass die Bildung einer Europäischen Föderation „wün- 
schenswert"sei, (17% Ablehnung, 10% ohne Me inung). 

4 Waldemar Hummer in ,Pie EU nach Nizza", S 328, sieht diese Befra gung der 
Kommission, die in der obigen Fußnote zitiert ist, sehr kritisch und als ,self - ful- 
filling - prophecy"und gibt ihr nur eine verminderte Aussagekraft, da seiner Mei- 
nung nach die befragten Unionsbürger nur dem positiv besetzten Begriff „Verfas- 
sung" die Zustimmung gegeben haben, nicht aber die Frage im Sinne einer Zu- 
stimmung zu einer Staatsverfassung verstanden bzw. gegeben haben. 

:5 Siehe auch ZER 1/2000, S2 und Rz 231 und 232. 
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Staaten aufgestellt, 16 Mitglieder entsendete das Europäische Parlament, 30 
Mitglieder entstammten den nationalen Parlamenten der Mitgliedsstaaten. 756 
Ein Mitglied stellte die Kommission. Der EuGH und der Europarat entsende- 
te je zwei Beobachter. Der Wirtschafts- und Sozialausschuss, sowie der 
Ausschuss der Regionen und der Europäische Bürgerbeauftragte waren 
zwingend anzuhören, andere Interessierte konnten gehört werden. Ein Beitritt 
der EU zur EMRK kann, solange die Union keine explizite Rechtspersönlich- 
keit 757 erlangt und kein europäischer Staat im Sinne der Europaratsatzung ist, 
nicht durchgeführt werden. 758 Doch die Formulierung von Art 6 Abs 2 EUV 
und die langjährige Rechtssprechung des EuGH, die gemeinsame Erklärung 
des Rates, der Kommission und des Parlamentes vom 5.4.1977 zur Achtung 
der Grundrechte und die Erklärung des Europäischen Rates von 1978 zur 
Demokratie bieten einen weitreichenden Schutz und sichern die Anwendung 
der Grund- und Freiheitsrechte im Rahmen der Union und der Gemeinschaft. 

Das die ,Charta der Grundrechte" der Europäischen Union 759 vom No- 
vember 2000 keine Rechtsverbindlichkeit erhielt, ist daher nicht weiter 
erheblich. Jedoch hätte diese Charta eine wichtige Signalwirkung für die 
Bürger gehabt. 760 

Die Charta ist an die EMRK angelehnt und zusätzlich durch die Recht- 
sprechung der vom EuGH im Laufe der Jahre ausgearbeiteten Grund- und 
Freiheitsrechte erweitert und ein aus vielen Kompromissen entstandener 



Je zwei pro Mitgliedsstaat. 

Die EU hat gemäß dem allgemeinen Verständnis des Völkerrechts Rechtspersön- 
lichkeit seit dem Moment, da sie gegründet wurde. Sie hat jedoch keine ausdrück- 
lich Handlungs- und Geschäftsfähigkeit erhalten. Faktisch hat die EU bereits mit 
dem Abschluss von völkerrechtlichen Verträgen, z.B. mit Jugoslawien und dem 
Abkommen zwischen der EU und Mazedonien über die Tätigkeit der Überwa- 
chungskommission EUMM in Jugoslawien bzw. Mazedonien nicht nur Rechtsper- 
sönlichkeit, sondern auch (eingeschränkt) Handlungsfähigkeit erlangt. In Art 24 
Abs 4 EUV wurde durch den Vertrag von Nizza auch ausdrücklich eine Bindung 
der Organe der Union an solche Übereinkommen eingefügt. 

Gemäß dem Gutachten des EuGH 2/94 vom 28.3.1996 bedarf es für den Beitritt der 
Gemeinschaft zur EMRK vorher einer Vertragsänderung. 

Abi. 2000/C364/1 vom 18.12.2000. 

Theo Oldinger sieht in .Folgen einer EU -Verfassung für Österreichs Verfassungs- 
recht" die Gefahr, dass eine verbindliche EU -Grundrechtscharta den nationalen 
Verfassungsgerichtshof (zumindest in Österreich) faktisch entmachtet und die na- 
tionale Verwaltungsgerichtsbarkeit stärkt. Auch der dBVerfGH können dann seine 
.Solange II" - Entscheidung mit der darin enthaltenen ,Jntegrationsschranke"nicht 
mehr aufrechterhalten. 
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Entwurf. 76 ' Die Forderungen nach einem einheitlichen und grundsätzlichen 
Katalog der Grund-, Freiheits- und Menschenrechte konnten oder sollten 
dadurch wohl nicht erfüllt werden. Auch die Reaktion der Konferenz der 
Staats- und Regierungschefs in Nizza auf diesen Entwurf war dementspre- 
chend vage. Inwieweit die Charta in Zukunft die Rolle einer Rechtserkennt- 
nisquelle 762 darstellen kann, wird sich zeigen. 



IV. 3 

Völkerrechtliche Sicht 

Im Gegensatz zum Recht von Nationalstaaten ist das Völkerrecht eine sehr 
stark sich verändernde und wachsende Materie, die aus dem nationalen Recht 
heraus und von der Völkerrechtsgemeinschaft befruchtet wird. Es wirkt aber 
auch in die nationalen Rechtsordnungen wieder hinein. 763 

Wie oben beschrieben, ist das Völkerrecht (noch) eine Rechtsordnung, bei 
der die Durchsetzbarkeit und Anerkennung auf tönernen Beinen steht. Das 
Recht des Stärkeren wird oft mit Recht oder gar Gerechtigkeit gleichgesetzt 
oder gleichzusetzen versucht. Wirtschaftliche, politische oder militärische 
Sanktionen von (wirtschaftlich oder militärisch) schwachen Staaten gegen 
(wirtschaftlich oder militärisch) starke Staaten haben aus faktischen machtpo- 
litischen Gründen kaum Auswirkungen. ,ßas Völkerrecht spiegelt die inte r- 
nationale politische Wirklichkeit in ganz besonderem, für manche in betrüb- 
lichem Maße wieder", 764 es ist eine Jn Fluss befindliche Rechtsor dnung. " 6 



' So lautete auch grundsätzlich das Mandat der Regierungskonferenz des Europäi- 
schen Rates in Köln vom %.6.1999 und von Tampere vom 1 5 /1 6. 1 0. 1 999 an den 
.Konvent." 

>2 Z.B. für den EuGH. Das EuG hat die Grandrechtscharta inzwischen mehrfach zi- 
tiert, ebenso die Generalanwälte in ihren Schlussanträgen. 

' 3 Vgl. auch die Ausführungen von Jürgen Schwarze in ,Pie Entstehung einer europäi- 
schen Verfassungsordnung", S 463f zur Wechselwirkung zwischen Europarecht 
und nationalen Verfassungen. 

* Neuhold in „Völkerrecht"Rz 13. 

>5 Neuhold in „Volke rrechf'Rz 10. 
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Je enger jedoch die Organisiertheit der Staaten wird, desto weniger wird 
sich ein Staat jedoch aus dieser Verflechtung lösen können. Der internationa- 
len Gerichtsbarkeit wird dadurch ein neues und wichtiges Feld erschlossen. 766 

Eine faktische Zwangsgewalt 767 im Sinne eines Nationalstaates wird es in 
absehbarer Zeit im Völkerrecht nicht geben, 768 jedoch sind die Ansätze für 
diese Entwicklung bereits vorhanden. Insbesondere sei auf die Entwicklung 
im Bereich der international anerkannten Grund-, Bürger-, und Menschen- 
rechte und das grundsätzliche Gewaltverbot sowie die Einrichtung des Inter- 
nationalen Strafgerichtshofes 765 verwiesen. 

Die völkerrechtliche Grundlage für die öffentlichen Internationalen Organi- 
sationen (IGO) ist mit der Hoheitsgewalt der Nationalstaaten nicht gleichzu- 
setzen. 770 " 1 " 771 Die Geltungsgrundlage für öffentliche Internationale Organisati- 
onen ist die Vereinbarung der Mitgliedsstaaten, meist auf Grundlage eines 
schriftlichen bi- oder multilateralen Vertrages. 772 

200 Aus völkerrechtlicher Sicht ist der Geltungsgrund eines Vertrages oder 
einer „Verfassung im weitesten Sinn" dadurch gegeben, dass sich die Parte ien 
an diese Vereinbarung halten und sich der Zwangsgewalt mehr oder weniger 
freiwillig unterwerfen. 



>6 Vgl. Art 94 II UN-Charta - bisher wurde von der Vollstreckungsmöglichkeit von 

Urteilen des IGH durch den UN-Sicherheitsrat noch kein Gebrauch gemacht. 
' 7 Insbesondere ein , Rechtsanwendungsbefehl." 

>8 Vgl. auch Ulrich Everling in „Verfassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit im 
Zeichen Europas", S 199, der meint, dass die Gemeinschaft weiterhin auf die Kraft 
des Rechts angewiesen sei, da sie über keine Befugnis und keine Mittel für unmit- 
telbare Zwangsgewalt im Sinne einer Exekutive verfüge. 

>9 Unterzeichnung des Gründungsdokuments am 17.7.1998 von 139 Staaten. Eröff- 
nung des Büros des Internationalen Strafgerichtshofes am 1.7.2002 in Den Haag 
nachdem das 60. Gründungsmitglied den Vertrag ratifiziert hat und das Statut da- 
durch in Kraft getreten ist. 

" Die Verbandsgewalt einer IGO ist gänzlich anders hergeleitet, organisiert und ver- 
haftet als die eines Nationalstaates. Vgl. dazu nur die Haftungsregelungen in Art 
114 und 288 EGV, den Immunitätsverzicht in Art 240 EGV, Art 1 des Protokolls 
Uber die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften vom 
8.4.1965 etc. 

1 Private Internationale Organisationen sind Zusammenschlüsse Einzelner oder haupt- 
sächlich von Einzelpersonen. 

" Die OPEC wurde z.B. auf Grundlage einer .Resolution" gegründet, also dem Ve r- 
tragsschließungswillen der Gründungsstaaten. 
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Innerhalb des Nationalstaates kommt es in den seltensten Fällen jemanden 
in den Sinn, die Legitimität der Exekutive und Jurisdiktion bei der Verfol- 
gung in Frage zu stellen. 

Im Bereich des Völkerrechts ist dies jedoch an der Tagesordnung, weil hier 
grundsätzlich die Idee der gleichberechtigten souveränen Partner vor- 
herrscht. 773 Noch wird jedem Nationalstaat zugestanden, dass er seine 
Rechtsauffassung im internationalen Verkehr weitestgehend selbst durchset- 
zen darf und kann, wenn auch die Mittel (insbesondere durch Angriffskrieg, 
Drohung und Erpressung) 774 inzwischen beschränkt wurden. Solange aber 
kein international anerkanntes Gericht besteht und sich die Mehrheit der 
Staaten diesem tatsächlich unterworfen haben und dieses zur faktische 
Rechtsdurchsetzung ermächtigt ist bzw. unterstützt wird, kann das Recht auf 
, gerechte" Notwehr, gegen einen Angriff eines anderen, nicht abgeschafft 

J 775 

werden. 

Seit dem Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge 776 von 1969 
ist eine gewisse Rechtssicherheit beim Abschluss, Auslegung und der Auflö- 
sung von völkerrechtlichen Verträgen eingetreten. 



Wie im nationalen Recht lässt sich auch im Völkerrecht die Rechtsmaterie 
in formelles und materielles Recht unterteilen. Formelles Völkerrecht 777 ist 
das Recht eines Vertrages oder einer internationalen Organisation und die im 
Vertrag oder der Satzung (Gründungsverträgen) enthaltenen Normen, welche 
die organisatorische Gliederung und das Verfahren der Zusammenarbeit bzw. 
der Organe bestimmt. 778 Dieses formelle Völkerrecht in Form eines Grün- 
dungsvertrags einer öffentlichen Internationalen Organisation wird verschie- 



Vgl. dazu nur die dazu notwendige .Grundsatzrechtsprechung" des EuGH zu B e- 
ginn der 60er Jahre, z.B. in der Rs van Gend & Loos oder Francovich. 

In , Anfangsjahre der Europäischen Gemeinschaft", S 264, von Hans von der Gr o- 
eben sieht er in der Schaffung des EuGH, ,ein faszinierendes Vorhaben, in den B e- 
ziehungen der Staaten und Völker, die durch Rivalitäten, territoriale Streitigkeiten, 
Hegemoniestreben oder wirtschaftliche Expansion geprägt waren, an die Stelle der 
Allianzen, der Gleichgewichtspolitik, aber auch der Drohung, Erpressung und des 
Krieges eine verbindliche Rechtsordnung zu setzen." 

Wenn es auch nach Art 51 UN-Charta begrenzt wurde. 

Wiener Vertragsrechtskonvention - WVK. 

Ulrich Fastenrath zeigt in .Lücken im Völkerrecht, S 84ff, eine ähnliche Unter- 
scheidung anhand des formellen bzw. materiellen Völkergewohnheitsrechts auf. 
Vgl. Fischer/Köck in ,Pas Recht der Internationalen Organisationen", S 539. 
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dentlich als „Verfassung" tituliert. Meist jedoch relativ neutral als Charta, 
Pakt, Vertrag, Satzung, Gründungsurkunde etc. bezeichnet. 

Formelles Völkerrecht wird erst durch die Ubereinkunft der Völkerrechts- 
subjekte geschaffen. Völkerrechtssubjekte können bei der Bildung von 
formellem Völkerrecht nur auf Grundlage des Völkerrechts handeln und 
daher auch nur Völkerrecht schaffen. 779 

Das materielle Völkerrecht regelt den Zweck und das Ziel eines Vertrages 
oder einer Internationalen Organisation. Das materielle Völkerrecht klärt 
daher den oft auslegungsbedürftigen Inhalt, die Kompetenzen der Organe 
einer Internationalen Organisation oder der beliehenen Organe der Vertrags- 
staaten in Verträgen. Das materielle Völkerrecht ist daher nicht genau ab- 
grenzbar. Es muss nach dem Willen der Vertragsparteien erschlossen, berück- 
sichtigt und behandelt werden. Aus der Interpretation des „wahren Willens" 
des materiellen Völkerrechts fließen durch die Interpreten zwangsweise die 
nationalen Interpretationsmethoden und Rechtsauffassungen der Vertragsstaa- 
ten in das Völkerrecht ein. Oft werden von Vertragsstaaten auch zusätzlich 
durch Verweis auf nationales (Verfassungs-)Recht Einschränkungen, Aus- 
nahmen oder Vorbehalte gegenüber den anderen Vertragsstaaten getätigt. 

Im Europarecht ist dieses Zusammenspiel üblich. Primäres und sekundäres 
Europarecht beeinflussen direkt oder indirekt das innerstaatliche Recht der 
Mitgliedsstaaten. Die Rechtsordnungen der Mitgliedsstaaten bilden für das 
Europarecht einen Handlungsrahmen, 780 einen Haftungsrahmen, 78 ' ein Vor- 
bild 782 oder einen Hinweis 783 für die Entstehung und die Anwendungsbreite 
des Europarechts. Im Rahmen des mittelbaren Vollzugs von Europarecht 
bilden die nationalen Verwaltungen den organisatorischen Hintergrund für die 
Verwaltungsorganisation der europäischen Einrichtungen. 784 



Daraus ergibt sich bereits, dass der Gründungsvertrag einer Internationalen Organi- 
sation keine „Verfassung" sein kann. Das Völkerrecht kennt keine Verfassung im 
Sinne des staatsrechtlichen Begriffs. 

0 Z.B. Grundrechte, Bauprinzipien, leitende Prinzipien des Verfassungsrechts etc. 

' Z.B. für die Staatshaftung bei falscher oder ungenügender Umsetzung von Gemein- 
schaftsrecht. 

2 Z.B. Bürgerbeauftragter. 

3 Z.B. Wettbewerbsrecht. 

4 Vgl. EuGH - Satzung. 
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Die selben Einwirkungen sind auch im Rahmen des Völkerrechts - nationa- 
les Recht zu sehen. 785 

202 Einen völkerrechtlichen Vertrag bildete das Abkommen über die Errichtung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, die Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft und die Europäische Atomgemeinschaft. 

Dadurch, dass eine gemeinsame Organisation errichtet und klar begrenzte 
Entscheidungsbefugnisse in Form von Einzelermächtigungen übertragen 
wurden, wurde eine Staatenverbindung im Rahmen eines völkerrechtlichen 
Staatenbundes geschaffen. 786 Die Kompetenz einer Internationalen Organisa- 
tion erschließt sich aus dem Gründungsvertrag. Dies kann entweder eindeutig 
im Gründungsvertrag festgehalten sein oder es muss aus dem Vertrag er- 
schlossen werden (sog. implied powers). Die Ziele und der Zweck der Orga- 
nisation bildet dabei für die Organe 787 der IGO immer den satzungkonformen 
Haftungsrahmen. 788 

Ein Staatenbund hat aber, da die Souveränitätsrechte grundsätzlich bei den 
Mitgliedsstaaten bleiben, prinzipiell keine eigene subjektive Völkerrechtsfä- 
higkeit. Den geschaffenen Organen des Staatenbundes wurden von Seiten der 
Mitgliedsstaaten aber auch noch zusätzlich Souveränitätsrechte übertragen 
und von den Mitgliedsstaaten endgültig abgegeben und vereinbart, dass die 
Mitgliedsstaaten die Entscheidungen der Gemeinschaftsorgane gegen sich 
gelten lassen werden. Aber die Kompetenz-Kompetenz liegt immer noch bei 
den Mitgliedstaaten als , Herren der Verträge." 



Vgl. auch Jürgen Schwarze in ,Pie Entstehung einer europäischen Verfassungsord- 
nung", S 12. 

Daran ändert auch die Ermächtigung des Art 308 EGV und Art 6 Abs 4 EUV nichts. 
Hugo J. Hahn meint in ,Der Vertrag von Maastricht als völkerrechtliche Überein- 
kunft und Verfassung", S 53, dass es sich dabei offensichtlich nicht um eine Kom- 
petenzübertragung handle, sondern den Rat nur ermächtige, in diesem Sinne tätig 
zu werden. 

IGO haben meist ein Organtrias, zwei Repräsentativorgane (Generalversammlung 
und Rat) und ein Sekretariat (meist unter Leitung eines Generalsekretärs). 
Überschreitet ein Organ einer IGO den satzungskonformen Haftungsrahmen, also 
seine satzungsmäßig festgelegten Rechte und Pflichten, so haftet das Organ selbst 
mit seinem Privatvermögen und nicht die IGO. Während beim satzungskonformen 
Verhalten die IGO niemals vor einem nationalen Gericht geklagt werden kann, so 
ist dies bei satzungsinkonformen Verhalten eines Organs eingeschränkt auf das 
Organ selbst möglich (und zwar dort wo der Schaden entstanden ist). Die IGO haf- 
tet mit ihrem Vermögen für ihr zurechenbares satzungskonformes (Fehl-)Verhalten 
durch die eingesetzten Organe. Inwieweit die Mitgliedstaaten haften, ist strittig. 
Eine Durchgriffsmöglichkeit wird noch weitgehend abgelehnt. 
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Im Rahmen der Montanunion waren diese Souveränitätsübertragungen noch 
klar abgegrenzt auf die Bereiche Kohle, Stahl und Schrott. Im Bereich der 
Euratom auf die Schaffung einer Gemeinschaft für die Förderung, Forschung, 
Ausbau und Koordination von atomaren Energiequellen. 

Im Bereich der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wurden die Kompe- 
tenzen bewusst nicht klar abgegrenzt, die Souveränitätsrechte der Mitglieds- 
staaten im Bereich der Wirtschaftspolitik und der Außenhandelspolitik stark 
beschränkt und im Laufe der Zeit immer weiter eingeengt und von den Mit- 
gliedsstaaten unwidersprochen hingenommen. 

Die Europäischen Gemeinschaften vertreten in den übertragenen Kompe- 
tenzbereichen auch die Mitgliedsstaaten gegenüber den anderen Völker- 
rechtssubjekten und wurden von diesen als Gesamtheit (die Erste Säule im 
Tempelmodell) zwischenzeitlich auch (zumindest) faktisch anerkannt. 789 

Die Frage, inwieweit nun ein Staatenbund oder schon ein Bundesstaat vor- 
liegt, wurde bereits in der Vergangenheit bei verschiedenen völkerrechtlichen 
Gebilden gestellt. So war die Frage in Bezug auf das Heilig Römische Reich 
Deutscher Nation nach 1648 hoch aktuell, aber auch beim Zweiten Deutschen 
Reich ab 1871. 

Durch die starke Rechtsstellung der Fürsten wurde in beiden Fällen die 
bundesstaatliche Qualifikation von verschiedener Seite abgelehnt, da Glied- 
staaten Völkerrechtssubjekte sein können, aber nicht müssen. 

Daraus folgte der Gedanke der partiellen Völkerrechtssubjektivität. Partielle 
Völkerrechtsfähigkeit bedeutet partielle Rechtsfähigkeit. 790 Dies wiederum im 
Bundesstaat, das die Bundesmitglieder teilweise Völkerrechtssubjekte sein 
können. Partielle Völkerrechtssubjektivität im Bundesstaat wiederspricht 
jedoch wiederum dem Gedanken des Bundesstaates und des Föderalismus. 

Die Frage war damals nicht zu lösen und wurde mit der Schaffung der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften nicht einfacher. War zuvor zumindest die Souve- 
ränität oder die Völkerrechtssubjektivität der Mitgliedsstaaten ein ziemlich 



Vgl. nur die verschiedensten GATT-Runden seit dem Bestehen der Gemeinschaft, 
an denen die Kommission für die Gemeinschaft teilgenommen hat. 

Zur Unterscheidung von der partiellen Handlungsfähigkeit, wie sie z.B. bei Protek- 
toraten, Treuhandgebieten, besetzten Gebieten aber auch bei freiwilligen Beschrän- 
kungen - z.B. Liechtenstein, Vatikan, San Marino, Monaco etc. - vorkommen. 



163 



eindeutiges Indiz dafür, ob ein Staatenbund vorliegt 79 ' oder ein Bundes- 

792 793 

Staat, wurde diese Grenze nun stark verwischt. 



NGO - IGO 

Als internationale Regionalorganisation iSd Art 52 Abs 1 Satzung der Ver- 
einten Nationen mit begrenzter völkerrechtlicher Teilsubjektivität im Sinne 
der bisherig errichteten Organisationen sind die Europäischen Gemeinschaf- 
ten ebenfalls nicht eindeutig zu bestimmen. 794 ,Pie öffentlichen Internation ei- 
len Organisationen (IGO) sind ein auf völkerrechtlichem Vertrag beruhender 
Zusammenschluss von zwei oder mehreren Staaten bzw. anderer Völker- 
rechtssubjekte zur Besorgung von Angelegenheiten von gemeinsamen Inte- 
resse durch gemeinsame Organe. 1,79 

NGO sind historisch die ältesten Zusammenschlüsse über Staatsgrenzen 
hinweg. Die IGO folgten erst später, indem sie sich an NGO beteiligten, 796 
diese in IGO umwandelten 797 oder neue gründeten. 798 

Für die Internationale Organisation ist daher kennzeichnend: 

Die Vertragsparteien sind Völkerrechtssubjekte, 799 welche aus 
dem Vertrag berechtigt und verpflichtet werden, nicht aber de- 
ren Bürger als einzelne Person; 

Die Organisation beruht nur auf völkervertraglichen Grundla- 
gen; 

Die Vertragsparteien haben den Willen eine IGO zu errichten; 



791 Nur geringe Souveränitätsbeschränkungen und volle Völkerrechtssubjektivität. 
7,2 Fast vollständige Souveränitätsbeschränkungen und keine bzw. keine weitgehende 
Völkerrechtsubjektivität der Gliedsstaaten. 

793 Jil Carlos Rodriguez Iglesias meint in 'Verfassungsrecht und Verfassungsgericht im 

Zeichen Europas", S 48: ,Die Gemeinschaft bleibt - trotz ihrer Besonderheiten - 
eine internationale Organisation." 

794 Vgl. Hummer in Europarecht, Rz 85ff. 

795 Köck/Fischer in ,Pas Recht der Internationalen Organisationen", S 60. 

796 Z.B. die Hanse. Albrecht Weber in .Geschichte der internationalen Wirtschaftsorga- 

nisationen", S 15, meint: .Internationale Wirtschaftsorganisationen intergouvern e- 
mentalen Charakters konnten sich erst mit der Entstehung der Nationalstaaten her- 
anbilden, die durch das Territorialitätsprinzip geprägt sind." 
Z.B. Hanse, Postwesen Thum und Taxis. 
Z.B. Rheinschifffahrtsakte, Weltpostverein. 

Die zumindest eine eingeschränkte völkerrechtliche Handlungsfähigkeit haben. 



797 
798 
799 
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Der Zusammenschluss im gemeinsamen Interesse bildet auch 
gleichzeitig den Rahmen der Kompetenzen; 800 
Mindestens ein Organ wurde gebildet, das gegenüber den Mit- 
gliedsstaaten und anderen Völkerrechtssubjekten als An- 
sprechpartner fungiert. 
Allen NGO und IGO ist eigen, dass sie eine genaue Zweckbestimmung 
erfüllen. 80 ' 

Es gab und gibt historisch auch Beispiele für eine Überschreitung dieser 
Grenzen, z.B. bei der Internationalen Donaukommission. In dieser IGO hat 
der Kongress der Mitgliedsstaaten das Recht, sowohl die Satzung der Kon- 
vention als auch die Verfahrensbestimmungen durch relative oder absolute 
Mehrheit abzuändern. Es zeigen sich also supranationale Züge. 

Bei den Europäischen Gemeinschaften fehlt es bereits an der eindeutigen 
und begrenzten Zweckbestimmung der Organisation. Dies ließe sich noch bei 
der Montanunion und der Euratom-Gemeinschaft konstruieren, die Grenze 
wird aber bei der EWG eindeutig überschritten und lässt sich aus der Zusam- 
menfassung aller drei Gemeinschaften mit dem Fusionsvertrag gar nicht mehr 
begründen. 802 

Seit der Einführung der Unionsbürgerschaft, der Verpflichtung zur Koordi- 
nierung der Außenpolitik der Mitgliedsstaaten, den Petersberg-Aufgaben, 803 
der Schaffung des Binnenmarktes mit der Wirtschafts- und Währungsunion 
u.a.m. ist die Stellung auch über die vom deutschen Bundesverfassungsge- 
richtshof kreierte Form des Staatenverbunds hinausgegangen. 804 



Die implied-powers Regel wurde bereits erwähnt und führt nicht zu einer Kompe- 
tenz-Kompetenz. 

Z.B. Amnesty International oder die Rhein-Zentralkommission. Die UNO hat auf- 
grund der sehr offenen Satzung eine Sonderstellung. 
Anders Doehring in Völkerrecht, Rz 135 und 221. 
GASP - ESVP 

Der dBVerfGh hat in seinem Urteil vom 12. Oktober 1993 - BVerfGh 89,155 auch 
in EuGRZ 1993, S 429 - zur Vereinbarkeit des Vertrages von Maastricht mit dem 
deutschen Grundgesetz deutlich gemacht, dass von ihm deutlich geringere staatli- 
che und demokratische Maßstäbe an die Europäische Union angelegt werden als an 
einen Bundesstaat und definierte die Gemeinschaft, trotz bereits vielfältiger und 
vielschichtiger Integration(sbestrebungen) als .Staatenverbund". Vgl. auch die D e- 
finition des Staatenverbunds von Dieter Grimm in .Ohne Volk keine Verfassung" 
in Die Zeit, Nr. 12 vom. 18.3.1999. Ablehnend vgl. Peter Pernthaler in „Was ist 
und wozu braucht man eine Europäische Regierung?", JRP 2001, S 173. 
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Die bisherigen völkerrechtlichen Abgrenzungen zwischen Staatenbund und 
Bundesstaat und Internationaler Organisation sind für die Europäische Union 
als Summe der Europäischen Gemeinschaften und der anderen übertragenen 
Verpflichtungen nicht mehr geeignet. 805 Es kann nur der Begriff eines Gebil- 
des ,ßui generis" eingeführt we rden, 806 um diesen Zustand irgendwie zu 
beschreiben und einzugrenzen oder es wird auf die anerkannten völkerrechtli- 
chen oder staatsrechtliche Begriffe abgestellt und der Europäischen Union 
zum Beispiel zugestanden, dass sie ein Bundesstaat j n Entwicklung" da r- 

807 808 

stellt. Karl Doehring hat in diesem Zusammenhang von einem ,partie llen 
Bundesstaat" gespr ochen. 



IV.4 

Nationalstaatliche Sicht 

Derzeit sind alle Lehrmeinungen zum bereits vollendeten Bundesstaat und 
zum reinen Staatsbund bzw. Internationale Organisation mehr oder weniger 
begründbar und werden auch vertreten, sind bestreitbar aber auch miteinander 
vereinbar. 809 Eindeutiges Faktum ist, dass die Mitgliedsstaaten der Union ihre 
Völkerrechtsfähigkeit zum Großteil nicht aufgegeben und auch viele Teile der 



Das zeigen auch die vielfältigen (und bisher vergeblichen) Versuche der Begriffs- 
und Standortbestimmung im Bereich der Europarechtslehre und die Diskussion im 
Rahmen des Post-Nizza-Prozesses. 

dBVerfG 22, S 293ff, Der EuGH Slg 1964, Rs 6/64 Costa/E.N.E.L.. S 1251 führte 
aus, ,dass vom Vertrag geschaffene, somit aus einer autonomen Rechtsquelle er- 
fließende Recht wegen dieser Eigenständigkeit keine wie immer geartete inner- 
staatliche Rechtsvorschrift vorgehen könne, wenn ihm nicht sein Charakter als 
Gemeinschaftsiecht aberkannt und wenn nicht die Rechtsgrundlage der Gemein- 
schaft selbst in Frage gestellt werden soll. Die Staaten haben somit dadurch, dass 
sie nach Maßgabe der Bestimmungen des Vertrages Rechte und Pflichten, die bis 
dahin ihren inneren Rechtsordnungen unterworfen waren, der Regelung durch die 
Gemeinschaftsrechtsordnung vorbehalten haben, eine endgültige Beschränkung ih- 
rer Hoheitsrechte bewirkt, die durch spätere einseitige, mit dem Gemeinschaftsbeg- 
riff unvereinbare Maßnahmen nicht rückgängiggemacht werden können." Der 
EuGH geht somit von der .Gesamtakttheorie" aus, nach der das Gern einschafts- 
recht ein originäres Substrat ist, dass sich nicht aus den einzelnen übertragenen 
Hoheitsrechten zusammensetzt (Mosaiktheorie), sondern durch den Gesamtakt et- 
was Neues begründet wurde. 

Vgl. dazu die Ausführungen weiter unten unter Pkt. IV.5 sowie Rz 266. 

„Völkerrecht", Rz 235. 

Dies ist kein .pirculus vitosus." 
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staatlichen Souveränität noch innehaben. Andererseits wird durch äußere und 
innere Zwänge eine weitere und weitreichende Übertragung von Souveräni- 
tätsrechten und eine weitere Koordination der Außenbeziehungen notwendig 
sein, um die Europäische Union zumindest wirtschaftlich und politisch 
gegenüber dem Weltmarkt abzusichern, anzupassen und zu stärken. 



IV.4.a 

Versuch der Subsumtion der EU 
unter den Begriff des Nationalstaates 

207 Der Nationalstaatsbegriff 810 wird immer noch am besten über die Drei- 
Elementen-Lehre 8 " von Georg Jellinek definiert: nach 

Staatsvolk, dem bestimmte Gesellschaftsgruppen eindeutig 
zugeordnet werden können und dem sie sich diese auch zuord- 
nen wollen; 81 " 

Staatsgewalt, der anerkannten Herrschaftsbefugnis über ein 
bestimmtes Staatsgebiet und einer abgrenzbaren Anzahl von 
Menschen; 813 

Staatsgebiet, einem abgrenzbaren und international anerkann- 
ten Teil der Erde, auf dem die Staatsgewalt ausgeübt wird und 
zumindest ein Teil des Staatsvolkes lebt. 814 



810 Auch wenn Carl Schmitt bereits in den 60er Jahren das Ende des .traditionellen" 

Nationalstaates verkündete, so existiert er dennoch bis heute und vermutlich auch 
noch längere Zeit. 

811 Es wird nicht verkannt, dass diese Lehre nur die grundsätzlichsten Elemente eines 

Staatsgebildes wiedergibt. Mit ,Leben" wird der Staat erst durch die Rechtstaa t- 
lichkeit, die Demokratie, die Garantie der Grundrechte und Grundfreiheiten, der 
Sicherheit nach innen und außen, des Sozialstaatsgedankens, der Ziele und Wün- 
sche der Gemeinschaft etc. erfüllt. 

812 Aus der Staatsbürgerschaft ergeben sich sodann die auferlegten Pflichten und ge- 

währten Rechte der einzelnen Person. 

813 Die Staatsgewalt ist die Essenz des Staates im engeren Sinn. Es ist die für alle ver- 

bindliche Ordnung des Gemeinwesens nach innen und nach außen. Daraus folgt 
auch das Gewaltmonopol und Verwaltungsmonopol des Staates. Niemand sonst der 
der Hoheitsgewalt unterworfen ist, ist befugt innerhalb des Staatsgebietes gegen ei- 
ne oder mehrere Personen die darin legal oder illegal leben, Gewalt anzuwenden 
oder dieses Gewaltmonopol zu durchbrechen oder dieses zu vereiteln, den Staat 
ohne Genehmigung zu vertreten, zu berechtigen oder zu verpflichten. 
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Diese Begriffe sind nicht als statische Elemente zu sehen, 8 ' 5 die nicht erwei- 
tert werden können, sondern Synonyme für faktische Zustände, die sich in 
einem anerkannten und durchsetzbaren Rechtsanspruch fixiert haben und von 
der Staatengemeinschaft anerkannt worden sind. Aber sie sind auch nicht so 
dynamisch, dass jeder Ansatz eines Staatsgebildes darunter subsumiert 
werden kann, indem diese Begriffe mit anderen Inhalten gefüllt oder erweitert 
werden. 



.Staatsvolk ist das essentielle Substrat des Staates. Staatsgewalt ohne 
Staatsvolk ist eine Absurdität, aber Staatsvolk ohne Staatsgewalt ist das 
nicht, auch wenn dann, wenn einem Staatsvolk jede Chance fehlt, eine 
Staatsgewalt zu errichten, bzw. nach Verlust wiederzuerrichten, ein Staat im 
Sinne des Völkerrechts nicht mehr besteht. " 8I6 

Umgekehrt betrachtet bedeutet dieser Satz, dass die Errichtung einer Staats- 
gewalt ohne Staatsvolk, auch wenn eine völkerrechtliche Staatsgewalt beste- 
hen würde, keinen Staat begründen kann. 817 Diese Ableitung dieser Aussage 
ist, wie die Aussage selbst, zumindest zu bezweifeln, gab es doch insbesonde- 
re in der Vergangenheit mehrfach Beispiele für die Bildung eines Staates 
ohne einiges Staatsvolk 818 und wurde mehrfach die Staatsgewalt einem Volk 
einfach aufoktroyiert 819 oder wurde die Staatsgewalt vom Staatsvolk nicht 

8 0 82 ! 

mehr anerkannt, " obwohl weiterhin eine Staatsgewalt faktisch bestand. 



814 Dabei wird das Staatsgebiet als der das Staatsvolk größtenteils umschließende Raum 

verstanden, der notfalls mit Gewalt verteidigt oder erweitert wird und der den darin 
befindlichen Personen Schutz und Sicherheit bieten soll. Viele Völker verbinden 
mit einem Territorium auch mystische und geschichtliche Bindungen, welche unter 
anderem die Nationenbildung und damit das Zusammengehörigkeitsgefühl fördern. 

815 Einer Erweiterung dieser Begriffe wie von Peter Häberle in „Verfassungsrecht und 

Verfassungsgerichtsbarkeit im Zeichen Europas", S 29ff, vorgeschlagen um der EU 
Staatsqualität zu verleihen, kann ich nicht zustimmen. 

816 Doehring in Völkerrecht, Rz 54. 

817 Vgl. dazu das deutsche Bundesverfassungsgericht im Maastricht-Urteil. 

818 Z.B. Frankreich, Belgien. 

819 Z.B. Südtirol. 

820 Z.B. Slowenien, Kroatien. 

821 Dennoch wird dieses Argument immer wieder herangezogen um zu beweisen, dass 

es keine europäische Verfassung geben kann. 
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In Hinsicht auf die Staatswerdung und Nationenbildung ist hier der Gedan- 
ke von Stefan Griller 822 erwähnenswert, der meint: ,Pft genug war es umg e- 
kehrt die staatliche Einheit, welche die natürliche Einheit des Volkes und der 
Nation erst gezüchtet hat. " 

Es stellt sich aber die Frage, ,pb Europa ein Staat werden kann und ein 
Staat werden so//" 823 und ein Staat werden will. Falls diese Fragen negativ 
beantwortet werden, ,/cann es gar keine europäische Verfassung geben. 
Europa ist nicht verfassungsfähig. " 824 

Die Bürger der Europäischen Union wurden durch den EUV und den Ver- 
trag von Amsterdam im Inneren der Union einander weitreichend gleichge- 
stellt. Voraussetzung ist die Staatsbürgerschaft des Mitgliedstaates, aus der 
dann die Unionsbürgerschaft folgt. 825 

Dies bedeutet, dass die Unionsbürgerschaft die Staatsbürgerschaft nur er- 
gänzt, nicht aber ersetzt oder ein eigenes Institut schafft. Diesem Gedanken 
der Subsidiarität 826 und den bestehenden mehrfachen nationalen Loyalitäten 
entspricht es daher zum Teil auch, dass nicht geregelt wird, wie die EU - 
Staatsbürgerschaft erworben bzw. verloren werden kann, sondern diese 
Fragen den Mitgliedsstaaten zur Lösung überlassen wird. 

Das wichtigste Hemmnis, von einem Staatsvolk zu sprechen, besteht jedoch 
in der (noch) mangelnden Bewusstseinsbildung der Unionsbürger, sich zur 
Gemeinschaft, und auch als deren Bürger zu bekennen. 827 



September Akademie der Julius-Raab-Stiftung 1996, im Beitrag .Europa ohne Bür- 
ger". 

123 Theo Öhlinger in .Brauch Europa eine Verfassung?", JRP 2002, S 37. 
24 Theo Öhlinger in .Brauch Europa eine Verfassung?", JRP 2002, S 37. 
125 Art 17ffEGV 

,26 Dieser Gedanke ist bereits 1931 in der Enzyklika .Quadragesimo Anno" von Papst 
Pius XI angedeutet. 

,27 Jürgen Schwarze spricht in ,Pie Entstehung einer europäischen Verfassungsor d- 
nung" davon, dass »nur durch das Vertrauen und die Zustimmung der Bürger in 
der Europäischen Union diese weiter wachsen bzw. vertieft werden kann«. Hans 
von der Groeben meint in .Eegitimationsprob lerne der Europäischen Gemeinschaft, 
S 122: .Entscheidend für die Beständigkeit und das Funktionieren einer etwa nach 
den Plänen des Europäischen Parlaments gestalteten Europäischen Union ist, ob 
die Entscheidungen, die vom Parlament und dem Ministerrat gemeinsam mit einfa- 
cher oder qualifizierter Mehrheit der Stimmen getroffen werden, auch von den je- 
weiligen politischen oder regionalen Minderheiten anerkannt oder wenigstens hin- 
genommen werden und somit durchgeführt werden können, d.h. ob dafür die zurei- 
chende Legitimation erreicht werden kann." 
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Unmittelbare Voraussetzung jedoch, um von einem Staatsvolk im Sinne 
von Jellineks ,Prei-Elementen-Lehre" zu sprechen. Vielleicht zu Recht 
spricht daher Josef Isensee von: ,/nehr Schein als Sein. " 828 

Auch völkerrechtlich wird das Staatsvolk als Schicksalsgemeinschaft gese- 
hen, die in Loyalität und Solidarität zusammenstehen. Dabei wird von völker- 
rechtlicher Seite auch diskutiert, ob eine Staatsgewalt völkerrechtlich vorlie- 
gen kann, wenn sich der Wille der Staatsbürger gegen diese richtet. Umge- 
kehrt also, ob nicht der Volkswille eine Staatsgewalt schaffen kann, obwohl 
die bisherige Staatsgewalt(en) dies nicht wollen oder anerkennen. Dieser 
Diskussionsansatz ist jedoch umstritten. Unumstritten ist, dass eine Staatsge- 
walt (Regierung) eines Nationalstaates von der Völkergemeinschaft nicht 
anerkannt werden muss, dennoch aber ein Staat im Sinne des Völkerrechts 
vorliegen kann. 829 

Es ist daher nicht zu fragen, ob es ein europäisches Volk oder europäische 
Völker gibt, sondern wie sich die Unionsbürger selbst definieren und identifi- 
zieren (ist ein Korse Angehöriger des französischen" Volkes oder ein Baske 
des spanischen" Vo lkes?, sind beide ,Europäer'?). 



209 Eine große, nicht aber die größte Barriere bilden dabei derzeit in der Euro- 

830+83 1 

päischen Union auch die verschiedenen Sprachen. " Doch kann im 
Gegenteil, gerade diese Vielfalt einen besonderen Reiz bilden, Josef Isensee 
spricht dabei völlig richtig davon, dass dies ,fiicht Mangel, sondern Wesen 
und Reichtum Europas " ist. 832 Eine gemeinsame Muttersprache ist nicht eine 
notwendige Voraussetzung für eine funktionierende Demokratie wie die 
Beispiele in Belgien, Finnland, Kanada, Schweiz u.a. zeigen, sie erleichterte 
jedoch die Zusammenarbeit möglicherweise. 



In .Europa - Idee, Geschichte, Realität", S 93. 
Siehe weiter unten. 

Reinhard Wittram in ,Das Nationale als europäisches Problem", S 25, meint, dass 
'die sprachliche Einschmelzung und Vereinheitlichung, die in Amerika das Ge- 
wohnte ist, der geistigen Struktur Europas widerspricht." Die Verschmelzung in 
den USA ist jedoch nach meiner Ansicht eine mehr theoretische. Insbesondere in 
den letzten Jahrzehnten wurde durch den Zuzug spanischsprechender Immigranten 
der englischen Sprache als Hauptssprache der Rang streitig gemacht. 

Die Europäische Kommission rechnet pro neue Amtssprache durch die Osterweite- 
rung mit 200 zusätzlichen Vollzeitstellen für die Übersetzungsarbeit, siehe KOM 
(2002)311 endg. v. 5.6.2002 

In .Europa - Idee, Geschichte, Realität", S 96. 
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Auf jeden Fall jedoch muss eine zwangsweise Einführung oder Beschrän- 
kung der in den Mitgliedsstaaten gesprochenen Sprachen auf einige weni- 
ge, 833 auch wenn mehr als die Hälfte der Unionsbürger eine dieser drei 
Sprachen als Muttersprache beherrschen, verhindert werden. 

Eine oktroyierte Sprache ist nicht geeignet, die Identifikation und Integrati- 
on der Unionsbürger in und mit der Union zu fördern, im Gegenteil. Den 
Unionsbürgern muss es weiterhin belassen sein, in welcher der bisher aner- 
kannten Sprachen sie sich an die Union bzw. deren Organe wenden. Im Falle 
eines Wohnsitzwechsels eines oder mehrerer Unionsbürger in einen anderen 
Mitgliedsstaat der Union jedoch ist eine Erlernung der Umgangssprache des 
betreffenden Mitgliedsstaates von den Umsiedelnden zu erwarten und fördert 
wiederum die Integration im neuen Heimatstaat. 

Um den Völkern der Europäischen Union ein gemeinsames Bewusstsein 
und eine gemeinsame Identifikation zu geben, wäre insbesondere eine die 
Mitgliedsstaaten übergreifende Kommunikation im Sinne einer überregiona- 
len Presse bzw. eines Rundfunks, einer europäischen Parteienvielfalt u.ä. 
dringend erforderlich. 834 Eine gemeinsame Währung ist für die Identifikation 
hierbei ein wichtiger Teilschritt, jedoch eben nur ein Teil, ein Schritt zur 
weiteren Integration. 

Die Staatsgewalt ist derzeit noch zum Großteil bei den Mitgliedstaaten 
verblieben. Die Mehrheit der wichtigsten staatspolitischen Entscheidungen 
wird (noch) auf Ebene der Mitgliedstaaten getroffen und erst in einem sehr 
konkreten Stadium auf die Ebene der Gemeinschaft angehoben bzw. werden 
die Entscheidungen der Gemeinschaft in enger Zusammenarbeit mit den 
nationalen Behörden der Mitgliedsstaaten ausgearbeitet. 

Ebenso wird die Vollziehung des Gemeinschaftsrechts zum Großteil durch 
die Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten durchgeführt. Von einer Staats- 
gewalt im Sinne der ,Drei -Elementen-Lehre" ist die Europä ische Union 
teilweise noch weit entfernt. 835 Auch wenn man bedenkt, dass die Souveräni- 
tät, die Rechtsmasse, die Legislative und die Exekutive der Mitgliedsstaaten 
durch den ,^cquis communautaire" deutlich und stark beei nflusst wird. Nach 
Schätzung der Kommission beträgt der Gesamtbestand des "acquis" Anfang 
2002 ca. 80.000 Seiten und jährlich werden es um ca. 2.500 Seiten mehr. Mit 



Z.B. Deutsch, Englisch, Französisch. 

Vgl. Peter Pernthaler in „Was ist und wozu braucht man eine Europäische Regi e- 
rung?", JRP 2001, S 173. 
Vgl. Entstehungsgeschichte von EUROPOL. 



171 



einer Kodifizierung würde der acquis ca. 45 - 50.000 Seiten betragen. Diese 
Kodifikationsarbeit soll bis 2005 abgeschlossen sein. 836 

Das Fehlen von umfassender Souveränität jedoch wäre kein ausreichendes 
Argument, um der Europäischen Union die Staatsgewalt grundsätzlich abzu- 
sprechen. Auch Westdeutschland war jahrelang internen Souveränitätsbe- 
schränkungen durch die alliierten Mächte unterworfen. Dennoch wurde der 
Staatscharakter der BRD nicht abgesprochen. Souveränität bedeutet begriffs- 
mäßig ja, dass ein Staat die ,Selbst - und Letztbestimmung über seine inneren 
und äußeren Verhältnisse"^ 1 hat. 

Die Europäische Union hat zusammen mit den Gemeinschaften in bestimm- 
ten Bereichen inzwischen diese Souveränität erlangt. 

Solange die Referenden über maßgebliche und grundsätzliche Funktionen 
und Entwicklungen der Union innerhalb der Mitgliedsstaaten immer noch 
sehr geringe Zustimmung des Volkes 838 zeigen, kann eine weitere und not- 
wendig weitreichende Übertragung von Staatsgewalt an die Europäische 
Union jedoch nicht stattfinden. Die ,Jferren der Verträge" 839 sind direkt, 
soweit für Verfassungsänderungen in den Mitgliedstaaten Volksabstimmun- 
gen vorgesehen sind oder werden, die Bevölkerung der Union. 840 

So sieht Rudolf Smend zu Recht die Integration als eine Entwicklung, bei 
der die Bürger dazu Ja sagen, sich als Gemeinschaft fühlen und auf gemein- 
samen Werten aufbauen. 841 

211 Das ,£taat sgebiet" der Europäischen Union ist klar umrissen und richtet 
sich nach den anerkannten Grenzen der Mitgliedsstaaten. 842 Eine durchaus 



16 Vgl. Kom 2001/645/endg. vom 21.1 1.2001. 

17 Werner Schroeder in ,Pie Souveränitätsfrage im Maastricht -Urteil des Bundesver- 

fassungsgerichts", ZfRV 1994, S 143. 

18 Z.B. Dänemark am 2.6.1992, 50,7% der Bürger stimmen gegen den Vertrag von 
Maastricht und erst in einer zweiten Abstimmung am 18.5.1993 gibt es eine knap- 
pe Mehrheit. Siehe Frankreichs Entscheidung zur WWU am 20.9.1992. Die irische 
Bevölkerung lehnt in einem Referendum den Vertrag von Nizza mit 53,84% der 
Stimmen ab (Wahlbeteiligung 32,9%). Erst in der zweite irische Volksabstimmung 
über den Vertrag von Nizza geben 62.8% der Wahlberechtigten ein positives Vo- 
tum für den Vertrag von Nizza ab (Wahlbeteiligung 50%). 

19 Vgl. Art 48 EUV. 

10 Vgl. hierzu auch die Meinung von Dieter Grimm in ,Eine Verfassung für Europa", 

Sl 1 und Ignaz Seidl-Hohenveldern, Anmerkung unter Pkt. U.5. 

11 So Rudolf Smend in: .Staatsrechtliche Abhandlu ngen". 1 994, S 1 1 9. 

Mit einigen Ausnahmen wie z.B. die Färöer Inseln, einigen britischen Kanalinseln, 
Grönland, überseeische Gebiete u.a. 
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übliche Definition, wie sie z.B. auch in Art 2 Abs 2 öB-VG (Bundesstaat) 
oder Art 5 der Portugiesischen Verfassung (Einheitsstaat) zu finden ist. Es ist 
aber für das Staatsgebiet letztlich nur entscheidend, dass die Gebiete bzw. die 
Menschen darin, aus denen sich derselbe zusammensetzt, diesem Staatsgebil- 
de angehören wollen. 

Doch bereits in der Präambel zum EGV 843 und auch in der Präambel des 
EUV wird deutlich gezeigt, dass die Europäische Gemeinschaft sich selbst 
noch immer lieber 844 als eine Gemeinschaft zur Koordination und Förderung 
der Wirtschaft und des Friedens, der Kultur, der Zusammenarbeit auf den 
Gebieten des Sozialen, Justiz, Sicherheit u.a. sieht. Eine Gemeinschaft die 
zwar ihre bedeutenden Auswirkungen auf das Gebiet der Mitgliedstaaten 
hat, 845 aber im Sinne des Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsprinzips 846 
nur so weit, als die Mitgliedsstaaten ein Problem nicht ausreichend selbst 
bewältigen können oder wollen und daher die Gemeinschaft dies (als ,Pro b- 
lemlöser') besser bewerkstelligen kann oder soll. Und auch der Vertrag von 
Nizza, als neueste und ergiebigste Quelle für das (noch sehr) eingegrenzte 
Ziel und des gehemmten Willens der Mitgliedstaaten 847 zeigt dies wiederum 
deutlich, auch wenn die Zusammenarbeit immer weiter intensiviert wird und 
im Vergleich zu den Gründungsverträgen von 1951/1956 weite und wichtige 
Fortschritte gemacht wurden. Die wichtigsten Änderungen kommen jedoch 
oftmals ,ßuf leisen Sohlen daher, ohne Festakt und Feue rwerk. " 848 



IV.4.b 
Zusammenfassung 

Die Gemeinschaft verfügt also über ein eigenes Gemeinschaftsgebiet im 
engeren Sinne der ,Diei - Elementen Lehre", aber nur Uber begrenzte Einze 1- 



Vgl. auch Hans von der Groeben in ,Legitimationsprobleme der Europäischen Ge- 
meinschaft", S 76, der meint, dass die Präambel des EGV deutlich zeigt, dass der 
Gedanke eines europäischen Staatenbundes oder Bundesstaates nicht aufgegeben 
worden ist. 

Sich selbst seit den Anfängen in den 50er Jahren eingrenzend. 
Also, ein Staatenverbund. 
Art 5 EGV 

Staatenbund - Staatenverbund - Bundesstaat 
Weidenfeld / Wessel in ,Eur opa von A - Z" S 1 0. 
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Zuständigkeiten im Rahmen des räumlichen Geltungsbereiches der Verträge 
und sie hat keine unmittelbare (umfassende) Gebietshoheit. 

Es fehlt ihr vor allem am gemeinsamen Volk bzw. dessen Identifikation 
(,£>chicksalsgemeinschaft") 850 unc i vol - allem auch die vertragliche oder 
faktische Kompetenz-Kompetenz, 851 die Mitgliedsstaaten sind und bleiben 
vorerst nach wie vor unmittelbar die ,fferren der Verträge" und die Union s- 
bürger nur mittelbar. 

Der Wille der Normunterworfenen ist somit der entscheidende Faktor für 
das Entstehen von Staatsvolk, Staatsgebiet und Staatsgewalt und somit auch 
für das Bestehen eines Staates. Dabei muss dieser Wille nicht immer präsent 
sein oder artikuliert werden, es genügt das latente Vorhandensein. 

Auch eine Weiterentwicklung eines „Verfassungsstaates" 852 oder der 
Staatsverfassung ist ohne diesen Willen nicht möglich, ansonsten entsteht 
Juristenrecht". 853 



Bereits Charles de Gaulle hat die Frage nach der Legitimation, " Macht und 
dem Durchsetzungsvermögen der Gemeinschaften aufgeworfen. Diese Fragen 
sind bis heute ungelöst, der Föderalismus steht dem Funktionalismus, die 



Dies steht der ,Gesamtakttheorie"die der EuGH vertritt nicht entgegegen. 
,ü Reinhard Wittram in .Das Nationale als europäisches Problem", S 79 meint, dass 
, Gemeinschaft eine Frage des »Eingelebtseins« ist. Viel davon haben alle Völker in 
sich im Lauf von hundert Jahren erfahren. Schlachtfelder und Notzeiten fügten 
manche Gruppen rascher zusammen als Jahrzehnte unsicherer politischer Berüh- 
rung (...)." 

'' Vgl. aber Art 6 Abs 4 EUV und die Kritik des dBVerfG im .Maastrichturteil", E 89, 
S 155, 1993. 

' 2 Peter Häberle in „Verfassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit im Zeichen Eu- 
ropas", S 44, sieht di es jedoch nicht so. 

3 Peter Häberle in „Verfassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit im Zeichen E u- 
ropas" S 43. 

i4 Auch der dBVerfGH hat sich im .Maastrichturteil" vom 12.10.1993, Pkt. 3a mit 
dieser Legitimation auseinander gesetzt. In Bezug auf das Europäische Parlament 
meinte es: .Nimmt ein Verbund demokratischer Staaten hoheitliche Aufgaben 
wahr und übt dazu hoheitliche Befugnisse aus, sind zuvörderst die Staatsvölker der 
Mitgliedstaaten, die dies über die nationalen Parlamente demokratisch zu legitimie- 
ren haben. (...) ... hinzu tritt - im Maße des Zusammenwachsens der europäischen 
Nationen zunehmend - innerhalb des institutionellen Gefüges der Europäischen 
Union die Vermittlung demokratischer Legitimation durch das von den Bürgern 
der Mitgliedstaaten gewählte Europäische Parlament." 
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Supranationalität der Staatengemeinschaft, der Gedanke des Bundesstaates 
dem des Staatenbundes gegenüber. 855 

,Pie Europäische Union ist kein Staat (...). Sie trägt Züge von S taatlich- 
keit, vor allem in ihrem harten Kern der vergemeinschafteten 1. Säule", 
hierin ist Wolfgang Schäuble 856 sicherlich voll zuzustimmen. 

Solange keine Kompetenz-Kompetenz, sondern das Prinzip der Einzeler- 
mächtigung und, solange kein europäisches ,Staatsvolk" vorhanden ist, dass 
die Bürgergesellschaft der Europäischen Union in einen europäischen Bun- 
desstaat bilden will, wird es einen solchen nicht geben. 857 

Derzeit will die Europäische Union mehr ein ökonomischer , Zweckver- 
band" 858 sein, gebildet vor allem aus den Mitgliedstaaten und indirekt aus der 
Masse der Unionsbürger. Aber schon Walter Hallstein meinte 1967 vor dem 
Europäischen Parlament: ,Per EWG -Vertrag hat sich als Verfassungsurkun- 
de durchgesetzt; er ist das erste Stück einer Verfassung Europas. Eine 
Verfassungswirklichkeit hat sich entwickelt. In der Krise 1965 S59 hat sich 
gezeigt, dass diese Verfassung verteidigungswert und verteidigungsfähig 

860 

war. 

213 Warum wird dann der Ruf nach einer einheitlichen europäischen (Bundes-) 
Verfassung immer wieder laut? 861 Es ist dies bedingt durch die veränderten 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Gegebenheiten, die den National- 



5 Adolf Kohler in Staatslexikon, S 427. Vgl. auch Rz 271 f. 
fl In: Die Entwicklung des Rechts der EU, S 17. 

7 Vgl. zum Staatsvolk bzw. zur Willensbildung den deutschen Bundesverfassungsge- 

richtshof im Maastricht-Urteil, Pkt. C.I.2.b.l . Vgl. auch Theo Öhlinger in .Braucht 
Europa eine Verfassung?", JRP 2002, S 37: ,3s ist unzulässig, schon heute von e i- 
ner »Verfassung« Europas zu sprechen, weil eben das, was damit bezeichnet wer- 
den soll, nicht auf ein Volk zurückzuführen ist. Europa hat daher keine Verfas- 
sung." 

8 Heinrich Rupp in ,Das Ziel einer europäischen Integration", S 49. Vgl. auch Peter 

Pernthaler in ,Pie Herrschaft der Richter im Recht ohne Staat", JB1 2000, S 691 . 
15 Politik des leeren Stuhls. 

0 Aus Europäische Reden", S 6 81 , 685. 

1 Waldemar Hummer meint in ,Pie Zukunft der Demokratie", herausgegeben von 
Helmut Reinalter, S 171, dass ,die nunmehrige Verbandsgewalt offensichtlich in 
ihrer Wirkungsweise der Staatsgewalt so ähnlich geworden (ist), dass man glaubt, 
von ihr wieder »strukturelle Kongruenz und Homogenität« zum Staatsrecht verlan- 
gen zu müssen." Wieder deshalb, weil diese Debatte in Deutschland ja bereits in 
den 50er Jahren des vorigen Jahrhunderts intensiv geführt worden ist (vgl. die wis- 
senschaftliche Diskussion zwischen Prof. Kraus und Prof. Kruse). 
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Staat immer mehr ins Hintertreffen geraten lassen. " Ein modernes Schlag- 
wort dafür lautet Globalisierung". 863 Je mehr die Welt wirtschaftlich zusam- 
menwächst, desto mehr ist auch eine politische Kooperation unumgänglich, 
die bisherigen Souveräne (Staaten) müssen zwangsweise, wenn sie am globa- 
len Markt teilnehmen wollen, Macht abgeben. 864 Und diese Übertragung von 
Souveränitätsrechten braucht Kontrolle, 865 einen sicheren rechtlichen Rahmen 
mit einer genauen Kompetenzbestimmung und Abgrenzung. 866 Doch können 
viele Aufgaben der Gemeinschaft nicht durch eine eindeutige Kompetenzzu- 
weisung an die Mitgliedsstaaten oder die Gemeinschaften abgegrenzt werden, 
sondern muss notwendigerweise ein gemischter Kompetenzanspruch begrün- 
det werden. 

Eine andere Begründung findet sich in der identitätsbildenden Rolle, die 
eine Verfassung als Symbol sein kann. Diese Symbolwirkung ist jedoch heftig 

. ... 867 

umstritten. 



In kleinem Rahmen erfolgte die Souveränitätsabtretung seit Entstehung der 
Staaten. Bereits das Römische Reich konnte nicht umhin, mit Karthago 868 
politische Verträge abzuschließen und musste dadurch zwangsweise auch 
Souveränitätseinbußen erleiden. 



'" Dies ist auch aus den Schlussfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates in 
Laeken vom 14. /15. 12. 2001 zu entnehmen. Darin werden verschiedenste Problem- 
bereiche aufgegriffen und hinsichtlich einer Neuordnung der Verträge ausgeführt: 
.Schließlich stellt sich die Frage, on diese Vereinfachung und Neuordnung nicht 
letztlich dazu führen sollte, dass in der Union ein Verfassungstext angenommen 
wird." 

' 3 Ich gehe dabei nicht von einer rein ökonomischen Sichtweise des Begriffs Globali- 
sierung aus (Reduzierung der Distanzkosten), sondern von einem sehr breiten An- 
satz, der sowohl juristische als auch politikwissenschaftliche und soziologische Be- 
reiche umfasst. 

4 Reinhard Wittram hat dies in ,Das Nationale als europäisches Prob lern", S 93 b e- 
reits 1954 erkannt als er schrieb: ,Die Existenzsicherung auch der großen europäi- 
schen Völker ist ein so komplexer Vorgang geworden, dass nationalpolitische Ziel- 
setzungen dafür nicht ausreichen." (..) ,JVüt der Ausweitung der politischen Or d- 
nungen ins Großräumig-Kontinentale rücken die Nationen an die Seite jener klei- 
nen Gebilde, denen sie bei ihrem Aufstieg mancherlei Lebensenergie entzogen ha- 
ben." 

' 5 Vgl. dazu Rz 101, 102 und die Fußnoten. 

' 6 Vgl. auch Walter Hallstein in , Europäische Reden", S 202 zum Thema , Ansä tze der 
Globalisierung", Vortrag vom 24.6. 1 960, .Zur beschleunigten Entwicklung der E u- 
ropäischen Gemeinschaft". 

' 7 Vgl. die Schriften von Dieter Grimm. 

,s (wirtschaftlich bedingte) 
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In noch stärkerem Maße gilt dies für die heutige, verflechtete und internati- 
onalisierte/globalisierte Wirtschaft und die damit unlösbar verbundenen 
(politischen) Staaten. Zunehmend mehr müssen daher die bisher relativ 
souveränen Staaten Kompetenzen beschränken oder übertragen und sich den 
internationalen Begebenheiten anpassen. 

Die weitgehende und gemeinsame Abhängigkeit, die sich daraus ergibt, ist 
jedoch auch ein wichtiger Friedensgarant. 869 

Auf der verfassungsrechtlichen Seite ist innerhalb der Europäischen Union 
ein Stadium erreicht, das durchaus die Verträge als Verfassungen eines 
Bundesstaates erscheinen lässt. 870 Folgende, nicht vollständige Komponenten 
sprechen für eine (bundesstaatliche) Verfassung: 

Vorrangwirkung des primären Gemeinschaftsrechts vor dem 
Recht der Mitgliedsstaaten und damit Beeinträchtigung des 
rechtstaatlichen Prinzips der nationalen Verfassungen sowie 
des bundesstaatlichen Prinzips bei Bundesstaaten; 
Vorrangwirkung des sekundären Gemeinschaftsrechts in Form 
von Verordnungen und teilweise auch Richtlinien; 871 
Möglichkeit, Staatshaftungsansprüche bei Verletzung von 
Gemeinschaftsrecht durch Mitgliedsstaaten durch den Einzel- 
nen geltend zu machen. 872 

Beschränkte Möglichkeit einer ,Bundesexekution" im Si nne 
des Art 7 EUV und Art 309 EGV bei anhaltender Verletzung 
der Grundsätze auf denen die Union beruht", 
Klagemöglichkeit von Vertragsverletzungen durch Mitglieds- 
staaten; 873 

Klagemöglichkeit bei Vertragsverletzungen durch die Organe 
der Gemeinschaft; 874 



Wie bereits unter Pkt. II ausgeführt. 

0 Vgl. Dimitrios Tsatsos und Peter Schiffauer in ,Pas Europäische Parlament als Ver- 

fassungsgeber", Pkt. in. Vgl. auch Theo Öhlinger in .Braucht Europa eine Verfa s- 
sung?" JRP 2002, S 37, der meint: ,In ihrer Interpretation durch den EuGH" wird 
der formelle und materielle Verfassungsbegriff .zweifellos erfüllt". 

1 Vgl. EuGH, Rs 8/81 von 1982. 

2 Vor dem nationalen Gericht und dem EuGH. 

3 Nach Art 227 EGV und Art 35 (6) EUV. 

4 Nach Art 230 und 232 EGV und Art 35 (6) EUV. 
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Unabhängige und effektive Gerichtsbarkeit in verfassungs-, 
verwaltungs- und privatrechtlichen Streitigkeiten sowie die 
Möglichkeit der Vorabentscheidung; 

Entscheidungsfindung außerhalb der in den nationalen Verfas- 
sungen vorgesehenen Organen und Bereichen und damit Be- 
einträchtigung des demokratischen, des liberalen und des ge- 
waltenteilenden Prinzips; 

Gemeinsame Beistandspflicht im Bereich der WEU; 

Prinzip der Loyalität und Solidarität; 

u.a.m. 

Die Verfassungsdebatte ist jedoch differenzierter. Die oben beschriebene 
Symbolwirkung, die Weiterentwicklung der EU zu einem Bundesstaat, 
Zweckmäßigkeitszweifel, politische und rechtliche Vorbehalte und Schran- 
ken, die Gefahren einer möglichen Abschottung gegenüber der restlichen 
Welt und vieles anderes mehr lassen die kritischen Stimmen nicht verstum- 
men. 875 Dieter Grimm sieht daher die Zeit für eine Europäische Verfassung 
noch nicht gekommen. 876 

Die derzeitige Verfassungsdiskussion erinnert etwas an die Kodifikations- 
kontroverse im Deutschland des 19. Jh. zwischen Karl Friedrich von Savigny 
auf der einen und Anton Friedrich Thibaut auf der anderen Seite. 877 Auch 
damals wurde die Kodifikation des deutschen Rechts mit vielerlei Argumen- 
ten abgelehnt oder befürwortet, bekämpft und gefordert. Eine Lösung wurde 
jedoch über 70 Jahre nicht gefunden und die Zersplitterung der rechtlichen, 
wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten in Deutschland musste dadurch 
hingenommen werden. 

Vor dem Hintergrund der nationalen Verfassungen, welche den obersten 
Rang verloren haben, ist diese Debatte verständlich. 



Vgl. z.B. die Web-Seite der bayrischen Staatsregierung unter www.bayern.de/ Euro- 
pa/EuropStaat-Europ Verfassung, html . 
Z.B. Dieter Grimm in .Braucht Europa eine Verfassung?" 
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IV.5 

Die Europäische Union, eine völkerrechtliche Zwischenstufe, 
ein Gebilde sui generis? 

„Wir erkennen, dass die Staaten und ihre Verbindungen Ergebnisse der 
historischen Entwicklung an die jeweiligen politischen Gegebenheiten 
angepasste Gebilde sind und dass die juristische Begriffsbildung sich an 
diese Wirklichkeit anschließen muss. " 878 

Ist die Europäische Union bzw. sind die Gemeinschaften ein völkerrechtli- 
ches De-facto-Regime, ein Sondergebilde, eine Zwischenstufe? 879 Zwar im 
Entstehen begriffen, aber noch nicht ganz Staat? Diese These wurde zuvor 
aufgestellt. 880 

Zur Belegung dieser These ist der Begriff des Staates und der Internationa- 
len Organisation in eine objektive und subjektive Komponente zu trennen. 

Völkerrechtliche Gebilde entstehen faktisch und sie entstehen unabhängig 
davon, ob sie völkerrechtlich anerkannt werden oder nicht. Die völkerrechtli- 
che Praxis sieht so aus, denn in dem Moment, indem eine Regierung besteht, 
können auch Rechtsbeziehungen aufgenommen werden. 881 Würde diese 
Praxis abgelehnt, so könnte die Bevölkerung in diesem Gebiet völkerrechtlich 
ungeschützt sein. Da sich das Völkerrecht selbst aber in einem steten Wandel 
befindet, ist eine Abgrenzung nur schwer möglich. Staaten, abgrenzbare 
Staatenteile und Internationale Organisationen haben daher schon durch ihre 
Existenz eine objektive Völkerrechtspersönlichkeit, auch wenn dies nicht von 
der ganzen Völkerrechtsgemeinschaft anerkannt wird. 882 

Die Anerkennung eines Staates durch die Völkerrechtsgemeinschaft bedingt 
nicht dessen Staatlichkeit bzw. Völkerrechtspersönlichkeit, 883 ebenso wenig 
ist dies für Internationale Organisationen der Fall. Auch die Europäische 
Union besteht faktisch als objektives Völkerrechtssubjekt und aus dieser 



878 Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 344, Vortrag vom 12.3.1962 ,Pie Eu- 

ropäische Wirtschaftsgemeinschaft - eine Rechtsgemeinschaft". 

879 Dies meint Hugo J. Hahn unter anderem in .Der Vertrag von Maastricht als völker- 

rechtliche Übereinkunft und Verfassung", S 1 13. 

880 Rz 205 

881 Dies hat die Türkei am Beispiel Nordzypern deutlich gezeigt. 

882 Vgl. Neuhold / Hummer/ Schreuer in .Handbuch des Völkerrechts", Rz 775. 

883 Vgl. die Gründung der von den Alliierten besetzten und international als auch natio- 

nal fast handlungsunfähigen BRD 1949. 
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Realität heraus kann es nicht auf ein rechtliches Anerkennen oder Nichtaner- 
kennen durch andere Staaten ankommen. 884 Inwieweit ein anderes Völker- 
rechtssubjekt mit der EU Beziehungen aufnimmt, ist ein politisches Fak- 
tum. 

Die Annahme einer gegensätzlichen Position würde z.B. im Fall von Tai- 
wan rechtlich bedeuten, dass alle Handlungen der Regierung für Taiwan als 
Völkerrechtssubjekt ein rechtliches ,Nullum" wären. Dennoch besteht Ta i- 
wan faktisch als eigenständiges Staatsgebilde, auch wenn dies von vielen 
Staaten mit Rücksichtnahme auf China nicht offiziell oder nur eingeschränkt 
anerkannt wird. 886 Die objektive Völkerrechtspersönlichkeit kann also nicht 
eingeschränkt werden. Sie besteht oder sie besteht nicht. 

Dennoch wurde versucht, die rechtliche Anerkennung zusätzlich auch an 
andere Bedingungen zu knüpfen, wie z.B. Anerkennung der Menschenrechte, 
freie Wahlen, Demokratie etc. 

Die subjektive Völkerrechtsfähigkeit bezieht sich auf die Übernahme von 
Rechten und Pflichten durch eine objektiv bestehende Völkerrechtpersönlich- 
keit. Hier sind Einschränkungen durchaus möglich. Die subjektive Völker- 
rechtspersönlichkeit ergibt sich aus dem Willen und der Haftung der Ver- 
tragsstaaten bei der Gründung bzw. der Existenz des Gebildes und aus der 
tatsächlichen Anerkennung durch die anderen Völkerrechtssubjekte. ,ßie 
subjektive Rechtspersönlichkeit der Gemeinschaft ist zunächst wie bei allen 
internationalen Organisationen eine Frage der Auslegung des in den Grün- 
dungsverträgen positivierten Willens der Mitgliedsstaaten. " 887 

Nur im Falle der Vereinten Nationen wurde bei einem nichtstaatlichen Ge- 
bilde bisher von der Lehre und Rechtssprechung eine umfassende subjektive 
und objektive Völkerrechtspersönlichkeit anerkannt. Diese umfassende 



Der IGH in Den Haag hat in der Rs North Sea Continental Shelf, ICJ-Reports 1951, 
S 139, sogar festgestellt, dass ein Staat durch die sehr konkrete, sehr anhaltendes 
zielgerichtetes Gebahren („very definite, very consistent course of conduct') auch 
ohne Ratifikation Vertragspartei eines ansonsten ratifikationsbedürftigen völker- 
rechtlichen Vertrages werden kann. Um so mehr kann dieser Grundsatz auf die An- 
erkennung eines (vermeintlich) nicht völkerrechtlichen Subjekts durch andere Völ- 
kerrechtssubjekte umgelegt werden. 

Vgl. auch Fischer/Köck in ,Das Recht der Internationalen Organisationen", S 539ff. 

Vgl. auch Carsten Stahn in ,Der Staat", 40. Band 2001, Heft 1, S 73ff. Andererseits 
wurde die faktische Regierung der türkischen Minderheit der geteilten Insel Zypern 
nur von der Türkei anerkannt und keinem anderen Staat. 

Beutler/Bieber/Pepikan/Streil in ,Die Europäische Union", S 58. 
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Rechtspersönlichkeit bindet daher Vertragsstaaten ebenso wie Nichtmitglie- 
der. 888 

In den anderen Fällen kann nicht automatisch von einer umfassenden sub- 
jektiven Völkerrechtsfähigkeit ausgegangen werden. Weder die Europäischen 
Gemeinschaften noch die Europäische Union haben subjektiv gesehen eine 
solch umfassende Völkerrechtspersönlichkeit. Art. 28 1 EGV erklärt lapidar: 
,Die Gemeinschaft besitzt Rechtspersönli chkeit". Aus Art 282 EGV ergibt 
sich, dass sich diese Rechtspersönlichkeit auf die subjektive Rechtsfähigkeit 
in jedem Mitgliedsstaat der Gemeinschaft bezieht. Aus Art 300 und Art 310 
EGV leitet sich die subjektive völkerrechtliche Teilrechtsfähigkeit der Ge- 
meinschaft ab. In diesen zwei Artikeln werden die Beziehungen und der 
Abschluss von Abkommen und Verträgen mit anderen Völkerrechtssubjekten 
unter Bedingungen geregelt. Der EuGH hat sich erstmals ausführlich im 
Rechtsstreit van Gend & Loos mit der Rechtsnatur des Europarechts 
auseinandergesetzt: ,Das Ziel des EWG - Vertrages ist die Schaffung eines 
gemeinsamen Marktes, dessen Funktionieren die der Gemeinschaft angehö- 
rigen Einzelnen unmittelbar betrifft: damit ist zugleich gesagt, dass dieser 
Vertrag mehr ist als ein Abkommen, das nur wechselseitige Verpflichtungen 
zwischen den vertragsschließenden Staaten begründet. Diese Auffassung 
wird durch die Präambel des Vertrages bestätigt, die sich nicht nur an die 
Regierungen, sondern auch an die Völker richtet. Sie findet eine noch augen- 
fälligere Bestätigung in der Schaffung von Organen, welchen Hoheitsrechte 
übertragen sind, deren Ausübung in gleicher Weise die Mitgliedsstaaten wie 
die Staatsbürger berührt. Zu beachten ist ferner, dass die Staatsangehörigen 
der in der Gemeinschaft zusammengeschlossenen Staaten dazu berufen sind, 
durch das Europäische Parlament und den Wirtschafts- und Sozialausschuss 
zum Funktionieren dieser Gemeinschaft beizutragen. Auch die dem Gerichts- 
hof im Rahmen von Art 177, der die einheitliche Auslegung des Vertrages 
durch die nationalen Gerichte gewährleisten soll, zukommende Aufgabe ist 
ein Beweis dafür, dass die Staaten davon ausgegangen sind, die Bürger 
müssten sich vor den nationalen Gerichten auf das Gemeinschaftsrecht 
berufen können. 



Diese Ansicht stößt aber nicht in allen Staaten auf Akzeptanz. 

Rs 26/62, Slg. 1963, S 1. Vgl. auch Costa/E.N.E.L. in RS 6/64, Slg. 1964, 1141ff, 

Gutachten vom 26.4.1977 in Slg. 1977, S 741 ff, RS 294/83 (Les Vertes) in Slg. 

1986, S 1339ff und RS C-2/88 (Zwartveld) in Slg. 1991, I-6079ff sowie Rs C- 

314/91 (Weber) in Slg. 1993, 1-1093ff. 
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Aus alledem ist zu schließen, dass die Gemeinschaft eine neue Rechtsord- 
nung des Völkerrechts darstellt, zu deren Gunsten die Staaten, wenn auch in 
begrenztem Rahmen, ihre Souveränitätsrechte eingeschränkt haben, eine 
Rechtsordnung, deren Rechtssubjekte nicht nur die Mitgliedsstaaten, sondern 
auch die Einzelnen sind. Das von der Gesetzgebung der Mitgliedsstaaten 
unabhängige Gemeinschaftsrecht soll daher den Einzelnen, ebenso wie es 
ihnen Pflichten auferlegt, auch Rechte verleihen... " 

Diese Ausführungen des EuGH sind nun bald 40 Jahre alt. Inzwischen hat 
sich die Integration verstärkt und verdichtet, die Zusammenarbeit mit anderen 
Völkerrechtssubjekten wurde zumindest faktisch anerkannt und bestätigt. 

Diese Ausführungen gelten jedoch nicht für den Vertrag zur Gründung einer 
europäischen Union. 

Der EUV hat die politische Union noch nicht umfassend gebracht, im Ge- 
genteil wurde der Gedanke der Supranationalität umgangen bzw. durch 
völkerrechtliche Vereinbarungen die Europäische Integration ein Schritt 
zurück gesetzt, aber doch die politische Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten 
auf zwischenstaatlicher Ebene verstärkt und versucht diese vertieft zu koordi- 
nieren. 

217 Wie auch immer man die Rechtspersönlichkeit der Union als Ganzes sehen 
will, handelt nun die Europäische Gemeinschaft bzw. die Union durch ihre 
Organe als Internationale Organisation, Staatenbund, supranationale Organi- 
sation, Staatenverbund, lockere Föderation oder klassischem Bundesstaat, hat 
dies auf andere Völkerrechtssubjekte einen wahrnehmbaren Einfluss. Will ein 
anderes Völkerrechtssubjekt diese Handlung nicht akzeptieren, obwohl es 
davon betroffen ist, so kann es diese Handlung ignorieren. Gegenüber ande- 
ren Völkerrechtssubjekten bleibt die Handlung jedoch gültig. Wird eine 
Handlung einer Internationalen Organisation von einem nichtanerkennenden 
Völkerrechtssubjekt vor einem internationalen Schiedsgericht oder den 
Vereinten Nationen, dem IGH etc. angefochten oder bemängelt, ist die 
subjektive Anerkennung der Internationalen Organisation für den bemängel- 
ten Teilbereich durch die erfolgte Anfechtung gegeben. 

Wollen die Vertragsstaaten wie bei der Europäischen Union nun ausdrück- 
lich nicht, dass diese als Internationale Organisation subjektive Völkerrechts- 
persönlichkeit erlangt und für oder gegen die Mitgliedsstaaten handeln kann, 
so ist der Ausschluss gegenüber den anderen Völkerrechtssubjekten in jedem 
Fall und immer wieder kundzutun. Im EUV selbst wurde der EU nicht aus- 
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drücklich die objektive oder subjektive Rechtspersönlichkeit abgesprochen, 
aber auch nicht ausdrücklich zugestanden. 890 

Die objektive völkerrechtliche Rechtspersönlichkeit zumindest als Interna- 
tionale Organisation 891 besteht aber, wie oben ausgeführt, unabhängig von 
einer Anerkennung durch andere Völkerrechtssubjekte. 

Die subjektive Völkerrechtspersönlichkeit ist im EUV jedoch, im Verhältnis 
zu den Verträgen der Europäischen Gemeinschaften weitaus enger gefasst. 892 
Handeln aber die Organe der Union im Rahmen des Völkerrechts, berechti- 
gen oder verpflichten dadurch also andere Völkerrechtssubjekte, so muss sich 
die Union und deren Mitgliedsstaaten dieses Handeln zurechnen lassen, auch 
wenn es gegebenenfalls zu einer Kompetenzüberschreitung gekommen ist. 893 
Dies entspricht dem Grundsatz des Vertrauensschutzes, der auch im Völker- 
recht gilt. Wusste jedoch das berechtigte oder verpflichtete Völkerrechtssub- 
jekt, dass die Handlung die Kompetenz überschreitet, so kann es daraus keine 
Rechte ableiten. Im internationalen Verkehr bedeutet es jedoch eine sehr 
mühsame Angelegenheit und ist sicherlich nicht immer eindeutig nachvoll- 
ziehbar, ob nun eine Kompetenzüberschreitung vorliegt oder nicht. Im Zwei- 
felsfall muss sich die Europäische Union unklare Handlungen der Organe 
zurechnen lassen. Die Mitgliedsstaaten der EU haften gegenüber der Europäi- 
schen Union für deren Handlungen selbst nur subsidiär. 894 



' Vgl. Schweitzer/Hummer in .Europarecht", Rz 950. Siehe auch d en Vorschlag der 
Europäischen Kommission in KOM (2002) 247 endg. vom 22.5.2002 über die 
Zweiteilung der Verträge, Ausarbeitung eines Verfassungsentwurfes und Ver- 
schmelzung der EU mit der EG und EAG und die Ausstattung dieses Gebildes mit 
eigener umfassender Rechtspersönlichkeit. 

1 Vgl. Borchardt in ,Pie rechtlichen Grundlagen der Europäischen Union", S 49. 

12 Insbesondere im Vergleich zur Wirtschaftsgemeinschaft nur eine sehr beschränkte 

Handlungsfähigkeit. 

13 Solange zumindest dieses handelnde Organ satzungskonform gehandelt hat und die 

Kompetenzüberschreitung daher der Union zurechenbar ist. 

14 Dies ist umstritten. Für mich ergibt sich die Haftung aus dem (gemeinschaftsrechtli- 

chen) Loyalitäts- und Solidaritätsgebot und dem (völkerrechtlichen) acquiescence - 
Prinzip, dem Lotus-Prinzip, dem opinio iuris sive necessitatis - Prinzip, dem 
Grundsatz , Pacta sunt servanda"und dem prima facie Beweis. 
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IV.6 

Zusammenfassung 

Im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften besteht eine Art von Regie- 
rung, der Rat 895 und die Kommission. Die Europäischen Gemeinschaften 
haben wie oben ausgeführt eine partielle subjektive Völkerrechtssubjektivität 
aus den Verträgen und aus der völkerrechtlichen Praxis. 

Im Bereich der Europäischen Union sind derzeit noch keine Aufgaben über- 
tragen, die dieser alleine Kompetenzen einräumen würden. Vertraglich wurde 
die Rechtsfähigkeit der Union nicht normiert und völkerrechtlich ist noch 
keine eindeutige Anerkennung durch die Staatengemeinschaft erfolgt. 

Die herrschende Lehre vertritt noch die Meinung, dass die Europäische 
Union ausdrücklich keine umfassende subjektive Völkerrechtsfähigkeit hat. 
Mit der engeren Zusammenarbeit im Bereich der Verteidigung kann hier 
rasch ein Wandel eintreten, insbesondere bei einer Bedrohung von außen oder 



Die Europäische Gemeinschaft wird als ein supranationales Gebilde sui 
generis bezeichnet. Es ist (noch) eine Zwischenstufe 897 zwischen einem Staat 
und einer Internationalen Organisation im Sinne eines Staatenbundes mit 
bundesstaatlichen Akzenten. Diese Zwischenstufe gibt es international bisher 
nur in diesem Fall. Die Supranationalität zeichnet sich durch verschiedene 
Merkmale aus. Diese sind z.B.: 

Die Befugnis der Organisation, für die Mitgliedsstaaten bin- 
dende Beschlüsse zu fassen; 

Die von den Organen der Gemeinschaft erlassenen Rechtsakte 
gelten in den Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft unmittelbar 898 
oder können, wenn sie ausreichend determiniert sind, unmit- 
telbare Wirkung entfalten und auch einzelne Bürger der 
Mitgliedsstaaten binden. Dadurch ist die Grenze zwischen 



In einer Doppelrolle als Legislativ- und Exekutivorgan. 

Markus Heintzen in „Vom Dickicht der Verträge zur europäischen Verfassung", 
Pkt. IV, sieht in der revolutionären .Geburt" die Grundlage für den Erfolg von Ve r- 
fassungen. 

Vgl. Theo Öhlinger in .Brauch Europa eine Verfassung?", JRP 2002, S 37. 

Verordnungen 

Richtlinien 
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Völkerrecht und nationalem Recht überschritten bzw. ver- 
wischt, da keine Transformation erforderlich ist; 
Die Fassung der Beschlüsse ist auch gegen den Willen eines 
oder mehrerer Mitgliedsstaaten möglich; 

Die Beschlüsse können auch gegenüber den Mitgliedsstaaten 
effektiv durchgesetzt werden; 900 

Die Organe sind weisungsfrei oder (quasi-)parlamentarisch 
bzw. mittelbar demokratisch legitimiert; 

Die Gerichtsbarkeit wird von einem effektiven Organ obliga- 
torisch wahrgenommen; 

Die Finanzierung der Organisation erfolgt auch durch andere 
Finanzquellen als durch Mitgliedsbeiträge (in der EG seit 
1971 durch Eigenmittelfinanzierung der Fall). 901 



221 Der Begriff Supranationalität" ist keinesfalls eindeutig definiert, sondern 
beschreibt lediglich einen besonderen Grad der Integration einer Einrichtung, 
die weder dem völkerrechtlichen, noch dem nationalstaatlichen Regime 
entstammt. 

Der EuGH spricht von einer ,jieuen" 902 bzw. einer ,eigenen" 903 Rechtsord- 
nung. 

Inwieweit jedoch eine eigene europäische Verfassungsrechtsordnung ent- 
standen ist oder dies nur ein dynamisches Zwischenstadium ist, dass eben nur 
zu einem bestimmten Zeitraum Gültigkeit hat, ist noch ungewiss und strit- 



" Vgl. z.B. Art 256 EGV. 

" Vgl. Dazu auch Neuhold/Hummer/Schreuer in .Österreichisches Handbuch des Völ- 
kerrechts", Rz 873. 

12 Rs 26/62 vom 5.2.1963 

13 Rs 6/64 vom 15.7.1965 

14 Ulrich Fastenrath in .Lücken im Völkerrecht" sieht, in Bezug auf das Volke rrecht, 

dass ein .allumfassendes Völkerrecht seinen Charakter ändern" kann. ,Per Zei t- 
punkt, zu dem das Völkerrecht in ein Weltrecht »umkippt«, hängt aber mehr von 
der Quantität der erfassten Rechtsbereiche ab als von deren Qualität. Mit anderen 
Worten: Kein Lebensbereich ist der völkerrechtlichen Regelung verschlossen, aber 
es ist eine Entwicklungsstufe denkbar, ab der die Beziehungen »zwischenstaatli- 
chen Rechts (international law, droit international)« nicht mehr treffend wäre", S 
156. 
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222 In der Lehre wird zusätzlich die Meinung vertreten, ' dass die Europäische 
Union als Summe der Europäischen Gemeinschaften, des Primär- und Sekun- 
därrechtes und der EUV zusammen mit den Verfassungen der Mitgliedsstaa- 
ten eine „Teilverfassung" bildet. 906 Diese Ansicht ist nicht von der Hand zu 
weisen. Haben doch in der ersten Phase der Entwicklung des Gemeinschafts- 
rechts die Verfassungen der Mitgliedsstaaten und das Völkerrecht Pate für 
dessen Ausgestaltung gestanden. In der zweiten Phase begann sich das Ge- 
meinschaftsrecht zu emanzipieren und in das nationale Recht und das Völker- 
recht zurückzuwirken, 907 wobei eine genaue Abgrenzung der Phasen nicht 
möglich ist, ebenso wenig wie ein sicherer Nachweis für die gegenseitige 
Befruchtung zwischen Völkerrecht, Gemeinschaftsrecht und nationalem 
Recht. 908 Auch zählen die gemeinsamen Grundprinzipien der mitgliedstaatli- 
chen Verfassungen nach der Rechtsprechung des EuGH zu den ungenannten 
Rechtsquellen der Verträge. 

Unter diesen Gesichtspunkten ist es einerseits richtig von einer Komple- 
mentärverfassung, Partialverfassung oder von einer Teilverfassung, Verfas- 
sungsverbund etc. 909 in Bezug auf das Verfassungsrecht der Mitgliedsstaaten 
zu sprechen und daraus zu schließen, dass die Europäische 



Z.B. Peter Häberle, Ingolf Pernice, Dimitrios Tsatsos, Peter M. Huber u.a. 

Vgl. z.B. Ingolf Pernice: .jnultilevel constitutionalism". Hans von der Groeben in 
.Legitimationsprobleme der Europäischen Gemeinschaft," S 1 23, meint dass die 
.Grundwerte und Verfahren der Verfassung zwar vorhanden ist, dass in der Frage 
der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung und der sonstigen Wert- und Zielvor- 
stellungen große Unterschiede bestehen." 

Hartmut Bauer spricht von einer unumkehrbaren .Europäisierung der mitglieds- 
staatlichen Rechtsordnungen". Er meint die gemeinschaftliche und nationalen 
Rechtsordnungen nehmen aufeinander Einfluss, es handle sich um , einen »juristi- 
schen Gegenverkehr« mit wechselseitigen Beeinflussungen und Rezeptionen" (in 
.Europäisierung des Verfassungsrechts", JB1 2000, S 750). Jürgen Schwarze meint 
in ..Verfassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit im Zeichen Europas", S 140, 
dass das Europarecht nunmehr auf das nationale Verfassungsrecht zurückwirke, 
dieses beeinflusse und verändere. Unter Pkt. V.2 und V.3, S 152ff werden von ihm 
die Auswirkungen des Europarechtes auf die nationalen Verfassungsgerichte auf- 
gezeigt. 

Vgl. Peter Häberle in „Verfassungsvergleichung und Verfassungsgebung - der Bei- 
trag der Rechtswissenschaft zum Entstehungsvorgang der europäischen Verfassun- 
gen", er spricht auch von , Gemeineuropäischem Ve rfassungsrecht" und Jürgen 
Schwarze in ,Pie Entstehung einer europäischen Verfassungsordnung", S 182 und 
Fn 417 sowie S 463f. Hartmut Bauer in , Europäisierung des Verfassungsrechts" 
spricht von einem .Import und Export von Recht". 

Siehe Rz 178. 
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Union bereits ebenfalls eine (Teil-) Verfassung hat bzw. Teil eines Verfas- 
sungsverbundes ist. 910 

Diese inzwischen oft geäußerte Ansicht, 911 insbesondere, dass aus den vie- 
len gemeinsamen verfassungsrechtlichen Grundsätzen, Anleihen und Über- 
nahmen durch die Verfassungen der Mitgliedsstaaten, ein „Gemeineuropäi- 
sches Verfassungsrecht" 912 gebildet werden oder entstehen könne, ist m.E. 
nur teilweise berechtigt. 

Zwar sind diese Gemeinsamkeiten für die Entstehung und Ausbildung einer 
zukünftigen europäischen Verfassung wichtig und wahrscheinlich bestim- 
mend aber sie können niemals konstituierend wirken und damit einen „Ge- 
meineuropäischen Verfassungswillen" ersetzen. 913 Allzu schnell könnten 
dabei z.B. Begriffe 914 aus der Soziologie mit dem staatsrechtlichen Begriff 
„Verfassung"undifferenziert zusammengeworfen we rden. 915 

Es kann auch kein Teil dieser „Gesamtverfassung" für sich beanspr uchen, 
eine Regel wie im Verfassungsrecht eines Bundesstaates zu besitzen, nach der 



910 Vgl. Peter Häberle in „Verfassungsvergleichung und Verfassungsgebung - der Bei- 

trag der Rechtswissenschaft zum Entstehungsvorgang der europäischen Verfassun- 
gen" der Europa aus den „wachsenden" Teilverfassungen [Verfassungen der Natio- 
nalstaaten, EMRK, Sozialcharta, Kulturabkommen etc.] sich konstituieren sieht. 
Siehe auch Peter M. Huber in ,Das Ziel der europäischen Integration", S 26. 

91 1 Vgl. z.B. Jürgen Schwarze, Peter Häberle oder Dimitrios Tsatsos, Ingolf Pernice u.a. 

912 So Peter Häberle in „Verfassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit im Zeichen 

Europas. 

913 Peter Häberle meint, dass „Verfassung nicht nur juristischen Text oder normatives 

»Regelwerk«, sondern auch Ausdruck eines kulturellen Entwicklungszustandes, 
Mittel der kulturellen Selbstdarstellung eines Volkes, Spiegel seines kulturellen Er- 
bes und Fundament seiner Hoffnung" sei. Dem ist aber in diesem umfassenden 
Sinne einer rechtlichen Begriffsbestimmung und staatsrechtlichen Anwendung des 
Verfassungsbegriffs nicht zuzustimmen - vgl. meine Ausführungen unter Pkt rV. 
Außerdem widerspricht er sich m.E. damit selbst, wenn er einerseits angibt, dass 
bereits eine „Teilverfassung" bestehe, ohne dass ein Wille für eine Verfassungsg e- 
bung beweisbar wäre und andererseits wiederum diesen weiten Begriff der Verfas- 
sung anwendet. Denn wie soll etwas .Spiegel des kulturellen Erbes und Fundament 
seiner Hoffnung" sein, wenn es von denen, die das empfinden sollen, nicht so ge- 
sehen wird. 

914 Wie z.B. Solidarität, Loyalität, gesellschaftliche Identifikation, Zusammenhaltewil- 

len etc. 

915 Vgl. dazu auch Peter Häberles Theorie vom möglichen Umbau und Erweiterung der 

Drei-Elementen-Lehre von Jellinek um der EU Staatsqualität zu verleihen (in Ver- 
fassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit im Zeichen Europas, S 29ff). Eine 
solche Vorgehensweise ist meiner Ansicht nach abzulehnen. 
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Bundesrecht Landesrecht bricht. Das Gegenteil ist der Fall und hat dies der 
deutsche Bundesverfassungsge 
se ausdrücklich angesprochen. 



deutsche Bundesverfassungsgerichtshof im ,JVIaastrichturteil" 916 richtigerwei 



' 1993 
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V. 

Neuere Verfassungsvertrags - Entwürfe 

Vorbilder, Forderungen, Leitbilder, Besonderheiten, Gemeinsamkeiten 

Jn ihrem unkündbaren Grundvertrag hat die Gemeinschaft (EWG) eine 
Art von Verfassung, in der Bildung, Zusammensetzung, Aufgaben, Kompeten- 
zen und Zusammenspiel der Gemeinschaftsorgane und ihre Beziehungen zu 
den Mitgliedsstaaten und den Gemeinschaftsbürgern und auch nach außen 
zu dritten Staaten geregelt sind. " 917 



V.l 

Entwurf der Europäischen Volkspartei - „Unionstext" 
1983, 1988 und 1994 9 ' 8 

Der Entwurf wurde, auf Anregungen von Altiero Spinelle im luni 1980, 919 
1983 eingebracht, vor allem von den Abgeordneten des EP Rudolf Luster und 
Gero Pfennig. 920 Ziel war die Vereinigung der Mitgliedsstaaten zu einem 
Bundesstaat. 921 In diesem Entwurf werden die Gemeinschaften als Bundes- 
staat bezeichnet und ein solcher m.E. vorgesehen. 

Präzise Kompetenzaufteilung sind enthalten, 922 eine Subsidiaritätsformel 
und es werden umfassend die Aufgaben der Gemeinschaft aufgezählt, konkur- 
rierende Gesetzgebungsbefugnisse wurden bewusst wegen der Gefahr des 
schleichenden Kompetenztransfers vermieden. Mehr Demokratie und eine 
Gewaltenteilung wurden im Vergleich zu den Gemeinschaftsverträgen vorge- 



917 Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 344, Vortrag vom 12.3.1962 ,Pie E u- 
ropäische Wirtschaftsgemeinschaft - eine Rechtsgemeinschaft". 

918 

Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen U- 
nion von Anton Schäfer, Pkt. 11.28, II.29.a, 11.32 und n.35. 

919 Vgl. Pkt. V.2. 

920 Mitglieder der Europäischen Volkspartei. 

921 Vereinigte Staaten von Europa. 

922 Artikel 48 des Entwurfs. 
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sehen. Die Gesetzgebungshoheit " sollte beim Parlament und dem Unionsrat 
liegen. Der Kommissionspräsident 924 würde auf Vorschlag des Rates vom 
Parlament gewählt. 925 

224 Problematisch hätte die Einrichtung eines Vermittlungsausschusses zur 
Lösung von Konflikten bei der Gesetzgebung zwischen Unionsrat und Parla- 
ment sein können. Dessen Entscheidungen hätte vom Parlament nicht mehr 
abgeändert werden können. 926 Durch diese Regelung wäre die Entstehung 
eines, mit begrenzten Kompetenzen ausgestatteten, ,Schattenparl aments" 
vorgezeichnet gewesen. 

Weiters vorgesehen war eine unabhängige Währungs- und Notenbank 927 
und ein Regionalrat. 928 

Die Gewährung der Grundrechte sollte vom Aufenthalt einer Person in 
einem Mitgliedsstaat abhängig gemacht werden. 929 Aufgenommen wurden 
auch programmatisch liberale und soziale Grundrechte. 930 Bestimmte Grund - 
und Freiheitsrechte wurden jedoch mit der Unionsbürgerschaft verknüpft, 
während die bereits gewährten Grund- und Freiheitsrechte der Mitgliedsstaa- 
ten der Union nicht beeinträchtigt worden wären. 931 Diese Bestimmung zeigt 
zwingend ein (unnötiges) Spannungsverhältnis zwischen den verschiedenen 
Grundrechtsstandards der Mitgliedsstaaten der Union und der Gewährung 
derselben Rechte durch die Union auf. Dadurch würden in einem Mitglieds- 
staat der Union bestimmte Grund- und Freiheitsrechte an alle Personen 
unabhängig von der Staatsbürgerschaft gewährt, in anderen Mitgliedsstaaten 
wiederum nicht und im Verhältnis zur Union käme es noch einmal zu Span- 
nungen. 

225 



" Kapitel X des Entwurfs. 

924 Unionsministerpräsident 

925 Artikel 42 des Entwurfs. 

926 Siehe Artikel 55 Zif 5 des Entwurfs. Vgl. dazu die Erfahrungen mit der Komitolo- 

gie. 

927 Unionsbank - Artikel 69 des Entwurfs. 

928 Artikel 45 und 46 des Entwurfs. 

929 Nicht wie beim ,Crocodile -Entwurf - Pkt. V.2 - an die Staatsangehörigkeit ge- 
knüpft. 

910 Kapitel II des Entwurfs. 

931 Artikel 4 Zif 4 des Entwurfs. 
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Der Entwurf von 1988 JJ - wurde von den Parlamentariern der Europäi- 
schen Volkspartei den Herren Rudolf Luster, Gero Pfennig und Friedrich 
Fugmann, auf Grundlage des Entwurfes von 1983 geringfügig modifiziert und 
1988 erneut eingebracht. Zu den Ausführungen kann daher grundsätzlich auf 
diesen Entwurf von 1983 verwiesen werden. 

Der Entwurf von 1988 wurde, so Rudolf Luster in: .Bundesstaat Europäi- 
sche Union", deshalb fünf Jahre später nochmals vorgelegt, weil der 1984 
vorgesehene Vertragsentwurf für eine Europäische Union so wenig Erfolg 
zeigte und die EEA nur ein Schattenstrich (, Spurenelemente') der damals 
erhobenen Forderungen darstellte. 933 Doch auch er selbst glaubt nicht an eine 
Realisierbarkeit des Entwurfs. 934 



226 Der bisher letzte „Verfassungsentwurf" des EP von 1994 war die sog e- 
nannte ,Herman" - Verfassung. 

Grundlage waren verschiedene Vorarbeiten, z.B. die Entwürfe von 1983 
und 1988. Vorgesehen war eine föderale Staatenunion als parlamentarischer 
Bundesstaat nach deutschem Muster als Vorbild. Der Berichterstatter des 
Institutionellen Ausschusses des EP, Fernand Herman, präsentierte den 
Bericht am 9. Februar 1994 im Plenum. Er wurde gleichwohl am 10. Februar 
1994 vom Europäischen Parlament abgelehnt, wobei jedoch beschlossen 
wurde, die Arbeiten an einer gemeinsamen Europäischen Verfassung (Verfas- 
sungsvertrag) fortzusetzen. Der Vertrag von Maastricht brachte für diesen 
Entwurf entscheidende Impulse. 

Grundlage sollte die bestehende Unionsrechtsordnung sein, daher ist u.a. 
der Entwurf relativ kurz 935 ausgefallen. Ein achter Teil enthält die Grund- und 
Menschenrechte. Durch den Entwurf sollte die kompliziert aufgebaute Euro- 
päische Union in ein einfacheres System umgewandelt und das Demokratie-, 
Effizienz- und Transparenzprinzip verfestigt werden. 

Eindeutig wurde darin der Union die Kompetenz-Kompetenz übertra- 
gen, 936 Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit gelten nur noch 
eingeschränkt. 

Das Europäische Parlament sollte aufgewertet werden, wobei die grund- 
sätzliche Organverteilung beibehalten wird. Das Europäische Parlament hätte 



12 EP - Dok. B2-30/88 vom 1 .6. 1 988. 

13 Seite 8. 

4 .Bundesstaat Europäische Union", Seite 1 1 . 

,5 47 Artikel in sieben Teilen. 

,6 Jedoch kein ausgearbeiteter Kompetenzkatalog. 
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sowohl den Kommissionspräsidenten, als auch alle Richter des EuGH zu 
wählen gehabt. Der Rat würde seine Stellung als Souverän verlieren. Ein 
klarer Stufenbau der Unionsrechtsordnung in Verfassungsgesetz - Organge- 
setz - ordentliches Gesetz mit entsprechenden Konsens- und Präsenzquoren 
für das Europäische Parlament war vorgesehen. Der Rat hätte mit Stimmen- 
mehrheit entschieden, 937 dabei wäre die Bevölkerungszahl berücksichtigt 
worden. 

Das Initiativrecht wäre bei der Kommission verblieben, nur subsidiär hät- 
ten der Rat oder das Europäische Parlament ein Verfassungsgesetze anregen 
können. Der Kommission wären weitreichend Gesetzgebungsbefugnisse 
übertragen worden. 

Der EuGH hätte die Zuständigkeit für das gesamte Unionsrecht und auch 
die Grund- und Menschenrechte erlangt. 938 



V.2 

Spinelli-Entwurf 
1984 und 1990 939 

Altiero Spinelli schlug am 25. Juni 1980 den Mitgliedsstaaten der Ge- 
meinschaft vor Arbeitsgruppen zu entsenden, um endlich die dringend not- 
wendigen Reformen der Gemeinschaften einzuleiten und auszuarbeiten. 940 
Zusammen mit anderen Abgeordneten des Europäischen Parlaments gründete 
er den ,Club Crocodile". 941 

Am 9. Juli 1981 wurde vom Europäischen Parlament ein Institutioneller 
Ausschuss eingesetzt, der die notwendigen Reformen der Gemeinschaften 



Art 3 1 des Entwurfs 

8 Zur Kritik an diesem Entwurf siehe auch Meinhard Hilf in .Eine Verfassung für 
Europa", S39ff. Vgl. auch zur Stellung des Gerichtshofes Markus Frischhut in ,Pie 
Rolle der Judikative in der Ausformung der Verbandsgewalt supranationaler Orga- 
nisationen", Disseration 2002, in Teil 3, 6. Kapitel. 

19 

Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen U- 
nion von Anton Schäfer, Pkt. 11.29. b und 11.33. 

0 Zuvor erfolglos angemahnt im Tindemans - Bericht von 1974, BullEG 1976, Beila- 

ge 1/76 und auch durch den Bericht der .Drei Weisen"von 1979. 

1 Angelehnt an den Namen eines Restaurants in Straßburg. 
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aufzeigen sollte. Aus den vorgelegten Leitlinien" und Vorsehl ägen wurde 
auch ein „Vorentwurf eines Vertrages zur Gründung der Europäischen Uni- 
on" 942 vorgelegt. Ausgearbeitet wurde er von einer überfraktionellen Platt- 
form, deren Vorstellungen am 14.2.1984 im Plenum von 237 von 311 anwe- 
senden Abgeordneten des EP als „Vertragsentwurf zur Gründung einer 
Europäischen Union"verabschiedet wu rde. 

Durch diese Initiative sollte der Weg zu einer Verfassunggebenden Ver- 
sammlung geöffnet werden. Dieser Vorschlag brachte den Entwurf eines 
Vertrages zur Gründung einer Europäischen Union. Der Vorschlag zeigt 
bereits einen komplexen, wenn auch noch unvollständigen „Verfassungsent- 
wurf." Einen Erfolg zeigt dieser Entwurf in der EEA, mittelfristig wurden 
einige Vorschläge in den Vertrag von Maastricht aufgenommen und auch im 
Vertrag von Amsterdam finden sich deutliche Hinweise. 943 

Unverkennbar sind im „Verfassungsentwurf ' Grundlagen aus der ,Drei - 
Elementen - Lehre" von Georg Jellinek zu finden. Nicht als revolutionärer 
Akt geplant, sollte die Einführung der „Verfassung" auf Grundlage der 
Rechtssituation der Gemeinschaft stattfinden. Der Entwurf baut daher auf der 
bestehenden Rechtsordnung der Gemeinschaften auf. 

Die Union soll nicht eine zusätzliche Gemeinschaft sein, sondern über die 
bestehenden Gemeinschaften hinausgehende Tätigkeiten umfassen, regeln 
und einbinden. 

Im Vergleich zum E(W)GV ist dieser „Verfassungsentwurf" naturgemäß 
zentralistisch ausgefallen; doch sollten die grundsätzlich bereits bestehenden 
Verfahren beibehalten werden, bis die zu gründende Union diese ersetzt. Die 
Union sollte umfassende Rechtspersönlichkeit erhalten und die Kompetenzen 
wurden genau umschrieben. Die weitere Integration sollte in abgestuften 
Phasen ablaufen. Die Organe der Union sollten in ihrem Wesen nach grund- 
sätzlich bestehen bleiben, jedoch mit wichtigen Änderungen der Kompeten- 
zen: 

Der seit Anfang der 70er lahre bestehende Europäische Rat 
sollte institutionalisiert werden, 

Der Rat muss die Legislativgewalt mit dem Parlament teilen. 
Das Parlament wandelt sich damit zu einem wirklichen Ge- 
setzgebungsorgan. 



Mit insgesamt 87 Artikeln. 
13 Zur Kritik daran siehe u.a. Rudolf Luster in .Bundesstaat Europäische Union", S12. 
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Die Kommission wird zentrales Regierungsorgan und zum 
einzigen Exekutivorgan der Union. 

Das Subsidiaritätsprinzips wurde lange vor Maastricht vor- 
weggenommen, 

Vorrang des Gemeinschaftsrechts in Basisurkunden. 
Sanktionsmöglichkeiten bei langanhaltender Vertragsverlet- 
zung durch die Mitgliedsstaaten waren vorgesehen wie auch 
nun durch den Vertrag von Amsterdam. 
Der EuGH sollte den Schutz der Grundrechte gewährleisten. 
Der Beitritt der Union zur EMRK war vorgesehen, aber auch 
eine eigene Grundrechtserklärung. 

Die Hälfte der Mitglieder der Kommission sollte vom EP be- 
stellt werden. 

Das Parlament sollte bei der Gesetzgebung gleichrangig dem 
Rat gegenüberstehen 944 . 

Durch verschiedene qualifizierte Quoren sollte eine Uber- 
stimmung des Rates durch das Parlament ermöglicht werden. 

Auch die bestehenden Institutionen und Verfahren sollten grundsätzlich 
beibehalten werden. Weil nicht alle Regierungen diesem Entwurf zustimmen 
wollten, war dem Projekt kein direkter Erfolg beschieden. 

229 Es handelt sich bei dem Entwurf von 1990 für eine „Verfassung" einer 
Europäischen Union um den zweiten Zwischenbericht des Institutionellen 
Ausschusses des Europäischen Parlaments, in dem die „verfassungsmäßigen" 
Grundlagen der Europäischen Gemeinschaft unter dem Berichterstatter 
Emilio Colombo untersucht und erfasst wurden. Dieses Dokument 945 des 
Europäischen Parlaments vom 13. November 1990 gliedert sich in zwei Teile. 
Teil A behandelt den Entschließungsantrag. Dieser fußt auf den Vorarbeiten 
des „Verfassungsentwurfs" vom 14.2.1984. 946 Dieser Bericht, der kurz nach 
der deutschen Wiedervereinigung vom EP angenommen wurde, bedeutete 
einen erneuten Vorstoß, um eine effiziente und schlagkräftige wirtschaftliche, 



Zweikammernsystem 
A3-0301/90, ABl. C 19/65. 
Spinelli - Entwurf. 
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soziale und politische Union der Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft zu erreichen. 

Das geplante und hochgesteckte Ziel, ,(iie demokratische Legitimat ion 
der Union zu stärken und die Arbeit der Institutionen wirksamer zu gestalten, 
sowie ein einheitliches und geschlossenes Handeln der Union in den Berei- 
chen Wirtschaft und Währung, sowie auf politischem Gebiet zu gewährleisten 
und eine gemeinsame Außen - und Sicherheitspolitik festzulegen und durch- 
zuführen " wurde bis heute nur zum Teil erreicht. 947 

In diesem Entwurf bzw. im zweiten Zwischenbericht für eine „Verfas- 
sung" der EU wurden bereits die Mängel der bestehenden Gemeinschaft 
aufgezeigt. Insbesondere wurde darauf hingewiesen, dass: 

die Europäische Föderation das Ziel der Gemeinschaft dar- 
stellt; 948 

eine Reform der Gemeinschaften in Hinblick auf die übertra- 
genen Aufgaben und in Beziehung auf das Erreichte und für 
die weitere Verfolgung der Ziele unbedingt erforderlich ist; 949 
durch die bisherigen Regierungskonferenzen und Beschlüsse 
zuwenig erreicht wurde; 

ein Beitritt der osteuropäischen Staaten nach Abschluss des 
Demokratisierungsprozesses und der Rechtsangleichung 951 
und eine Veränderung des Wirtschaftssystems durch die Auf- 
bauarbeiten in diesen Ländern bevorsteht; 952 
eine schlagkräftige und effiziente Organisation in Bezug auf 
die Gemeinschaften nicht besteht und eine gemeinsame Au- 
ßenpolitik erforderlich ist; 953 

eine übernationale gemeinschaftliche „Verfassung" und die 
Errichtung einer Union notwendig ist; 954 

die Sicherung der Grund- und Freiheitsrechte durch die Ge- 
meinschaft absolute Priorität hat; 955 



Zitat aus A3-0301/90, Pkt. I. 
! Punkt A. 



950 Punkt D. 

951 Punkt E. 

952 Punkt H. 

951 Punkt G und I. 

954 Punkt J und L. 

955 Punkt J. 
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Diese oben angeführten Punkte sind teilweise ein Spiegel der seit langer 
Zeit geforderten und immer noch ausständigen Reformen der Gemeinschaft 
und der Union, welche von verschiedener Seite aufgezeigt wurden und immer 
noch werden. 

V.3 

Entwurf von Franz Cromme 956 



Franz Cromme legte aus eigener Initiative 1 987 einen „Verfassungsen t- 
wurf für die .Gemeinschaft der Vereinigten Europäischen Staaten" vor. 
Dieser , realistische Entwurf' 958 fußt sowohl auf den bestehenden Gemein- 
schaftsverträgen und den darin enthaltenen Änderungen, als auch der Einheit- 
lichen Europäischen Akte und dem Entwurf des Europäischen Parlaments für 
eine „Verfassung"von 1984. 

Im Gegensatz zu Jean Dorrens Entwurf 959 wurde von Franz Cromme der 
Schwerpunkt auf die Kompetenzverteilung zwischen den Gemeinschaften und 
den Mitgliedsstaaten gelegt und die Befugnisse der Organe der Gemeinschaft 
präzisiert. Die Befugnisse des Europäischen Parlaments wurden, im Vergleich 
zum Stand des Gemeinschaftsrechts 1987, wesentlich erweitert, jedoch kein 
Parlament mit den umfassenden Befugnissen im Bereich der Gesetzgebung 
und Kontrolle geschaffen. Das zentral und entscheidungswesentliche Organ 
ist in diesem Entwurf der Europäische Rat. Der Begriff „Gemeinschaft" wird 
im Verfassungsvertrag in verschiedener allgemeiner Bedeutung verwendet 
und entspricht nicht dem Begriff, der sich aus den Verträgen zur Gründung 
der Montanunion, der Wirtschaftsgemeinschaft oder Euratom allgemein 
eingebürgert hat. 



Siehe Franz Cromme in „Verfassungsvertrag der Gemeinschaft der Vereinigten 
Staaten von Europa", S 1 3ff . 

Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen U- 
nion von Anton Schäfer, Pkt. 11.31. 
So Franz Cromme. 

Siehe zu diesem Entwurf - Jean Dorren in ,La Constitution de lTiurope. Pour une 
democratie efficace", 1977, S 198ff 
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Wesentliche Errungenschaften" die erst durch den Vertrag von Maast- 
richt und den Vertrag von Amsterdam in die Gemeinschaftsverträge Eingang 
gefunden haben, wurden von Franz Cromme in seinem „Verfassungsentwurf" 
bereits berücksichtigt. Besonders die systematische Gliederung könnte für 
eine zukünftige Europäische Verfassung als Vorbild dienen. 

Wesentlich nachteilig würde sich die 961 Weitergeltung verschiedener Be- 
stimmungen der Gemeinschaftsverträge und der Bestimmungen über die 
Westeuropäische Union auswirken, falls diese Bestimmungen nicht in einem 
eigenen Katalog endgültig zusammengefasst würden. Dies ist aber vom 
Verfassungsvertrag her nicht vorgesehen ist. 

Insgesamt gesehen ist dieser Verfassungsvertrag ein ausgereiftes und 
praktikables Werk mit vielen detaillierten Regelungen und überlegtem Auf- 
bau. Von den Entwicklungen der Gemeinschaft bzw. der Union jedoch sind 
verschiedene Bestimmungen dieses Verfassungsvertrags bereits überholt. 



V.4 

Zweiteilung der Verträge 
HIFund C.A.P. 



Die Zweiteilung der Verträge 962 ist auch bei den Diskussionen im Reform- 
Konvent ein wichtiges Thema. Unter dem Stichwort einer einheitlichen 
Rechtspersönlichkeit der Union, ergibt sich nach Ansicht verschiedener 
Arbeitsgruppen des Reform-Konvents die zwangsläufige Fusion der verschie- 
denen europäischen Verträge. 963 



Z.B. Vermittlungsausschuss, Auswärtiger Rat, Verteidigungsrat, Währungsaus- 
schuss, Einbeziehung der WEU. 

1 In den Art 165 bis 173 des Entwurfs festgelegt. 

2 ,ßasisvertrag"mit fundamentalen und konstitutionellen Bestimmungen, ,Sek undär- 

vertrag"mit den Ausführungsbestimmungen und anderen Bestimmungen, welche 
nicht im Basisvertrag enthalten sind. 

3 Vorschlag der Arbeitsgruppe unter dem Vorsitzenden Giuliano Ainato. 
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Der Entwurf des Europäischen Hochschulinstitutes Florenz 

Der ,Basisvertrag" 965 der EU wurde von einer ausgewählten europäischen 
Forschungsgruppe unter Führung von Yves Meny und Claus-Dieter Ehler- 
mann am Europäischen Hochschulinstitut in Florenz (HIF), am Robert Schu- 
man Centre for Advanced Studies (RSC) koordiniert und auf Grundlage des 
EG- und EU-Vertrages ausgearbeitet. Der Basisvertrag der Europäischen 
Union könnte den Vertrag über die Gründung der Europäischen Union 
weitgehend ohne inhaltliche Änderungen ersetzen. Textstellen aus dem EUV, 
die nicht in den Basisvertrag eingearbeitet wurden, sind als zwei Sonderpro- 
tokolle y66 dem Basisvertrag beigefügt. 

Der Auftrag dazu erfolgte durch die Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaft. Am 15. Mai 2000 wurde dem Kommissionspräsidenten Romano 
Prodi die unten angeführte Fassung übergeben. 

Wesentliche Vorgabe der Kommission an die Arbeitsgruppe bei der Aus- 
arbeitung dieses Entwurfs war, die bestehenden Verträge soweit als möglich 
nicht zu verändern, sondern die Inhalte neu und zusammen zu gruppieren, 
ähnliche bzw. gleichbedeutende Inhalte zu vereinfachen bzw. zu eliminieren 
und das geltende Primärrecht den Unionsbürgern in leicht erfassbarer, ge- 
straffter Form zugänglich zu machen, um die Rechtssicherheit weiterhin zu 
gewährleisten. 

Viele Bestimmungen des EGV wurden in den Basisvertrag aufgenommen. 
Die neue Fassung des EGV, in dem die Textstellen, die keinen Eingang in 
diesen Basisvertrag gefunden haben, wiedergegeben sind, wurde von der 
Forschungsgruppe in ihrem Bericht als Anhang II angeführt. 

Diese Arbeiten wurden von der Kommission auch in Hinblick auf die ge- 
plante Osterweiterung der Europäischen Union und die seit langem diskutier- 
te Ablösung des Einstimmigkeitsprinzips initiiert. 

Auch sollte dieser Basisvertrag im Sinne einer „Verfassung" der Europä i- 
schen Union ein klar erkennbares Symbol für die Einheit Europas und die 
Integration geben und zusammen mit der, vom etwas später eingesetzten 



Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen U- 
nion von Anton Schäfer, Pkt. 11.39. a. 

Zu finden ist dieser Entwurf unter - http://euiopa.eu.int/comm/igc2000/- 
offdoc/repoflo_de.pol 
A und B - Uber die Außen- und Sicherheitspolitik [A] und die polizeiliche und justi- 
zielle Zusammenarbeit in Strafsachen [B]. 
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Grundrechtskonvent ausgearbeiteten Grundrechtscharta, eine symbolträchtige 
Einheit bilden. 



DerC.A.P. Entwurf 967- " 968 

Nach einem Vorschlag von Richard von Weizsäcker, David Simon und 
Jean-Luc Dehaene vom 18.10.1999 wurde am Centrum für angewandte 
Politikforschung in München (C.A.P.) von der Bertelsmann Forschungsgrup- 
pe 969 versucht, einen Entwurf aus dem EGV und EUV herauszuarbeiten 
indem die grundsätzlichen Regelungen im Sinne einer Staatsverfassung" im 
ersten Teil und alle Ausführungsregeln im zweiten Teil enthalten sind. Da- 
durch sollten für den Bürger ein klares Konzept und ein Leitbild aufgestellt 
werden. 

Der Vorschlag entfernt sich nur gering vom bestehenden Text der Ge- 
meinschaftsverträge und dem Unionsvertrag in der Fassung von Amsterdam, 
es wurde von den Herausgebern jedoch verschiedentlich Kürzungen und 
Streichungen vorgenommen. Die Zusammensetzung des Gemeinschaftsver- 
trages und des Unionsvertrages wurde jedoch sinngemäß und in einer neuen 
Reihenfolge vermischt. Dies deshalb, um der grundsätzlichen Forderung nach 
einem klaren und übersichtlichen, für den Bürger leicht verständlichen und 
logisch aufgebauten , Grundsatzvertrag" zu entsprechen und Überschneidu n- 
gen und Verdoppelungen auszumerzen. 

Dieser Entwurf zeigt die tatsächliche „Verfasstheit" der Gemeinscha ften 
und der Europäischen Union aus einem neuen und interessanten Blickwinkel. 



Zu finden ist dieser Entwurf auch unter - http://www.cap-uni- 
muenchen.de/pus/download.html 

Vgl. dazu den Text in „Verfassungsentwürfe zur Gründung einer Europäischen U- 
nion von Anton Schäfer. Pkt. II.39. b. 

Die Mitarbeiter der Arbeitsgruppe des C.A.P. waren Franco Algieri, Claus Giering, 
Olaf Hillenbrand, Josef Janning, Wolfgang Metz und Nicole Schley. 
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V.5 

Zusammenfassung 

Die Verfassungsverträge der neueren Zeit (1983 bis 2000) zeigen deut- 
lich, dass die Verfasser dieser Verträge weitgehend die Entwicklung, welche 
mit der Europäischen Union beschritten wurde, vorweggenommen haben. In 
bestimmten Bereichen sind diese Verfassungsverträge integrativer und rechts- 
staatlicher angelegt, in anderen jedoch erreichen sie den heutigen Integrati- 
onsstand nicht. 

Insbesondere in Hinblick auf die derzeit standfindenden Debatten über 
eine Verstärkung der Zusammenarbeit in der Wissenschaft und im Reform- 
Konvent in den Bereichen der Zusammenarbeit der GASP / ESVP (Titel V) 
und in Strafsachen (Titel 6 EUV). Hier ist die Debatte derzeit weitgehender 
und fortschrittlicher als in den vorangeführten Verträgen meist anzufinden 
oder angedacht. 

Ob diese Debatten und die Vorschläge aber auch umgesetzt werden oder 
für Anregungen dem Reform-Konvent dienen, ist noch offen. Die bisherigen 
Vorschläge haben aber zumindest mittelfristig Wirkung bei den verschiede- 
nen Regierungskonferenzen gezeigt. 
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VI. 

Perspektiven für den Post-Nizza Prozess und die 
Verfassungsdebatten 970 

Mit fortschreitender Verwirklichung des Binnenmarktprogramms - und 
mehr noch im Falle einer Währungsunion — wird das Spannungsverhältnis 
zwischen Marktinte gration und der dahinter zurückbleibenden Verfassungs- 
integration jedoch zunehmend spürbarer werden? 1 ^ 

Der Post-Nizza-Prozess wirft die grundsätzliche Frage nach dem Ziel der 
Europäischen Union auf. Wie soll die Finalität der Union aussehen. 972 Wie ist 



Bundeskanzler Gerhard Schröder sprach bereits Anfang Dezember 2000 von einem 
Post-Nizza-Prozess - vgl. Joachim Fritz-Vannahme in Die Zeit .Nizza ist nur der 
Anfang", 50/2000 - Fritz-Vannahme nannte das Gipfeltreffen von Nizza angesichts 
dieser Aussage daher einen Epilog. Oft wird der Begriff , Post -Nizza-Prozess" mit 
der .Erklärung (Nr. 23) zur Zukunft der Union" in der Schlussakte des Vertrags 
von Nizza in Zusammenhang gebracht. Waldemar Hummer in .Die EU nach Niz- 
za", S 367, nennt den .Dialog über Europa" , eine Initiative der Europäischen 
Kommission vom 15.2.2000, den Vorläufer des Post-Nizza-Prozesses. Vgl. zur Er- 
öffnung des Post-Nizza-Prozesses am 7.3.2001 Waldemar Hummer aaO, S 372. 
'' Beate Wieland in ,Ein Markt - zwölf Regierungen, S 20. 

' 2 Theo Öhlinger in .Brauch Europa eine Verfassung?", JRP 2002, S 37 meint: Die 
.Finalität" der EG ,jst die Herstellung eines Binnenmarktes ohne Gre nzen." Diese 
Meinung stützt auch Hans von der Groeben in .Aufbaujahre der Europäischen 
Gemeinschaft", S 172. Er meint: ,Es ist interessant, dass damals die meisten Poli- 
tiker ganz auf die ersten Möglichkeiten (Erhalt und Stärkung der Zusammenarbeit 
mit den USA im Sinne der Zweipfeiler-Theorie von John F. Kennedy) und ausge- 
richtet waren und die wirklichkeitsverändernde Kraft des entstehenden Gemeinsa- 
men Marktes nicht klar genug gesehen wurde." Er meint aber auch, dass sich die 
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der gegenwärtige Stand - wohin steuert die Union? ' Welche Mechanismen 
und Einrichtungen müssen, können, sollen und dürfen reformiert werden, um 
in Zukunft die Gemeinschaft und die Integration weiterzubringen? 974 In 
welchem Tempo? Welche Kompetenzen sollen europaweit wahrgenommen 
werden, welche sind regional besser zu verwalten? 

Der Post-Nizza-Prozess bedeutet vor allem Reformen. 975 Reformen, die 
von den Regierungskonferenzen in Amsterdam und Nizza bisher nicht oder 
nur zögerlich angegangen wurden. Die Post-Nizza-Debatte spiegelt sich 
großteils in den (57) Hauptfragen an den Reformkonvent wieder: 976 

1 . Klare Kompetenzabgrenzung und Kompetenzzuweisung unter 
Beachtung des Subsidiaritätsprinzips und der Regionen; 



Entwicklung im Sinne des von der EWG-Kommission erwarteten entwickelt habe, 
nämlich , Integration als kontinuierlicher Prozess, der sich mit der fortschreitenden 
Entwicklung des Gemeinsamen Marktes auch auf andere Bereiche wie Wirtschafts- 
und Währungspolitik und Außenwirtschaftspolitik erstrecken würde" und ,Auch 
muss man sich vor Augen halten, dass die Römischen Verträge als Einstieg in den 
Integrationsprozess zu verstehen sind, also eine Weiterentwicklung in Richtung auf 
ein föderatives System offengelassen wurde." In Deutschland und Europa in e i- 
nem unruhigen Jahrhundert", S 299, meint er: ,Es war zu erwarten, dass sich mit 
einem Erfolg der wirtschaftlichen Integration die Frage der politischen Finalität 
früher oder später erneut stellen würde." 

Ist die .ursprüngliche bundesstaatliche Finalität des Integrationsprozesses" wir klich 
aufgegeben und stellt die .Integration heute einen Selbstzweck dar" wie dies Wolf- 
ram Hertel in .Supranationalität als Verfassungsprinzip", S 153 meint. 

Die seit langen bestehende Diskussion über „Vertiefung vor Erweiterung. "Diese h at 
seit der Gründung der Europäischen Gemeinschaften nicht abgerissen und es wur- 
den auch durch die Erklärung der Staats- und Regierungschefs vom 19./21.10.1972 
anlässlich des Gipfels der Staats- und Regierungschefs in Paris, eine Europäische 
Union gründen zu wollen, kein Ende gefunden, im Gegenteil. 

Wenn der Ansicht von Wolfram Hertel in .Supranation alität als Verfassungsprinzip" 
gefolgt würde, wären Reformen eigentlich nicht essentiell für die Weiterentwick- 
lung der Gemeinschaften. Er meint (S 154): ,J*Jur solange die Offenheit des Integ- 
rationsprozesses gewahrt wird, kann daher auch die Finalitätsfrage offengehalten 
werden, und nur solange die Finalitätsfrage offengehalten wird, kann die Dynamik 
des Integrationsprozesses erhalten bleiben. "Dem ist jedoch nicht zuzustimmen, die 
Integration und die Finalitätsfrage sind kein .Selbstzweck" (a.a.O S 153), son dem 
Mittel zur Zielerreichung. Das Ziel ist zwar nicht leicht zu finden und wurde im 
Laufe der Entwicklung der Gemeinschaften mehrfach verändert, war jedoch immer 
auf die Verwirklichung einer immer engeren Union zwischen den Völkern Europas 
gerichtet um den Frieden in Europa dauerhaft zu sichern. 

Zusammenfassung durch den Autor. 
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2. Übergang, Ausbau und Stärkung des Mehrheitsprinzips mit 
Änderung der Stimmgewichtung im Rat; 977 

3. Verbesserung der Entscheidungsfindung in den Organen der 
Union; 

4. Reduzierung der Anwendung von Vetomöglichkeiten durch 
einen Mitgliedsstaat; 

5. Ausbau und Vereinfachung der Flexibilität; 978 

6. Stärkung der Demokratie; 

7. Ausbau des Europäischen Parlaments zu einer echten Legisla- 
tivkammer; 

8. Verbesserung des rechtstaatlichen Prinzips; 

9. Größere Bürgernähe; 

10. Ausbau der Kommission zu einer echten europäischen Regie- 
rung oder politischen Autorität"; 

1 1 . Reduzierung der Anzahl der Kommissare aus Effizienzgrün- 
den; 

12. Vereinfachung der Verträge; 

13. Verbindlicher Grundrechtskatalog; 

14. Verfassung oder Verfassungsvertrag - Staatenverbund oder 
Bundesstaat; 



Aus diesen Überlegungen wurde auch ein möglichst breiter Ansatz für die 
Post-Nizza-Debatte gewählt. Alle interessierten Seiten, insbesondere die 
Vertreter der nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten, der Beitrittswerber 
aus den osteuropäischen Staaten und der Europäischen Bürgergesellschaft 
sollten sich daran beteiligen. 

Joschka Fischer hat die Frage nach einem Europäischen Bundesstaat pro- 
vokant in seiner Rede „Vom Staatenverbund zur Föderation" vom 12. Mai 
2000 in der Humboldt-Universität aufgeworfen, aber nicht im Sinne der 
Europäischen Föderalisten beantwortet. 979 



Die Stimmgewichtung war bereits anlässlich der Gründung der EWG eine der wich- 
tigsten Fragen. Die Benelux-Staaten sahen sich, insbesondere die Niederlande, in 
einer Rolle als Juniorpartner, da sie gegenüber einem einigen Frankreich und 
Deutschland bei der Mehrheitsentscheidung niemals ein Gegengewicht hätten bil- 
den können. Die mathematischen Spielereien waren auch damals hoch im Kurs. 

Verstärkte Zusammenarbeit - .Gravitationszentrum". 

Er sprach sinngemäß von einer Föderation der Nationalstaaten, wie auch später Lio- 
nel Jospin und Jacques Chirac und vor ihnen Jacques Delors — > Interview in Le 
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In einer Rede Mitte Februar 2002 vor dem deutschen Bundestag hat 
Joschka Fischer die Hoffnungen in den (noch nicht eingesetzten) Konvent 
bereits wieder gedämpft und vor allzu großen Erwartungen bei der Verwirkli- 
chung eines europäischen Bundesstaates gewarnt. 980 

Bereits lange zuvor hat Walter Hallstein dieses Thema immer wieder auf- 
gegriffen und erläutert. So meinte er in einem Vortrag am 18.1.1961, dass 
,die politischen Kräfte in unserem Werk (EWG) weiter drängen. Es ist 
notwendig, ihnen eines Tages eine Form zu geben, die aus den Baukästen der 
Föderation entnommen ist, wobei es wirklich gleich bleibt, wie man das 
Ergebnis nennt. " 982 

Die Reaktionen aus den Mitgliedsstaaten auf die Rede von Joschka Fi- 
scher waren teilweise überaus heftig. Das diese Forderung nicht neu oder 
originell war, zeigen die Hoffnungen und Wünsche der Politiker und eines 
Großteils der Bevölkerung nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und die 
vielen Verfassungsentwürfe seit 1930. Die europäischen Föderalisten vertra- 
ten diesen Gedanken durchgehend bis heute. Die vielen Vorarbeiten für 
Verfassungsentwürfe zur Gründung einer politischen Union bzw. zur Verein- 
fachung oder Vereinheitlichung der Verträge sind weitreichend ausgearbeitet 
und veröffentlicht. 

Auch das Europäische Parlament hat sich mit dieser Frage mehrfach und 
intensiv auseinandergesetzt. 

Warum war dann die Reaktion auf die Ansprache von Joschka Fischer so 
intensiv und konträr? Weil ein hochrangiger Politiker ausgesprochen hat, was 
in der Wissenschaft, Lehre, Politik und Öffentlichkeit unterschwellig seit 
langem gefordert, diskutiert bzw. bekämpft wurde oder weil diese Forderung 
zum Zeitpunkt der Erhebung unpopulär war? 

Welche Gründe auch immer zu den Reaktionen führten, es zeigte sich, 
dass die Finalität der Europäischen Gemeinschaften in den höheren Regie- 
rungskreisen noch nicht ausreichend ausdiskutiert, realisiert und beworben 
wurde. 



Monde vom 19.1.2000, S 2. Die Erinnerung an de Gaulles .Europa der Vaterlän- 
der" wird hier wieder wach. Vgl. auch den Fouchet-Entwurf für eine Europäische 
Union von 1962 — > auch unter Pkt. HI.5. 

0 Vgl. Der Spiegel Online vom 28.2.2002. 

1 „Wirtschaftliche Integration als Faktor der politischen Einigung" 

2 Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 253. 
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Der Post-Nizza-Prozess ist auch der Auslöser für die neue Verfassungsde- 
batte. Wie soll Europa verfasst sein, braucht Europa überhaupt eine Verfas- 
sung / 

Voraussetzung und teilweise Grundlage für die Post-Nizza-Debatte waren 
u.a. die ,Jeft overs"von Am sterdam und Nizza. 984 Der Europäische Rat hat in 
Nizza erkennen müssen, dass die verschiedenen und langjährigen Forderun- 
gen der Kommission, des Europäischen Parlaments und der Öffentlichkeit 
nach einer Vereinfachung der Verträge, einer klaren und nachvollziehbaren 
Zuständigkeit in vertikaler und horizontaler Ebene, eine Stärkung des Europä- 
ischen Parlaments als Legislativorgan, die Demokratisierung, Rechtsstaatlich- 
keit, Gewaltentrennung usw. nicht weiter aufgeschoben werden können, wenn 
weitere Mitgliedsstaaten aufgenommen werden sollen. 985 

Die Disharmonie in der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik, 
das sich verringernde politische Gewicht einer uneinigen Staatengruppe in der 
Welt, die schleppende Zusammenarbeitsmöglichkeit im Rahmen einer völker- 
rechtlichen Gemeinschaft, wie sie die zweite Säule des EUV darstellt und 
vieles andere mehr, waren weitere Auslöser. 

Die Europäische Integration war bisher ein Erfolg. 986 Damit sie dies auch 
bleibt, ist es erforderlich das System den Erfordernissen der jeweiligen Zeit 
anzupassen. Der Weg führte vom Staatenbund zum Staatenverbund und ist 
noch nicht zu Ende. 

Es zeigte sich jedoch von Anfang an, dass die fortschreitende Integration, 
nicht nur wirtschaftliche, soziale und kulturelle Dimensionen hat, sondern 
gerade die Wirtschaft flankierende politische Maßnahmen benötigt. 987 Ein 



13 Vgl. Dieter Grimm. 

' Waldemar Hummer in ,Pie EU nach Nizza", S 332, betont deutlich, dass es sich 
beim Post-Nizza-Prozess nicht um die Aufarbeitung der Jeft -overs" der vorange- 
gangenen Regierungskonferenzen handelt, sondern um eine .europäische Zu- 
kunftsdebatte." Dieser Meinung kann ich mich nur anschließen, wenn auch die 
Voraussetzungen für den Beginn der Debatte eben unter anderem aus diesen .Jeft- 
overs"resultiert. Dies wird auch aus der .Erklärung über die Z ukunft der EU"(Nr. 
23), Anhang zum Vertrag von Nizza, deutlich. 

l5 Vgl. die Kritik des Europäischen Parlaments im Entschließungsantrag vom 
4.5.2001, A5-0168/2001, Rz 3ff und 11. 

' 6 Der größte Erfolg ist dabei der langjährige Friede und die deutsch-französische Aus- 
söhnung. Vgl. dazu die .Erklärung von Laeken zur Zukunft der Union", Pkt. I, 
.Europa am Scheideweg, SN 300/1/01 REV 1. 

l7 Vgl. Walter Hallstein in .Europäische Reden". 
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Gemeinsamer Markt muss nicht nur nach innen stark sein, sondern auch nach 
außen. Eine prosperierende Wirtschaft, eine sich entwickelnde Wirtschafts- 
und Währungsunion muss den Marktteilnehmern die Sicherheit vermitteln, 
dass die eingesetzten Mittel auch Früchte tragen und zurückfließen. 988 Die 
Wirtschafts- und Währungsunion kann es sich im Inneren nicht leisten, dass 
z.B. aufgrund von verschiedenen Steuersystemen die finanziellen Mittel 
einseitig eingesetzt, in bestimmten Mitgliedstaaten wegen der geringeren 
Steuerbelastung fokussiert oder durch Transaktionen von einem Mitgliedstaat 
in den anderen durch Steuervorteile Gewinne lukriert werden, ohne volks- 
wirtschaftliche Gegenwerte zu schaffen. 989 
238 Nur durch die Reform, Übertragung und Abgrenzung der wirtschaftlichen, 

politischen und sozialen Kompetenzen wird die EU weiterhin ein attraktiver 
Handelspartner sein, die europäische Volkswirtschaft konkurrenzfähig blei- 
ben und die Gemeinschaftsorgane handlungsfähig. 990 

Die Europäische Union hat mit dem bekannten ,Drei -Säulen-Modell" die 
Grenzen der in den Verträgen vorgesehenen Verfahren, Institutionen und 
Systeme erreicht. Bildlich gesprochen bedeutet es, dass die Zukunft nun nur 
in einer Stärkung der Fundamente (Verträge) und des Umbaus der , Säulen in 
Wände" (Kompetenzen) liegt, damit das gemeinsame, renovie rte Dach 
Europas fest aufliegen kann. 991 



Und wenn die Wirtschaft nicht in dem Maße wächst, wie erwarte, ist ein Zusam- 
menrücken und eine gemeinsame Strategie um so notwendiger. 

Vgl. auch ,Pie Zeit"27/2001 „Warum braucht Europa eine Verfassung" von Jii rgen 
Habermas und KOM/1999/624 endg. 2 und Martin Walser / Harald Schumann in 
,Pie Globalisierungsfalle". Vgl. auch Claus Noe in ,Per Euro — Eine Chance für 
die europäische Zivilisation, WuG 1998, 57. 

Hat doch schon Adam Smith in seinem Werk ,Per Wohlstand der Nationen" 1776 
aufgezeigt, dass der Wohlstand eines Volkes unter anderem durch die räumlichen 
Grenzen des zur Verfügung stehenden Marktes begrenzt ist. 

Der britische Außenminister Bevin hat in einer Rede vom 15.9.1948 vor dem briti- 
schen Unterhaus gemeint, dass es nicht angehe, ein Dach aufsetzen zu wollen, be- 
vor das Haus gebaut sei. Er wandte sich damit gegen die Forderung des Internatio- 
nalen Komitees für die Einheit Europas (später Europäische Bewegung genannt) 
vom 17.8.1948, die in einem Memorandum unter anderem die Einberufung eine 
Europäische Versammlung gefordert hatten. Er wollte die fortschreitende Annähe- 
rung Europas durch Verträge und Abkommen und nicht durch eine Verfassung er- 
reichen. 
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VI.1 

Vorbemerkungen 

Wenn die Leute meinen, dass durch den Erlass von Gesetzen, welche es 
auch seien, jemals ein gutes Staatswesen zustande kommt, ohne dass ein 
He rrsche rtum da ist, das im Staat für Lebensweise (...) sorgt, denken sie nicht 
recht. Plato 

239 Welche Vorteile versprechen sich die Befürworter einer Verfassung für 
die Europäische Union? Ist sie überhaupt notwendig und birgt eine solche 
nicht auch Gefahren in sich, die bis zu einer Spaltung oder Auflösung der 
Union führen könnte? 

Die Befürworter sehen z.B. folgende Vorteile: 

mehr Demokratie bzw. demokratische Mitbestimmung; 
entstehen eines europäischen politischen Dialogs und einer 
Diskussion aber auch Konfrontation zwischen den Parteien des 
Europäischen Parlaments, wenn diesem tatsächliche Rechtset- 
zungsbefugnisse zugestanden wird; 
klare horizontale und vertikale Kompetenzverteilung; 
verbesserte Legitimität der Entscheidungsorgane; 
mehr Transparenz bei und Beschleunigung der Entschei- 
dungsprozesse; 

besserer Schutz der Menschen-, Grund- und Bürgerrechte und 

mittelbare Einbindung der Bürger in den Entscheidungspro- 

zess im Sinne eines ,Europa der Bü rger", 

Möglichkeit des Beitritts der Union zur EMRK; 

deutliches Identifikationssymbol und damit Verstärkung der 

Integration; 

Sicherheit, dass die Union auch nach einer Erweiterung noch 
handlungsfähig ist; 

Absicherung der Wirtschafts- und Währungsunion vor natio- 
nalen Alleingängen; 

Stärkung und Verbesserung der Effizienz der gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik; 
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die Kritiker hingegen: 

Bürokratismus (Bürokratismus 1 ); 

Bildung eines europäischen Zentralstaates; 992 

die nationalen Eigenheiten und kulturellen Besonderheiten 

werden verschwinden; 

Verlust der nationalen Identität der Mitgliedstaaten und ,Ame- 
rikanisierung" Europas; 

Bildung einer dritten Weltmacht und die Gefahr, dass Europa 
zwischen die Fronten gerät; 

die Gefahr, dass die Integration wegen nationaler Interessens- 
gegensätze zur Desintegration führt; 

die Gefahr, dass durch die Überforderung des politisch Mach- 
baren, die Gemeinschaft zerfällt. 

Ist der EUV oder das Konglomerat aus EUV, EGV, EAGV, EEA, den 
Beitrittsverträgen, Fusionsvertrag von 1965, die Luxemburger Vereinbarung, 
den Erklärungen und interinstitutionellen Vereinbarungen des Rates, der 
Kommission und des Parlamentes zu den Grundrechten u.a. zusammen eine 
Verfassung? 

Formell ja. Wie vielen anderen internationalen Verträgen auch, kann 
den Gründungsverträgen der Union bzw. Gemeinschaft selbst der formelle 
Verfassungsbegriff nicht abgesprochen werden. In mancher Ausprägung ist 
der formelle Verfassungsbegriff sogar besser erfüllt als in vielen Mitglieds- 
staaten der Union. Dies ist z.B. die faktisch erschwerte Abänderbarkeit nach 
Art 48 EUV oder die Weiterentwicklung der Verträge nach Art 308 EGV, 
durch die der Rat einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments die geeigneten Vorschriften erlassen 
kann, gegeben. 

Wird der materielle Verfassungsbegriff betrachtet, so kann zumindest in 
weiten Teilen davon ausgegangen werden, dass die oben beschriebenen 
Urkunden und Erklärungen eine Verfassung bilden. Ganz besonders deutlich 
wird dies durch den Vorschlag des Versuchs einer Zweiteilung der bestehen- 
den Verträge der Gemeinschaft, nach einem Vorschlag von Richard von 



12 ,Superstaat"Europäischen Rates von Laeken vom 14715.12.2001. 

13 Siehe Pkt. IV.2. 
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Weizsäcker, David Simon und Jean-Luc Dehaene vom 18.10.1999 bzw. in 
den ausgearbeiteten Entwürfen des Europäischen Hochschulinstitutes 994 und 
der Bertelsmann Forschungsgruppe C.A.P. 995 

Dieser Vorschlag für einen „Grundvertrag" der Europäischen Union en t- 
hält grundsätzliche Regelungen im Sinne einer Staatsverfassung" im ersten 
Teil und alle Ausführungsregeln im zweiten Teil. 

Dadurch sollen für den Bürger klare Konzepte und Leitbilder aufgestellt 
werden. 

Wird nun dieser ,Grundvertrag" in einem Stück betrachtet, so ergibt sich 
für den Leser, dass im EGV und EUV bereits fast alle Elemente für eine 
,prdentliche" Verfassung enthalten sind. Werden die Gemeinschaft sverträge 
und der Unionsvertrag in Bezug zu anderen „Verfassungen" mit materiellem 
Inhalt (z.B. EMRK) gesehen, so zeigt sich, dass die in den Gemeinschaftsver- 
trägen ausgebildeten 

Legislativ- und Exekutivorgane, 

die Jurisdiktion, 

die (mittelbare) hoheitliche Herrschaftsmacht, 

die mehr oder weniger demokratische Legitimation, 

die Verankerung von „Verfassungsgrundsätzen"und 

die ,ßauprinzipien" (leitende Prinzipien des verfassungs- 

rechts), 996 

durch die aus dem Primär- und Sekundärrecht unmittelbar er- 
fließenden Rechte und Pflichten der Unionsbürger, 
dem (teilweisen) Anwendungsvorrang des Gemeinschafts- 
rechts vor dem innerstaatlichen Recht, 

den umfassenden Schutz des Einzelnen durch die Rechtspre- 
chung des EuGH, 

der Kontrollfunktion des EuGH gegenüber den anderen Orga- 
nen der Gemeinschaft u.a.m., 

de jure und de facto die fast vollständige Grundlage für eine Verfassung 
darstellen. 997 Die Gewaltenteilung und die Legitimation der Organe lässt 



Basisvertrag 

Grundvertrag - siehe Pkt. V.4. 
Vgl. nur Art 7 EUV. 
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jedoch seit 50 Jahren noch zu wünschen über und der Konsens der Normun- 
terworfenen fehlt teilweise noch sehr weitgehend. 998 Mit dem Eintritt in die 
dritte und letzte Stufe der WWU hat sich ein noch wesentlich unbemerkter 
Sinneswandel bei den Unionsbürgern eingestellt. Europa ist nun nicht nur als 
Idee, sondern als gemeinsame Währung begreifbar" geworden. Wie sich dies 
auswirkt, ist noch nicht absehbar. 999 

242 Wesentlich für die Zukunft Europas als Bundesstaat im engeren Sinne ist 
die Zustimmung der Regierungen der Mitgliedsstaaten, die Zustimmung der 
Bürger und die Anerkennung durch die internationale Staatengemeinschaft. 
Jede dieser Zustimmungen kann zu einem anderen Zeitpunkt erfolgen, kann 
die Zustimmung einer anderen Gruppe erleichtern oder fördern oder durch 
faktische Zwänge vorgeben. 

Die Vorbehalte des Vereinigten Königreichs seit dem Beginn der Diskus- 
sion über einen europäischen Bundesstaat werden langsam abgebaut. Pre- 
mierminister Tony Blair zog am 23.11.2001 vor dem European Research 
Institut in London eine durchwegs negative Bilanz über die Folgen der 
Haltung der Briten zur Integration in der Vergangenheit indem er ausführte: 
Die Tragödie der britischen Politik - für Großbritannien - war, dass die 
Politiker beider Parteien 1000 fortlaufend daran gescheitert sind, die sich 



Jil Carlos Rodnguez Iglesias in 'Verfassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit 
im Zeichen Europas" bestreitet grundsätzlich die Staatsqualität der EU, bejaht aber 
das Vorliegen einer Verfassung. M. Seidel in ,Zur Verfassung der Europäischen 
Gemeinschaft nach Maastricht", S 9, meint hingegen, dass bereits durch den Uni- 
onsvertrag der Gemeinschaft Staatsqualität zuerkannt worden sei, insbesondere, 
weil die Währungshoheit eine übergeordnete staatliche Aufgabe sei, die von einem 
Staatenverband nicht wahrgenommen werden könne. 

Hans von der Groeben meint in , Legitimationsprobleme der Europäischen Gemein- 
schaft," S 124, ,jm nationalen Bereich (ist) der vorpolitische, vorverstandesmäßige 
Konsens aufgrund der Teilhabe an einer über die formelle Rechtsgemeinschaft hi- 
nausgehende politische und kulturelle Gemeinschaft, die auf gemeinsamer Sprache, 
gemeinsamem Herkommen, gemeinsamer Geschichte und gemeinsamer Sitte und 
Gebräuche beruht, noch sehr wirksam." 

Vgl. die Umfrage der Kommission im März 2002, ob die Unionsbürger eine Verfas- 
sung für die Europäische Union wollen oder nicht - Die Zustimmung lag bei fast 
70%. Vgl. dazu auch Wilfried Loth in ,Die Anfänge der europäischen Integration 
1945-50", S 34 und Fn 17, der eine Umfrage der französischen Regierung im Som- 
mer 1945 erwähnt, bei der 73% der Befragten meinten, dass die Bildung einer Eu- 
ropäischen Föderation „wünschenswert" sei, (17% Ablehnung, 10% ohne Mei- 
nung). 

' Tories und Labour. 
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offenbarende Realität der europäischen Integration zu begreifen. Sie seien 
von der 'Illusion" geleitet worden, dass die europäische Integr ation scheitern 
werde. Der britische Euro-Skeptizismus habe 'angesichts der Entwicklung 
eine beschämend lange Geschichte gehabt. " 1001+1002 

VI.2 

„Gravitationskern" 

243 Es darf nicht übersehen werden, dass die Weiterentwicklung der europäi- 
schen Integration nicht als Automatismus angelegt wurde, im Gegenteil. Jeder 
integrative Schritt wurde bereits in den Gründungsverträgen vom Willen der 
Mitgliedsstaaten abhängig gemacht. Der intensive Dialog zwischen den 
Mitgliedsstaaten und auch den Nachbarstaaten sowie Nordamerikas und 
anderen wurde bewusst und gezielt gesucht. ,JCerneuropa" 1003 sollte nicht als 
eine Insel alleine weiterwachsen oder sich gar nach außen abschotten. 1004 

Die Idee eines „Kerneuropas", 1005 eines , Europa der verstärkten Zusam- 
menarbeit", 1006 eines vereinten Europas mit ,Gravitationskern" 1007 u.a. Be- 
zeichnungen beherrschen die Diskussion über die Zukunft Europas seit 
langem. 

Doch im Gegensatz zu den 1950er und 1960er Jahren soll dieser , harte 
Kern" 1 nun nicht mehr nur die Grundlage für eine Erweiterung sein, son- 



244 11,01 JEF Verfassungskampagne, Email vom Marc Oliver Phal vom 24.11.2001 nach 
einem Zeitungsartikel der Berliner Zeitung. Der Europaminister des Vereinigten 
Königreichs, Peter Hain hat jedoch zu seinem , antiföderalen Gegenentwurf 'zu e i- 
ner europäischen Verfassung gemeint: „Wir wollen eine Verfassung für eine Union 
souveräner Staaten, keine Blaupause für einen föderalen Superstaat." Zitiert nach 
Europäische Zeitung, Ausgabe Oktober/November 2002, S 4. 

1002 Vergleicht man dazu die Aussagen des britischen Delegierten L. S. Amery auf dem 
zweiten Paneuropakongress 1930 und von Winston Churchill in seinen berühmten 
Reden 1930, 1946 oder 1948, so ergeben sich große Auffassungsunterschiede zwi- 
schen der heutigen Haltung und damals. Vgl. dazu auch Heinrich von Siegler in 
.Europäische Integration", 1646 -1961, S XI- 

1001 Damals die sechs Mitgliedsstaaten. 

1004 Vgl. Art 49 EUV. 

Peter Häberle in „Verfassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit im Zeichen 
Europas", S 32, spricht von der Gefahr der europäischen .Kernspaltung" durch ein 
Kerneuropa. 

1006 Siehe Art 1 1 EGV und Titel VII EUV. 

1007 So ähnlich auch schon Jacques Chirac 

1008 Vgl. Schäuble. 
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dern für die Fortentwicklung der Union innerhalb derselben ermöglichen um 
die Stagnation der Integration zu überwinden. 

Wie sich z.B. auch schon um das (völkerrechtliche) Schengener- 
Abkommen und die (gemeinschaftsrechtliche) WWU eine verstärkte Zusam- 
menarbeit mit unbefristeter ,ppting in" - Klausel gefunden hat, soll dieses 
Modell auch für die weiter Integration in einem vereinigten Europa als 
Vorbild dienen. 

245 Einige wenige Mitgliedsstaaten der Union sollen durch die Überzeugung, 
dass in Zukunft nur ein europäischer Zusammenschluss in einer engen politi- 
schen Gemeinschaft oder gar Föderation, den Erhalt der wirtschaftlichen und 
sozialen Errungenschaften sichern wird, das Gravitationszentrum' 009 bilden. 
Die Mitgliedsstaaten der heutigen Union, die einen solchen Schritt nicht 
bewältigen können oder wollen, ist ein unbefristeter Beitritt zu gewähren. 

Dieses Modell kann den realistischen Weg von der Wirtschafts- und Sozi- 
alunion zur politischen Union bedeuten. Die bisher erreichten Vorteile der 
Integration blieben den außenstehenden Mitgliedsstaaten erhalten, die neu 
erreichten jedoch können sie nur teilen, wenn sie der Föderation beitreten und 
Pflichten übernehmen. 

Dieses Modell hat, wenn es bis zur nächsten Beitrittsrunde keine tatsächli- 
chen, wirksamen und fast schon revolutionäre Änderungen in den Verträgen 
und im Entscheidungsgefüge gibt, einiges an Aussichten auf Erfolg. 

Diese Form der faktischen Umwandlung der supranationalen Gemein- 
schaft und der Verfassungsgebung, ohne revolutionären Akt, wäre ein ,jcu l- 
turkreativer Prozess und somit (...) Dimension europäischer Verfassungskul- 

«1010 

tur. 

246 Diese Föderation wird sich aber nicht allein im Rahmen der derzeitigen 
Regelungen 1011 für die verstärkte Zusammenarbeit ausbilden können. 1012 Den 
Mitgliedsstaaten, die an dieser politischen Union teilnehmen wollen, die 
Kriterien für die verstärkte Zusammenarbeit aber noch nicht erfüllen, bleibt 
der Weg über die völkerrechtliche Vertragsschließung. 



Zu diesem Ausdruck siehe Joschka Fischer 

1010 So Dimitris Tsatsos in ,Pas Prinzip der europäischen Verfassungsverantwortung", 
1999, Rz 15. Markus Heintzen hingegen meint in „Vom Dickicht der Verträge zur 
europäischen Verfassung", Pkt. IV: „Verfassungen taugen nicht für das politische 
Alltagsgeschäft, für Verhandlungen wohlgenährter Diplomaten und Bürokraten." 

1011 In der Fassung nach dem konsolidierten Vertrag von Nizza. 

1012 Die Kriterien nach Titel VII EUV wurden inzwischen sehr vereinfacht und gelten 
auch für die erweiterte Union nach 2004 
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247 Die Bildung einer solchen .Avantgarde" 1013 hätte jedoch auf die instituti- 
onellen Grundlagen der derzeitigen Union noch ungeahnte Auswirkungen. 
Die Nationalstaaten des europäischen Kontinents wären dann in eine Fünf- 
Klassen-Gruppe getrennt: Zum einen die Staaten, die assoziiert 1014 sind, die 
über spezielle Freihandelsabkommen eine Bindungen an die Europäischen 
Gemeinschaften haben, 1015 die EWR-Staaten mit Assoziationsabkommen zur 
EU, die ,#lten "Mitgliedsstaaten der EU und die Mitgliedsstaaten der Födera- 
tion. Und daneben steht noch der Sonderfall Türkei 1016 und die vielfältigen 
Möglichkeiten, die sich aus einem , Europa der verschiedenen Geschwindi g- 
keiten"ergeben würden. 1017 



VI. 3 

Der Reform-Konvent 1018 

,Noch ist der politische Geltungsbereich der europäischen Integrat ion 
begrenzt auf die Wirtschafts- und Sozialpolitik. Aber niemals haben wir diese 
Lage als den Endzustand der europäischen Einigung verstanden. Sie ist eine 
Teilverwirklichung eines von Anfang an bestehenden umfassenden Plans. Mit 
Ungeduld erwarten wir, dass unser Werk in anderen politischen Bereichen 
eine Ergänzung findet. Eine Ergänzung - das ist eine Lösung, die einen 
Fortschritt darstellt, indem sie unsere Gemeinschaft ihre Existenz und volle 
Entfaltung auf ihren unveränderten Fundamenten sichert und darüber hinaus 
weitere Gebiete einer gemeinsamen europäischen Aktion erschließt. " I019 

248 Nach dem 'Erfolg" des Grundrechtskonvents von 1999 und der Ausarbe i- 
tung einer (unverbindlichen) Grundrechtscharta der Europäischen Union 
wurde dieses Modell auch auf die Ausarbeitung eines EU-Konvents für die 
Reform der Europäischen Union und der Europäischen Gemeinschaften 

■ 1020 

ubertragen. 



1013 So Jaques Chirac. 

1014 Z.B. die AKP-Staaten. 

1015 Z.B. die Schweiz. 

1016 Zollunion 

1017 Vgl. auch Rolf Berend in ,Pas Ziel der europäischen Integration", S 44. 

1018 Vgl. auch ZER 2/2002, S 2 

1019 Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 352, Rede vor dem Europäischen Pa r- 
lament vom 29.3. 1 962 ,JÜber die Lage der Gemei nschaft". 

"' 20 Europäischer Rat von Laeken vom 14./15.12.2001, Schlussfolgerungen, Anlage III. 
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Die Aufgabe des Konvents ist es, die Wünsche der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft und der Europäischen Bürgergesellschaft zu sammeln, Gemein- 
samkeiten auszuloten und den Staats- und Regierungschefs für das 2004 
stattfindende Gipfeltreffen und den Erweiterungsbeschluss Vorschläge für 
eine Reform der Institutionen der Gemeinschaft zu unterbreiten. 1021 Es ist also 
nicht Aufgabe des Konvents, das bisherige Modell der diplomatischen Kon- 
sultation zwischen den Mitgliedsstaaten vor und während eine Konferenz der 
Staats- und Regierungschefs zu ersetzen, sondern er übernimmt eine konkrete, 
eingegrenzte und überschaubare Aufgabe, die bisher alleine von der Kommis- 
sion und dem Generalsekretariat des Rates 1022 erfüllt wurde. Bisher hat die 
Kommission die entsprechenden Vorschläge, meist im Auftrag des Rates, für 
diese Konferenzen ausgearbeitet und vorgelegt, für die Reform der Gemein- 
schaft soll dies nun ein größeres, demokratisch besser legitimiertes Gremium, 
tun. 1023 Der Europäische Rat der Staats- und Regierungschefs ist an diese 
Vorschläge nicht gebunden, sie dienen nur als Diskussionsgrundlage. 
250 Die Erfüllung dieser Aufgabe durch den Konvent soll möglichst umfas- 
send und für den Unionsbürger transparent geschehen. Die Aufgaben und die 
Problematik bzw. die Lösungen sind seit längerer Zeit bekannt. Spätestens 
seit dem Beginn der 70er Jahre wurden Reformen mehrfach angemahnt. Der 
Besitzstand der Gemeinschaften wurde seit dieser Zeit erheblich erweitert. 
Die Probleme wurden mit jeder gefundenen Lösung leider nicht einfacher, 



121 Waldemar Hummer meint in .Die Zukunft der Demokratie", herausgegeben von 
Helmut Reinalter, S 172. ,ßei dieser sogenannten »großen Variante« einer Institu- 
tionenreform würde man aber nicht nur die ursprüngliche institutionelle Struktur 
der Verbandsgewalt zerstören, sondern auch eine unausweichliche Eigendynamik 
dieses Gebildes in Richtung auf einen europäischen Bundesstaat in Gang setzen. 
Bedenkt man, dass es gerade die Unbestimmtheit des Zieles der europäischen In- 
tegration - arg. »der Weg ist das Ziel« - die immer wieder zu gleichsam »dialekti- 
schen Qualitätssprüngen« im Integrationsgeschehen und damit zu einer eigenen 
Dynamik des Integrationsprozesses geführt hat, dann wäre diese vorschnelle Fixie- 
rung auf eine bundesstaatliche Endform ein eindeutiger Rückschritt." 

122 Beziehungsweise dem COROPERE. Der Ausschuss der Ständigen Vertreter ist ein, 
in den Gründungsverträgen der drei Europäischen Gemeinschaften ursprünglich 
nicht vorgesehenes , Organ", welches die Ratsentscheidungen vo rbereitet. 

123 Aber der Reform-Konvent ist nicht dazu eingesetzt, eine Verfassung auszuarbeiten 
und dazu auch nicht legitimiert. Auch wenn dies immer wieder gefordert wird wie 
z.B. anlässlich der Anhörung von NGO in der gemeinsamen Sitzung der Europa- 
ausschüsse des deutschen Bundestages und des Bundesrates am 26.6.2002 in Ber- 
lin von den JEF. Auch die von Valery Giscard dTistaing vorgelegte Rohstruktur für 
eine Verfassungsvertrag hat mehr die Konsolidierung der bestehenden Verträge im 
Auge. 
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sondern komplexer. Die Gemeinschaften sind politisch und kompetenzrecht- 
lich schneller gewachsen als die dafür notwendigen und geeigneten Verfah- 
ren. 1024 Einige der Entscheidungsverfahren haben sich im Laufe der Zeit als 
ungenügend, zu kompliziert und/oder undurchschaubar" erwiesen. Einige 
übertragene Kompetenzen werden nun wieder von den Mitgliedsstaaten 
beansprucht, nachdem sich scheinbar herausgestellt hat, dass diese regional in 
den Mitgliedsstaaten doch besser gelöst werden können. 

Der Hintergrund des Konvents ist also zum einen die Reformbedürftigkeit 
der Institutionen und Verfahren der Europäischen Union, zum anderen, dass 
in Amsterdam und danach in Nizza nicht die erforderlichen weitreichenden 
Reformen im notwendigen Umfang eingeleitet wurden, um das Funktionieren 
der Gemeinschaft in einer vergrößerten Union 1025 zu sichern.' 026 

Die EU - Ratspräsidentschaft in Santa Maria da Feira 1027 und in Bel- 
gien 1028 drängte bereits auf eine umfassende Reform der Gemeinschaft. Im 
Erklärungsentwurf zum EU Gipfel von Laeken forderte die belgische EU - 
Ratspräsidentschaft, dass die EU demokratischer, transparenter und effizien- 
ter werden müsse, dass die Debatte über eine Verfassung der Union eröffnet 
werde und auch eine Direktwahl des Kommissionspräsidenten möglich sein 
solle.' 029 

Eine nachvollziehbare Aufgabenverteilung, eine demokratische Gewalten- 
teilung und vereinfachte Verträge sind wichtige Forderungen. Der belgische 
Ministerpräsident Guy Verhofstadt präsentierte auf dem EU-Gipfel in Lae- 
ken 1030 ein Positionspapier mit zahlreichen Fragen zur Zukunft der Union. 
Bereits auf dem EU-Gipfel in Nantes hatten sich Frankreich und Deutschland 
für eine EU-Verfassung ausgesprochen. Das Positionspapier mit den 57 
Einzelfragen an den Konvent von Verhofstadt wurde von einer kleinen 
Expertengruppe ausgearbeitet und fand die Zustimmung aller Mitgliedsstaa- 
ten. 



" Z.B. im Bereich Agrar-, Forschungs-, Handels-, Industrie- und Sozialpolitik, 
Marktordnung und Wettbewerb, neuerdings auch der Innen-, Justiz- und Wäh- 
rungspolitik. 

125 Osterweiterung 

126 Vgl. die Kritik des Europäischen Parlaments im Entschließungsantrag unter ,Pie 
Erklärung zur Zukunft der Union"vom 4.5.2001 , A5 -01 68/2001 . 

127 Im Jahr 2000. 

128 Laeken, im zweiten Halbjahr 2001 . 

m Schlussfolgerungen des Rates, Anlage II. 
130 Am 14./15. Dezember 2001. 
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L ^ L Der ehemalige französische Staatspräsident " Valery Giscard düstaing 
und Abgeordneter des Europäischen Parlaments 1032 wurde am 16.12.2001 
zum Vorsitzenden des Konvents vom EU Gipfel auf Schloss Laeken bei 
Brüssel bestimmt. 

Vizepräsidenten wurden der ehemalige italienische Ministerpräsident Giu- 
liano Amato bzw. der ehemalige belgische Ministerpräsident Jean-Luc 
Dehaene. 

Dem Präsidium gehören insgesamt 1 2 Mitgliedern an - neben dem Präsi- 
denten und den zwei Vizepräsidenten die drei Vertreter der Regierungen, die 
während der Dauer des Konvents den Ratsvorsitz innehaben, 1033 zwei Vertre- 
ter der nationalen Parlamente und zwei des Europäischen Parlaments sowie 
zwei Vertreter der Kommission. Das Präsidium wird von einem Konventssek- 
retariat unterstützt, das im Generalsekretariat des Rates eingebettet ist. 1034 

Der Konvent besteht insgesamt aus: 

1 5 Vertretern der Mitgliedsstaaten; 

2 Vertretern der Kommission; 

16 Vertretern des Europäischen Parlaments; 

30 Vertretern aus nationalen Parlamenten (je 2); 

26 Vertretern der Parlamente der potentiellen Betrittsstaaten zur Bera- 
tung (je 2); 

13 Vertretern aus den Regierungen der potentiellen Beitrittsstaaten; 

3 Vertretern des Wirtschafts- und Sozialausschusses als Beobachter; 
6 Vertretern des Ausschusses der Regionen als Beobachter; 

3 Vertretern der europäischen Sozialpartner als Beobachter; 

1 Vertreter des Bürgerbeauftragten des Europäischen Parlaments. 

Von diesen 105 Mitgliedern haben 66 die Stimmberechtigung, 39 bera- 
tende Funktion. 

253 Am 28. Februar 2002 wurde der Konvent feierlich eröffnet. Die erste Sit- 

zung fand am 1 . März 2002 statt. Der Tagungsort des Konvents ist Brüssel. 



11 1974-1981 

12 Ab 1989 

13 Spanien, Dänemark und Griechenland. 

14 Pikanterweise nicht in der Kommissionsstiuktur. 
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Die 57 Fragen an den Konvent gliedern sich in 4 Hauptgruppen: 1035 

1 . Kompetenzverteilung, -abgrenzung und -neuordnung - 
Transparenz - schleichende Kompetenzerweiterung; 1036 

2. Vereinfachung und Verringerung der Instrumente zur 
Gesetzgebung und Verwaltung - inter-institutionelles 
Verhältnis; 1037 

3. Verbesserung der Effizienz, Demokratie, Transparenz 
der EU-Organe; 1038 

4. Vereinfachung und Neuordnung der Verträge ohne in- 
haltliche Veränderung, 1039 Einbeziehung der Grund- 
rechtscharta in die Verträge. 

254 Die Arbeitsmethode des Konvents: 

Dem Präsidenten kommt es zu, den Beginn der Arbeiten des Konvents 
vorzubereiten. Dies geschieht durch die Auswertung der Ergebnisse der 
öffentlichen Debatte. Dem Präsidium und dem Präsidenten obliegt es, die 
Reformvorschläge zu sammeln, Anregungen dazu zu geben und als Arbeits- 
grundlage dem Konvent zur Verfügung zu stellen. Dabei kann es die Kom- 
mission oder externe Experten konsultieren und Ad-hoc Arbeitsgruppen 
bilden. Die Teilnahme von Unionsbürgern, NGO, Sozialpartnern, Hochschu- 
len etc. wird in einem eigenen Forum koordiniert und gefördert, indem der 
Konvent diesen über seine Arbeit berichtet und die Vorschläge in seine 
Debatten aufnimmt. 

Der Präsident des Konvents informiert die Staats- und Regierungschefs 
bzw. den Europäischen Rat mündlich bei dessen Tagungen über die Fort- 
schritte. 



Wie viele Konzepte, Ideen, Vorschläge, Anregungen etc. 2004 dann für 
die Fortentwicklung der Union vorgelegt werden, hängt vor allem von den 
Vorarbeiten des Konvents und den Positionen der Regierungen der Mitglied- 
staaten sowie den Reaktionen und Anregungen des Rates bzw. Europäischen 
Rates auf die mündlichen Referate des Konventspräsidenten ab. 



Vgl. auch die Erklärung von Laeken des Europäischen Rates vom 15.12.2001, SN 

300/01, S 2ff 

1 8 Detailfragen. 

5 Detailfragen. 

24 Detailfragen. 

10 Detailfragen. 
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256 Die Schaffung bzw. Vertiefung einer politischen Union war bereits 1991 
im Vertrag von Maastricht, 1996 im Vertrag von Amsterdam und dem Ver- 
trag von Nizza 2000 mehr oder weniger direkt angestrebt worden. Der Bin- 
nenmarkt wurde 1992 geschaffen, die Währungsunion 2001 vollendet. Die 
politischen flankierenden Maßnahmen jedoch fehlen weiterhin weitgehend. 

, Nizza war eine große Enttäuschung" sagte MdEP und Präsident der E u- 
ropa-Union Deutschland Elmar Brök. 1040 Er meinte damit u.a., dass die 
Ergebnisse weit hinter der für die Erweiterung notwendigen Reformen zu- 
rückgeblieben sind. Dies habe für Aufregung und Verärgerung gesorgt, denn 
es hätte in den Vorbereitungssitzungen für das Gipfeltreffen der Staats- und 
Regierungschefs in Nizza von Februar bis Dezember 2001 der Wille im 
vorbereitenden Beamtengremium gefehlt, gemeinsame Positionen zu finden. 
Und auch der Europäische Rat habe sich in Detailfragen verstrickt, anstatt die 
Reformen im Großen vorzugeben. 1041 

Dies ist eine Folge, die sich aus der, in den Verträgen vorgesehenen Ver- 
mengung der Gewaltenteilung im Organ des Rates als Legislativ- und Exeku- 

•u. 1042 

tivorgan ergibt. 

Aber in den meisten europäischen Staaten ist die Legislative, bedingt 
durch die Parteienvorherrschaft, in Friedenszeiten bzw. solange keine Krise 
ansteht, auch nur ein relativ unselbständiger , Ableger" der Regi erung als 
oberstes Exekutivorgan. Es ist auch hier in den meisten Fällen unwahrschein- 
lich, dass die Legislative entgegen den Wünschen 1043 der Regierung Gesetze 
erlässt. 

257 Joschka Fischer ist daher nicht zwingend zuzustimmen, wenn er sagt: 
,Pleibt die Doppelroll e (des Rates) erhalten, bleiben wir im Staatenverbund. 
(...) Überschreiten wir den Staatenverbund, werden wir den Schritt in die 
Föderation gehen und der Rat wird sich zwischen Legislative und Exekutive 
entscheiden müssen. " 1044 



In Europäische Zeitung, Januar 2002. 

11 Vgl. auch Karl Schmitt in ,Pas Ziel der europäischen Integration", S 60. 

12 Vgl. die Ausführungen unter Pkt. H.4. 

13 Oft haben die Regierungen auch das Vorschlagmonopol für Rechtsakte. 

14 Rede des deutschen Bundesaußenministers Fischer als .Privatmann" zum Ko nvent 
zur Zukunft der EU vor dem Deutschen Bundestag am 22.2.2002. Die ,Doppelro 1- 
le"des Rates hat politisch mehr Auswirkungen in der Tatsache, dass ihm von den 
Verträgen der EG die Entscheidungsbefugnis für allgemeine Fragen und wichtige 
Einzelentscheidungen Ubertragen worden ist aber jeder Minister auf der anderen 
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Bedingt durch die Abhängigkeit der Legislative von der obersten Exekuti- 
ve, die Beschickung der Legislative durch Exekutivbeamte 1045 und die Partei- 
enverflechtung, ist in diesem Bereich in den Mitgliedsstaaten der Gemein- 
schaft, die materielle Gewaltentrennung meist bereits faktisch aufgehoben. 
Die Doppelrolle 1046 des Rates ist somit nicht unbedingt der Schlüsselpunkt für 
den Übergang vom Staatenverbund zum Bundesstaat, da die Gewaltenver- 
mengung zwischen Legislative und Exekutive auch bei den Mitgliedsstaaten 
der Union nicht als Stütze der Gesellschaft dient, sondern zumindest in 
Friedenszeiten zu einer ausgeglichenen Konsensfindung zwischen den ver- 
schiedenen gesellschaftlichen Gruppen beiträgt. 

Die Rolle des Europäischen Rates in der (ursprünglich) völkerrechtlichen 
Konsultation im Bereich der Europäischen politischen Zusammenarbeit und 
der zweiten und dritten Säule der Gemeinschaft und die faktische bzw. 
politische Vermengung dieser Rechtsgebiete mit der supranationalen Materie 
der Gemeinschaft in einer Konferenz ist jedoch ein großes Problem aber auch 
Chance für die Weiterentwicklung. 1047 Auch die geplanten institutionellen 
Veränderungen im Bereich der Gemeinschaft, um diese für die Zukunft und 
insbesondere nach einer Erweiterung schlagkräftiger zu machen, die ebenfalls 
vom Europäischen Rat wahrgenommen wird, ist wohl nicht dazu geplant, um 
dessen faktischen Einflüsse zu schwächen, sondern, wenn der EU anstelle der 
derzeit 15 mehr als 20 Mitgliedsstaaten angehören, die ,a.lten"Mitgliedssta a- 
ten soweit zu stärken, dass die Führungsmächte der Union 1048 gegenüber den 
,rieuen" Mitgliedsstaaten nicht an Macht verlieren und die Kontrolle über den 
zukünftigen Weg der Union bzw. der Gemeinschaft vorgeben können. 1049 



Seite seinem nationalen Parlament verantwortlich ist. Möglicherweise auch noch 
oft einem .nationalen Gewissen." 
Oft karenzierte oder pensionierte Beamte. 
Anlässlich einer Besprechung im deutschen Bundesjustizministerium am 
12.10.1956 wurde diese Doppelrolle im Hinblick auf die rechtstaatliche und demo- 
kratische Sicht in Verbindung mit der national-parlamentarischen Verantwortung 
der Minister hinterfragt und kritisch beantwortet (vgl. Reiner Schulze und Thomas 
Hoeren in .Dokumente zum Europäischen Recht", S 1027). 
Vgl. Pkt. VL4.d.4. 

Vor allem Frankreich und Deutschland und eingeschränkt das Vereinigte König- 
reich. 

In einer Ressortbesprechung des deutschen Auswärtigen Amtes vom 24.11.1956 
hat der Botschafter Carl Friedrich Ophüls aufgezeigt: ,mit Einstimmigkeit werde er 
(der Ministerrat) alles entscheiden können, gleichgültig ob die Kommission dage- 
gen ist oder nicht. Dann werde er auch ohne Rücksicht auf die Meinung der Kom- 
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Daher wird es sicherlich zur weitgehenden Einführung der seit 1 958 1050 
vorgesehenen Mehrheitsentscheidung im Rat mit einer entsprechenden 
Quote 1051 kommen, die den ,#lten" Führungsmächten einen unbedingten 
Einfluss auf den Weg der Union bzw. Gemeinschaft auch zukünftig sichert. 
Zusätzlich wird es zu einer diplomatischen ,Achse" zwischen den großen 
Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft kommen müssen, um eine Abstimmung 
der Auffassungen und die Mehrheit in den Sitzungen des Rates entsprechend 
frühzeitig abzusichern und zu wechselnden Koalitionen zwischen den großen 
und kleinen Mitgliedsstaaten bei differierenden Auffassungen. Als Beispiel 
für eine solche Abstimmung sei der Europäische Rat von Gent vom Oktober 
2001 genannt, als Deutschland, Frankreich und das Vereinigte Königreich 
sich zu einem , Sondergipfel" getro ffen haben, um die Maßnahmen anlässlich 
des Terroraktes in den USA vom 11. September zu besprechen. Dieser 
, Sondergipfel" löste bei den kleineren Mitgliedsstaaten heftige und krit ische 
Reaktionen hervor. 

260 Das Vetovorrecht eines jeden einzelnen Mitgliedsstaates wird somit, bis 
auf ganz wenige Ausnahmen 1052 der Vergangenheit angehören. 

Das bedeutet aber auch, dass der ganze Entscheidungsfindungsprozess in 
der Union bzw. Gemeinschaft politischer wird, nicht aber demokratischer. 
Denn diese Entscheidungsfindung wird zukünftig verstärkt weiter auf diplo- 
matischem Weg zwischen den großen Mitgliedsstaaten stattfinden und nicht 
im Rahmen der Debatte im Europäischen Parlament auf Grundlage einer 
Initiative der Kommission. 

Von manchen wird die Einführung der Mehrheitsentscheidung als ein wei- 
terer Schritt zu einem europäischen Bundesstaat oder der Einführung eines 
föderalen Systems gesehen. Dabei handelt es sich ,bloß" um eine in den 
Verträgen seit Anbeginn vorgesehene Stärkung der Supranationalität der 
Union bzw. Gemeinschaft. 

261 Die Verkleinerung der Kommission hat unter diesen Prämissen eine ent- 
sprechende Logik. Sie wird vermutlich nicht dazu dienen, die Kommission 
schlagkräftiger und im Sinne der Verträge zu stärken. 

262 Ob und welchen Namen dann das ,Kind"bekommen wird, das derzeit u.a. 
unter den Titeln , Reform der Institutionen" und Neuordnung der Verträge" 



mission mit Mehrheit entscheiden können." (vgl. Reiner Schulze und Thomas Hoe- 

ren in .Dokumente zum Europ äischen Recht", S 998). 
'"Beziehungsweise 1.1.1966. 
'' Möglicherweise nach der Bevölkerungsanzahl. 

' 2 Z.B. bei Entscheidungen die einer Ratifikation in den Mitgliedsstaaten benötigen. 
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bekannt ist, hängt von der vom Konvent gewählten Variante ab und inwieweit 
die Staats- und Regierungschefs zustimmen. 

Sehr wahrscheinlich wird man sich nicht auf den Namen „Verfassung"ein t- 
gen, da dieser Begriff innerstaatlich und staatsrechtlich in den Mitgliedsstaa- 
ten bereits einseitig besetzt ist und für ein Signal, wie es der Begriff „Verfas- 
sung"darstellen könnte, die Mehrheit im Rat fehlen wird. 1053 

Es wird zu einer unverfänglicheren und staatsrechtlich noch nicht eindeutig 
besetzten Bezeichnung, z.B. „Verfassungsvertrag" oder ,jGrundve rtrag" 

, 1054+1055 

kommen. 

Dass eine Gemeinschaft aus 20 oder mehr Staaten nicht nach dem immer 
noch geltenden Regeln einer Gemeinschaft von sechs funktionieren kann, ist 
mehr oder weniger jedem klar. 

Dass für die Erweiterung der Gemeinschaft ein klares Konzept, nachvoll- 
ziehbare vertikale und horizontale Kompetenzverteilung und klare Organisa- 
tionsstrukturen notwendig sind, wird spätestens seit dem Vertrag von Amster- 
dam (Maastricht II) nicht mehr bezweifelt. 

Wie dieses neue Konzept schlussendlich aussehen wird und ob es nicht für 
die europäische Integration einen Rückschritt bedeuten wird, wird sich 
zeigen. Von Dänemark und dem Vereinigten Königreich wird wohl weiterhin 
die Übertragung von Souveränitätsrechten an die Gemeinschaft kritisiert und 
verhindert werden, von den südlichen Ländern wird der Verringerung und 
Umverteilung der Fördermittel auf die neuen Mitgliedsstaaten wohl kaum 
ohne Protest und Zusicherungen zugestimmt. 1056 



' Anderer Ansicht ist Ingolf Pernice in .Kompetenzabgrenzung im Europäischen 
Verfassungsverbund", Rz 1 8 und P. Badura in .Staatsrecht", A7. 

4 Die JEF forderte anlässlich der Anhörung von NGO vor der gemeinsamen Sitzung 
der Europaausschüsse des deutschen Bundestages und des Bundesrates am 
26.6.2002 in Berlin, ,eine Uberwindung des Europas der Staaten und die Bildung 
eines Europas der Bürger. Das impliziert den Übergang von der EU der völker- 
rechtlichen Verträge zum Europa der Verfassung. Kein Verfassungsvertrag also, 
sondern eine Verfassung im eigentlichen Wortsinn; ein Grundtext der Bürger und 
Staaten in einem föderalen System." 

' Persönlich würde ich einen anderen Begriff vorziehen. Da das Wort Integration im 
europäischen Kontext eine ganz besonders positive Bedeutung hat, würde sich der 
Begriff .Europäischer Integrationsvertrag" anbieten. 

16 Auch Frankreichs Staatspräsident Chirac hat z.B. am 29.8.2002 bei einem Treffen 
der französischen Botschafter in Paris gegen die Pläne der deutschen Bundesregei- 
erung und der Kommission votiert, die EU-Reformen in der Landwirtschaft vor 
dem Beitritt der Osteuropäischen Länder durchzuführen. Die BRD will die Agrar- 
reform vor dem Beitritt neuer Mitglieder vollenden. 
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Klaus Hänsch, Mitglied des Präsidiums des EU-Reformkonvents, glaubt 
eher nicht daran, dass es nach der Reform z.B. einen regelrechten Kompe- 
tenzkatalog geben wird, sondern dass der Konvent lediglich die Ziele der 
Reform festlegen wird. 1057 

Adenauer sah bereits in den Anfängen der Gemeinschaften weiter. Er 
sprach sich anlässlich eines Staatsbesuches in Belgien am 25.9.1956 für eine 
offene erweiterungsfähige Gemeinschaft aus: „..wenn erst der Start gemacht 
ist, dann sollte man in der Ausdehnung und Vergrößerung nicht ängstlich 
sein. Das Werk erfordert auf politischem und wirtschaftlichem Gebiet Kühn- 
heit und Weitblick. " I058 Sowohl die Kühnheit und als auch der Weitblick ist 
derzeit bei vielen Politikern nicht umfassend gegeben. 

264 Dennoch soll auch die außenpolitische Komponente nicht übersehen wer- 
den. Die Völkergemeinschaft hat in vielen Fällen Staaten mit weit geringerer 
Staatsqualität anerkannt 1059 und andere, die solche im überwiegenden Maße 
seit Jahren besitzen, nicht oder nur teilweise 1060 anerkannt. 

Die völkerrechtliche, historische Weltmachtstellung Frankreichs und des 
Vereinigten Königreichs ist für diese Anerkennung sicherlich ein Hindernis. 
Beide Staaten sind ständige Mitglieder im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen, haben ausgedehnte und langjährige politische, kulturelle und 
wirtschaftliche Bindungen an verschiedene außereuropäische Staaten, 1061 sind 
Atommächte und haben beträchtliche konventionelle Streitkräfte u.a. 

Sie sind auch innenpolitisch stark von diesen Bindungen und der früheren 
Stellung gekennzeichnet. 

265 Der Konvent wird bis Juni 2003 tagen. Die Ergebnisse der Beratungen 
werden dem Rat der Staats- und Regierungschefs in einem Abschlussdoku- 



Der Spiegel Online vom 28.2.2002. Jürgen Schwarze meint, dass ein solcher Kom- 
petenzkatalog, sofern er starr ausgebildet ist, nicht erstrebenswert sei, da er poli- 
tisch nicht erreichbar und zu unflexibel sei - in ,Pie Entstehung einer europäi- 
schen Verfassungsordnung", S 562. Theo Öhlinger meint, dass die Kompeten z- 
trennung in einen gemeinschaftlichen und nationalen Bereich sogar dazu führen 
wird, dass die EG ,staatsähnlich"wird (in , Brauch Europa eine Verfassung?", JRP 
2002, S 37). 

8 AdG, S 1796. 

9 Vgl. z.B. die Gründung der BRD als besetzter und nichtsouveräner Staat 1 949. Vgl. 
dazu die Ausführungen unter Rz 215f. 

0 Zum Beispiel Taiwan. 

' Meist ehemalige Kolonien, vertragliche Sonderbeziehungen etc. 
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ment präsentiert. Darin werden, wenn die verschiedenen Meinungen nicht in 
einem Konsens münden, Optionen angeboten, ansonsten kann der Konvent 
auch mehrere Empfehlungen aussprechen. Auf Grundlage dieses Abschluss- 
dokumentes wird der Rat in einer späteren Konferenz der Staats- und Regie- 
rungschefs die endgültigen Reformbeschlüsse fassen. Es besteht für ihn aber 
keine Verpflichtung, diese Ergebnisse bzw. Empfehlungen auch umzusetzen. 

Nach den Erfahrungen der Regierungskonferenz von Amsterdam und Niz- 
za dürfen die Erwartungshaltungen jedoch nicht zu groß sein. Durch die 
Beitrittskandidaten und die dadurch entstehenden Zwänge (wie oben ausge- 
führt) müssen die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaten handeln. 
Nach dem physikalischen , Gesetz der Erhaltung der Energie", 1062 werden sie 
voraussichtlich aber nur soweit handeln, als es dringendst erforderlich ist, die 
Handlungsfähigkeit der Union in naher Zukunft zu erhalten und die weitere 
Reform auf eine weitere (zukünftige) Regierungskonferenz verschieben. 1063 



VI.4 

Europa am Scheideweg - die Zukunft Europas 1064 

,Plme politischen Willen kann man nun einmal weder politische noch 
wirtschaftliche Einigung schaffen. Die vertraglichen Regeln des gemeinsa- 
men Marktes sind Exerzierfeld und Prüfstein für die Entwicklung dieses 
politischen Willens."' 01 ' 5 

266 Wohin die Europäische Gemeinschaft steuert, ist seit der Gründung ein 
weites Feld für Spekulationen. 



' 2 Ein vom Naturforscher Julius Robert von Mayer (*25.1 1 .1 814-t20.3.1 878) formu- 
lierter physikalischer Grundsatz, nachdem Energie in einem abgeschlossenen Sys- 
tem weder entstehen noch verloren gehen kann. Dieser allgemeingültige Satz lässt 
sich auch auf das Gebiet des Europarechts beziehen. Hier in diesem Sinne, dass die 
Energieform (Macht) zwar geändert und verschoben, aber ohne neue Energiezufüh- 
rung (Kompetenzen) kein höherer Energielevel (Fortschritt) erreicht werden kann. 

' 3 Vgl. die Kritik des Europäischen Parlaments im Entschließungsantrag unter .Erklä- 
rung zur Zukunft der Union"vom 4.5.2001, A5 -0168/2001. 

4 So der Titel der Anlage I der Schlussfolgerung des Europäischen Rates von Laeken 
vom 14./15.12.2001. 

' 5 Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 247, Vortrag vom 18.1.1961 „Wir t- 
schaftliche Integration als Faktor politischer Einigung?". 
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Und für dieses ,rieue Europa" bestehen auch Gefahren im Inneren. Das 
gleichzeitige Bestehen einer Integration und Desintegration nebeneinander 
und den ,£chle ichenden" Veränderungen, Kompetenzübertragungen und - 
Zuwächsen bzw. Rückforderungen und Kompetenz Verlusten bedeutet ,ßinen 
Abschied vom alten Europa" 1066 und das Entstehen eines völlig neuen Kom- 
plexes. 

Josef Isensee stellt dies deutlich dar, indem er formuliert: ,Die Europa i- 
sche Union hat den Charme des Unfertigen, sie ist angelegt auf weiteren 
Ausbau, doch es gibt keinen festen Plan. Ihre Entwicklung weist in eine 
Richtung, aber sie kennt nicht das Ziel. In ihrer beweglichen Gestalt ent- 
schlüpft sie den Versuchen des Juristen, sie mit den hergebrachten Begriffen 
und Regeln des Staats- und des Völkerrechts zu fassen; so bleibt nichts 
anderes übrig, als ihr Einzigartigkeit zu attestieren. (...) Der derzeitige 
Zustand will nur vorläufig sein, Übergang zum besseren. Diagnose ist hier 
immer schon Prognose. Das Urteil aufgrund einer Momentaufnahme gilt als 
unangemessen. Europa - Eschatologie ist selbst für Europarechtler Pflicht- 
übung. Auch hartgesottene Rechtspositivisten betätigen sich bei europarecht- 
lichen Fragen immer ein wenig als Geschichtspropheten. " 1067 

Die Bildung eines Europäischen Bundesstaates hat umfassend zu gesche- 
hen. Nur einzelne Bereiche 1068 eines Bundesstaates zu übernehmen und 
andere auszusparen, ist nicht möglich. Doch ist diese Bildung nicht in ,einem 
Guss" zu suchen, sondern in der stetigen, durchdachten und vorsichtigen 
Entwicklung. 1069 

Das Beispiel des Deutschen Bundes 1070 zeigt deutlich, dass bei halbferti- 
gen widersprüchlichen politischen Lösungen dann immer die Gefahr besteht, 
dass ein oder mehrere Mitgliedsstaaten zu stark werden und die anderen unter 
Druck setzen. Der Deutsche Bund krankte an der mangelhaften Bundesexeku- 
tion und am Einstimmigkeitsprinzip. Das Beibehalten des Einstimmigkeits- 
prinzips fördert ,die Neigung, nationale Egoismen in den Vorde rgrund zu 
stellen und die Zustimmung an teilweise völlig sachfremde Zugeständnisse in 



Vgl. Weidenfeld/Wessel in Europa von A - Z, S10. 

Josef Isensee in , Europa - Idee, Geschichte", Realität, S 71. 

Kompetenzen, Legalitätsprinzip, Rechtstaatlichkeit, Demokratieprinzip, Grund- 
und Freiheitsrechte etc. 

Vgl. die Ausführungen Robert Schumans anlässlich der Vorstellung des Plans einer 
deutsch-französischen Gemeinschaft, der späteren Montanunion, am 9.5.1950. 
1815-1866 
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anderen Bereichen oder schlicht an finanzielles Entgegenkommen zu knüp- 

r « 1071 

Jen. 

Durch die Obstruktionshaltung eines Mitgliedsstaates 1072 wurde der ganze 
Bund aufgelöst, da Preußen einseitig austrat. Auch heute hätte der Austritt 
Deutschlands oder Frankreichs für die Europäische Union ungeahnte und 
exi stenzbedrohende Au swirkungen. 

Ein solches Schicksal soll dem Europäischen Bundesstaat nicht zukom- 
men. Dazu ist die Zustimmung aller Unionsbürger, nicht so sehr der Regie- 
rungen, notwendig, der Wille, die Loyalität und Solidarität auf eine hohe 
Stufe zu stellen und als im Grunde unumstößlich anzusehen. 



Europa wird in Zukunft Stellung zu verschiedenen strittigen Themen, die 
in Zusammenhang mit der Bildung des ,jieuen Europas" und der Globalisi e- 
rung stehen, nehmen müssen. Es wird sich nicht vermeiden lassen, dass 
bisherige Verbündete dabei vor den Kopf gestoßen werden. Um sich im 
Inneren zu konsolidieren, ist es erforderlich, auch nach Außen klare Signale 
zu geben und Abgrenzungen zu treffen. Das ,rieue Europa" ist geographisch, 
kulturell, wirtschaftlich-sozial und vor allem auch militärisch dazu prädesti- 
niert, eine Vermittlerrolle zwischen Ost und West sowie Nord und Süd 
einzunehmen. 

Die geographische Lage zwischen Ost und West hat bereits im , Kalten 
Krieg" zu dieser Vermittlerrolle gedrängt und is t auch heute noch ein un- 
schätzbarer Vorteil. 

Die kulturellen Verbindungen zum Osten, Westen und zum Süden sind 
durch die ehemaligen Kolonien und die dorthin ausgewanderten Europäer 
noch immer vorhanden und nicht abgebrochen. 

Die Einsicht, dass in der Wirtschaft die soziale Komponente für den ge- 
meinsamen Wohlstand unerlässlich ist, hat sich in Europa seit dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs als führend und richtig erwiesen. Grobe soziale Unter- 
schiede, Spannungen und unbewältigte Probleme sind für jede Wirtschaft ein 
unkalkulierbares Pulverfass, das jederzeit und ein überraschendes Konfliktpo- 
tentiale bietet. Solche Spannungen beeinträchtigen die Wirtschaft eines 
Staates oder Bundes, ohne einen entsprechenden Gegenwert im Volksvermö- 
gen zu erbringen. Das ,rieue soziale Europa" kann hier auf eine etablierte 



1 Gunter Pleuger in ,Die institutionelle Reform der Europäischen Union: Perspekti- 
ven auf dem Weg nach Nizza". 
"Preußen 1866. 
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Tradition und Erfolge zurückblicken und für andere eine Vorbildwirkung 
entfalten. 

Die militärische , Schwäche" und Uneinigkeit des ,rieuen freien Eur opas" 
ist aber auch seine Stärke. Dadurch wird es (vorerst) keinem tatsächlichen 
oder potentiellen Partner zu gefährlich, muss immer den Ausgleich suchen 
und finden und kann dadurch aussöhnen und nivellieren. Die völkerrechtliche 
Bindung an verschiedene Bündnisse verhindert zudem die Blockbildung und 
dadurch die Gefahr der Polarisierung. 1073 



VI.4.a 

Stagnation oder Rückentwicklung 

,Jch glaube, dass die Entwicklung (der Europäischen Gemeinschaft) in 
der Richtung auf eine echte föderative Bildung, eine im vollen Sinn des 
Wortes politische föderative Bildung verlaufen wird. (...) Unsere Gemein- 
schaft ist nicht Endzustand. Sie ist überhaupt kein Zustand. Sie ist ein unauf- 
hörliches Werden. " lu74 

Die Zukunft, die Erhaltung und Weiterentwicklung der Union hängt eng 
mit den Lösungen zusammen, die demnächst für die Erweiterungsrunde mit 
den Staaten Osteuropas gefunden werden müssen. 

Die Probleme und Lösungen sind seit langer Zeit bekannt und werden un- 
terschiedlich gewichtet. Auch die Verfechter der Meinung, dass sich die EU 
nicht auf einen europäischen föderalistischen Bundesstaat zu bewegt, bemän- 
geln dennoch die unten angeführten Defizite und verlangen die Behebung. 
Dies ist eigentlich ein Widerspruch in sich, da ja, wenn die Europäische 
Union eben eine völkerrechtliche Institution oder ein Gebilde sui generis ist, 
die staatsrechtlichen Begriffe nicht oder nur in einem sehr eingeschränkten 
Bereich auf die EU anwendbar wären. 10 

Diese festgestellten Defizite sind unter anderem: 



' 3 ,J5ritte Macht", vgl. Pkt 11.3. 

4 Walter Hallstein in , Europäische Reden", S 141, Vortrag vom 18.1 1.1959 unter 
dem Titel .Nordamerika und die europäische wirtschaftliche Integration". 
Insbesondere die oft geforderte .Demokratisierung". „Transparenz" und .Bürge r- 
nähe". 
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komplexe und unüberschaubare Primär- und Sekundärrechts- 
akte, insbesondere die Verträge, Abkommen, Beitrittsverträge, 
Ausnahmen zu den Beitrittsverträgen, Ausnahmen aus ver- 
schiedensten politischen und wirtschaftlichen Gründen etc; 
Demokratiedefizit; 
Funktionalitätsdefizit; 
Deregulierung; 

mangelnde direkte Legitimation des Rates und der Kommissi- 

1076 

on; 

mangelnde Transparenz, insbesondere des Rates; 
mangelnde Effizienz; 1077 
mangelnde Flexibilisierung; 

mangelnde Kompetenzabgrenzung - Kompetenzkatalog; 
mangelnde Kontrolle des Budgets und der Subventionen; 
mangelnde politische Kontrollen; 
Stimmengewichtung im Rat; 

zu komplexes System der verstärkten Zusammenarbeit; 
Außen- und Sicherheitspolitik sind noch nicht Teil der ver- 
stärkten Zusammenarbeit 

Unverständlichkeit der Entscheidungsfindung für den Bürger; 
mangelnde Bürgernähe; 

mangelndes oder aufwendiges Rechtsschutzsystem 

Die Probleme werden durch den Beitritt weiterer Mitgliedsstaaten sicher- 
lich nicht kleiner. Walter Hallstein hat dies bereits 1958 erkannt: ,Es ist nicht 
so, dass 18 Staaten dreimal soviel Schwierigkeiten machen wie sechs, son- 
dern sie machen viel, viel mehr. " 107S 

Grundsätzlich sind die Mitgliedsstaaten an das in Art 5 und 10 EGV nor- 
mierte Prinzip der Loyalität und Gemeinschaftstreue gebunden. Alle Hand- 
lungen, die zu einer nicht einstimmigen Änderung der Zuständigkeiten der 
Gemeinschaften führen, verstoßen gegen diese Grundprinzipien. Eine Stagna- 



Kommissionspräsidenten 

Insbesondere der Kommission und des Gerichtshofes. 

Walter Hallstein in , Europäische Reden", S 45, Vortrag vom 1 1.2.1958 unter dem 
Titel: .Großeuropäische Möglichkeiten". 
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tion kann bereits, wenn sie wie in den sechziger Jahren durch die Obstrukti- 
onshaltung de Gaulies eine Verlangsamung, einen Stopp oder eine faktische 
Vertragsänderung bewirken, gegen dieses Prinzip verstoßen. 



VI.4.b 
Monnet - Methode 

Der „Weg der kleinen Schritte" 1079 mit den pragmatischen Lösungen 
durch immer engere kulturelle, politische und wirtschaftliche Verflechtung zu 
einem Zeitpunkt, der günstig ist, war jahrzehntelang für die Europäischen 
Gemeinschaften der kennzeichnende und meist auch einzig gangbare Weg zur 
weiterführenden Integration. 1080 Dieser Weg war grundlegend von der Form 
der Zusammenarbeit durch diplomatische Gespräche und Verhandlungen im 
Zusammenhang mit dem Einstimmigkeitsprinzip geprägt. 1081 

Die Diplomaten suchen den Ausgleich zwischen den demokratischen, 
rechtsstaatlichen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen etc. Gegensätzen 
zwischen den Mitgliedsstaaten untereinander und den Mitgliedsstaaten 



Als Teil der Monnet-Methode. Jean Monnet sah vor allem auch die sektorale Integ- 
ration durch technokratische Zusammenschlüsse als die geeigneste Möglichkeit der 
Bildung der „Vereinigten Staaten von Europa. "Vgl. dazu die .Erklärung von L ae- 
ken zur Zukunft der Union", Pkt. I, .Europa am Scheideweg, SN 300/1/01 REV 1. 

0 Dieser Weg wurde auch als (neo)funktionalistische Integration bezeichnet (mit dem 
sogenannten spill-over-Effekt). Durch diesen spill-over-Effekt sollte der wirtschaft- 
lichen Integration automatisch" die politische Integration folgen. Der Gegensatz 
zwischen Funktionalisten und Föderalisten trat bei der Tagung der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates vom 18. bis 24. November 1950 erstmals differenziert 
in Erscheinung. Die sozialistischen Parteien des Europarates sprachen sich dabei 
am 17.12.1950 für die funktionalistische Lösung aus. (vgl. auch Heinrich Siegler 
in .Europäische Integration", Rz 61, 66). 

Der Gegensatz, die konstitutionalistische Integration (Föderalisten), wollte die eu- 
ropäische Einigung von Anfang an auf demokratischer und mit einer verfassungs- 
gebenden Versammlung beginnen und die nationalen Regierungen soweit als mög- 
lich von diesem Prozess ausschließen. Diese beiden Ansätze sind während der ge- 
samten Integrationsgeschichte Europas zu sehen, wobei sich die funktionalistische 
Methode als die realistischere herausgestellt hat. Die derzeitige Post-Nizza-Debatte 
zeigt diesen Gegensatz wieder deutlich und zeigt aber auch wieder die politischen 
Grenzen der funktionalistischen Methode. 

1 .Schritt für Schritt", so auch Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 497, Vo r- 
trag vom 15.10.1964 ,Die Einheit der europäischen Aktion". 
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gegenüber der globalisierten Welt auf bewährtem zwischenstaatlichen Niveau 
zu erreichen. 

Doch hat sich spätestens seit dem Vertrag von Maastricht, spätestens in 
der konsolidierten Fassung von Amsterdam und durch die Verwirklichung der 
Wirtschafts- und Währungsunion die ,Wirtschaftsgemei nschaft", so sie zuvor 
in einer reinen Form jemals wirklich existiert hat, in eine politische Union 
gewandelt. 1082 

Die diplomatische Ebene verhandelt 1083 aber immer noch wie zwischen 
souveränen Staaten und nicht wie zwischen eng verflechteten und wirtschaft- 
lich, monetär, sozial und politisch voneinander abhängigen Mitgliedsstaaten 
einer immer enger werdenden „Union der Europäischen Völker" in einem 

r>- l t 1084 

gemeinsamen Binnenmarkt. 

Die Monnet-Methode hatte System, war aber auf die Dauer gesehen unter 
anderem auch dafür mitverantwortlich, dass die Kohärenz der Integration 
nicht gewährleistet werden konnte. Die Einrichtungen der Union können 1085 
heute nicht in dem Maße positiv und richtungsweisend arbeiten, wie es 
notwendig wäre. Die verschiedenen Politiken der Gemeinschaft sind nicht 
einheitlich und auf dem selben Stand. Spätestens seit dem Vertrag von Maast- 
richt wurden durch die zweite und dritte Säule Politiken eingeführt, die 
gegenüber dem System der Supranationalität und der europäischen Integrati- 
on einen Systembruch bedeuten. Heinrich Schneider sieht den Systembruch 
bereits mit der Institutionalisierung des Europäischen Rates"197 3. 1086 



' Von einer europäischen Union sprachen die Staats- und Regierungschefs bereits 
seit der Konferenz vom 19.-21.10.1972. Die Unterzeichner dieses Dokuments, in- 
dem die Bildung einer EU der Öffentlichkeit mitgeteilt wird waren Mark Eyslens 
(Belgien), Willi Brandt (BRD), Anker Jörgensen (Dänemark), Georges Pompidou 
(Frankreich), Giulio Andreotti (Italien), Lynch (Irland), Pierre Werner (Luxem- 
burg), Barend William Biesheuvel (Niederlande) Eduard Heath (Vereinigtes Kö- 
nigreich). Vgl. Hans von der Groeben und Hans Möller in ,Die Europäische Union 
als Prozeß", S 149ff. 

13 Theo Öhlinger sieht es als .Faktum, dass im Rat nicht »beraten«, sondern (immer 
noch) »verhandelt« wird und die zentrale Rolle des Rates es derzeit nicht zulässt, 
dass der Rat in .eine zweite, wenn auch vielleicht dominierende Kammer im E u- 
ropäischen Parlament" wird. Theo Öhlinger in , Brauch Eur opa eine Verfassung?", 
JRP2002, S 37. 

' 4 Vgl. die Kritik des Europäischen Parlaments im Entschließungsantrag unter .Die 

Erklärung zur Zukunft der Union"vom 4.5.2001, A5 -0168/2001. 
1 Und wollen wohl teilweise auch nicht. 

' 6 Vgl. Heinrich Schneider in .Rückblick für die Zukunft", S 19f, 38ff. Diesen ,E u- 
ropäischen Rat" hatte bereits de Gaulle am 5.9.1960 in einer Pressekonferenz ge- 
fordert. 
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Dadurch sind auch die Zieldefinitionen teilweise weit auseinander. Dies 
bedeutet aber wiederum für den Unionsbürger, dass sie die eigentlichen 
Erfolge und Bemühungen der Union nicht mehr sehen können bzw. ihnen ein 
uneinheitliches, scheinbar konzeptloses und damit unprofessionelles Bild 
vorgegaukelt wird. 

Durch noch mehr Konzepte, Verfahren, Aktionen und Agenden etc. wurde 
versucht, diesem Manko abzuhelfen. 1087 

272 Diese (kleinen) Reformen und Zielsetzungen, die derzeit leider auf dem 
kleinsten gemeinsamen Nenner gefunden werden, sind unter anderem Reakti- 
onen auf die großen Versäumnisse der Vergangenheit und die überkommenen 
Nationalismen. Die Unionsrechtsetzung und Unionspolitiken sind inzwischen 
jedoch soweit in die nationalen Gesellschaften und Gruppen der Mitglieds- 
staaten vorgedrungen, dass jeder Unionsbürger täglich damit konfrontiert 
wird. ,Wegen der bereits tiefgreifenden Integration setzen die Bürger ähnl i- 
che Erwartungen in die Union wie in die Politik und die politischen Instituti- 
onen ihre eigenen Landes. Die Union kann aber Politik nicht in der gleichen 
Weise wie die nationalen Regierungen entwickeln und anbieten: Sie muss 
Partnerschaften bilden und sich auf ein breites Spektrum von Akteuren 
stützen. Diesen Erwartungen (der Bürger) muss auf verschiedenste Weise 

1 J "'088 

entsprochen werden. 

273 Aber die Monnet-Methode hat auch ein zweites Gesicht mit einem un- 
schätzbaren Vorteil. Sie geht stetig weiter und nicht zurück, 1089 wie dies die 
Vergangenheit zeigt. 

Auch ist die Monnet-Methode gegenwärtig nicht grundsätzlich in allen 
Bereichen überholt, sie muss nur den heutigen Gegebenheiten angepasst 
werden. Die langsame und stetige Veränderung zum richtigen Zeitpunkt hat 
mehr Bestand als eine schnelle und oft nicht ganz durchdachte Vorgehens- 

1090 

weise. 



Z.B. Europäischer Rat von Tampere - ,Raum der Freiheit, Sicherheit und des 
Rechts", 1999 oder Lissabon 2000 - , Agenda zur wirtschaftlichen und sozialen 
Erneuerung", oder Göteborg 2001 - .Strategie zur nachhaltigen Entwic klung". 
Weißbuch der Europäischen Kommission vom 25.7.2001 zum Thema .Europäisch 
Regieren." 

Vgl. auch Kurt Biedenkopf in .Europa vor dem Gipfel von Nizza", Rz 16f. 
Bereits vor Jahrzehnten wurde die Schaffung der Europäischen Union im Wege des 
.Großen Sprungs" diskutiert. Vgl. dazu Heinrich Schneider in ,Pie Europä ische 
Union als Prozeß", S 227ff. 
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Da die Finalität der Gemeinschaften nicht klar vorgezeichnet war, sondern 
nur als uneinheitliche Vision in den Köpfen der Gründungsväter und der 
,J3uropäer" existierte bzw. heute noch existieren, konnte durch den langsamen 
und stetigen Wandel die Phantasie an der Entwicklung mitarbeiten und, wenn 
der gerade Weg versperrt war, über Umwege das Ziel erreicht werden. ,ß e- 
duld und Besonnenheit - wie oft haben wir es gesagt! - sind dazu so notwen- 
dig wie dynamische Energie. " 1091 Die Zuweisung von klaren Kompetenzen 
kann sogar den Status quo einzementieren und einer weiteren Integration 

•j , r 1092 

zuwiderlaufen. 

In bestimmten Bereichen wie z.B. dem Binnenmarkt ist der Weg der klei- 
nen Schritte jedoch überholt, wie die Kommission richtig feststellte. 1093 Hier 
müssen wegen der bereits erreichten Integration und der wirtschaftlichen 
Konkurrenz auf dem globalisierten Markt die Zielvorgaben rasch, effizient, 
im Ganzen und mit anderen Gebieten verknüpft von den Legislativorganen 
Rat und Parlament vorgegeben und von den Mitgliedsstaaten umgesetzt 
werden. 109 Das System der Diplomatie und der Gipfelkonferenzen ist für die 
Wirtschaft viel zu träge und uneffizient. 1095 

Als Zusatz zur Monnet-Methode und zur Bildung eines , Europäischen 
Bewusstseins" und der Erreichung von weitreichenden Integrationsschri tten 
wäre die Möglichkeit des , Europäischen Referendums" zu bedenken. Eine 
Volksentscheidung zu wichtigen politischen Schritten, nicht nationalstaatlich 
durchgeführt, sondern einheitlich im gesamten Raum der Union. 

Neben dem positiven Effekt, dass der Bürger sich als wichtiges Glied der 
Entscheidungshierarchie sehen kann, können durch diese Maßnahme die 
Interessen von Gruppen außerhalb einer organisierten Partei und insbesondere 
von NGOs direkt in die Willensbildung und den politischen Prozess einflie- 
ßen und würde eine europäische politische Diskussion angeregt. 

Ein Referendum ist immer die Verlagerung einer Entscheidung eines 
rechtlichen oder politischen Problems auf die breite Ebene der Normunter- 



1 Walter Hallstein in , Europäische Reden", S 690, Rede vom 21.6.1967 .Abschieds- 
rede vor dem Europäischen Parlament". 

2 Vgl. auch Wolfgang Clement in .Europa gestalten - nicht verwalten", Rz 16. 

3 Korn 2001/198 endg.v. 11.4.2001. 

4 Vgl. Pkt. VI.4.C.3 und Korn 2001/198 endg. v. 11.4.2001 und Kurt Biedenkopf in 
.Europa vor dem Gipfel von Ni zza" Rz 17. 

5 Vgl. die Kritik des Europäischen Parlaments im Entschließungsantrag unter dem 
Punkt .Begründung" und .Erkl ärung zur Zukunft der Union" vom 4.5.2001, A5- 
0168/2001. 
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worfenen. Dies bedeutet eine Stärkung der Bürgernähe, der Rechtsstaatlich- 
keit, der Demokratie, der politischen Diskussion, der politischen Legitimation 
u.v.a.m. 

Dabei sollen vor allem kritische und kontrovers diskutierte Themen durch 
Zustimmung des Volkes endgültig entschieden werden. Bestimmte rechtliche 
Bereiche der Verträge oder einer Verfassung könnten zwingend einer europä- 
ischen Volksabstimmung unterworfen werden, insbesondere wenn es zu einer 
Gesamtänderung kommen soll. 1096 Um dem Begriff ,ßesamtänderung" eine 
deutlicher Note zu geben, wäre das Anführen von demonstrativ aufgezählten 
und besonders geschützten Bereichen 1097 in den Verträgen bzw. der Verfas- 
sung hilfreich. 

Neben dem politisch verpflichtenden Referendum wären auch noch andere 
Abstimmungsvarianten durch gesellschaftliche Gruppen möglich, 1098 bei der 
Suche nach gesellschaftspolitisch umstrittenen und kontroversen Themen 1 
und anderes. 

Wie die politische Situation der Schweiz zeigt, werden durch Plebiszite 
eher bestehende Strukturen verfestigt. Daher sind solche Einrichtungen für 
die bestehenden Strukturen der Union sicherlich nicht gefährdend, sondern 

c- J A 1100 

fordernd. 

Um den europäischen Bürger und die Gemeinschaftsinstitutionen sowie 
die politische Entwicklung nicht zu überfordern, sollten diese Verfahren mit 
direkter Volksbeteiligung jedoch die Ausnahme und nicht die Regel sein. 

Als Schwelle für die Einleitung eines Plebiszites könnten folgende Zahlen 
,• 1101 
dienen: 

25% der Bevölkerung des größten Mitgliedsstaates 1102 oder 
7 % der Bevölkerung aus mindestens 5 Mitgliedsstaaten" 03 
oder 



" m Vgl. Bericht des Europäischen Parlaments vom 12.10.2000, A5-028 endg. 

1097 Baugesetze, Grundgesetze, Verfassungskern etc. 

1098 Zum Beispiel Volksbegehren oder Volksinitiative. 

1099 Zum Beispiel Volksbefragung. 

" 0 Vgl. Walter Haller in ,Das schweizerische System der halbdirekten Demokratie", 
ZfV 1994, S 613. 

1 01 Als Berechnungsbasis: 15 Mitgliedsstaaten mit 360 Millionen Gesamtbevölkerung. 
1102 Das entspricht ca. 21 Millionen Unionsbürgern. 
" 03 Das entspricht ca. 25 Millionen Unionsbürgern. 



232 



5 % der Bevölkerung aus mindestens 10 Mitgliedsstaaten" 04 
oder 

wenn dies 25 % im Europäischen Parlament vertretenen Frak- 
tionen fordern sowie 

auf Grund von primärvertraglich oder verfassungsrechtlich 
vorgesehenen Materien oder 

wenn ein solches Referendum von Rat und Kommission mit 
relativer Mehrheit gefordert wird. 

Die Möglichkeit der Verwirklichung von Plebisziten in den Verträgen o- 
der in einer Verfassung ist insbesondere vom politischen Willen abhängig. 
Auch ist nicht in jedem Mitgliedsstaat der Gemeinschaft ist die direkte 
Demokratie soweit ausgebaut, dass die Verwirklichung einer europaweiten 
Volksentscheidung nicht große gesellschaftliche, rechtliche und soziale 
Probleme aufwerfen könnte. 1105 

Im Bereich der Schweiz, so sie Mitglied der Union wäre, ist wiederum die 
basisdemokratische Einbindung des Volkes so weit ausgebaut, dass es bei 
einem Beitritt zur Union zu größten Problemen kommen würde. Jede Ent- 
scheidung eines Organs der Union könnte so zusätzlich auf dem Prüffeld 
eines relativ kleinen Mitgliedsstaates umgestoßen werden, soweit es den 
Bereich der Einstimmigkeit betrifft. 1106 

Eine gänzlich neue und nicht verfasste Form der .direkten" Demokr atie 
hat sich durch entscheidungsschwache und unsichere Politiker im Verbund 
mit starken Medien entwickelt. 

Bedingt durch den Einzug und die Anwendung werbewirksamer Strate- 
gien, geplanter Aufbau von Politikerpersönlichkeiten, moderner Manage- 
mentsysteme und anderes in der Politik, wird inzwischen vor wichtigen 
Entscheidungen durch demographische Umfragen und Analysen die , Erlau b- 
nis"vom Wahlvolk für oder gegen ein Projekt/Idee/Maßnahme etc. eingeholt. 



Das entspricht ca. 18 Millionen Unionsbürgern. 

Vgl. die Probleme für Deutschland gemäß Art 20 Abs 2 erster Satz in Verbindung 
mit dem zweiten Satz und in Zusammenhang mit Art 38 Abs 1 GG. Dieses Prob- 
lem lässt sich auch nicht durch den ,J3uropaartikel 23 GG in der derzeitigen Fas- 
sung lösen, vgl. auch Peter M. Huber in .Das Ziel der europäischen Integration", S 
I3f. 

Vgl. auch Peter Pernthaler in .Demokratische Identität oder bundesstaatliche Ho- 
mogenität der Demokratiesysteme in Bund und Ländern", JB1 2000, S 808. 
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Diese Form der direkten Demokratie ist jedoch vom ,good wilP'jeden Polit i- 
kers abhängig und rechtlich unverbindlich, ähnlich einer Volksbefragung. Je 
mehr sich Politiker jedoch aus der Beamtenebene und der Parteigarde rekru- 
tieren, desto einflussreicher ist dieses System auf die Willensbildung." 07 



VI.4.C 

Zwänge von Außen - Reaktionen im Inneren 

277 Die Veränderung und Integration der Union wird auch von Außen be- 
einflusst. Die Drittstaaten sind Mithandelnde im Integrationsprozess, in dem 
Prozess, der die Menschen zu einem neuen, einem europäischen Verhalten 
bestimmt. Man sagt, dass schon der Mensch in einem gewissen Umfang das 
ist, das wird, wofür die Mitmenschen ihn halten. Das gilt sicher für die 
Gemeinschaft: in dem Maße, in dem die Umwelt sie als eine Einheit, als eine 
eigene Persönlichkeit nimmt, trägt sie dazu bei, diese Persönlichkeit zu 
schaffen. Und das ist (tatsächlich) in hohem Maße so. " 1108 

278 Die Veränderungen der globalisierten" Welt, insbesondere die Auswi r- 
kungen auf die Daseinsvorsorge der Nationen, bewirkt, dass die Menschen 
vor diesen Umgestaltungen reale und irreale Befürchtungen hegen. Diese 
Befürchtungen stärken wieder das nationale Denken, in einigen Schwellen- 
staaten auch den religiösen Fanatismus. So wie sich die Gesellschaften und 
Unternehmen vernetzen, verbinden sich auch kriminelle und terroristische 
Vereinigungen. Auf diese Vernetzungen jedoch können die Nationalstaaten 
alleine nicht mehr ausreichend reagieren und Schutz bieten." m 

279 Alle diese kriminellen und terroristischen Vernetzungen, wirtschaftliche 
und soziale Vorbehalte und anderes haben den Ursprung zum Teil in der 
ausweglos erscheinenden Armut und Unterentwicklung, 1 110 der Abschottung 



Vgl. unten Pkt. VI.4.d.4 - ,good Gouvernance". 

1108 Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 542, Vortrag vom 19.2.1965 ,Pie ec Il- 
ten Probleme der europäischen Integration". 

nm Die Europäische Gemeinschaft will seit dem Anschlag vom 11. September 2001 
dazu übergehen, bei Abschluss eines völkerrechtlichen Vertrages mit Drittstaaten 
eine „Terrorismusklausel" zu vereinbaren. Auch der Europäische -Konvent hat sich 
mehrfach mit dieser Thematik, insbesondere im Rahmen der GASP und ESVP, be- 
fasst. Vgl. dazu z.B. Dok. CONV 435/02, 437/02, 426/02. 

1110 Vgl. Kardinal Karl Lehmann im Interview mit .Europäische Zeitung", S 5. 
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der reicheren Industrienationen gegenüber den Entwicklungsstaaten,"" in 
bewusst geschürtem oder latent vorhandenem ethnischem Nationalismus, 
Rassismus und Fanatismus und vielen anderen Faktoren. Diese Probleme der 
Entwicklungsländer" 1112 waren zum Teil auch in Europa nach dem Ersten 
Weltkrieg vorhanden," 13 die Vorbehalte und Vorurteile sind auch heute noch 
immer zu finden. 

Die Reaktion der Union war nur teilweise darin anzutreffen, diese Un- 
gleichgewichte abzubauen. Die anderen Maßnahmen mussten bis zum (nicht 
absehbaren) Erfolg der Ausgleichsmaßnahmen eine Verstärkung und Koordi- 
nierung der innenpolitischen Strukturen sein. 

280 Durch die 1999 gebildete ESVP wurde auch die Kooperation der EU mit 
internationalen Organisationen vereinbart," 14 um einen ständigen Austausch 
von Informationen zu gewährleisten. 

Durch die ESVP soll die EU in die Lage versetzt werden, militärische und 
nichtmilitärische friedenserhaltende bzw. friedensbewahrende Operationen 
durchzuführen. 111 

Um frühzeitig reagieren zu können, haben einige Mitgliedsstaaten ent- 
schieden, dass sie dafür notwendigen infrastrukturellen Einrichtungen, Ab- 
stimmungen und Fähigkeiten bereitstellen und miteinander abstimmen wer- 



" " Vgl. dazu nur die, als sogenannte .Neuer Protektionismus" bezeichnete Strat egie 
der größeren Wirtscha4ftsnationen, durch ,Selbsfbeschränkungsabkommen"kleine 
Staaten zu knebeln. Das Problem wurde zwar anlässlich der Uruguay-Runde der 
GATT-Mitgliedstaaten aufgegriffen und vereinbart, dass bestehende Abkommen 
nicht mehr verlängert werden dürfen, es ist aber absehbar, dass dem .Erfindung s- 
reichtum" mancher Mitarbeiter in den Nationalstaaten wieder neue ,3tolpersteine" 
für die kleineren Staaten und insbesondere gegenüber den Entwicklungsländern, 
einfallen werden. Es scheint, dass die Grundlagen und Vorteile des Freihandels, 
wie sie schon von David Ricardo in .Gesetz der komparativen Kosten"vor ca. 200 
Jahren aufgezeigt hat, noch immer nicht sehr verbreitet sind. 

1112 Begriff Entwicklungsland: wenn das Pro-Kopf-Einkommen unter EURO 1000,— 
pro Jahr liegt. Armes Land, wenn das Pro-Kopf-Einkommen unter EURO 400,— 
liegt. 

1113 Vgl. auch KOM 2002/82 endg. vom 13.2.2002. 

11 14 Z.B. VN oder OSZE. 

1115 Vgl. auch Pkt. II. 1 undVIAc.l. 

16 Z.B. Frühwarnung, Überwachung, Transporteinrichtungen der Luft- und Seestreit- 
kräfte etc. Dies wurde durch den Beschluss des Europäischen Rates auf der Konfe- 
renz von Laeken durch einen European Capabilites Action Plan (ECAP) beschlos- 
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Zusätzlich wurden neue ständige politische und militärische Gremien ge- 
schaffen: 

a. ) ein ständiger Ausschuss für politische und Sicherheitsfragen 

(APS) in Brüssel auf Beamten- bzw. Botschafterebene. Auf- 
gabengebiet ist die GASP und ESVP sowie die politische und 
strategische Leitung von Operationen unter Aufsicht des Ra- 
tes. Für den Militärausschuss wird der APS Leitlinien erarbei- 
ten. 

b. ) ein Militärausschuss, bestehend aus den Stabchefs der Mit- 

gliedsstaaten, vertreten durch Delegierte zur Beratung des 
APS und der Ausarbeitung von Empfehlungen. Gegenüber 
dem Militärstab wird er Leitlinien vorgeben. 

c. ) ein Militärstab auf Ebene der Ratsorganisation aus fachkun- 

digen Personen zur Beratung und strategische Planung im 
Rahmen der Petersberg- Aufgaben. 

An den EU-Operationen können auch Drittstaaten teilnehmen und diese 
haben dann die selben Rechte und Pflichten wie die beteiligten Mitgliedsstaa- 
ten der Union." 17 

Durch diese innenpolitische Reaktion der Mitgliedsstaaten der Union auf 
die außenpolitischen Zwänge alleine wird sich jedoch eine Lösung auf lange 
Sicht nicht abzeichnen. 

Eine interessante Entscheidung traf der EGMR in Straßburg in der Rs 
Matthews v. United Kingdom." 18 Der Gerichtshof führte darin aus, dass die 
Nichteinräumung der Möglichkeit an den Wahlen zum Europäischen Parla- 
ment teilzunehmen, obwohl die Beschwerdeführerin Matthews von der EG- 
Rechtsetzung auch in Gibraltar wesentlich betroffen ist, den Art 3 des 1. ZP 
der EMRK verletzt, weil Fr. Matthews am demokratischen Prozess nicht 
teilnehmen könne. 



sen. Dadurch sollen Lücken bei den .militärischen Fähigkeiten", die zur Zierre i- 
chung der ESVP erforderlich sind, geschlossen werden. 

1117 Österreich als neutraler Staat hat sich durch die Entschließung des österreichischen 
Nationalrates vom 12.12.2001 (Sicherheits- und Verteidigungsdoktrin) verpflichtet 
zukünftig alle Bemühungen für die gem. Art 17 EUV aufgezeigten Möglichkeiten 
einer gemeinsamen Verteidigungspolitik zu unterstützen. 

1118 Application No. 24833/94. Urteil vom 18.2.1999, ECHR 1999-1, p 251. Hier nur in 
den Grundzügen erwähnt. 
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In diesem Urteil hat sich der EGMR nicht ausschließlich am Wortlaut der 
Konvention und der nationalen Einschränkungen dazu orientiert, sondern den 
tatsächlichen demokratischen Prozess in Gibraltar vor Augen geführt, der 
durch die Verträge der Gemeinschaft entstanden, 1 119 verändert und durch die 
Rechtsprechung des EuGH ausgebaut wurde. 

Dadurch wurde der Rechtsmaterie der EG und dem Parlament eine Aner- 
kennung durch den EGMR zuteil, welche den ,§taatscharakter" der EG/EU 
weiter ausbaut (zumindest aus der Sicht von außen). 



VI.4.C.1 

Anerkennung durch die Völkerrechtsgemeinschaft 

281 Die Anerkennung der Europäischen Gemeinschaften bzw. der Europäi- 
schen Gemeinschaft durch die Völkerrechtsgemeinschaft hat seit langem 
begonnen." 20 In den Bereichen, die der Gemeinschaft bzw. Union als alleini- 
ge Kompetenzen" 21 zukommen, ist diese teilweise seit Jahrzehnten An- 
sprechpartner für die Völkerrechtsgemeinschaft. Dies zeigt sich auch in der 
Mitarbeit bzw. Zusammenarbeit in den verschiedensten Gremien, internatio- 
nalen Organisationen und dem Abschluss verschiedenster Abkommen und 
Verträge. 



Als Beispiel seien die wichtigsten Verträge, Vertragspartner und die völ- 
kerrechtliche Mitarbeit aufgezeigt: 



111 9 Der EGMR kontrollierte in diesem Fall also einen Bereich, nämlich das abge- 
schlossene Primiirrecht, das dem EuGH zur Kontrolle nicht zugänglich ist. In die- 
sem Sinne verspräche ein Beitritt der Union bzw. der Gemeinschaft zur EMRK ei- 
nen erhöhten Rechtsschutz. 

1120 Vgl. z.B. Curt Gasteyger in .Europa zwischen Spaltung und Einigung", S 296ff, 
der meint, dass dieser Prozess begann, kaum dass die Gemeinschaften geschaffen 
wurden. 

1121 Im EGV: gemeinsame Handelspolitik, Zollpolitik, Beihilfenregelung, Marktord- 
nung, Währungspolitik für die zwölf Mitgliedstaaten der Währungsunion. Im EUV: 
Europol und Eurojust. 



237 



Aktive Mitarbeit in den Verhandlungen des GATT und der 
WTO;" 22 Die Gemeinschaft ist nach Art 133 EGV ausschließ- 
lich für den Abschluss des neuen GATT-Übereinkommens" 23 
zuständig. 1 124 

Verschiedene bilaterale und multilaterale Abkommen, u.a. ü- 
ber nichttarifäre Handelshemmnisse, Zollpräferenzen, Zoll- 
kontingente, Meistbegünstigung etc; 

Abschluss diverser Freihandelsabkommen mit den EFTA bzw. 
EWR - Ländern; 

Teilnahme an der internationalen Rohstofforganisation der 
Vereinten Nationen UNCTAD; 
Verschiedenste Assoziierungsabkommen; 11 
Sonstige Abkommen, insbesondere Förderung von Entwick- 
lungsprojekten; 

Enge währungspolitische Zusammenarbeit seit 1969; 
Zusammenarbeit der EU mit den VN und der OSZE und ande- 
ren Institutionen, um die GASP und ESVP zu gewährleisten 
und zu ermöglichen." 26 



282 Durch den inzwischen relativ homogenen Wirtschaftsraum (Binnenmarkt), 
die notwendigen wirtschaftspolitischen Binnenmarktstrategien und die ge- 
meinsame Währungspolitik wird sich die Gemeinschaft bzw. die Union 
immer öfter als Ansprechpartner für die Völkerrechtsgemeinschaft auch auf 
Gebieten finden, die derzeit noch in der Kompetenz der Mitgliedsstaaten 
verblieben sind. Die Reaktionen auf diese partnerschaftlichen Angebote 
können nur beschränkt von einer Troika der Europäischen Staats- und Regie- 
rungschefs wahrgenommen werden. 

Entscheidungen und Absichtserklärungen müssen, wenn sie den anderen 
Partnern Vertrauen und Kontinuität beweisen sollen, auch mit geeigneten 
Maßnahmen in absehbarer Zeit umgesetzt werden können. 



Unter anderem Kennedy-Runde, Tokyo-Runde, Uruguay-Runde etc. 

1123 Inkrafttreten am 1 . 1 . 1 995. 

1124 EuGH Rs T-2/99 v. 12.7.2001 . 

1 125 Zum Beispiel mit den AKP-Staaten. 

1126 Siehe auch Pkt. 4.C.3. 
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Die vielen nicht eingehaltenen Versprechungen, die den derzeitigen Bei- 
trittskandidatenländern Osteuropas in Bezug auf den Beitritt seit dem Fall des 
,J3isernen Vorhangs" von den verschiedenen Staats - und Regierungschefs 
gemacht wurden, sind dafür nur ein deutliches Signal, wie die Union außen- 
politisch ungefestigt, uneinheitlich und systemlos agiert." 27 



VI.4.C.2 

Asylproblematik und Internationale Kriminalität 

Asyl- und Visaproblematik 

,Per Rassismus ist der Faschismus unsere r Tage " 1128 

Christian Broda 

Bereits mit dem Schengener Abkommen I 1129 und II 1130 wurde eine Har- 
monisierung der gemeinsamen Visavorschriften, die polizeiliche Zusammen- 
arbeit und die Harmonisierung des Asylrechts vereinbart und dadurch die 
Souveränität der Mitgliedsstaaten weiter abgebaut und der Gemeinschaft 
übertragen. 1131 



Beispiel: Ungran hat bereits am 31.3.1994, Polen am 15.4.1994, Rumänien am 
22.6.1995, die Slowakei am 27.6.1995, Litauen am 27.10.1995 und Estland am 
28.11.1995 das Beitrittsansuchen gestellt. Bereits auf der Konferenz vom 
21 ./22. 6. 1993 in Kopenhagen hatte der Europäische Rat die Osterweiterung der EU 
beschlossen und den osteuropäischen Beitrittswerbern versprochen, sobald sie die 
Beitrittskriterien in Form der politischen und wirtschaftlichen Anpassungen erfül- 
len, würden sie in die EU aufgenommen. Tatsächlich erfolgte der Beschluss über 
die definitive Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit den ost- und mitteleuropä- 
ischen am 13.12.1997 und die Aufnahme der Verhandlungsrunden am 31.3.1998. 
Die Entscheidung über die Aufnahme von Estland, Lettland. Litauen, Malta, Polen, 
Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern erfolgte am 13.12.2002 und 
wird durch den Beitritt zum 1.5.2004 abgeschlossen sein. 

1128 In ,Asylrecht - Menschenrecht", AnwBl 1 987, 3. 

1129 Unterzeichnung am 14.6.1985, EA 1991, S D3ff 

1130 Unterzeichnung am 19.6.1990, BGBl. 1993 II, S 1013ff 

1131 Vgl. die Begründung zur Asyl- und Einwanderungspolitik des Europäischen Parla- 
ments im Entschließungsantrag vom 4.5.2001, A5-0168/2001. 
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Durch den Wegfall der Binnengrenzen wurde die Problematik der Zuwan- 
derung, der illegalen Einwanderung, des Asyls, der uneinheitlichen Visaertei- 
lung und der Überwachung der Außengrenzen auf europäische Ebene ange- 
hoben, da alle Mitgliedsstaaten nun weitgehend die selben Standards anwen- 
den müssen, damit die vorgenannten Bereiche einheitlich gehandhabt werden 
und nicht ein Mitgliedsstaaten mehr Lasten als der andere zu tragen hat. 

Durch das Abkommen vom 25.6.1990 der Mitgliedsstaaten der Gemein- 
schaft zur Asylpolitik" 32 ist es seither für einen Asylsuchenden aus einem 
Drittstaat nur mehr möglich in einem Mitgliedsstaat 1133 einen Asylantrag zur 
Überprüfung zu stellen. 1134 Dieser Mitgliedsstaat ist sodann für die Prüfung 
ausschließlich und abschließend zuständig. Personenbezogene Daten und 
auch Fingerabdrücke werden, damit weitgehend kein Missbrauch geschehen 
kann, zwischen den Verwaltungsbehörden der Mitgliedsstaaten ausgetauscht, 
wenn die entsprechenden Datenbanken aufgebaut sind. 1135 

Durch den Vertrag von Maastricht in der konsolidierten Fassung von 
Amsterdam wurde die Visa-, Asyl- und Einwanderungspolitik in Titel IV des 
EGV aufgenommen." 36 Das Europäische Parlament wird jedoch nur ange- 
hört" 37 und die Kompetenzen des EuGH sind ebenfalls beschnitten. 

Durch ein Protokoll zum EGV idF von Amsterdam wurde von den Mit- 
gliedsstaaten vereinbart, dass sie sich hinkünftig gegenseitig als sichere 
Herkunfts- und Drittstaaten ansehen werden." 38 

Dadurch bestätigen sich im Sinne des Art 6 Abs 1 EUV die Mitglieds- 
staaten gegenseitig, dass in ihrem Hoheitsgebiet keine politischen Verfolgun- 



1132 Dubliner Abkommen, Bull EG 6/1990, S 156ff. Am 15.6.1990 unterzeichnet - 
1997 in Kraft getreten. 

1133 Dem Einreisstaat - es gilt der erste Sichtvermerk gemäß Art 30 Abs 1 Schengener 
Durchführungsubereinkommen vom 19.6.1990. 

1134 Vgl. Waldemar Hummer in .Flüchtlinge im Europäischen Binnenmarkt", ZfRV 
1991, S 129. 

1135 Eurodac-Datei. Verordnung vom 1 1.9.2000. 

1136 Art 61 - 69 EGV. Bis 2004 haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, gemeinsa- 
me Regeln über die Aufnahme von Asylwerbern und deren soziale Integration zu 
treffen. Inzwischen wurde von der Kommission verschiedene Vorschläge vorgelegt 
- vgl. KOM (2000) 757 endg. und RL 2001/55/EG des Rates vom 20.7.2001. Inte- 
ressant der Artikel von Steffen Angenendt in Friedenswarte, Band 77, Heft 1-2, 
2002. 

1137 Art 67 EGV. 

1138 Vgl. auch die Verordnung des Rates 2414/2001/EG v. 7.12.2001, ABl. 2001 L 327, 
S 1 f mit der Liste der Drittländer, deren Staatsbürger bei Überschreiten der Außen- 
grenze im Besitz eines Visa sein müssen oder davon befreit sind. 
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gen stattfinden und die Menschenrechte eingehalten werden. Und dass daher 
der potentielle zusätzliche Schutz der eigenen Staatsbürger durch die anderen 
Mitgliedsstaaten im Rahmen eines Asylverfahrens nicht mehr notwendig ist. 
Art 7 EUV bzw. Art 13 EGV waren somit unter anderem als , europapoliti- 
sche" Korrektur notwendig, wenn diese Vorausse tzungen zukünftig doch 
nicht mehr gegeben wären. 

Der in Art 1 8 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union festge- 
legte Schutz des Asylrechts bezieht sich auf die Europäische Flüchtlingskon- 
vention und das Protokoll vom 31.1.1967 über die Rechtsstellung der Flücht- 
linge und allgemein auf den im EGV gewährleisteten Schutz. 
284 Neben der gemeinschaftsrechtlichen Koordination und Abstimmung im 
Rat der Innen- und Justizminister der Gemeinschaft 1 l3g zur Asyl- und Ein- 
wanderungspolitik sind die Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft auch immer 
noch völkerrechtlich als Vertragsstaaten der Europäischen Flüchtlingskonven- 
tion," 40 an Art 3 der An ti -Folterkonvention von 1984 der Vereinten Natio- 
nen, an Art 3 EMRK und andere Abkommen gebunden." 41 

Die Kommission hat inzwischen einen Entwurf für eine Richtlinie" 42 für 
den Rat zur Harmonisierung der Asylpraktiken in den Mitgliedsstaaten 
ausgearbeitet. Dieser Vorschlag soll den Mitgliedsstaaten einen Rahmen 
bieten, in dem sie sich die für sie passenden Bestimmungen herausnehmen. 
Bis 2004 sind jedoch Beschlüsse im Rahmen der Asylpolitik vom Rat nur 
einstimmig zu erreichen. 



Kriminalität 

285 Die internationale organisierte Kriminalität hat ein sehr weites Hand- 
lungsgebiet und erstreckt sich von Zoll-, Steuer-, Beihilfenbetrügereien und 
Korruption, Schlepperbanden, Erpressung, Geldwäsche, Drogenschmuggel 
und illegale Herstellung von Drogen, Arzneimitteln, geschützten Marken, 
Patenten etc., Umweltkriminalität, Menschenhandel bis zum internationalem 



'Seit 1991. 
Genfer Fl 

(Art 63 Zif. 1 EGV bezieht sich ausdrücklich auf die Genfer Flüchtlingskonventi- 



1140 Genfer Flüchtlingskonvention (Zusatzprotokoll vom 31.1.1967) vom 28.7.1951 



Vgl. Waldemar Hummer in .Flüchtlinge im europäischen Binnenmarkt", ZfRV 
1991, S 129). 
1 500 PC 0578 
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Terrorismus. " Der Bericht des Vorsitzes auf der Konferenz des Europäi- 
schen Rates in Laeken hat in Zif 4 festgestellt: ,Die furchtbaren Angriffe auf 
die Vereinigten Staaten haben gezeigt, dass der Terrorismus eine echte 
Herausforderung für Europa darstellt. Die Umsetzung der ESVP muss daher 
unbedingt entschieden beschleunigt werden. " 

Dieser Terrorismus muss bekämpft werden, die wirksamste Methode dazu 
ist die Prävention. 1144 Erst sekundär sind militärische oder polizeiliche Mittel 
geeignet. 

Der Europäische Rat von Tampere 1145 hat die Kommission beauftragt, 
konkrete und umsetzbare Vorschläge für einen europäischen Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts vorzulegen. 

Die Grundfreiheiten der Gemeinschaft, die Verwirklichung des Binnen- 
marktes mit der Abschaffung der Grenzkontrollen, die relativ einheitliche 
Gewährung von Grund- Bürger- und Freiheitsrechten benötigen sowohl eine 
gemeinsame Abstimmung und Koordinierung durch die Mitgliedsstaaten im 
Bereich der Zuwanderungspolitik und Asylgewährung als auch die Bekämp- 
fung der grenzüberschreitenden Kriminalität." 46 

Auch dürfen Straftäter ,keine Möglichkeit finden, die Unterschie de in den 
Justizsystemen der Mitgliedsstaaten auszunutzen. " I147 

Dies geschieht derzeit durch den Aufbau, Ausbau und Schrankenabbau 
von und für polizeiliche und justizielle 
Einrichtungen, 114 
Kapazitäten 1149 und 

r> c ■ H50 

Befugnisse. 



Vgl. dazu auch das Abschlussdokument des Europäischen Rates von Luxemburg 
am 12713.12.1997, Pkt. 61ff. 

Vgl. auch KOM 2002/82 endg. vom 1 3.2.2002. Vgl. Kardinal Karl Lehmann im 
Interview mit .Europäische Zeitung", S 5. 
15./16. Oktober 1999. 

Vgl. Erwin Weissei in .Sicherheit um jeden Preis?", ZfRV 1989, S 109. 
Schlussdokument des Europäischen Rates von Tampere vom 15716.10. 1999, Pkt. 
4. 

ZB. Europol, EuroJust, Europäische Polizeiakademie, OLAF, europäische Staats- 
anwaltschaft etc. 

Z.B Datenbanken wie EURODAC. 

Z.B. polizeiliche Nacheile, europäischer Haftbefehl, Abschaffung des Verbots der 
Auslieferung von Staatsbürgern zwischen den Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft 
etc. 
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und anderes. Der Vorschlag des Europäischen Parlaments für einen 
europäischen Staatsanwalt und eine europäische Staatsanwaltschaft ist dabei 
sehr weitgehend." 5 ' 

Durch Art 280 EGV werden die Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft ver- 
pflichtet, Betrügereien und anderen, die finanziellen Interessen der Gemein- 
schaft beeinträchtigenden Handlungen in dem Maße zu bekämpfen, wie sie 
selbst Maßnahmen im innerstaatlichen Bereich vorgesehen haben, um solche 
Betrügereien zu verhindern bzw. zu bestrafen. Gemäß Art 280 Abs 4 EGV 
kann der Rat und das Europäische Parlament im Rahmen des Mitentschei- 
dungsverfahrens,' 152 nach Anhörung des Rechnungshofes, Maßnahmen 
beschließen, die sich gegen solche Betrügereien richten. 



VI.4.C.3 

Völkerrechtsgemeinschaft - Globalisierung 

,Pie Welt ist schon zu integriert, ist zu sehr mite inander verflochten, als 
dass irgendein Land für sich sein eigenes Schicksal gestalten könnte. " 
Ludwig Erhard 

Seit dem 11.10.1974 hat die Europäische Gemeinschaft bei der UNO ei- 
nen Beobachterstatus. Die Gemeinschaft kann somit an den Sitzungen der 
UNO-Vollversammlung und an den Arbeiten der Ausschüsse teilnehmen. 

Für die Vertragspartner der Völkerrechtsgemeinschaft stellt sich auch die 
Frage, inwieweit und wer für sie der tatsächliche Vertragpartner ist bzw. in 
Zukunft sein wird und wer die Haftung für einen möglichen Vertragsbruch 



1151 Vgl. z.B. Europäisches Parlament im Entschließungsantrag vom 4.5.2001, A5- 
0168/2001, Rz 22. Vgl. auch Grünbuch der Kommission zur Schaffung eines Eu- 
ropäischen Staatsanwaltes zum Schutz der Interessen der Union in KOM 2001/715 
endg. vom 1 1.12.2001. Die Mitglieder des Reform-Konvents Joschka Fischer und 
Dominique de Villepin haben diesen Vorschlag in ihrem Beitrag vom 28.1 1.2002 
wiederholt und im Schlussbericht der Gruppe X .Freiheit, Sicherheit und Recht" 
wurde dies unter Pkt. B lit. c dargelegt. Danach soll die europäische Staatsanwalt- 
schaft aus Eurojust heraus entwickelt werden. Sein Aufgabenbereich vor allem der 
Schutz von Gemeinschaftsrechtsgütern und die Verfolgung schwere grenzüber- 
schreitende Kriminalität sein. Die europäische Staatsanwaltschaft soll zur Strafver- 
folgung die nationalen Gerichte anrufen. 

1152 Nach Art 251 EGV. 
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trägt. Solange ein Mitgliedsstaat der Europäischen Gemeinschaft oder die 
Europäische Gemeinschaft selbst einen Vertrag mit Dritten abschließt, ist die 
Rechtslage klar. In dem Moment jedoch, in dem sich die Gemeinschaft selbst 
nicht sicher ist und ,zur Sicherheit" gemisc hte Verträge begründet, ist auch 
für einen Dritten die Haftungslage nicht mehr eindeutig nachvollziehbar. 
Haftet die Gemeinschaft mit den Mitgliedsstaaten solidarisch, jeder nur für 
den von ihm eingebrachten Vermögensbestandteil, besteht eine Wahlmög- 
lichkeit, 1153 kann sich ein Mitgliedsstaat einseitig von dieser Haftung befreien, 
indem er z.B. im Haftungsfall einseitig eine Teilforderung anerkennt, können 
sich alle Mitgliedsstaaten von der Haftung befreien indem darauf verwiesen 
wird, dass die Kompetenz auf die Gemeinschaft übertragen worden ist, wie 
sieht es bei einem theoretischen Austritt aus der Gemeinschaft aus? usw. 

Die Qualifikation der Gemeinschaft bzw. der Union als Bundesstaat oder 
als Staatenbund hat völkerrechtliche Konsequenzen. Daran werden konkrete 
Rechtsfolgen geknüpft. Insbesondere die Frage der vertraglichen und delikti- 
schen Haftung für Verträge, die Möglichkeit des Abschlusses von völker- 
rechtlichen Verträgen, 1154 die Zurechnung der Handlungen der Staatsbürger 
und die Stellung der Staatsbürger als Fremde in Drittstaaten, die Haftung für 
Auslandsschulden, der Schutz der Menschenrechte, der Erwerb der Staats- 
bürgerschaft durch Geburt, wenn ein Mitgliedsstaat das jus soli Prinzip 
vertritt und andere das jus sanguinis u.a.m. Denn das Europa von heute ist 
nur ein Teil im Global Village von morgen. " 

Zwei der Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft haben im Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen einen ständigen Sitz." 56 Deutschland strebt einen solchen 
an. Völkerrechtlich treten alle Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft noch als 
einzelne Völkerrechtssubjekte auf. Jeder Mitgliedsstaat der Gemeinschaft ist 
als souveräner Staat Mitglied bei den Vereinten Nationen und die meisten 
sind in deren Sonderorganisationen vertreten. Viele Mitgliedsstaaten sind 
auch einzeln Mitglieder bei den verschiedensten technischen Übereinkommen 
und Einrichtungen. 

Mit der fortschreitenden Integration in der Union wird sich für andere 
Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen die Frage verstärkt aufwerfen, 



1 153 Wie z.B. bei einer Bürgschaft. Vgl. dazu auch Pkt. IV, Rz 201f und Rz 21 8. 

1 154 So Doehring in Völkerrecht, Rz 1 3 1 . 

1155 Vaclav Havel im Interview mit ,Die Zeit", Gebt Europa eine Verfassung vom Juni 
2001. 

1156 Frankreich und das Vereinigte Königreich. 
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warum sie nur eine Stimme haben und die Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft mit fünfzehn sprechen und agieren können. Warum es zwei 
europäische Mitglieder des Sicherheitsrates gibt, aber keinen, der z.B. die 
Interessen der asiatischen Staaten vertritt. 1157 Warum Indien mit einer Bevöl- 
kerungsanzahl von fast einer Milliarde Menschen und eines sehr starken 
Wirtschaft nicht ständig im Sicherheitsrat vertreten ist, dafür aber zwei 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft mit zusammen nur rund 1 15 
Millionen Menschen. Diese und viele anderen Frage werden früher oder 
später völkerrechtlich eine Umwälzung der überkommenen Ansichten bewir- 
ken und dazu führen, dass die Vereinten Nationen in Zukunft die Belange der 
,Pritten" und „Vierten" Welt besser wird wahrnehmen müssen." 58 Bereits 
auf den letzten Weltwirtschaftsgipfeln hat sich die neue und selbstbewusstere 
Rolle dieser Staaten gezeigt. 

Auch diesen Zwängen von außen werden sich die Mitgliedsstaaten der EU 
stellen müssen. 

288 Die wirtschaftliche Seite der Globalisierung zeigt sich im weltweiten 
Wettbewerb der bisher mehr oder weniger in sich geschlossenen Märkte und 
Rechtsordnungen." 59 

Durch die verschiedenen Rechts- und Marktordnungen in den National- 
staaten ist es Unternehmen möglich, sich in den Märkten, welche die besten 
Absatzmöglichkeiten bieten, zu etablieren, ihren Sitz in den Nationalstaat zu 
verlegen, die für das Unternehmen bzw. deren Funktionäre und Aktionäre die 
geringsten Haftungsfolgen, keine Mitspracherechte der Arbeitnehmer, die 
geringsten Soziallasten etc. vorsehen," 60 sich ,ßteuersparend" global über 
Verlustmodelle und verlustreichen Engagements in Steueroasen zu beteiligen 
und dadurch die erworbenen Gewinne nicht im Sitzstaat bzw. Absatzmarkt 
solidarisch der Gesellschaft beizusteuern (Kapitalflucht), durch die nationale 



Indien und Pakistan sind inzwischen Atommächte, China geht einen Sonderweg 
und Russland ist eine Weltmacht mit sehr bestimmender Vergangenheit und unge- 
wisser Zukunft. 

Sofern in solchen Begriffen wie .Dritte Welf'noch gedacht werden kann. 
Der Nobelpreisträger Milton Friedman prophezeit das baldige Ende der Europäi- 
schen Union in fünf bis fünfzehn Jahren. Dies vor allem wegen der unterschiedli- 
chen Sprachen, Kulturen und Reaktionen auf wirtschaftliche Einflüsse von außen 
(in ,Der Standard"vom 9.7.2002, S 1 6). 

Vgl. dazu auch Volker Nessler in „Wettbewerb der Rechtsordnungen oder Europäi- 
sierung?", ZfRV 2000, S 1. 
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Marktmacht Sitzstaaten insoweit zu Handlungen zu bringen, die für das 
Unternehmen am kostengünstigsten ist 1161 usw." 62 

Es kommt zum Wettbewerb der nationalen Märkte und damit zwischen 
den Nationalstaaten." 63 Solange dieser Wettbewerb nicht zu Verzerrungen 
führt, ist er zu begrüßen. In dem Moment jedoch, wie gegenwärtig, da es zum 
, Rosinenpicken" der Marktteilnehmer kommt, ist der Wet tbewerb gestört." 64 

Dadurch sinkt auch die politische Einflussmöglichkeit des Nationalstaats 
immer weiter, und der bisherige Gesetzgeber und politischen Zielgeber 
werden in ihrer Handlungsfreiheit zunehmend beschnitten. 

Dieser Tendenz kann der Nationalstaat alleine nicht mehr entgegenwirken. 
Nur die internationale Solidarität und durch Zusammenschlüsse der National- 
staaten können diese Einflüsse hintangehalten werden. Die entsprechenden 
Harmonisierungsbestrebungen in der EU sind unter anderem auch in diesem 
Rahmen zu sehen." 65 

Die EU hat es sich zum Ziel gesetzt, in diesem Jahrzehnt den , Dornrö- 
schencharakter" abzulegen und zum wettbewerbsfähigsten und dyn amisch 
wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt" n6b zu werden. Dies soll vor 
allem durch soziale Invest itionen" in und für den Menschen erfolgen, durch 
Stärkung des Wertes der Menschen in der Wirtschaft, durch die Verhinderung 
sozialer Ausgrenzung und Stärkung der Solidarität, Erhöhung der Lebensqua- 
lität, Verbesserung des sozialen Schutzes, ein kontinuierliches Wirtschafts- 
wachstum, Verbesserung der Arbeitsplätze erfolgen" 67 und auch durch die 
Etablierung einer ,g lobalen Partnerschaft. "" 68 

1 161 Das geht bis zur klassischen Erpressung. 

1162 Vgl. Walser/Schumann in die .Globalisierungsfalle" und Harald Schumann in 
.Auswege aus der Globalisierungsfalle. Interview vom 26.3.1997. Vgl. auch Claus 
Noe in ,Per Euro - Eine Chance für die europäische Zivilisation, WuG 1998, 57). 
Dieses Problem wurde auch schon früh für die Europäischen Gemeinschaften er- 
kannt. Vgl. dazu z.B. Hans von der Groeben in .Aufbaujahre der Europäischen 
Gemeinschaft", S 370. 

1164 Vgl. KOM 2001/198 v. 1 1.4.2001 zur Steuerharmonisierung und die Behinderung 
des Binnenmarktes und Werner Kamppeter in .Steuerharmonisierung in der EU", 
v. 15.4.1997, Friedrich. 

Vgl. z.B. eine Rechnungslegungsvorschriften für Unternehmen in den USA und 
fünfzehn im Binnenmarkt der EU, vgl. auch Jürgen Schwarze in "Die Entstehung 
einer europäischen Verfassungsordnung, " S 548f. 

1166 Schlussfolgerung des Europäischen Rates von Lissabon vom 23. /24. 3. 2000, Pkt. 5 
und Korn 2001/198 endg. v. 1 1.4.2001. 

1167 Vgl. die Begründung des Europäischen Parlaments im Entschließungsantrag vom 
4.5.2001, A5-0168/2001. 

1168 Vgl. auch KOM 2002/82 endg. vom 13.2.2002. 
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Die Absichtserklärung ist jedenfalls sehr zu begrüßen, hoffentlich wird die 
Umsetzung 1 169 nicht zu lange auf sich warten lassen. Die Verlierer, wenn 
nicht rasch und einheitlich gehandelt wird, sind alle öffentlichen und privaten 
Marktteilnehmer in der Gemeinschaft, denn ,(lie wechselseitige Abhängigkeit 
der Staaten hat sich - jedenfalls in Europa - zu einer Lage gesteigert, in der 
die Staaten in ihrer politischen und wirtschaftlichen Lebensfähigkeit aufein- 
ander angewiesen sind. Der europäische Nationalstaat kann Recht und 
Freiheit, Arbeit und Wohlfahrt allein nicht mehr garantieren. " ll70 



VTAd 
Zwänge von Innen 

Politische Stagnation bedeutet in einer sich ständig weiter entwickelnden 
Gesellschaft automatisch einen Rückschritt. Dadurch wird die Schere zwi- 
schen politischer Realität und eingefahrenen Strukturen immer weiter, bis es 
zur friedlichen oder gewalttätigen Veränderung oder Revolution kommt. 1171 

Für die Europäische Union bedeutet dies, dass, wenn die gewonnene Ein- 
heit erhalten werden soll, die Integration nicht schleichend wieder erodiert, 
das die Anpassung an die Realität fortwährend erfolgen muss. Da die Gründer 
der Gemeinschaft in die Verträge keinen ,Automatismus" 1172 eingebaut 
haben, ist für jeden Integrationsschritt wiederum die Zustimmung der ,fferren 
der Verträge"erforderlich. 1173 

Die derzeitige Situation, spätestens seit dem Vertrag von Amsterdam zeigt 
deutlich, dass die politische Schere und die wirtschaftliche Realität immer 
weiter auseinander klaffen, weil die zuständigen Organe, insbesondere der 



6 Vgl. die Europäische Aktiengesellschaft (SE). 

1170 Peter Badura in „Verfassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit im Zeichen Eu- 
ropas", S 79. 

1171 Vgl. auch Rz. 197. 

1172 So Walter Hallstein. 

1173 .Pouvoir constituant" sind derzeit eben nicht die Unionsbürger, sondern die Mi t- 
gliedsstaaten - anderer Meinung Ingolf Pernice z.B. in .Kompetenzabgrenzung im 
Europäischen Verfassungsverbund". Vgl. dazu auch Rz 102, 210, 212. 
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Europäische Rat, nicht in der Lage oder willens sind, die Zeichen der Zeit 1174 
politisch umzusetzen. 

Wie die Kommission" 75 feststellte, wurden von 36 Zielvorhaben, die bis 
Juni 2001 1176 abgeschlossen werden sollten, nur 20 tatsächlich rechtzeitig 
beendet. Jnsgesamt sind die Fortschritte bei der Durchführung der Zielvo r- 
haben enttäuschend." 1111 Dabei sind diese Zielvorgaben vor allem interne 
organisatorischen oder politischen Umsetzungsmängeln zum Opfer gefallen, 
indem der Rat, die Kommission oder das Parlament keine oder nicht ausrei- 
chende Maßnahmen zur Zielverwirklichung gesetzt hat. Bei den großen 
Themen wie Liberalisierung des Postdienstes, der Regelung der steuerlichen 
Aspekte für die Europäische Aktiengesellschaft (SE), des Gemeinschaftspa- 
tentes, im Bereich des freien Personenverkehrs lagen die Defizite vor allem 
beim Rat. Aber nicht nur die Legislativkompetenz lässt zu wünschen übrig, 
sondern auch die Exekutive der Mitgliedsstaaten. 

Zur Verdeutlichung sei auf das Weißbuch der Europäischen Kommission 
vom 25.7.2001 verwiesen. Danach wurden im Jahr 2000 von 83 Binnen- 
marktrichtlinien nur fünf in allen Mitgliedsstaaten umgesetzt." 78 

Da dieses Problem vom Rat erkannt wurde, haben die Mitgliedsstaaten 
sich verpflichtet, die mangelnde Umsetzung bis Dezember 2000 auf maximal 
1,5% zu verringern. Die Kommission konnte jedoch nur bei drei Mitglieds- 
staaten' 179 feststellen, dass dieses Ziel erreicht wurde. Spanien hat es knapp 
verfehlt. Die Mitgliedsstaaten mit den größten Umsetzungsdefiziten waren 
Frankreich, Griechenland und Portugal." 80 

Europa steht derzeit an seinem wichtigsten Wendepunkt. Die Erweiterung 
der Union und die damit erforderlichen Reformen können nicht mehr lange 
aufgeschoben werden. 

Dennoch sei an die Warnung von Walter Hallstein erinnert, als er die 
Föderalisten" ermahnte: ,zu schnell zu viel erwartet, hieße alles gefäh r- 



Insbesondere die dringend notwendigen Reformen und die kohärente politische 
Zusammenarbeit. 

1175 In Korn 2001/198 endg. v. 1 1.4.2001. 

1176 Europäischer Rat von Lissabon 2000. 

1177 Tenor aus Korn 2001/198 endg. v. 1 1.4.2001. 

1178 Weißbuch vom 25.7.2001, S 24f. 

1179 Dänemark, Finnland und Schweden 

1180 Korn 2001/198 endg. v. 1 1.4.2001. 

1181 Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 424, Vortrag vom 27.3.1963 ,jÜber die 
Beitrittsverhandlungen und zum deutsch-französischen Vertrag". 
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293 Die vielbeschworene , Politikverdrossenheit" sowohl in den Mitgliedssta a- 
ten als auch bei der Wahl zum Europäischen Parlament spürbar, ist nichts 
anderes, ein Zeichen der versäumten Reformen in der Union als auch den 
Mitgliedsstaaten. 1182 Die mündigen Bürger der Europäischen Union können 
und wollen die bisherigen Wege, die seit bald 30 Jahren langsam reformiert 
werden müssten, nicht mehr länger mitgehen. 

Die Bürger wenden sich nicht von der Politik ab, sondern von den Politi- 
kern. 

Wer in Brüssel eine andere Sprache spricht als in seinem Heimatland, wer 
sich angeblich immer überstimmen", von den Technokraten in Brüssel 
dirigieren lassen muss, wird wohl kaum bei seinen Wählern als taktisches 
Genie gelten, sondern als ein „Wendehals" oder ,Schaumschl äger". Wer 
einen europäischen Rückschritt oder die Stagnation als Vorteil verkaufen will, 
wird all zu bald von der Realität wieder eingeholt. Der aufmerksame Unions- 
bürger kann in fast jeder nationalen Tageszeitung die Versprechen und die 
Einlösung derselben nachverfolgen, auch ohne, das er sich mit Politik intensiv 
befasst. 

294 Die Union muss auch mehr auf den Bürger zugehen. Die Strukturen und 
Entscheidungsverfahren sind für die Bürger nicht nachvollziehbar. Die nicht 
öffentlichen Entscheidungen des Rates auch in relativ unwichtigen Detailfra- 
gen anstelle der grundlegenden Vorgabe von Zielen und Visionen geben dem 
Unionsbürger sicherlich nicht die Gewissheit, dass auf seine konkreten 
Sorgen eingegangen wird." 83 Wenn etwas als Erfolg verkauft wird, wie z.B. 
die Grundrechtscharta in Nizza, auf der anderen Seite aber die direkte An- 
wendbarkeit zum Nutzen des Bürgers nicht verwirklicht wird, so wird diese 
Diskrepanz auch dem Wähler rasch klar. Die legislativen Entscheidungen 
,über die Köpfe" der Unionsbürger hinweg sollten von einem Organ wahrg e- 



Markus Heintzen in „Vom Dickicht der Verträge zur europäischen Verfassung?", 
Pkt. 1 meint, dass die , Ermüdungserscheinungen" der europäischen Idee aus dem 
, Fehlen politischer und ökonomischer Bedrohungen und Herausforderungen im 
postkommunistischen Europa zurückzuführen"sei. 

Theo Öhlinger sieht es jedoch als Gefahr, wenn die Ratssitzungen öffentlich wären. 
Es würde dann zu einer Verlagerung der „Verhandlungen" in andere Gremien 
kommen in .Braucht Europa eine Verfassung?", JRP 2002, S 37. Die Änderung 
der Geschäftsordnung des Rates zum 31.7.2002 bringt dabei einen Kompromiss, 
indem die erste und die letzte Phase der Verhandlungen öffentlich ist, insbesondere 
die Abstimmung und die Erklärung der Ratsmitglieder zur Stimmabgabe. Siehe 
auchZER Nr. 4, S 91. 
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nommen werden, das jeder aus dem eigenen Mitgliedsstaat kennt, vom 
Europäischen Parlament. Die Entscheidungen von Exekutivorganen wie den 
Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaten werden aus einem grund- 
sätzlichen Misstrauen gegenüber Vollzugsorganen von den meisten Unions- 
bürgern mit Vorbehalten betrachtet. 



VIAd.l 

Europäische Gesellschaft - Spiegel der Zeit? 
Identitätssuche 



Dass Maßnahmen notwendig sind, um die Bürger der Gemeinschaft bzw. 
Union in den politischen Prozess einzubinden, war Anfang der 80er Jahre 
ganz offensichtlich geworden. Der Europäische Rat setzte auf dem Gipfel von 
Fontainebleau 1184 einen Ausschuss zum Thema ,Europa der Bürger" ein . 
Bereits auf dem Gipfel von Brüssel des Europäischen Rates 1185 konnte dann 
der sogenannte Adonnino-Bericht über die „Verankerung der Europäischen 
Gemeinschaften im Bewusstsein ihrer Bürger" angenommen werden. 

Durch den EUV fanden die Unionsbürger dann die Grundsätze der Trans- 
parenz, der Demokratie, der Subsidiarität und den Bürgerbeauftragten ge- 
meinschafts- bzw. unionsrechtlich in den Verträgen verankert. 

Die Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres" 86 verbesserte die 
Koordination und Hilfe im zwischenstaatlichen Bereich und soll dem Unions- 
bürger ein verstärktes Sicherheitsgefühl vermitteln, nachdem die Grenzkon- 
trollen in vielen Mitgliedsstaaten der Union" 87 grundsätzlich abgeschafft 
worden sind." 88 

Durch den Ausschuss der Regionen wurde ein neues Organ geschaffen. 1189 
Der Binnenmarkt, die WWU und die ESVP sind teilweise geeignet für 
eine Identitätsstiftung. Es sind jedoch noch viele weitere Maßnahmen not- 
wendig, um den Bürger enger an die Gemeinschaft bzw. Union zu binden. 



25./26.6.1984 

29./30.3.1985 

Zum Beispiel Europol 

26.3.1995 

Schengener-Abkommen, Binnenmarkt 
Konstituierende Sitzung am 10.3.1994. 
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Die Ansätze der Kommission, die Bürger durch das Medium Internet in 
die Gestaltung der Gemeinschaft einzubinden, sind sehr zu begrüßen." 90 
Auch die eingerichtete Verbraucherberatungsstelle, 1191 die auch über das 
Internet angerufen werden kann" 92 ist für die Identifikation, die Verhinderung 
von einseitigen, unnötigen und nationalistischen Beschränkungen und Hürden 
ein wichtiger Ansatz. Insbesondere, da diese Verbraucherberatungsstelle nicht 
nur für wirtschaftliche Probleme, sondern auch für viele andere" 93 Hilfe und 
Abhilfe anbietet, indem sie sich direkt mit den entsprechenden nationalen 
Stellen in Verbindung setzt und eine Lösung ausarbeitet und sogar, falls 
erforderlich, ein Vertragsverletzungsverfahren einleitet. " 1194 

Die Probleme der Unionsbürger sind im Wandel der Produktionsgesell- 
schaft zur Dienstleistungs- und Kapital- und Informationsgesellschaft zu 
sehen. Dadurch sind viele Strukturen obsolet geworden, andere im Aufbau 
begriffen, es findet eine Änderung der Hoffnungen und Wünsche statt, neue 
Schwerpunkte entstehen." 95 

Um diese Probleme frühzeitig zu erkennen und Ansätze für eine Lösung 
zu finden, ist die Politik in hohem Maße gefordert aufmerksam und schnell zu 
reagieren. 



VI.4.d.2 

Mitgliedsstaaten - wirtschaftliche oder politische Krise 

Deutsche und französische Parlamentarier des Europäischen Parlaments 
forderten am 11.10.1995 in einer gemeinsamen Stellungnahme als Reform- 
beitrag der Union einen Europäischen Präsidenten mit dreijähriger Amtszeit. 
Dieser soll die EU-Gipfeltreffen leiten und die Union auch nach außen 
vertreten. 

Diese Forderung entspringt dem Wissen, dass die EU bzw. die Europäi- 
schen Gemeinschaften in Zukunft handlungsunfähig sein werden, wenn nicht 



Vgl. .Dialog mit Bürgern und kleinen Unternehmen" unter 
www.europa.eu.int/citizens und www.europa.eu.int/business . 

1191 EUROGUICHETS 

1 192 www.europa.eu.int/comm/internal _ market 

1193 Zum Beispiel Anerkennung von Diplomen und Zeugnissen. 

1194 Korn 2001/198 endg.v. 11.4.2001. 

1 Zum Beispiel im Umweltbereich vgl. Art 6 und 174 - 176 EGV. 
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die bestehenden Schwächen ausreichend behoben werden. Die Union ist 
inzwischen soweit vernetzt, 1197 dass die Union in Zusammenarbeit mit der 
Völkerrechtsgemeinschaft einen kompetenten Ansprechpartner für diese 
braucht. 1198 

Derzeit sind zu viele, die mitbestimmen und zu wenige, die in die Zukunft 
blicken. Bildlich gesprochen hat die Union derzeit zu viele .Kapitäne" und 
zuwenig ,Ruderer", um die Gemeinschaft weiter und in der notwendigen 
Geschwindigkeit fortzubewegen. 

Den (kurzsichtigen) nationalen Interessen wird von einigen Politikern das 
Wohl der Zukunft bedenkenlos geopfert, um vorübergehend irgendeinen 
nationalen (Wahl-)Erfolg zu erzielen. 1199 

Diese Tendenz zur Nationalisierung der europäischen Politik kann nur 
durch die Entkoppelung des nationalen Einflusses auf die europäische Ebene 
erfolgen. 1200 Für die Verwirklichung dieser Maßnahmen wurden verschiedene 
Vorschläge und Lösungsmöglichkeiten gemacht. Dies wäre z.B. möglich 
durch: 

die Zweiteilung der bestehenden Verträge; 
Ausarbeitung eines klaren Kompetenzkatalogs; 
die Verschmelzung der Union und der Gemeinschaften zu ei- 
nem Rechtssubjekt; 

Schaffung einer europäischen Verfassung; 
Schaffung eines europäischen Bundesstaates; 
Bildung einer Europäischen Politischen Autorität; 



Vgl. auch Heinrich Schneider in .Rückblick für die Zukunft", S 47. 
Ulrich Everling in „Verfassungsrecht und Verfassungs gerichtsbarkeit im Zeichen 
Europas" meint, dass sich ,die Gemeinschaft (...}, überwölbt und dirigiert von e i- 
ner rechtlich schwer zu qualifizierenden Europäischen Union, zu einer zunehmend 
politisch handelnden Einheit fortentwickelt, die die politischen, wirtschaftlichen 
und rechtlichen Systeme der Mitgliedstaaten auf allen Gebieten des öffentlichen 
Lebens immer mehr erfasst oder wenigstens berührt. " 

Vgl. auch Jürgen Schwarze in "Die Entstehung einer europäischen Verfassungsord- 
nung", S 544f. Die Diskussion im Reformkonvent geht über die Schaffung eines 
Europäischen Präsidenten und der Anschaffung des rotierenden Ratsvorsitzes bis 
zur Schaffung eines Europäischen Außenministers. 

Vgl. Heinz Fischer während der Diskussion anlässlich des Europäischen Forums 
Alpbach am 26.5.2002. 

Und schlussendlich durch Überwindung der Nationalismen und die Hinwendung zu 
einem .übernationalen Bewusstsein." 
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maßgebende Beteiligung des Europäischen Parlaments an der 
Gesetzgebung; 

Umbildung des bestehenden Parlaments in ein wirkliches Ge- 
setzgebungsorgan; 

Umbildung des Rates in eine zweite Kammer neben dem Par- 
lament; 

Abschaffung des Systems der Gipfeltreffen der Staats- und 
Regierungschefs; 

Umfassende Zuständigkeitskompetenz des EuGH für den EGV 
und EUV. 

300 Der wichtigste Friedensgarant für die Nachkriegszeit und bis heute war 
und ist jedoch die Wirtschaftspolitik, die neoliberale Soziale Marktwirtschaft. 

Ludwig Erhard hat es in seinem Buch: „Wohlstand für Alle", im Buchtitel 
ganz einfach umschrieben. Wer etwas besitzt, der kämpft nicht! Oder wie es 
Alfred Müller- Arnack in ,Ein Jahrzehnt so ziale Marktwirtschaft" darlegte, 
dass: (...) gerade diese Umstellung von einem niederen zu einem höheren 
Lebensstandard diese Wirtschaftspolitik entspannend gewirkt hat (...). " 

Für die innere Stabilität der Mitgliedsstaaten und der Gemeinschaft ist der 
soziale Frieden unumgänglich und das „Wirtschaftswunder" war es für den 
anfänglichen Erfolg der Gemeinschaften. 1201 

Wilhelm Röpke hat die Grundlagen für den Erfolg der Sozialen Markt- 
wirtschaft in „Was ist Soziale Marktwirtschaft?" ausgeführt (hier vereinfacht 
dargestellt): 

1. Stabiler Geldwert; 

2. Hoher Beschäftigungsgrad durch Steuerung der Geld- und 
Kreditpolitik; 1202 

3. Vermeidung von unkontrollierbarer Inflation; 

4. Echter (Leistungs-)Wettbewerb, der ein Höchstmaß an Pro- 
duktivität und die Bildung von preisverzerrenden Kartellen 
verhindert; 

5. Abbau von einseitigen Fördermaßnahmen (Subventionen), die 
den Wettbewerb verzerren; 



Vgl. dazu auch Hans von der Groeben in .Aufbaujahre der Europäischen Gemei n- 
schaft." 

12 Vgl. .Luxemburger - Prozess" • Schlussfolgerung des Europäischen Rates in Lu- 
xemburg vom 20.1 1.1997 und Cardiff vom 15./16.6.1998. 
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6. Kontrolle von Zusammenschlüssen marktbeherrschender Un- 
ternehmen; 

7. Regulierende Handelsschranken, um durch internationale 
Konkurrenz den Wettbewerb anzuregen; 

8. Staatliche Eingriffe nur zur Anregung zur Selbsthilfe und re- 
gulierende Anpassungen nur bei tiefgreifenden Störungen des 
Marktes; 1203 

Diese acht Punkte sind auch im EG-Vertrag als zentrale Kapitel angeführt 
und zeigen somit die unmittelbar erste Aufgabe eines Staates, die Friedenssi- 
cherung im Inneren auch als Aufgabe der Gemeinschaft. 

Die Nationalstaaten stützen sich völkerrechtlich auf fünf Säulen, welche 
die Herrschaftsgewalt unmittelbar betreffen. Die Wirtschafts- und Finanzpoli- 
tik sind davon zwei wichtige Träger der staatlichen Souveränität. In beiden 
Bereichen ist jedoch nun die Europäische Union weitreichend zuständig. 

In den Bereichen Außen- und Sicherheitspolitik hat die Union noch nicht 
die notwendigen Kompetenzen. 1 " Die fünfte Säule ist die Loyalität und 
Solidarität der Staatsbürger. Auch diese ist noch nicht auf die Europäische 
Union übergegangen. Die „Vergemeinschaftung" der Außen - und Sicher- 
heitspolitik hat seit dem Vertrag von Maastricht 1992 begonnen und im Post- 
Nizza-Prozess verstärkt, ist aber noch in einem rudimentären Stadium. 

Aus dieser „Vergemeinschaftung" von bisher staatlichen Kernaufg aben 
bedeutet aber in den Mitgliedsstaaten auch eine politische Dauerkrise. Bisher 
autonom wahrzunehmende Agenden sind nun ganz oder teilweise dem Zugriff 
und der Manipulation der Politiker entzogen. Diese jedoch sind dem Bürger 
des jeweiligen Mitgliedsstaates politisch und rechtlich verantwortlich und 
müssen die Umsetzung auf europäischer Ebene nun innenpolitisch verantwor- 
ten. 

Die Entscheidungen in den Organen der Union fallen aber nicht nach ei- 
nem klaren und rechtlich klar legitimierten Verfahren zum Wohle der Ge- 
meinschaft, sondern es sind Kompromisse. Den Organe selbst haftet ein 
Legitimationsdefizit an. 

Um diese Probleme zu beheben, müssten mehr und einschneidende Kom- 
petenzen auf die Union übertragen werden. Dies führt jedoch dazu, dass die 
politisch Dauerkrise in den Mitgliedsstaaten verstärkt wird. 



Sogenannter Anpassungs-Interventionismus 

Vgl. jedoch den neuen Titel XXI EGV nach dem Vertrag von Nizza. 
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VI.4.d.3 
Gesetzgebung und Kontrolle 

Das Europäische Parlament 

302 Das Europäische Parlament hat bereits sehr früh eine eigenständige und 
integrationsfreundliche Politik betrieben. Viele Anstöße für die Weiterent- 
wicklung der Union stammen von den Abgeordneten. Dieses Selbstbewusst- 
sein zeigte sich auch, als das Europäische Parlament am 30. Juni 1962 durch 
eine Entschließung beschloss, sich von der offiziellen Bezeichnung »Europäi- 
sche Parlamentarische Versammlung" für alle drei Gemeinschaften in Euro- 
päisches Parlament umzubenennen. 1205 

Schon bisher leistete das Parlament für die Demokratisierung, das Entste- 
hen eines europäischen Dialogs und einer Diskussion zwischen den europäi- 
schen Parteien, die Kompetenzverteilung, die Legitimität der Entscheidungs- 
organe, der Forderung nach mehr Transparenz bei den Entscheidungsprozes- 
sen beim Schutz der Bürgerrechte und mittelbare Einbindung der Bürger in 
den Entscheidungsprozess im Sinne eines , Europa der Bürger", als deutl iches 
Identifikationssymbol zur Verstärkung der Integration, der Verfassungsdebat- 
te u.a., einen wesentlichen und unschätzbaren Beitrag. 

Durch die verschiedenen außenpolitischen Entscheidungen, Resolutionen, 
Delegationen und Beobachter hat das Europäische Parlament auch in der 
Welt ein erhebliches Ansehen erlangt. 

Die ursprünglich recht dürftigen Beratungs- und Kontrollbefugnisse der 
Gemeinsamen Versammlung 1206 wurden, nicht zuletzt um der Gemeinschaft 



Breits Jean Monnet hat davon gesprochen, dass die Beratende Versammlung der 
Montanunion zu einem Europäischen Parlament werden müsse - Kurzprotokoll 
Uber die Sitzung des institutionellen Ausschusses vom 4. und 5. August 1950 (vgl. 
Reiner Schulze und Thomas Hoeren in .Dokumente zum Europäischen Recht", S 
103). 

Unverbindliche Anhörung durch Rat und Kommission, Fragerecht an die Kommis- 
sion, Misstrauensvotum gegen die Kommission, Prüfung des Haushaltsplans. 



255 



bzw. Union mehr Legitimität zur verleihen, vom Europäischen Parlament 
behauptet und erstritten und langsam erweitert. 1207 

Dies ist auch eine logische Konsequenz daraus, dass immer mehr Kompe- 
tenzen im Laufe der Jahre von den nationalen Parlamenten zur Gemeinschaft 
bzw. Union verlagert wurden. Diese Verlagerung von den direkt demokra- 
tisch legitimierten Organen der Mitgliedsstaaten hat rechtsstaatlich die Kon- 
sequenz, dass das einzige direkt demokratisch legitimierte Organ der Gemein- 
schaft, das Europäische Parlament, diese Funktionen wahrnehmen sollte. 1208 

Dass diese Konsequenz jedoch durch viele Jahrzehnte nicht gezogen wur- 
de und auch nach wie vor nur zögerlich wird, hat zum negativen Image der 
Gemeinschaft als „Technokrati ezentrum" und zum ,Eurokr atismus" etc. 
beigetragen. 1209 Gegen den Begriff „Technokraten" hat sich auch Walter 
Hallstein bereits früh gewehrt und die politische Seite der Gemeinschaft und 
der Organe betont. 1 " 10 Durch das im Maastricht- Vertrag eingeführte Mitent- 
scheidungsverfahren wurde erstmals, zumindest in Teilbereichen, die Gleich- 
berechtigung zwischen Rat und Parlament im Gesetzgebungsverfahren 
hergestellt. 

Warum sich der Rat und die Verwaltungen der Mitgliedsstaaten gegen ei- 
ne weitere Kompetenzübertragung an das Europäische Parlament so sträuben, 
ist fachlich nicht gerechtfertigt, 1211 wohl aber im Sinne des Institutionellen 
Gleichgewichts verständlich. 
304 Sowohl der Rat als auch die Verwaltungen der Mitgliedsstaaten, welche 
für den jeweiligen Fachminister oder Regierungschef die Vorarbeiten für die 
Sitzungen leisten, sind oft sozial, fachlich und personell nicht in der Lage in 
europäischen Dimensionen zu arbeiten und demokratisch nicht ausreichend 



Nicht zuletzt hat der EuGH an dieser Entwicklung maßgeblichen Anteil, vgl. z.B. 
die Rs 139/79, Urteil v. 29.10.1980, Slg 1980, S 3333 (Isoglukoseentscheidung) 
und Rs C-70/88, Urteil vom 22.5.1990, Slg 1990, 1-2041 (Tschernobyl). 

1208 Der deutsche BverfGh hat jedoch im Maastrichturteil ausgeführt, dass das Europäi- 
sche Parlament .mangels gemeinsamer politischer Willensbildung durch die euro- 
päischen Wähler (noch) nicht geeignet sei, die erforderliche demokratische Legiti- 
mation zu vermitteln." 

I2CW Vgl. für viele die Kritik von Werner Weidenfeld in ,Eine europäische Verfassung 
sichert die Integration". 

1210 Vgl. z.B. Walter Hallstein in .Europäische Reden", S 50, Vortrag vom 19.3.1958 
anlässlich der konstituierenden Sitzung der Europäischen Parlamentarischen Ver- 
sammlung. 

1211 Vgl. aber Pkt. VI.4.d.2 und die Maastricht-Entscheidung des dBVerfGH. 
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legitimiert. 1212 Es werden zwangsläufig in diesen Beratungsebenen oft natio- 
nale Wünsche und nationale Bedürfnisse dominieren, die notwendigen 
europäischen Lösungen jedoch zu kurz kommen. 

Das Europäische Parlament als direkt legitimiertes Organ und als Vertre- 
ter einer Vielzahl von Unionsbürgern kann durch Fachausschüsse weitaus 
eher diese Aufgaben wahrnehmen und zukünftige, von nationalpolitischen 
Einflüsse weitgehend unabhängige, Entscheidungen treffen. Auch in den 
Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft wird der Exekutive nicht oder nur be- 
schränkt die Rechtsetzungsmöglichkeit eingeräumt, dem Parlament hingegen 
umfassend. 

305 Die Änderung der Verträge, insbesondere in Hinblick auf die Osterweite- 
rung, ist unausweichlich mit einer Kompetenzstärkung des Europäischen 
Parlaments verbunden. Der Rat ist mit noch mehr Mitgliedern und auch der 
Anwendung einer qualifizierten Mehrheitsabstimmung wohl kaum mehr in 
der Lage, die zukünftigen Anforderungen zu bewältigen. 1213 Dieses System 
der Arbeits- und Aufgabenteilung mussten bereits die Machthaber im Mittel- 
alter anerkennen und anwenden. Diese Einsicht wurde in verschiedenen 
Staaten Europas über Jahrhunderte hinweg ignoriert, konnte aber schlussend- 
lich nicht verhindern, dass sich (Voll-)Parlamente bildeten. 

306 ^ e Arbeitsteilung hat seit dem Mittelalter in der Verwaltung, in der Ge- 
richtsbarkeit und in der Zivilgesellschaft bestens funktioniert und bewiesen, 
dass durch dieses System die erforderlichen Kräfte am besten eingesetzt 
werden können. Der selbe Gedanke liegt der Aufteilung der Legislativfunkti- 
on zugrunde. Ein ,Geheimer Rat", 1214 der einen Monarchen 1215 unterstützt, 
hat nicht die Möglichkeiten eines demokratisch und repräsentativ zusammen- 
gesetzten Abgeordnetenhauses. Die gesellschaftlichen Gruppen wollen und 
müssen gehört werden, damit der Zusammenhalt der Zivilgesellschaft an sich 
erhalten bleibt und damit die Gemeinschaft sich nicht langsam auflöst. Zehn 
Köpfe können nicht unbedingt mehr oder einen besseren Konsens erzielen als 
zwei, Hunderte hingegen werden aber zumindest die gesellschaftlichen 
Strömungen besser wiedergeben und den gefundenen Kompromiss auch am 
besten „verkaufen"und die politisch ,richtige"Entsche idung eher finden. 



Nur mittelbar über die Stellung der Staats- und Regierungschefs bzw. der Minister 
in den nationalen Regierungen. 

1213 Vgl. dazu auch Rz 259f. 

1214 .Generalsekretariat des Rates." 

1215 .Staats - und Regierungschefs." 
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307 Eine Aufwertung des Europäischen Parlaments zu einem echten Gesetz- 

gebungsorgan hätte aber die Konsequenz, dass wieder ein Schritt weiter zu 
einem Bundesstaat getan wäre. 1216 Der Rat wäre dann nur noch ein sekundä- 
res Gesetzgebungs- oder ein reines Exekutivorgan und die Kommission 
müsste zwangsläufig mehr politische Entscheidungsräume erhalten, um dem 
Europäischen Parlament gegenüber gleichgewichtig auftreten zu können. 
Gerade im Bereich des EUV sind die Befugnisse des Europäischen Parla- 
ments noch immer sehr ungenügend. 

Dadurch, dass die Kommission keine politisch eingesetzte Einrichtung ist, 
kommt es im Europäischen Parlament auch nicht überwiegend zu Entschei- 
dungen politischer Parteien für oder gegen die , Regierung" und deren Vo r- 
schlag, sondern zu einem intensiven politischen Dialog zwischen den Parteien 
und den Abgeordneten bzw. der Kommission. 1217 

Aber die Zeit und Entwicklung arbeitet für das Europäische Parlament. 1 1 
Auch im ,ßer eich der Europäischen Union wird es zu einer langsam fort- 
schreitenden Parlamentarisierung und zu einem schrittweisen Ausbau der 
Rechte des EP kommen. " 1219 



Die Kontrolle durch den EuGH 
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1216 Die JEF forderte daher anlässlich der Anhörung von NGO vor der gemeinsamen 
Sitzung der Europaausschüsse des deutschen Bundestages und des Bundesrates am 
26.6.2002 in Berlin konsequent, dass das Europäische Parlament und die Kommis- 
sion gestärkt werden müsse, indem die Demokratisierung der EU vorangetrieben 
wird. Dabei bedeute für sie Demokratisierung - Parlamentarisierung und damit ei- 
ne umfassende institutionelle Neugestaltung der heutigen EU. Dabei gehe es nicht 
um eine Stärkung der nationalen Parlamente im Rahmen der EU im Sinne einer 
Nationalstaatlichkeit, sondern um eine Entwicklung in Richtung Suprastaatlich- 
keit. 

1217 Vgl. Peter Pernthaler in „Was ist und wozu braucht man eine Europäische Regie- 
rung?", JRP 2001 , S 173. 

1218 Hans von der Groeben führt in .Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft", S 
248, Fn 3 aus: ,Die Meinung, ob sich das Prinzip der Mehrheitsentscheidung ohne 
parlamentarische Mitwirkung vertreten ließe, waren schon bei den Vertragsver- 
handlungen geteilt. Man hoffte, die Legitimationsbasis durch die im Vertrag vorge- 
sehene Direktwahl der europäischen Abgeordneten und eine gleichzeitige Verstär- 
kung der Rechte des Parlaments verbreitern zu können." 

1219 Heinz Fischer anlässlich des Seminars des Europäischen Forums Alpbach am 
26.5.2002. 
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Der Europäische Gerichtshof hat eine, von den Gründungsvätern der Ge- 
meinschaft wohl ungeahnte Eigendynamik entfaltet. 1220 Im Gegensatz zur 
Kommission und zum Rat sind seine Mitglieder keiner nationalen Instanz 
mittelbar oder unmittelbar verantwortlich. 

1221 12^2 12^3 

Er hat die Aufgaben eines Straf-, Zivil-, ~ Verwaltungs- und eines 

1 224-~i" 12^5 1 2^6 

Verfassungsgerichtshofes " sowie eines Gutachters. ~ Werden die 
Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft gerne als die ,flerren der Verträge" 
bezeichnet, so kann der Europäische Gerichtshof wohl zur Recht den Titel 
Schirmherr der Verträge" beanspr uchen. 1227 

Von vielen wird er auch als der , Motor der Integration"betrachtet. Durch 
seine richtungsweisenden Entscheidungen seit den 60-er Jahre hat er wie kein 
anderes Organ der Gemeinschaft für die Rechtsvereinheitlichung und Rechts- 
bildung durch Auslegung des Primärrechtes sowie durch die Vorabentschei- 
dungen auch für die Erweiterung der Kompetenzen der Gemeinschaft gesorgt. 
,Per heutige Stand der europäischen Integration im wirtschaftlichen Bereich 
ist somit eher der Auslegung einiger weniger Primärrechtsregeln durch den 



" Das bestätigt auch Hans von der Groeben in , Aufbaujahre der Europaischen Ge- 
meinschaft", S 264. 

1221 Z.B. Festsetzung von Ordnungsstrafen gem. Art 36 EGKSV. 

1222 Z.B. bei Amtshaftungsklagen. 

1223 Z.B. bei Nichtigkeitsklagen oder Untätigkeitsklagen. Siehe auch Hans von der Gro- 
eben in .Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft", S 265: ,JVur von wenig en 
wurde damals allerdings erkannt, dass damit nicht nur ein Europäisches Zivil- und 
Verwaltungsgericht, sondern ein Verfassungsgericht geschaffen wurde, dessen Ent- 
scheidungen für die Verfassung der Gemeinschaft und die Beziehungen der Ge- 
meinschaft zu den Mitgliedstaaten von grundlegender Bedeutung werden sollte." 

1224 Z.B. bei Vertragsverletzungsverfahren. 

1225 Dies wurde von den „Vätern"der Europäischen Gemeinschaften als Lösung fiir die 
vielfältigen Aufgaben des Gerichtshofes so vorgesehen. Bereits anlässlich der 
Gründung der Montanunion, als die Bandbreite vom internationalen Schiedsgericht 
bis zum supranationalen Gerichtshof ging, wurden die Aufgaben des Gerichtshofes 
sehr unterschiedlich gesehen und bewertet (vgl. dazu z.B. Reiner Schulze und 
Thomas Hoeren in .Dokumente zum europäischen Recht, S 65). Eine sehr schöne 
Definition des EuGH als Verfassungsgericht findet sich bei Markus Frischhut in 
,Die Rolle der Judikative in der Ausformung der Verbandsgewalt supranationaler 
Organisationen", in Teil 1 , Kapitel 3 . 

1226 Vgl. z.B. Die EWR-Gutachten des EuGH. 

1227 Peter Pernthaler spricht vom „Wächter der Verträge" und .rechtlichem Integrat i- 
onsmotor"in ,Die Herrschaft der Richter im Recht ohne Staat", JB1 2000, S 691 . 
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EuGH als den mehreren tausend Seiten starken Sekundärrechtsakten zu 
verdanken. " 1228 

Deswegen wurde der EuGH aber auch kritisiert. 1229 Die Vorwürfe gegen 
den EuGH, mit seiner Rechtsprechung weit über den Rahmen der Verträge 
hinauszugehen und rechtschöpfend tätig zu sein, ist sicherlich nicht unberech- 

.• . 1230 
tlgt. 

Wie der EuGH bereits sehr früh festgestellt hat, wurde durch die Verträge 
eine neue Rechtsordnung geschaffen 1231 und die Mitgliedsstaaten der europäi- 
schen Union haben freiwillig eine endgültige Beschränkung ihrer Hoheits- 
rechte in Kauf genommen. 1232 
309 Diese Rechtsordnung, wie jede andere auch, kann nur dann Respekt er- 
warten, wenn entsprechende Sanktionsmöglichkeiten vorhanden sind. Sonst 
ist diese Rechtsordnung ein ,zahnloser Tiger" der sein Überleben dem ,good 
wilP'der Mitgl iedsstaaten zu überlassen hat. 

Auf diesem Wissen aufbauend und die geringen Sanktionsmöglichkeiten 
in den Verträgen vor Augen, hatte der EuGH nicht sehr viele Möglichkeiten 
um nicht in die Bedeutungslosigkeit zu versinken. Durch die aktive und 
schöpferische Rechtsprechung hat der EuGH erreicht, dass das geltende 
Gemeinschaftsrecht von den Mitgliedsstaaten und den Unionsbürgern beach- 
tet und respektiert wird. Ein typisches Beispiel für diese schöpferische Recht- 



Thomas Zimmermann in ,Die Schweiz und Europa sechs Jahre nach dem EWR- 
Nein" Pkt. 5.2. Frank Lepien in .Europäische Zeitung"vom Juni/Juli 2002, S 15 
meint: ,Der EuGH setzte Recht, wo dies den Regierungen aus politischen Gründen 
nicht immer opportun erschien und kann sich sicher sein, dass alle Mitgliedstaaten 
ein Interesse an seiner Steuerung haben. Letztendlich profitieren sie davon, dass 
der EuGH für Rechtssicherheit sorgt und somit die europäische Integration tagtäg- 
lich fördert." 

1229 ,Per Vorwurf, die fragile Balance zwischen politisch legitimierter Rechtsetzung 
und richterlicher Rechtskontrolle durch »politische Entscheidungen« verletzt zu 
haben, trifft alle Verfassungsgerichte von Zeit zu Zeit und gehört sozusagen zum 
»Berufsrisiko« dieser Institution". Peter Pernthaler in ,Pie Herrschaft der Richter 
im Recht ohne Staat", JB1 2000, S 691. 

1230 Der EuGH solle ,ein angemessenes Gleichgewicht zwischen Ausbau der Gemein- 
schaftsrechte und der Erhaltung ausreichender politischer und rechtlicher Identität 
finden" meint Peter Pernthaler in ,Die Herrschaft der Richter im Recht ohne 
Staat", JB1 2000, S 691. Inwieweit diese Kritik gerechtfertigt ist zeigt Alfred J. Noll 
in „Verfassungsgerichtsbarkeit und Gewaltenteilung", ÖJZ 1992, S 148 mit einem 
Blick auf die US-amerikanische Rechtsprechung und Thomas Jefferson, auf. 

1231 Vgl. Rs 26/62 - Van Gend en Loos, im Spannungsverhältnis zu Rs 6/64 - Costa 
E.N.E.L. vgl. Schweitzer/Hummer in ,Europ arecht", Rz 76. 

1232 Vgl. EuGH Slg 1964, Rs 6/64 Costa/E.N.E.L., S 1251. 
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sprechung ist die Anerkennung von Staatshaftungsansprüchen, 1233 wenn ein 
Mitgliedsstaaten eine Richtlinie nicht oder nicht vollständig oder korrekt 
umsetzt. Dieses Disziplinierungselement erreicht, dass die Mitgliedsstaaten 
die Umsetzung von Richtlinien gewissenhafter und pünktlicher vollziehen. 1234 
Ebenfalls in diese Richtung sind die Urteile zur Niederlassungsfreiheit zu 
sehen, bei denen der EuGH die langjährigen Versäumnisse der Abstimmung 
der mitgliedstaatlichen Rechtsstandards und die dadurch entstandenen Un- 
gleichgewichte im Gemeinsamen Markt zu korrigieren versucht. 1235 

Dass diese Form der rechtschöpfenden Sanktion bei einigen, insbesondere 
bei den besonders säumigen Mitgliedsstaaten nicht auf Gegenliebe stößt, ist 
verständlich. Doch gerade die säumigsten Mitgliedsstaaten sind ja wiederum 
für die Entwicklung dieses Staatshaftungsanspruches verantwortlich. 
310 Dass der EuGH die Anwendung der Staatshaftung selbst als eines der letz- 
ten Mittel sieht, ergibt sich aus den von ihm genauen, restriktiven und über- 
legt entwickelten Voraussetzungen 1236 für die Möglichkeit um einen solchen 
Anspruch überhaupt durchsetzen zu können. 

Die grundsätzlich verschuldensunabhängige Haftung wegen Nichtumset- 
zung oder schlechter Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes ist Art 288 (2) 
EGV nachgebildet und steht in engem Zusammenhang mit der Loyalitäts- 
pflicht nach Art 5 EGV 1237 und ist ,ßin aus dem Gemeinschaftsrecht selbst 
resultierender allgemeiner Rechtsgrundsatz, der als solcher zum primären 
Gemeinschaftsrecht gehört. " I23S 

Diese Ansprüche der staatlichen" Haftung sollte auch für die Gemei n- 
schaftsinstitutionen Anwendung finden, fordert der ehemalige Generalanwalt 
des EuGH Walter van Gerven. 1239 

Durch die Stellung und Anerkennung des Europäischen Gerichtshofes ist 
auch in Zukunft damit zu rechnen, dass er als wesentliches bildendes Element 



Vgl. EuGH Entscheidung Rs .Internationale Handelsgesellschaft vom 17.12.1970, 
Rs Brasserie di Pecheur vom 2.7.1985, Rs Andrea Francovich u.a. vom 9.1 1.1995, 
Rs Paola Faccini Dori vom 14.7.1994 etc. 

1234 Vgl. aber die ,JJmsetzungswilligkeit" - Pkt. VI.4.d. 

1235 Z.B. Rs. C-212/97 CENTROS. 

1236 Z.B. Kausalität, Rechtswidrigkeit des Verhaltens, Eintritt eines Schadens durch die 
Säumigkeit, Schadensminderungspflicht des Geschädigten, Ermessensspielraum 
der Mitgliedsstaaten bei der Umsetzung einer Richtlinie u.a. 

1237 Vgl. Francovic u.a., EuGH Rs C-6/90 verb. 9/90. 

1238 Walter Obwexer in WB1 1996.S 183ff, Pkt D.I. 

1239 Vgl. Helga Vogelmann in .Revision der Europäischen Verträge", ZfV 1996, S 219, 
vgl. auch Rs C-6/90 und C-9/90 .Francovich. 
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für die weitere Integration wirken wird. Insbesondere dann ist seine Kompe- 
tenz gefragt, wenn sich die Vertreter der Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft 
nicht auf eine tiefgreifende Reform der Gemeinschaft einigen können und der 
Gemeinschaft die Handlungsunfähigkeit droht. 1240 

Inwieweit jedoch die Mitgliedsstaaten die schleichende Kompetenzerwei- 
terung durch den Gerichtshof dulden werden, ist noch nicht entschieden. 1241 
Schlussendlich bleibt den Mitgliedsstaaten als Sanktion nur die Nichtbefol- 
gung des vom EuGH festgestellten Rechtsbereichs, was wiederum gegen die 
Gemeinschaftsverträge verstoßen könnte, oder aber der Austritt aus der 
Gemeinschaft. 

Als Kompetentabgrenzung könnte die vom US-Supreme-Court entwickel- 
te dreiteilige Formel 1242 dienen. Für den Kompetenzübergang von den US- 
Mitgliedsstaaten auf den Bund ist erforderlich, dass: 

1. für die Rechtmäßigkeit der Regelung ein legitimer bundes- 
staatlicher Zweck vorliegt; 

2. die Regelung aus den möglichen, die für die Zweckerfüllung 
sinnvollste ist; 

3. die Zweck/Nutzen - Abwägung zugunsten der Einheit ausfällt, 
welche die Regelung erlässt. 

Diese Formel ist ähnlich dem Verhältnismäßigkeitsprinzip aufgebaut. Das 
Verhältnismäßigkeitsprinzip ist eine heute grundsätzlich in vielen Rechtsbe- 
reichen anerkannte Prüfungsmöglichkeit, um eine Einschränkung oder einen 
Eingriff in eine Rechtsnorm zu beurteilen. Das Verhältnismäßigkeitsprinzip 
wird im EGV indirekt immer wieder erwähnt und ist in Art 5 Abs 3 EGV 
normiert. Der EuGH sieht das Verhältnismäßigkeitsprinzip ebenfalls als 
allgemein anwendbares Prinzip für die Auslegung der Gemeinschaftsverträge 
und der Handlungen der Gemeinschaftsorgane. Dadurch erhält das Verhält- 
nismäßigkeitsprinzip den Rang eines Grundrechtes innerhalb der Gemein- 
schaft. 

Als Auslegungskriterium und Schranke für den Gesetzgeber 1243 in Bezug auf 
die Grund- und Freiheitsrechte bzw. die Gemeinschaftsverträge und das 
Handeln der Gemeinschaftsorgane ist das Verhältnismäßigkeitsprinzip daher 
unabdingbar. 



Vgl. auch Heinrich Schneider in .Rückblick für die Zukunft", S 47. 

1241 Vgl. die Entscheidungen zu Art 95 EGV - Binnenmarktkompetenzen. 

1242 .Balance test" 

1243 nationalen und europäischen 
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Jeder Prüfungsschritt des Verhältnismäßigkeitsprinzips umfasst dabei folgen- 
de Schritte: 

ob die entsprechende Einschränkung überhaupt in einer demo- 
kratischen Gesellschaft erforderlich, also das schonendste und 
praktikabelste Mittel zur Zielerreichung ist; 
ob es im öffentlichen Interesse ist, die entsprechende Ein- 
schränkung vorzunehmen; 

ob die entsprechende Einschränkung überhaupt geeignet ist, 
das im öffentlichen Interesse gelegene Ziel zu erreichen und 
und ob eine Güterabwägung zwischen Eingriff im öffentlichen 
Interesse und der eingeschränkten Grundrechtsposition des 
Einzelnen einen Überhang für das öffentliche Interesse ergibt. 

Jede Änderung des Statuts der Europäischen Gerichtshöfe sollte deshalb 
nach dem oben Ausgeführten dringend hinterfragt werden. Ob es wirklich von 
Vorteil sein soll, wenn die Richter des EuGH nur noch für eine Wahlperiode 
bestellt werden können oder ob die Bindung der Richterbestellung an einen 
nationalen Proporz dessen Qualität verbessern kann, ob jeder MS unbedingt 
einen Richter stellen muss und anderes, ist zu hinterfragen. 1244 

In jedem Fall sollten die Zuständigkeitsvorbehalte des EuGH seit den Ver- 
trägen von Maastricht, Amsterdam und Nizza endgültig abgeschafft wer- 
den. 1245 Diese Beschränkung ist zwar historisch-politisch verständlich aber 
kein Zustand, der sich über längere Zeit etablieren darf. Die Einheitlichkeit 
der Rechtssprechung und die Bindung aller Kompetenzbereiche der Gemein- 
schaften und der Union an die nachprüfbare Kontrolle des EuGH entspricht 
den historischen, rechtsstaatlichen und verfassungsrechtlichen Grundsätzen 
der Mitgliedsstaaten der Union und der Gemeinschaft. 

VX4.d.4 



Die Aufgabe der Richter eines Verfassungsgerichts sind Justizialisierte Politik" 
wie es Alfred J. Noll in „Verfassungsgerichtsbarkeit und Gewaltenteilung", ÖJZ 
1992, S 148 ausdrückte. Daher ist die Ernennung von Richtern zu Verfassungsge- 
richten kein rein (dienst-)rechtlicher, sondern ein politischer Akt. Vgl. zu Reform- 
vorschlägen für eine erweiterte Union auch Ulrich Everling in „Verfassungsrecht 
und Verfassungsgerichtsbarkeit im Zeichen Europas", S 21 Off. 
Vgl. Wolfgang Clement in .Europa Gestalten - nicht verwalten", Rz 22. 
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Europäische Regierung 
Anpassung der Institutionen an die Realität oder an eine Utopie? 

314 Ist Europa reif, um unter einer gemeinsamen Regierung zu leben, zu arbei- 
ten und zu kämpfen? Eine Sozial- und Kulturgemeinschaft zu bilden? Bisher 
war die Politik der Union eine der Vernunft, der Loyalität und Solidarität, des 
Einander - Überzeugens und damit des Verhandeins und weniger der 
Macht. 1246 

Mit einer .Europäischen Politischen Autorität" ergeben sich nicht nur L ö- 
sungen für 'alte" historische, politi sehe und soziale bzw. wirtschaftliche 
Probleme, sondern ganz neue, vor allem machtpolitische. Neben die beiden 
weltweit agierenden bestehenden Machtblöcke 1247 träte eine neue Atommacht, 
mit mehr Wirtschaftspotenzial und einer größeren Bevölkerung, mit eigener 
Rüstungsindustrie 1248 und voller Dynamik des Aufbruchs. 1249 

315 Unter dem Titel „Weißbuch" 1250 hat die Europäische Kommission ihre 
Gedanken zu einer Reform der Union dargelegt. Unter Europäisch Regieren" 
versteht sie die fünf Grundsätze des „Guten Regierens" 1251 

1 . Offenheit, Flexibilität und Transparenz; 

2. Partizipation aller gesellschaftlichen Gruppen und Einzelper- 
sonen; 

3. Verantwortlichkeit der Organe durch klare Kompetenz- 
zuweisungen; 

4. Effektivität der angewendeten Politiken unter Beachtung des 
Subsidiaritätsprinzips; 

5. Kohärenz als Überbegriff für die unter 1. bis 4. angewendeten 
Mittel und unter Beachtung der verschiedenen gesellschaftli- 
chen Gruppen. 

Jeder Grundsatz für sich genommen ist wichtig. Keiner kann indes g e- 
trennt von den anderen umgesetzt werden. Eine Politik wird künftig nur dann 



Vgl. dazu auch Walter Hallstein in , Europäische Reden", S 521, Vortrag vom 
29.1.1965 ,£rüne Woche Berlin". 

1247 Wobei die Stellung Russlands zwischenzeitlich oft hinterfragt wird. Zumindest mi- 
litärisch ist Russland immer noch eine Weltmacht, politisch und wirtschaftlich ist 
dies inzwischen strittig. 

1248 Noch unterentwickelt. 

1249 vgl. Pkt. n.3. 

I25u KOM 2001, 428 v. 25.7.2001, S 13f. 
1251 ,)3ouvernance" 
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wirksam sein, wenn in ihre Vorbereitung, Anwendung und Durchsetzung 
möglichst viele Akteure einbezogen werden. " 1252 

Ob die Beistellung von (noch) mehr Informationen und einer effizienten 
Kommunikation 1253 als wichtigste Vorbedingungen für ein Zugehörigkeitsge- 
fühl der Bürger zu Europa gesehen werden kann, wie dies im Weißbuch 1254 
gefordert wird, ist zumindest in Frage zu stellen. Die Jnformationsüberfl u- 
tung"ist bereits heute ein Problem interessierter Menschen, die aus der Fülle 
die für sie wesentlichen Dinge kaum mehr herausfiltern können. 

Die Bereitstellung von Informationen ist ein wichtiger und unschätzbarer 
Bestandteil von Gouvernance. 
316 Noch wichtiger ist jedoch, dass die Union und insbesondere die Kommis- 
sion die erreichten Erfolge besser darstellt. Wie jedes wirtschaftliche Unter- 
nehmen, jede Regierung eines Mitgliedsstaates, jeder Politiker etc. ist auch 
die Union und deren Exekutive berechtigt und verpflichtet, das eigene Image 
zu stärken und auszubauen. Nicht in Form einer Zensur, indem z.B. nur 
,gute" Informationen verbreitet werden, sondern in Form von Öffentlic h- 
keitsarbeit. 

Das Ansehen einer Institution hängt nicht nur vom Können ab, vielmehr 
auch von der Vermarktung der Ergebnisse. Diese , Binsenweisheit" wurde in 
den vergangenen 20 Jahren eigentlich nur vom Europäischen Parlament klar 
erkannt. Langsam und insbesondere mit der Einführung des EURO bzw. der 
Verwirklichung der WWU hat sich auch die Kommission mehr für diese 
Form der Selbstdarstellung entschieden, nachdem aber schon Walter Hallstein 
in seiner Eigenschaft als Kommissionspräsident dies vor rund 40 Jahren 
vorgelebt hat. 

Der Europäische Rat und der Ministerrat sind sich ihrer Verantwortung im 
Kollektiv in dieser Beziehung nicht bewusst oder wollen diese nicht wahr- 
nehmen. 1255 Das Verhalten der Ministerräte und der Staats- und Regierungs- 



Weißbuch, S 14. 
1253 Siehe oben Pkt. 1. 

12 4 Vgl. auch das Abschlussdokument des Europäischen Rats in Cardiff vom 
15./16.6.1998. 

1255 Vgl. zur Übernahme von Verantwortung durch die Politik auch Peter Saladin in 
„Verantwortung als Staatsprinzip", S 26, 31. Die ursprüngliche Funktion des Mi- 
nisterrates in der EOKS war die eines gleichrangigen Organs mit der Kommission, 
wie dies der juristische Unterausschuss der Verhandlungskonferenz am 20.7.1950 
feststellte. Nur in wenigen Bereichen sollte sich die Kommission dem Ministerrat 
unterordnen müssen, insbesondere, wenn allgemeine politische Richtlinien, die mit 
dem begrenzten Umfang der Montanunion keinen unmittelbaren Zusammenhang, 
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chefs und der Diplomatie in der Öffentlichkeit weicht sichtbar von den 
Verhandlungsergebnissen in den Konferenzen ab. Jn der Vorbesprechung 
von Regierungskonferenzen gibt es eine Art europäisches Denken. Sobald 
jedoch der einzelne Regierungschef zu Hause ankommt und ihm ein Mikrofon 
unter die Nase gehalten wird, gibt es einen Szenenwechsel vom europäischen 
zum nationalen Diskurs. Wir werden erst dann einen Wechsel in dieser 
Haltung erreichen, wenn sich dieses Dilemma lösen lässt. " 1256 

Diese Diskrepanz ist durch die Beratung hinter verschlossenen Türen 
nicht zu beheben, im Gegenteil, wird dies noch verschärft. Es wird jedoch 
nicht verkannt, dass die Entscheidungen der Staats- und Regierungschefs 
nicht frei, sondern an national-innenpolitischen Zwänge geknüpft sind und 
diesen dadurch teilweise enge Fesseln angelegt werden. 

Es waren politische/wirtschaftliche Zwänge, welche die Hohe Behörde 
veranlassten Rückendeckung beim Ministerrat und damit bei der Auto rität 
der Mitgliedsstaaten zu suchen (wodurch der Rat aus einer Art Länderkam- 
mer zur Mitregierung wurde, um es vorsichtig auszudrücken). " 1257 

Die europäische Kommission sollte in Zukunft wieder die supranationale 
Rolle in der Gemeinschaft spielen, welche ihr ursprünglich zugedacht war. 1258 
Sie kann die Keimzelle einer europäischen Regierung sein. Das bedingt, dass 
sie sowohl innen- als auch außenpolitisch verantwortlich ist und die Gemein- 
schaft vertreten kann und soll. 1259 Das Verhältnis und die Befugnisse der 
Kommissionsmitglieder zu Parlament und Rat und insbesondere Europäi- 
schem Rat bedürfen einer klaren Abgrenzung. Jean-Louis Bourlanges 1260 



auf diesen Bereiche dennoch Auswirkungen haben. Erst im Laufe der Verhandlun- 
gen wurden bindende Empfehlungen des Ministerrates an die Hohe Behörde vorge- 
sehen (vgl. Reiner Schulze und Thomas Hoeren in .Dokumente zum Europäischen 
Recht", S 80, 83, 96, 102). 

Heinz Fischer während der Diskussion anlässlich des Europäischen Forums Alp- 
bach am 26.5.2002. 

Heinrich Schneider in .Rückblick für die Zukunft" S 1 9f . Hans von der Groeben 
betont in .Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft", S 33f, dass das Schwe r- 
gewicht im vorhinein beim Ministerrat gelegt wurde. Er habe die Aufgabe gehabt, 
den Integrationsprozess in Gang zu setzen und als Motor für die Errichtung des 
Gemeinsamen Marktes zuwirken. 

Wobei dies aber nicht ausreicht, sondern der Kommission müssen um handlungsfä- 
hig zu sein, weitere Befugnisse übertragen werden. Es droht ansonsten die Gefahr, 
dass die Gemeinschaft handlungsunfähig wird. 
Vgl. jedoch den neuen Titel XXI EGV nach dem Vertrag von Nizza. 
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sieht jedoch die Verwandlung der Kommission durch den Vertrag von Nizza 
in einen ,Jüon des Rates. " 1261 

Die Kommission hat bereits in der Vergangenheit als ,Hüterin der Verträ- 
ge'^ esentlich zur Integration beigetragen. 1262 

Dieser verstärkten Integration und Kompetenzzuweisung entspricht es, 
dass dieses Organ an die tatsächlichen Gegebenheiten angepasst wird. 
Dazu zählt, dass: 

das Handeln der Kommission transparenter wird. Insbesondere 
ist dies möglich durch die Verstärkung der politischen Kom- 
ponente deren Mitglieder und dadurch Übernahme einer zent- 
ralen politischen Funktion; 

die innen- und außenpolitische Verantwortlichkeit verstärkt 
wird; 

die Vertretung der Gemeinschaft ausschließlich der Kommis- 
sion obliegt und ihr dies nicht vom Europäischen Rat immer 
weiter erodierend strittig gemacht wird; 1263 
die positiven Leistungen besser zur Geltung gebracht werden; 
die Stellung als unabhängiges, weisungsfreies, ausschließlich 
dem Gemeinwohl verantwortlichen Organs weiter auszubauen 
ist; 

durch die unmittelbare Wahl des Kommissionspräsidenten 
durch das Europäische Parlament und den Ministerrat auch die 
demokratische Legitimation weiter verstärkt wird; 
die politische Verantwortlichkeit eines jeden Kommissars ver- 
stärkt wird; 

der derzeitige Nationalitätenproporz, der ursprünglich in den 
Verträgen gar nicht vorgesehen war, 1264 abgeschafft wird und 
die Mitglieder der Kommission von den politischen Parteien 



' Deutsch-französische Debatte .Europäische Verfassung" in der DGAP am 
12.1.2001. Die ursprüngliche Funktion des Ministerrates war, die möglichen Dis- 
krepanzen zwischen Hoher Behörde bzw. Kommission und den Regierungen der 
Mitgliedstaaten auszuräumen, zu vermitteln, bevor die Hohe Behörde bzw. Kom- 
mission handelt. 

' 2 Siehe dazu die Kritik anlässlich der deutsch-französische Debatte .Europäische 

Verfassungen der DGAP am 12.1 .2001 von Alain Lammassoure, UDF. 
a Vgl. dazu z.B. die Komitologie. 
' 4 Vgl. dazu Rz 85. 
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im Europäischen Parlament nach der Verteilung derer Manda- 
te und möglicher Koalitionsverhandlungen bestellt werden; 
die Verschwendung von Gemeinschaftsgeldern eingedämmt 
und die Betrugsbekämpfung intensiviert wird. 

Eine solche Umwandlung und Stärkung der Kommission geht ganz klar 
mit der Schwächung der Position des Ministerrates und des Europäischen 
Rates bzw. des Generalsekretariats des Rates einher. 

Dass sich dieses System der intergouvermentalen und außenpolitischen" 
Zusammenarbeit zwischen den Regierungen der Mitgliedsstaaten der EU auf 
beamten- und Regierungsebene als Exekutiv- und Legislativorgan nicht 
eignet, die weitere Integration zu fördern, hat sich spätestens bei den Ver- 
tragsverhandlungen von Maastricht, Amsterdam und Nizza gezeigt. Auch hat 
der Europäische Rat ,ßine Lenkungs - und Gestaltungskompetenz für die 
Europapolitik, die in den Gemeinschaftsverträgen nicht vorgesehen ist in 
Anspruch genommen. 1265 

Der Europäische Rat selbst hat in seiner Tagung in Helsinki 1 " 66 die Prob- 
lematik klar zum Ausdruck gebracht und Lösungsmöglichkeiten aufgezeigt, 
um den Rat effizienter und bürgernäher zu machen: 1267 

1. Stärkung des Hohen Vertreters / Generalsekretär des Rates, 

2. Entlastung des Rates für , Allgemeine Angelegenheiten und 
Außenbeziehungen" und des Europäischen Rate s von ineffi- 
zienten administrativen Belastungen, 

3. Verbesserung und Selbstbeschränkung der Rolle des Rates als 
Gesetzgeber und bei Beratungen und Verhandlungen, 

4. größere Offenheit und Transparenz, 

5. Verbesserung der Form und Lesbarkeit von Rechtstexten, 
Textänderungen und Anmerkungen dazu, 

6. Beschränkung der informellen Ministerratstagungen. 1268 



1266 
1267 
1268 



spricht davon, dass eine effektive Kontrolle der Ratstätigkeit den nationalen Parla- 
menten nicht mehr möglich sei und dass deshalb eine demokratische Kompensati- 
on im Sinne einer Übertragung von Befugnissen auf das Europäische Parlament ein 
„verfa ssungsrechtliches Gebot" sei [in ,Das Ziel der europäischen Integration", S 
27J. 

1071 1.12.1999 

Nicht aber um die Kommission zu stärken oder das Europäische Parlament. 

Der Europäische Rat von Sevilla vom 21722.6.2002 beschloss unter anderem die 

zukünftige Reduzierung der Anzahl der Ministerräte von 16 auf 9. Die Geschäfts- 
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1. Die Stärkung des Hohen Vertreters bzw. Generalsekretär des Rates 
kommt nicht von ungefähr. 1269 Der Europäische Rat musste erkennen, dass 
die Handlungsmöglichkeit eines Kollektivorganes, wie der Rat selbst es 
darstellt, begrenzt und ineffizient ist, insbesondere wenn der Rat sich nicht 
mehr nur mit der Vorgabe von Leitlinien befasst. Der Hohe Vertreter bzw. 
der Generalsekretär des Rates soll durch die Stärkung eine .umfassend e 
Kontinuität und Kohärenz des Handelns der Union im Außenbereich" [210 
gewährleisten. 

Dadurch soll der Europäische Rat selbst entlastet werden, in den Außen- 
beziehungen eine Stimme für alle sprechen und als Ansprechpartner dienen, 
sowie der Vollzug der Beschlüsse des Rates durch eine Person überwacht und 
spezielle, wichtige politische Aufträge ausgeführt werden. 1271 

2. Im Laufe der Jahre, insbesondere seit de Gaulies Obstruktionspolitik 1272 
hat sich der Rat immer mehr Arbeit aufgeladen und sich teilweise in Detail- 
fragen verstrickt, welche zu einer ineffizienten administrativen Belastung 
geführt haben, sodass auf seinen Tagungen diese bürokratischen Teile zu viel 
Zeit beanspruchen. 1273 Ganz speziell im Bereich der Kontakte mit Drittlän- 
dern, den Assoziations- und Kooperationsabkommen sollen verschiedene 



Ordnung des Rates zum 31.7.2002 bringt daher die Einschränkung auf je einen 
Rat: 1. für Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen, 2. für Wirtschaft 
und Finanzen, 3. für Justiz und Inneres, 4. Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesund- 
heit und Verbraucherschutz, 5. Wettbewerbsfähigkeit (Binnenmarkt, Industrie und 
Forschung), 6. Verkehr, Telekommunikation und Energie, 7. Landwirtschaft und 
Fischerei, 8. Umwelt, 9. Bildung, Kultur und Jugend. Siehe auch ZER Nr. 4, S 91 . 
I26 '' Anlässlich einer Besprechung im deutschen Bundesjustizministerium am 
12.10.1956 wurde festgestellt, dass der Ministerrat ein Sekretariat benötigen wird 
und diesem, insbesondere dem Sekretär, erhebliche Bedeutung zukommen wird, 
(vgl. Reiner Schulze und Thomas Hoeren in .Dokumente zum Europäischen 
Recht", S 1 028). 

1270 Schlussfolgerung des Europäischen Rates von Helsinki vom 10. /1 1 .12.1999, Anla- 
ge III, Pkt. 4f. 

1271 Konsequenterweise und zu Erhaltung des institutionellen Gleichgewichts verlangt 
der Kommissionspräsident Romano Prodi die schrittweise Integration des Hohen 
Vertreters in die Kommission bei gleichzeitiger Übertragung eines politischen Ini- 
tiativrechtes (Europäische Zeitung vom Juni/Juli 2002, S 5). 

1272 1964/65 

1273 Vgl. nur die faktisch entstandenen .Ratsformationen", welche nun auf 9 b eschränkt 
werden sollen, die „Tagungswut" der Räte einzeln oder zusammen mit anderen R ä- 
ten etc. 
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Beschränkungen zu Erleichterungen führen. Auch die ,£elbstbeschränkung" 
auf tatsächlich wichtige politische Fragen, Beschlüsse und Zielsetzungen, die 
Festlegung der Ratstagungen sieben Monate vor jeder Präsidentschaft und 
anderer Fristen, Beschränkung der Arbeitsgruppen u.a.m. soll diese Entlas- 
tungen bringen. 



3. Die Doppelrolle des Rates als Exekutivorgan und Gesetzgeber hat dazu 
beigetragen, dass der Rat sich wie oben ausgeführt mit Detailfragen mehr als 
nötig befasst hat. Durch die Setzung von Grenzen soll erreicht werden, dass 
die nicht in den Verträgen vorgesehenen Formen von Rechtsakten, die im 
Laufe der Zeit von den verschiedenen Räten angewandt wurden, 1274 in Zu- 
kunft nicht mehr möglich sind. 1275 

„Was die Regierungschefs beschließen, ist oft viel komplizierter als das, 
was die Kommission ihnen vorgeschlagen hat. " 1276 Dieses Problem wird aber 
durch die oben angeführten „Vereinfachungen" und mehr Transparenz nicht 
beseitigt. Es ist ein institutionelles, machtpolitisches Problem, das eng mit 
dem Einstimmigkeitsprinzip zusammenhängt. 

Bei den Beratungen und Verhandlungen des Europäischen Rates soll nach 
der Erweiterung für jede Delegation nur mehr zwei Plätze am Verhandlungs- 
tisch bereitstehen und in den vorbereitenden Ausschüssen und Arbeitsgruppen 
nur noch ein Mitglied pro Delegation teilnehmen. 1277 

4. Sowohl die Ratsdokumente als auch die Entscheidungen des Rates sol- 
len der Öffentlichkeit transparenter und zugänglich gemacht werden. Die 
Ratsdokumente sollen noch mehr als bisher über das Internet abrufbar sein. 
Die öffentliche Diskussion soll dadurch verstärkt werden, dass eine öffentli- 
che Aussprache über wichtige Gesetzgebungsvorschläge stattfindet. Dadurch, 
dass jedoch die Diskussionsdelegationen eine Woche vor der öffentlichen 
Aussprache ihre Diskussionspunkte bekannt geben müssen, der Vorsitz aus 
diesen Punkten eine kurze Frageliste erstellt und diese dann die Arbeitsgrund- 
lage für die öffentliche Aussprache darstellt, ist abzuwarten, ob sich eine freie 



Z.B. Entschließungen, Erklärungen etc., sogenanntes ,Soft Law". 

Vgl. die Kritik von Wolfgang Clement in , Europa gestalten - nicht verwalten", Rz 

22. 

Jacques Delors im Interview mit ,Pie Zeit", Gebt Europa eine Verfassung vom Juni 
2001. 

Europäischer Rat von Helsinki, Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Pkt. 54. 
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und interessante' 1 1278 Diskussion einstellt. Auch kann die öffentliche Debat- 
te und Erklärung über grundsätzliche Fragen der Macht dazu führen, dass die 
Entscheidungen in andere, nichtöffentlichen Gremien verlagert werden. 1279 

5. Der Notwendigkeit der Lösung verschiedenster grenzüberschreitender 
Probleme auf europäischer Ebene folgte auch das Interesse unterschiedlicher 
Gruppen und Mitgliedsstaaten, bestimmte Änderungen an den Gesetzesvor- 
schlägen anzubringen. Daraus folgte wiederum, dass die geänderten Texte 
unübersichtlich und schwer lesbar wurden, die Rechtssetzungsakte verlang- 
samt und ineffizient wurden. Insbesondere die zwingende Beteiligung des 
Europäischen Parlaments an der Gesetzgebungsrolle und die fakultative 
Beteiligung des WSA und des AdR und anderer Einrichtungen hat die Ver- 
fahren komplizierter und langsamer gemacht. 

Durch die Einführung von Fristen und die Sammlung und Einarbeitung 
von Änderungen zu Rechtstexten beim Ausschuss der Ständigen Vertreter soll 
das Verfahren verbessert werden und dem Rat nur noch ein Dokument zur 
Vorlage gebracht werden. Eine Lösung, die nicht unbedingt der Stärkung des 
Legalitäts- und Demokratieprinzips entspricht, im Sinne einer Straffung der 
(bestehenden) Verwaltung und Beratungsabläufe aber verständlich ist. 

6. Der Meinungsaustausch bei den informellen Ministerratstagungen soll 
erhalten bleiben, jedoch ersetzen diese nicht die formellen Ratstagungen und 
es dürfen während eines Vorsitzes nur noch fünf informelle Ministerratsta- 
gungen ohne offizielle Tagesordnung stattfinden. Um das einheitliche Bild zu 
verstärken, dürfen während dieser informellen Tagungen keine Ratsdokumen- 
te erstellt oder förmliche Schlussfolgerungen getroffen werden oder dies auf 
einen Zeitpunkt nach der Tagung verschoben werden. Auch an informellen 
Tagungen dürfen maximal zwei Minister pro Mitgliedsstaat teilnehmen. 

Die oben angeführten und in den Schlussfolgerungen des Vorsitzes des 
Rates von Helsinki notwendigen Veränderungen und aufgezeigten Problem- 
felder zeigen, dass der Rat sich bewusst ist, dass dringend Reformen notwen- 

.• • j 1280 

dig sind. 

Wie diese Reformen ausfallen werden und ob sich nicht das ganze institu- 
tionelle System durch die fortschreitende Integration selbst überholt hat, ist 



So das Abschlussdokument des Rates von Helsinki, Pkt. 29. 

Vgl. Theo Öhlinger in .Brauch Europa eine Verfassung?". JRP 2 002, S 37. 

Und dazu nicht in der Lage ist - vgl. auch Matti Viialainen in .Eine europäische 

Verfassung - die Sicht der nordischen Nachbarn" der dies unter anderem auf das 

Einstimmigkeitsprinzip zurückführt. 
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sehr schwer zu beantworten. ,Pie Kooperation — offenbar der Staaten — ist 
die grundlegende und maßgebliche Struktur der Europapolitik" (des Rates); 
Integration im herkömmlichen gemeinschaftsspezif ischen Sinn gilt (für ihn) 
als ein Element der Kooperation, sozusagen als ein Subsystem. " I281 

,Eine Gemeinschaft, die sich als politische Einheit versteht, kann a la 
longue nicht nur von der Herrschaft der Regierungschefs dominiert werden. 
(...) Je mehr sich die EG zu einer Politischen Union hin entwickelt, um so 
mehr muss das partizipative Element berücksichtigt werden. " 1282 

Von rechtlicher Seite interessant zu beobachten und erörterungswürdig 
aber auch Spekulation ist die Frage, ob nicht eines Tages der Rat durch die 
unkoordinierten Reformen und spontanen Rechtsakte sich selbst rechtlich 
soweit ins Abseits stellen wird oder muss, damit die erweiterte Union über- 
haupt noch weiter funktionieren kann. 1283 Ein historisches Beispiel einer 
solchen Änderung war die Entstehung der Russischen Föderation (GUS). 
Gorbatschow als der Präsident der UdSSR stand plötzlich als Präsident ohne 
Staat da. 1284 Und auch die Entstehungsgeschichte der US- Verfassung von 
1787 ist ein Beispiel für die Kraft das faktisch Entstehenden. 

Eine Änderung des gegenwärtigen Systems ist jedoch nur langsam und mit 
der notwendigen Vorsicht möglich. Wie bereits ausgeführt, neigen Bürokra- 
tien und Institutionen dazu, ihre Macht auszubauen und abzusichern und nicht 
freiwillig zu schwächen. 1285 



1281 So Heinrich Schneider in .Rückblick für die Zukunft", S 39. Vgl. auch die deutsch - 
französische Debatte .Europäische Verfassung"in der DGAP am 12.1 .2001 . 

1282 Heinrich Neisser in .Zukunftsperspektiven des europäischen Parlamentarismus" in 
Gertraud Putz / Herbert Dachs / Franz Horner / Ferdinand Resinger .Politik und 
christliche Verantwortung" in Festschrift Franz -Martin Schmölz 1992, S 269, zi- 
tiert nach Herbert Schambeck in .Rechtsfragen der Entwicklung der Europäischen 
Integration", ÖJZ 1993, S 826. 

1283 Werner Schroeder meint, dass dies möglicherweise durch die Abwanderung von 
Kernkompetenzen, die Irreversibilität des Integrationsprozesses, die der Kontrolle 
der Mitgliedsstaaten bereits entglitten ist und durch rechtsfortbildende Maßnahmen 
von Kompetenznormen geschehen könnte (in .Alles unter Karlsruher Kontrolle?", 
ZfRV 1994, S 143). 

1284 Rücktritt als Staatspräsident der Sowjetunion am 25.12.1991 nachdem sich am 
21.12.1991 elf der 15 Sowjetrepubliken zur Gemeinschaft Unabhängiger Staaten 
zusammengeschlossen hatten. 

1285 Vgl. Pkt. 11.4. Egon C. Heinrich in .Europäische Zeitung"vom Juni/Iuli 2002, S 5 
meint, dass „die Mitgliedstaaten indes kaum bereit seien, in einer reformierten und 
erweiterten EU auf ihre Rechte im Rat der EU zu verzichten. "Diese Tendenz wird 
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Doch muss die europäische Kommission den politischen Parteien und da- 
mit mittelbar dem Unionsbürger gegenüber verantwortlich sein, um das 
umfassende rechtsstaatliche Prinzip verwirklichen zu können. Die Kommissi- 
on als Konvolut von Generaldirektionen 1286 muss mittelfristig durch die 
Vorsteherwirkung und politischen Verantwortlichkeit der Kommissare 
ergänzt werden. Die technische und fachspezifische Qualifikation wird dann 
weiterhin bei den Beamten der Generaldirektionen liegen, das Handeln 
derselben jedoch zusätzlich einer politisch verantwortlichen Person zure- 
chenbar. 

VI.4.d.5 

Gedanken über ein oberstes Staatsorgan - Bundespräsident 

Wird der Schritt vom Staatenverbund zum Bundesstaat getan, stellt sich 
auch die Frage eines obersten Exekutivorgans. 1287 

Im Falle eines Bundesstaates ist das oberste Exekutivorgan der Bundes- 
präsident, im Bereich der zentralistischeren Staaten der Staatspräsident und 
im monarchischen System der (konstitutionelle) Monarch. Da für alle drei 
grundsätzlich die selben Regelungen vorgesehen sind und diese Variante am 
wahrscheinlichsten für einen europäischen Bundesstaat ist, wird im weiteren 
auf das System des Bundesstaates mit einem Bundespräsidenten eingegangen. 

Ein Bundespräsident vertritt einen Bundesstaat nach außen und kann auch 
innenpolitisch agieren. 1288 Der Rahmen wird jeweils von der Bundesverfas- 



auch nach Cyrill Parkinson und dem von ihm formulierten .Gesetz" als ,Parki n- 
sonsches Gesetz" bezeichnet. 

Immerhin 34 Generaldirektionen (1958 waren es neun) mit über 22.000 Beschäftig- 
ten. 

Der zweite Unterausschuss des Regierungsausschusses zur Gründung einer EPG hat 
anlässlich der Sitzung vom 18.1 1.1952 zur Einrichtung eines obersten Staatsober- 
hauptes Stellung genommen. Diese Position wurde unter anderem deshalb abge- 
lehnt, weil es sich bei der EPG um eine politische Gemeinschaft aber nicht um ei- 
nen Staat handle und das Staatsoberhaupt etwas repräsentiere, was es nicht zu rep- 
räsentieren gebe. Die Lösungsform einer Rotation erhebe, auch angesichts der ver- 
schiedenen Regierungsformen, erhebliche praktische wie psychologische Schwie- 
rigkeiten (vgl. Reiner Schulze und Thomas Hoeren in .Dokumente zum europäi- 
schen Recht", S 465). 

Seit längerem wird derzeit wieder von einem rotierenden System eines temporären 
EU-Ratspräsidenten gesprochen. Insbesondere Frankreich und das Vereinigte Kö- 
nigreich sind einem solchen System gegenüber aufgeschlossen. 
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sung abgesteckt. Der Bundespräsident kann durch gleiche, unmittelbare, 
geheime, freie und persönliche Wahl vom Bundesvolk gewählt oder vom 
Parlament oder der Bundesversammlung ernannt, durch ein Rotationssys- 
tem 1289 oder auf andere Art und Weise in Amt und Würden gesetzt werden. 

Eine Entsprechung für einen Staatspräsidenten gibt es im EGV oder EUV 
derzeit nicht. Am ehesten würde der Europäische Rat der Staats- und Regie- 
rungschefs mit dem jeweiligen Vorsitzenden in Verbindung mit dem System 
der Troika dieser Funktion nahe kommen. 1290 

Die Dauer der Funktion eines Bundespräsidenten sollte etwas über der 
Dauer des Parlaments liegen. Dadurch wird ein innenpolitisches Vakuum 
vermieden. Im Rotationssystem kann ein solches Machtvakuum nicht entste- 
hen. Hier ist die Schweiz mit dem System des jährlichen Wechsels ein funkti- 
onierendes Vorbild. 

Die Aufgaben eines Bundespräsidenten sind im Regelfall meist auf reprä- 
sentative Aufgaben beschränkt. Die Obliegenheiten des Bundespräsidenten 
sollten durch eine Bundesverfassung taxativ aufgezählt werden. Dadurch wird 
dieses, vor allem in Krisenzeiten besonderes wichtige Amt, im vorhinein an 
genaue und unüberschreitbare Regeln und in Verbindung mit bestimmten 
Organen des Bundes 1291 geknüpft. Die generelle und tagtägliche Regierungs- 
aufgabe sollte besser auf mehrere Organe der Gemeinschaft verteilt werden. 
Der Bundespräsident von diesen jedoch grundsätzlich nicht behelligt und 
auch keine Möglichkeit für das Einmischen in die Tagespolitik geschaffen 
werden. Dies schadet der herausragenden Stellung des Bundespräsidenten 
mehr, als es dem tagespolitischen Denken nützt. Daher sollten dem Bundes- 
präsidenten grundsätzliche und wichtige Aufgaben außerhalb der Tagespolitik 
übertragen werden. Diese Aufgaben können z.B. sein: 

1 . Verlegung des Sitzes der Obersten Organe des Bundes an einen 
anderen Ort als den verfassungsmäßig festgelegten Tagungsort, 
wenn eine entsprechende innen- oder außenpolitische Notwenig- 
keit dringend gegeben ist und die betroffene Einrichtung dem zu- 
stimmt, 



Klaus Hansell (deutscher Vertreter im EU-Reformkonvent) hat in der Financial 
Times Deutschland vom 2.8.2002 ausgeführt, dass er sich auch ein System vorstel- 
len könnte, bei dem der EU-Ratspräsident die EU nach außen und der (neu vom 
Europäischen Parlament zu wählende) Kommissionspräsident die EU nach innen 
vertritt. Dadurch soll das institutionelle Gleichgewicht erhalten bleiben. 
9 Zum Beispiel ähnlich wie in der Schweiz. 

0 Vgl. Art 4 EUV 

1 Z.B. Parlament, Bundesversammlung, Bundesregierung. 
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2. eingeschränktes bzw. gebundenes Notverordnungsrecht, 

3. Informationsrecht über grundlegende Entscheidungen und in 
wichtigen Fragen zu den Organen des Bundes, 

4. Einberufung des Parlaments bzw. der Bundesversammlung in- 
nerhalb der verfassungsmäßig festgesetzten Frist, 1292 

5. Einberufung des Parlaments, der Bundesversammlung oder der 
Länderkammer zu ordentlichen und außerordentlichen Tagungen, 
sowie die Beendigung der Tagung der genannten Einrichtungen 
auf deren Beschluss, 

6. Auflösung des Parlaments, 

7. Anordnung von Volksabstimmungen, 

8. Überwachung und Beurkundung von verfassungsgemäß zustande 
gekommenen Gesetzen, 

9. suspensives Veto gegenüber Bundesgesetzen, 1293 

1 0. Vertretung des Bundes nach außen, 

1 1 . Empfang und Beglaubigung von Gesandten, 

12. Genehmigung von Konsuln fremder Staaten, 

13. Bestellung der konsularischen Vertretung des Bundes im Aus- 
land, 

14. Abschluss von Staatsverträgen gemäß der in der Verfassung fest- 
gelegten Regeln mit oder ohne Auftrag des Parlaments, 

15. Ernennung von hohen Bundesbeamten, militärischen Offizieren 
und Bundesrichtern, 

16. Schaffung und Verleihung von Amtstiteln und Berufstiteln, 

17. Ordentliche und außerordentliche Begnadigung, 

18. Umwandlung von Strafen, 

19. Abolition, 

20. Gewährung von Ehrenrechten, außerordentlichen Zuwendungen, 
Zulagen, Versorgungsgenüssen und weitere Personalangelegen- 
heiten, 

21. Ernennung des Regierungschefs, Entlassung der gesamten Bun- 
desregierung, Entlassung einzelner Mitglieder auf Vorschlag der 
Bundesregierung, 

22. Bestellung einer provisorischen Bundesregierung, 

23. Angelobung der Bundesregierung, 

24. Oberbefehl über das Bundesheer, 



'- Z.B. 30 Tage nach der Wahl. 

13 Meist nur bei Präsidialdemokratien. 
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25. Angelobung des (Minister)Präsidenten eines Mitgliedsstaates auf 
die Europäische Verfassung, 

26. Angelobung des Präsidenten des Rechnungshofes, des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regio- 
nen, 

27. Ernennung des Präsidenten, Vizepräsidenten und der übrigen 
Mitglieder des EuGH auf Vorschlag des Parlaments, 

28. Exekution von Erkenntnisse des EuGH auf dessen Verlangen, 

29. Angelobung des Europäischen Bürgerbeauftragten und der lei- 
tenden Mitglieder des Büros des Europäischen Bürgerbeauftrag- 
ten, 

30. Disziplinarangelegenheiten des, seiner direkten Kompetenz un- 
terstehenden, Verwaltungskörpers und der gemeinsamen Armee, 

3 1 . Schiedsgerichtsbarkeit bei Streitigkeiten zwischen Organen des 
Bundes. 

Durch eine Bindung der Akte des Bundespräsidenten, soweit verfas- 
sungsmäßig nichts anderes bestimmt ist, an Vorschläge des Parlaments, der 
Bundesversammlung 1294 oder der Bundesregierung oder auch ermächtigten 
Kommissars 1295 wird eine gegenseitige Kontrolle auch und gerade in Krisen- 
zeiten geschaffen. 

Verschiedene Aufgaben des Bundespräsidenten könnte dieser auf andere 
Organe übertragen, soweit dies zweckmäßig ist und die Bundesverfassung 
gestattet. 1296 

328 Diejenigen Akte des Bundespräsidenten muss er aus eigener Macht fällen 
können, durch die er regulierend in eine politische Situation eingreifen kann, 
z.B.: 

1. Ernennung und Entlassung des Regierungschefs, 

2. Entlassung der gesamten Bundesregierung, 

3. Bestellung einer provisorischen und befristeten Bundesre- 
gierung, 



.Assissen" 
.Bundesministers" 

Z.B. Übertragung des Ernennungsrechts von bestimmten Beamten an einen zustän- 
digen Kommissare (Bundesminister); der Abschluss von bestimmten Staatsverträ- 
gen an die Bundesregierung oder einzelne Mitglieder der Bundesregierung oder die 
Regierung eines Mitgliedsstaates etc. 
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4. Angelobung des Regierungschefs, der Bundesminister, der 
Staatssekretäre und (Minister-) Präsidenten der Mitglieds- 
staaten, hoher Bundesbeamter, Bundesrichter, Offiziere etc. 



Bei der Beurkundung von verfassungsmäßig zustande gekommenen Ge- 
setzen sollte dem Bundespräsidenten nur das Recht zukommen, die formellen 
Grundlagen über das Zustandekommen der Gesetze zu überprüfen. Kommt 
ein Gesetz nicht auf dem dafür vorgesehenen Wege zustande, muss der 
Bundespräsident eine Beurkundung ablehnen können und das Gesetz käme 
somit nicht wirksam zustande. Dem Bundespräsidenten darf jedoch nicht die 
inhaltliche Kontrolle der zu beurkundenden Gesetze obliegen, dafür ist der 
EuGH als Verfassungsgerichtshof zuständig. 

Um dem Bundespräsidenten eine unter den anderen Einrichtungen des 
Bundesstaates hervorragende Stellung zu verschaffen, sind mit diesem Amt 
bestimmte Vorrechte, allgemeine Rechte und auch Pflichten zu verbinden. 
Dies können sein: 



1. Führung des Titel Bundespräsident; 

2. Rechtliche und politische Immunität; 

3. besondere Kompetenzen. 1297 



Die politische Verantwortlichkeit des Bundespräsidenten resultieren eben- 
falls aus der besonderen wie oben angeführten Stellung des Bundespräsiden- 
ten. Politisch verantwortlich sollte der Bundespräsident grundsätzlich nur 
denjenigen gegenüber sein, welche ihn gewählt haben. Die Mitwirkung des 
Bundesvolkes 1298 ist hier sicherlich gerechtfertigt. 

Die Volkswahl des Bundespräsidenten / Staatspräsidenten hat in den ver- 
schiedenen Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft eine unterschiedliche Traditi- 
on. So wurden sowohl in Frankreich 1299 als auch in Österreich 1300 die Staats- 
präsidenten nicht direkt vom Volk gewählt. 

Auch die Amtszeit ist unterschiedlich geregelt. 

Für die demokratische Legitimation und das Europäische Bewusstsein ist 
eine Volkswahl des Bundespräsidenten nur zu begrüßen. 



1299 
1300 



Z.B. Gnadenrechte, Notverordnungsrecht etc. 

Z.B. obligatorische Volksabstimmung, Volkswahl etc. 

Bis 1962. 

Formell bis 1929, faktisch bis 1951. 
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330 Gerade in einem vereinten Europa mit den vielen unterschiedlichen politi- 
schen Ansichten wird es eine besondere Stellung des Bundespräsidenten, sei 
er auf eine mehrjährige Amtszeit gewählt oder im Rotationsverfahren für z.B. 
Vi Jahr eingesetzt, brauchen. Dabei wird es insbesondere mit den Staaten, die 
einen Monarchen als Staatsoberhaupt haben, gewisse ideologische Probleme 
geben. 1301 Wird doch, wenn es auch in den Verfassungen dieser Staaten nicht 
immer direkt ausgedrückt ist, die Legitimation zum obersten Staatsorgan 
meist historisch bedingt von einer göttlichen Macht abgeleitet. 1302 

Wie dieses Problem gelöst wird und inwieweit es eine Rolle spielt, wird 
sicherlich durch die Stärke des Bundesstaates entschieden. Je homogener der 
Europäische Bundesstaat ist, desto mehr wird der Bundespräsident desselben 
diese , göttliche" Autorität eines Monarchen beeinträchtigen. 

Ein Problem ergibt sich bei der Wahlvariante durch die , Erhöhung" eines 
,einfachen" Staatsbürgers über den Rang eines nationalen Staatspräsidenten 
und damit eines , göttlich" legitimierten Staatsoberhaupts. Eine Möglichkeit 
bildet die Lösung, dass die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaten 
in wechselnder Folge z.B. für je ein Jahr die Stellung eines Unionspräsidenten 
innehaben. Wie weit jedoch die monarchischen Staatsoberhäupter eine solche 
Rangerhöhung über den eigenen Rang akzeptieren werden, ist ungewiss. 

Ein anderes nicht zu unterschätzendes Problem bildet beim Rotationsver- 
fahren die kurzfristige Bestellung eines Staatsoberhauptes für die politische 
Kontinuität. Inwieweit eine solche den demokratischen Prozessen förderlich 
ist, bleibt zu bezweifeln. 



VI.4.d.6 
Vertiefung und Erweiterung 

331 

13 1 Richard Coudenhove-Kalergi sieht in .Europa Erwacht", S 193 darin jedoch kein 
Problem, da ,die europäischen Monarchen zu Erbpräsidenten geworden sind." 

1302 Vgl. hierzu z.B. Art 88 der belgischen Verfassung: ,ßie Person des Königs ist u n- 
ve rietzlich: seine Minister sind verantwortlich" oder Art 13 der dänischen Verfas- 
sung: ,der König kann nicht zur Verantwortung gezogen werden; seine Person ist 
unantastbar" oder das schwedische Thronfolgegesetz: ,Wir, CARL, von Gottes 
Gnaden, König von Schweden,.." 
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Europäische Politik bedeutet seit langem Probleme zu delegieren, welche 
die Mitgliedsstaaten selbst nicht lösen können oder wollen, gemeinsam diese 
Lösungen zu finden und zu beschließen, um so dann diese Lösungen nicht 
freiwillig umzusetzen und auf die „Technokraten" in Brüssel zu schimpfen. 
Bereits Walter Hallstein als erster Kommissionspräsident hat diese Einäugig- 
keit kritisiert. 

Altbundeskanzler Helmut Kohl hat die Situation einmal recht deutlich 
aufgezeigt: ,Wenn man sich im (deutschen) Bundestag... nicht durchsetzt, 
versucht man es über die Bundesländer, d.h. über die zweite Kammer ... 
Scheitert es im Bundesrat auch, dann wendet man sich an die geschätzten 
Kollegen im Europäischen Parlament. Die finden gemeinsam mit den natio- 
nalen Ressorts oft Mittel und Wege, um dann in Brüssel über irgendeine 
Stelle - und wenn es in der Sache noch so absurd ist - möglichst weiterzu- 
kommen, vielleicht bis auf die Ebene einer Richtlinie. Im Ergebnis heißt das: 
Im Bayrischen oder im Mainzer Landtag und im Bundestag schimpft man 
dann gemeinsam über die Brüsseler Regelung, aber vorher hat man alles 
getan, um genau diese Brüsseler Regelung zu erreichen. " 

Und dieser Weg wird nicht nur in Deutschland gewählt, sondern sicherlich 
sind sich auch die Exekutiven in den anderen Mitgliedsstaaten im klaren, dass 
es diesen Weg gibt und wie er beschritten wird. 1304 

Walter Hallstein hat in seiner aktiven Zeit als Kommissionspräsident des- 
halb erkannt, wie wichtig die Öffentlichkeitsarbeit ist. ,(...) es ist ein Chara k- 
teristikum der Gemeinschaft (...), dass sie ständig definiert und ständig 
erklärt werden muss. Nicht zuletzt das unterscheidet sie von einem Staat, der 
seine Persönlichkeit schon hat. " 1305 



Zitiert nach Ingolf Pernice in .Kompetenzabgrenzung im Europäischen Verfas- 
sungsverbund", Rz 36. 

,Per supranationale Gedanke mag zwar reizvoll erscheinen, doch muss man 
zugeben, dass er auch mit gewissen Gefahren verbunden ist. Er kann nämlich den 
Regierungen die Möglichkeit geben, ihrer eigenen Verantwortung auszuweichen, 
und es besteht die Gefahr, dass zum Schaden des supranationalen Organs eine ab- 
lehnende Atmosphäre entsteht, die schließlich zu seiner Beseitigung führen könn- 
te." - so das 7. Expose des eingesetzten Ausschusses für Investitionen und Sozial- 
fragen zur Schaffung der EWG vom 7. 1 0. 1 955 {siehe dazu z.B . Reiner Schulze und 
Thomas Hoeren in .Dokumente zum europäischen Recht", S 735). 
Aus .Europäische Reden", S 360, Vortrag vom 22.6.1962 in ,Die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft - Ein Element einer neuen Weltordnung". 
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Diese Notwendigkeit gebührte nicht nur der Kommission, sondern auch 
dem Rat und dem Europäische Parlament sich wieder vor Augen führen. 
Offenheit, Öffentlichkeit, Transparenz und Kontrolle sollten nicht nur im 
nationalen Milieu Grundsätze sein, sondern auch in den Organen der Gemein- 
schaft. Der Europäische Rat von Helsinki hat in seiner Schlussfolgerung 1306 
vorgeschlagen, ein gemeinsames Informationszentrum des Rates, des Europä- 
ischen Parlaments und der Kommission in Brüssel als Anlaufstelle für Besu- 
cher und die breite Öffentlichkeit zu schaffen und die verschiedenen Publika- 
tionen zu EU-Fragen zu koordinieren. 
332 Im Wort Jntegration" ist bereits en thalten, dass ein Ganzes hergestellt 
werden soll. 1307 Jede weitere Integration bedeutet ein engeres Zusammenrü- 
cken der europäischen Völker. Die Integration begann 1945 mit dem Wunsch 
nach dauerhaften Frieden und der Erkenntnis, dass dies nur durch Zusammen- 
arbeit und Verflechtung 1308 realisierbar ist. Die Gründungsväter der Gemein- 
schaft haben dies bis Mitte der sechziger Jahre deutlich ausgesprochen. 1309 

Die Energie- und Weltwirtschaftslage und der Beitritt von integrationsun- 
willigen Mitgliedsstaaten sorgten immer wieder sogar fast für eine Stagnation 
der Integration. 

Mit der Erkenntnis der Machtlosigkeit gegenüber der wirtschaftlichen und 
kriminellen Globalisierung hat die Integration wieder an Bedeutung gewon- 

1310 

nen. 

Die Vollendung des Binnenmarktes, die WWU und die ESVP, ist dafür 
ein deutlicher Ausdruck. Insbesondere auch zur Stabilisierung des europäi- 
schen Marktes und zur Sicherung von Arbeitsplätzen. 13 " ,ßie Nationalsta a- 
ten in Europa (sind) schon lange nicht mehr in der Lage, auf sich allein 
gestellt die klassischen Aufgaben der staatlichen Souveränität zu erfüllen: 
Sicherheit - äußere und zunehmend auch innere - und wirtschaftliche Wohl- 
fahrt kann im Zeitalter der Globalisierung kein europäischer Staat für sich 
allein noch gewährleisten. " 3 2 
333 

1305 Siehe Pkt. 30. 

1307 Vgl. Pkt. H.5. 

1308 Verflechten der Volkswirtschaften. 

1309 Vgl. Walter Hallstein in Europäische Reden." 

1310 Vgl. die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Laeken vom 
14715.12.2001, Anlage 1. 

1311 Vgl. auch das Abschlussdokument des Europäischen Rates von Luxemburg vom 
12./1 3. 12.2002, Pkt. 41ff und Anlage 1 . 

1312 Wolfgang Schäuble in ,Die Nation ist in Europa gut aufgehoben", FAZ v. 
27.2.2002, S lOf. 
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Der erste Erweiterungsbeschluss der Gemeinschaft wurde auf dem Euro- 
päischen Rat von Luxemburg 1313 gefasst. Er fußt auf den Beitrittskriterien, die 
auf dem Europäischen Rat von Kopenhagen gefasst wurden. 1314 

Dadurch sollte der Erweiterungsprozess insgesamt in Gang gebracht wer- 
den indem sowohl die beitrittswilligen europäischen Staaten als auch die 
Gemeinschaft selbst darauf stufenweise vorbereitet werden. 

Als Grundvoraussetzung wurde die Stärkung der Organe der Gemein- 
schaft und Verbesserung deren Funktionsweise gesehen sowie das Eintreten 
der Beitrittswerber für verschiedene Grundsätze: 
Achtung der Grundwerte der EU, 

Anerkennung und Umsetzung des bestehenden rechtlichen 
Acquis, 

Einsatz für den Frieden, 
Sicherheit, 

Einsatz für gutnachbarliche Beziehungen, 
Achtung der Souveränität, 

Anerkennung der Unversehrtheit und Unverletzlichkeit der 
Außengrenzen 

Anerkennung des Völkerrechts, insbesondere die friedliche 
Streitbeilegung auf gerichtlichem Weg durch den IGH in Den 
Haag. 

Der EU-Gipfel von Laeken 1315 hat im Abschlussdokument festgestellt, 
dass die Beitrittsverhandlungen bis Ende 2002 abgeschlossen sein sollen, 
damit die Beitrittskandidatenländer, welche die notwendigen Kriterien erfül- 
len, bis spätestens 2004 beitreten können. 1316 Daher muss die Union bis 2004 
in geeignetem Maße umgestaltet und reformiert sein. Nach dem Europäischen 
Rat von Laeken und dem Bericht der Kommission haben die folgenden zehn 
Staaten sehr gute Aussichten, die notwendigen Reformen in ihren Staaten 
zeitgerecht abzuschließen: Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, 
Slowenien, Tschechien, Ungarn, Zypern. 



1313 12./13. Dezember 1997 

1314 „Kopenhagener Kri terien" 

1315 14./15. 12.2001 

1315 2004 finden wieder Wahlen zum Europäischen Parlament statt. 
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Die Union hat also in diesen Jahren ein anspruchvolles Programm. Inwie- 
weit die Vorschläge des Reform-Konvents dann umgesetzt werden, ist sicher- 
lich auch von der innen- wie außenpolitischen Realität abhängig. 



VI.4.d.7 

Verfassungsbildung - realistisch betrachtet 

Die Aussichten für die Schaffung einer Europäischen Verfassung im Sinne 
einer Verfassung für einen Europäischen Bundesstaat sind derzeit sehr gering. 
Dieter Grimm hat dies ganz klar gezeigt 1317 , als er darlegte: Sämtliche 
Mängel (der Gemeinschaften) lassen sich allerdings durch Änderungen der 
Verträge beheben. Einer Verfassung nach dem staatlichen Muster bedarf es 
dazu nicht. Jene Bestimmungen, die im Staat der Verfassung vorbehalten 
sind, könnten in einer Art Grundvertrag zusammengefasst, die übrigen in 
Zusatzdokumenten untergebracht werden. " 

Mit dieser Ansicht vertritt er insbesondere die Meinung der ,euroskepti- 
schen" Mitgliedsstaaten der Union. Genau diese werden aber bei der Scha f- 
fung einer Verfassung nicht zustimmen, da sie u.a. befürchten, dass durch 
dieses Symbol ein Europäischer Bundesstaat fokussiert wird. Entgegen dem 
Willen auch nur eines Mitgliedsstaates der Union kann aber derzeit und 
vermutlich auch in näherer Zukunft keine Änderung der bestehenden Verträge 
erfolgen (vgl. Art 48 EUV). 

Die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Laeken 1318 lassen 
sich ebenfalls nur in diese Richtung versehen: Der Bürger ,erwartet mehr 
Ergebnisse, bessere Antworten auf konkrete Fragen, nicht aber einen euro- 
päischen Superstaat oder europäische Organe, die sich mit allem und jedem 

l_ r „1319 

befassen. 

Dass die ,euroskeptischen"Mitgliedsstaaten der Union 1320 durchaus in der 
Lage sind Reformen zu verzögern und, dass der Kreis dieser Staaten nicht 



1317 Artikel in JDieZeif'Nr. 12 v. 18.3.1999. 

1318 Vom 15.12.2001. 

1319 Romano Prodi als Kommissionspräsident spricht sich gegen einen europäischen 
Superstaat aus, aber für ein politisches Projekt mit der Grundlage einer supranatio- 
nalen Demokratie (Europäische Zeitung vom Juni/Juli 2002, S 5). 

1320 Z.B. Dänemark oder Vereinigtes Königreich. 
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abgeschlossen ist, haben zuletzt die Verhandlungen über den Vertrag von 
Amsterdam und Nizza gezeigt. 

Die Änderung der Europäischen Union, wenn eine Verfassung institutio- 
nalisiert würde, bedeutet, dass die Union möglicherweise Kompetenz- 
Kompetenz erlangt und damit die bisherigen ,Herren der Verträge", die 
Mitgliedsstaaten und deren beauftragten Vertreter, die Minister im Rat bzw. 
die Staats- und Regierungschefs im Europäischen Rat, diesen Rang verlieren 
und sie nur noch im eingeschränkten parlamentarischen Rahmen an Verfas- 
sungsänderungen mitwirken könnten. 1321 Es ist aber zweifelhaft, ob die 
Mitgliedsstaaten wirklich noch ,fferren der Verträge" sind. 1322 Aufgrund der 
wechselseitigen politischen und wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Verflechtungen ist ein Austritt aus der Union grundsätzlich nicht mehr zu 
bewerkstelligen und sind somit bestimmte Bereiche der Verträge 1323 den 
Mitgliedsstaaten bereits zur souveränen Entscheidung entzogen. 1324 



335 Wie Montesquieu schon ausgeführt hat, ist die Herrschaftsmacht immer 
bestrebt, die Macht zu erhalten und auszudehnen. I32 ~ 

.freiwillig" die eigene Hegemonie zu beschränken, ist eine gewaltige s o- 
ziologische Errungenschaft des Einzelmenschen aber auch in der Staatslehre. 
Ein solcher Schritt kann aber nur langsam und etappenweise erfolgen, wenn 
er Bestand haben soll. Werden die Machtträger durch zu schnelle Schritte 
Uberfordert oder überfahren, so wird die weitere Integration in diesem Be- 
reich zumindest verzögert. So wie sich auch erst langsam ein Europäisches 
Bewusstsein bei den Unionsbürgern herausbilden kann, müssen auch die 
derzeitigen , Herrscher" in den Mitgliedsstaaten erst an die Veränderungen 
herangeführt werden. Die meisten Exekutivorgane sind systembedingt 1326 
nicht besonders gut gerüstet, direkte oder alleinige Verantwortung zu tragen. 

Das bedeutet nicht, die Appelle für die Schaffung eines Europäischen 
Bundesstaates auf ,Eis" zu legen, im Gegenteil. Erst durch diese Rufe und 



1321 Vgl. Dieter Grimm in ,Pie Zeit" (Nr. 12 v. 18.3.1999 und vgl. Art 6 Abs 4 EUV 
und die Kritik bzw. Auslegung dieses Artikels durch das dBVerfG im .Jvlaastrich t- 
urteil" E 89, S 155, 1993. 

1322 Vgl. dazu auch Rz 102, 210, 212 und290. 

1323 Z.B. auch im Bereich der Währungspolitik. 

1324 Vgl. dazu z.B. auch Jürgen Schwarze in ,JJie Entstehung einer europäischen Ver- 
fassungsordnung", S 12ff. 

1325 „Vom Geist der Gesetze", XI. Buch. 

1326 Verwaltung, Abhängigkeit vom Good will anderer etc. 
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Forderungen werden die Machtträger aktiv und werden Änderungen herbeige- 
führt. 

Die Monnet-Methode, Schritt-für-Schritt aber auch wenn nötig, Schritt- 
chen-für-Schrittchen hat noch lange nicht ausgedient. 1327 

Möglicherweise kann dies mit einer verstärkten Zusammenarbeit erreicht 

, 1328 

werden. 

Derzeit ist die Position des Rates von zentraler Bedeutung. Dies hat er 
auch selbst im Abschlussdokument (Pkt. 44 Abs 2) des Europäische Rates 
von Luxemburg 1329 bekräftigt indem er ausführte: ,ßurch die entscheidende 
Stellung des Rates (Wirtschaft und Finanzen) als zentrale Schaltstelle des 
Prozesses der wirtschaftlichen Koordinierung und Beschlussfassung werden 
die Einheit und der Zusammenhalt der Gemeinschaft gefestigt. " 133ü 



VI.4.d.8 

Völkerrechtliche Folgen der Bildung eines europäischen Bundes- 
staates 

Wird ein Europäischer Bundesstaat unter freiwilligem Verzicht der völ- 
kerrechtlichen Rechtssubjektivität der Mitgliedsstaaten gebildet, so tritt der 
neue Staat in die Rechte und Pflichten der ehemaligen Mitgliedsstaaten ein. 

Die Bevölkerung erhielte einen neuen Souverän, der mehr oder weniger 
von den Mitgliedsstaaten die Herrschaftsgewalt übernimmt. Die Völker- 
rechtsgemeinschaft sehen sich dann einem neuen Völkerrechtssubjekt gegen- 
über. 

Das bedeutet völkerrechtlich für die Staatsbürger, dass sie eine neue völ- 
kerrechtlich anerkannte Staatsbürgerschaft erhalten. Die alte Staatsbürger- 
schaft wird in eine Landesbürgerschaft umgewandelt. Diese kann innerhalb 



Vgl. das Interview von Johannes Voggenhuber mit gegenteiliger Meinung zur 
Monnet-Methode in der JEF-Europe Zeitschrift „The New Federalist" vom 
2.3.2002 und Pkt. VI.4.b. 

Die Verstärkte Zusammenarbeit könnte auch den seit 1 950 bestehenden Gegensatz 
zwischen Funktionalisten und Föderalisten lösen und erreichen, dass die Föderation 
nicht mehr ein unbestimmtes Fernziel (wie es die Funktionalisten sehen) bleibt, 
sondern in ein konkretes Stadium gelangt. 
12713.12.1997 

Vgl. auch Peter Pernthaler in „Was ist und wozu braucht man eine Europäische 
Regierung?", JRP 2001, S 173 zum Problem einer Regierung die gleichzeitig ,so u- 
verän"eine Recht sgestaltung entfaltet. 
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des Bundesgebiets durchaus eine starke Stellung haben, 1331 nach außen jedoch 
ist nur mehr die Staatsbürgerschaft des neuen Bundesstaates maßgebend. 

Die Rechte aus der Unionsbürgerschaft, wie sie durch den Vertrag von 
Maastricht eingefügt wurden 1332 blieben aber erhalten. Das Recht auf diplo- 
matischen und konsularischen Schutz jedoch wird durch den neuen Vertre- 
tungsanspruch des Bundesstaates abgelöst. 

337 Das Anlagevermögen der Mitgliedsstaaten bzw. die Rechtstellung dessel- 
ben, wird nach wie vor durch die Verfassungen der Mitgliedsstaaten geregelt, 
sofern nicht im Bundesvertrag eine eigene Bestimmung dafür geschaffen 
würde. 

Das völkerrechtliche Vermögen und die Schulden gingen auf das neue 
Gebilde über. Für die Schuldner bedeutet dies, dass sie nun an den neuen 
Bundesstaat zu leisten hätten und für die Gläubiger, dass ihnen ein neues und 
potenteres Völkerrechtssubjekt als Sicherheit zur Verfügung steht. 1333 

338 Durch die Vereinigung haften alle Mitgliedsstaaten für die Schulden eines 
Einzelnen entweder solidarisch oder aber die Haftung wird vertraglich aner- 
kannt auf die eingebrachten Vermögenswerte beschränkt. Inwieweit jedoch 
ein dritter Staat diese Rechtsnachfolge anerkennen muss oder sich bis zur 
Erfüllung der bisherigen Verträge an den ehemaligen völkerrechtlichen 
Vertragspartner halten kann, ist ungewiss. Wird der Dritte aus dem Vertrag 
einseitig oder Ubermäßig berechtigt, so wird er mit einer Rechtsnachfolge, die 
ihm schlechtere Konditionen bringen kann, nicht einverstanden sein. Da es 
aber keine völkerrechtliche Vertragspartei mehr gibt, 1334 hat er nur die Wahl, 
die Rechtsnachfolge zu akzeptieren, falls dies angeboten wird, oder aber auf 
seine Rechte zu verzichten. Für finanzielle Schulden, die eine Kommune oder 
ein Mitgliedsstaat eingegangen ist und dadurch nur dieser selbst zu Gute 
gekommen ist, haftet dann wohl auch in weiterer Folge nur die Kommune 
bzw. der Mitgliedsstaat. 

Die Mitgliedschaft der ehemaligen eigenständigen Mitgliedsstaaten in 
völkerrechtlichen Organisationen und Gebilden erlischt und der neue Bundes- 



1 Z.B. Landesbürgerschaft bedingt die Staatsbürgerschaft - vgl. das System in Öster- 
reich vor 1938 oder in der Schweiz bis heute. 

2 Z.B. Mobilitätsrecht, Kommunalwahlrecht, Wahlrecht zum Europäischen Parla- 
ment, Aufenthaltsrecht, Petitionsrecht, Beschwerderecht beim Bürgerbeauftragten, 
Recht auf Informationszugang zu Gemeinschaftsrechtsakten, Recht auf Gebrauch 
der Muttersprache bei der Kommunikation mit Gemeinschaftsorganen. 

3 Da das Staatsvermögen der Mitgliedsstaaten ja auch auf den Bund zumindest teil- 
weise übergeht. 

4 Der Mitgliedsstaat ist ja im Bundesstaat aufgegangen. 
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Staat tritt in diese Mitgliedschaft ein. Inwieweit dies bei den Vereinten Natio- 
nen umgesetzt wird, ist noch fraglich. 



VI.5 

Zusammenfassung und Ausblicke 

„Unstreitig ist die Feststellung, dass jede weitere europäische Entwi ck- 
lung auf ein zusammengehen von Frankreich und Deutschland angewiesen 
ist. Ob und wie sich die Europäische Union weiterentwickelt, welche Gestalt 
sie in Zukunft annehmen wird und wie sich die politische Integration Europas 
vollzieht und praktisch gestaltet, wird, ist unbeschadet aller sonstigen Not- 
wendigkeiten entscheidend auch von Deutschland und Frankreich abhängen. 
Das heißt: Beide müssen die jeweiligen Konzepte tragen. Frankreich und 
Deutschland haben damit im weiteren Reform- und Integrationsprozess eine 
entscheidende Rolle, eine Rolle, die nicht durch die Bildung anderer europä- 
ischer Mehrheiten ersetzt werden kann. " 1335 

339 Eine Zusammenfassung ist immer eine Übersicht der vorgebrachten Ar- 
gumente. Im Bereich des Europarechts ist dieses Resümee schwer von einem 
Blick in die Zukunft und von Spekulationen zu trennen, da sich die Gemein- 
schaft in einem ständigen und dynamischen Wandel befand und befindet. 

Diagnose wird hier allzu schnell zur Prognose. 1336 Gerade diese Beson- 
derheit des Europarechts macht es aber so interessant. Die Staatswerdung 
eines Gebildes ,sui generis" miterleben zu dürfen, ist eine besondere intelle k- 
tuelle Erfahrung. So wie anlässlich der Verfassungsbildung der USA die 
Projekte und Ideen in die verschiedensten Richtungen strebten, so wie sich 
die Änderungen vom Heilig Römischen Reichs Deutscher Nation zum Deut- 
schen Bundesstaat und dann zum Deutschen Reich bzw. österreichischen 
Erbmonarchie zu Österreich-Ungarn entwickelten und begrüßt, gefeiert und 
befehdet wurden, so wie sich die Kodifikationskontroverse im 19. Jh. in 



' Kurt Biedenkopf in .Europa vor dem Gipfel von Nizza", Rz 9. 

16 Vgl. Wolfgang Schumann in ,Neue Wege in der Integrationstheorie", S 15, der 
Donald J. Puchala zitiert, der meinte, dass ,die Integrationstheoretiker mit blinden 
Männern"zu vergleichen seien, ,die alle einen Elefanten anfassen, um eine genaue 
Vorstellung davon zu bekommen, wie er aussieht. Da aber jeder ein anderes Teil 
des großen Tieres berührt, ergeben sich auch unterschiedliche Vorstellungen von 
dessen Aussehen." 
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Deutschland abspielte, so vergleichbar ist die Debatte um einen europäischen 
Staatenbund, Staatenverbund bzw. Bundesstaat in den letzten 50 und den 
nächsten 50 Jahren. 1337 

340 Die Europäische Union 1338 ist derzeit kein Bundesstaat 1339 mit einer Ver- 
fassung im klassisch - staatsrechtlichen absolutistischen Sinn. 1340 

Die ursprünglich im Maastrichter Vertrag vorgesehene, rein völkerrechtli- 
che Organisation ist durch verschiedene Rechtsakte der Organe, insbesondere 
des Europäischen Rates und durch die unwidersprochene Anerkennung durch 
die Völkerrechtsgemeinschaft verschwunden und mutiert. Die EU hat inzwi- 
schen Rechtspersönlichkeit erlangt, da dies von der Völkerrechtsgemeinschaft 
anerkannt, dies von den Mitgliedsstaaten der Union nicht widersprochen und 
von diesen in diesem Sinne geübt wurde. 

341 Zusammen bilden die Union und die sie bildenden Gemeinschaften und 
Verträge eine verschieden stark integrierte (schiefe" 1341 ) supranationale 



Vgl. auch Herbert Schambeck in ,JJber rechtliche und politische Tendenzen in der 
Entwicklung der europäischen Integration an der Schwelle des 21. Jahrhunderts", 
ÖJZ 1993, S 713. 

Es ist auch fraglich, was die EU überhaupt ist. Sie ist mehr als ein Staatenbund, da 
es eine Währungsunion im engeren Sinne, eine verwirklichte Zollunion und eine in 
vielen Bereichen verwirklichte Wirtschaftsunion, gibt. Sie ist jedoch keine .Sozial- 
union" im engeren Sinne, keine Werteunion, noch keine Identifikationsgemein- 
schaft. Sie entzeiht sich einer Einteilung in bekannte Begriffe. 
Wolfram Hertel sieht die Grenze zwischen Verwaltungsprovinz bzw. Verwaltungs- 
einheit und Staat darin, dass der Staat originäre Hoheitsmacht hat und die Verwal- 
tungseinheiten nur abgeleitete (in .Supranationalität als Verfassungsprinzip", S 98 
unter Bezugnahme auf Georg Jellinek .Allgemeine Staatslehre", S 490, 1959.) Wo 
aber liegt dann die Grenze bei einem Gebilde wie der Europäischen Gemeinschaft? 
Hier sind teilweise originäre Hoheitsrechte entstanden bzw. übertragen. Reicht der 
Hinweis Hertels, der dBVerfGh habe in seinem Maastricht-Urteil vom 12.10.1993 
festgelegt, dass die Mitgliedstaaten ihre Zugehörigkeit letztlich durch einen gegen- 
läufigen Akt wieder auflieben können, um zu beweisen, dass die EG nur abgeleitete 
Rechte haben kann. Haben nicht die Bundesländer in Deutschland und Österreich 
durchaus originäre Herrschaftsrechte, welche nicht auf den Bund übertragen wur- 
den? 

Und liegt nach Wolfgang Mederer möglicherweise ,noch in weiter Ferne". Aus 
,Pas Subsidiaritätsprinzip und die EG", Ecolex 1991, 513. Hans von der Groeben 
in .Legitimationsprobleme der Europäischen Gemeinschaft," 1987, S 127, meint: 
,Der fehlende vorpolitische Konsens , die Unterschiede in den Wert- und Zielvor- 
stellungen, eine noch nicht ausreichende innere Geschlossenheit und Repräsentanz 
des Europäischen Parlaments lassen es als nicht sehr wahrscheinlich erscheinen, 
dass in absehbarer Zeit eine Europäische Verfassung, in der das Europäische Par- 
lament in wichtigen politischen und wirtschaftlichen Fragen gleichberechtigt mit- 
wirkt oder sogar die letzte Entscheidung trifft, zustande kommt." 
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Einheit. Die ursprünglich völkerrechtlichen Züge der Europäischen Union 
sind seit der Gründung 1992 mit den partielle bundesstaatlichen Zügen der 
Gemeinschaft größtenteils ungewollt vermischt worden 1342 und sind heute 
faktisch eine politische Einheit. Vertragsrechtlich formell jedoch noch immer 
strikt getrennt. 1343 

Durch die ESVP - GASP, die vollendete Wirtschafts- und Währungsuni- 
on, den fertiggestellten Binnenmarkt und die europäische ,ßewusstseinsbi 1- 
dung die daraus folgen kann, bildet sich dieses Gebilde ,ßui generis"lan gsam 
in einen europäischen Bundesstaat um. 1344 Dies ist durch verschiedene Zwän- 
ge von innen und von außen bedingt. Die Globalisierung in ihrer Vielschich- 
tigkeit wird dazu beitragen, dass nicht nur innerhalb der Union, sondern auf 
dem gesamten Globus die Zusammenarbeit vertieft und erweitert werden 

1345 

muss. 

Es wird aber in den nächsten fünf bis zehn Jahren nicht zur weiteren in- 
tensiven politischen Vertiefung der Integration kommen, so dass daraus ein 
europäischer Bundesstaat entsteht. 1346 Aber ist durchaus möglich und wahr- 



Weil teilweise noch in der EU noch die völkerrechtlichen Elemente überwiegen, 
während in der EG die supranationalen mit bundesstaatlichen Zügen. 
Markus Heintzen in „Vom Dickicht der Verträge zur europäischen Verfassung" 
zeigt z.B. auf, dass sich der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft selbst als 
,Rat der Europäischen Union"bez eichnet. 

Die JEF meinte daher anlässlich der Anhörung von NGO vor der gemeinsamen 
Sitzung der Europaausschüsse des deutschen Bundestages und des Bundesrates am 
26.6.2002 in Berlin, dass ,die Säulenstruktur in einer von uns geforderten verfas s- 
ten Föderation obsolef'sei. 

Vgl. dazu auch den , neuen" Art 23 Abs 1 erster Satz GG - ,Zur Verwirklichung 
eines vereinten Europas wirkt die Bundesrepublik Deutschland bei der Entwick- 
lung der Europäischen Union mit ..."Die , Ängste", dass sich die BRD bereits mit 
dem Vertrag von Maastricht in einem Europäischen Bundesstaat wiederfinde, wur- 
den vom dBVerfG im Maastricht-Urteil intensiv behandelt und schlussendlich ver- 
neint. 

Nachhaltige Entwicklung und Partnerschaft - vgl. auch KOM 2002/82 vom 
13.2.2002. Vgl. auch Jürgen Schwarze in ,Die Entstehung einer Europäischen Ver- 
fassungsordnung", S 181f. 

Vgl. dazu z.B. Hermann Lübbe in ,Das Ziel der europäischen Integration", S 85, 
der zwei wesentliche, aber durchaus bestreitbare Gründe anführt, warum die EU 
nicht zum Bundesstaat werden kann. Theo Öhlinger meint: ,Dass die weitfliegen- 
den Pläne einer europäischen Verfassung im Sinne eines echten Bundesstaates (...) 
in absehbarer Zeit kaum" verwirklichbar seien (in .Brauch Europa eine Verfa s- 
sung?" JRP 2002, S 37). Hans von der Groeben in .Deutschland und Europa in ei- 
nem unruhigen Jahrhundert", S 448, meint, dass ein .föderativer Prozess, der das 
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scheinlich, dass die Währungsunion eine neue und ungeahnte Dynamik 
entfaltet, wodurch die politische Union , erzwungen" wird, um der Globalisi e- 
rung standhalten zu können. 1347 

Die Union wird noch länger, ßine Ansammlung von Nationalstaaten ble i- 
ben." nAi Wohl wird sich die wirtschaftliche Integration vertiefen, um die 
Rahmenbedingungen für die Unternehmen und den Binnenmarkt im Bereich 
der Dienstleistungen, Kapital- und Finanzmärkte, der Forschung und Ent- 
wicklung, der Technologie, Patente, Marken, gewerblicher Rechtsschutz etc. 
zu verbessern, um mit dem internationalen Märkten konkurrieren zu kön- 
nen. 1349 Und die , Angst" vor einem wiedervereinigten , mächtigen" Deutsc h- 
land kann zusätzlich dazu führen, dass die Einbindung Deutschlands in die 
Union noch weiter intensiviert wird, 1350 denn diese ,Angst" 1351 war auch die 
grundlegende Ursache für die Gründung der EG KS, den Versuch der EVG 
und der EPG. 1352 

Die politischen Reformen werden wohl nicht dazu führen, dass in näherer 
Zukunft eine bundesstaatliche europäische Verfassung 1353 geschaffen wird, 
wohl aber werden die Verträge vereinfacht und entrümpelt, am ehesten im 
Sinne einer Zweiteilung der Verträge. 1354 Dennoch ist die Verfassungsdebatte 



gegenwärtige Integrationssystem grundlegend verändern würde" in naher Zukunft 
nicht zustande kommen wird. 

7 Vgl. dazu Hans-Peter Martin und Harald Schumann in ,Pie Globalisierungsfalle", 
S 113f. 

8 Cris Patten im Interview mit ,Die Zeit", 25/2001, „Weltpolitik, warum nicht?". 
Vgl. auch Jürgen Schwarze in Die Entstehung einer europäischen Verfassungsord- 
nung, S 544f. 

9 Vgl. die Kritik von Volker Nessler dazu, wie störend sich die verschiedenen Gesell- 
schaftsrechte im Binnenmarkt auswirken können (in „Wettbewerb der Rechtsord- 
nungen oder Europäisierung?", ZfRV 2000, 1 ). 

0 Insbesondere im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik, der Verteidigungspoli- 
tik und im Bereich der zivilen und strafrechtlichen Justizverwaltung. 

1 Vgl. dazu z.B. Jean Monnet in .Erinnerungen eines Europäers." 

2 Vgl. dazu auch Klaus Schwabe in .Die Anfänge der europäischen Integration 1945 - 
50", S 172ff, herausgegeben von Wilfried Loth. Aber auch Hans von der Groeben 
in seinen Schriften. 

3 Der Präsident des Reformkonvents Valerie Giscard dUstaing hat am 28.10.2002 
einen Vorentwurf für einen Verfassungsvertrag des Konventspräsidiums vorgelegt 
(vgl. Dok. CONV 369/02). Ob dieser Begriff und die Inhalte tatsächlich vom Rat 
bzw. den Staats- und Regierungschefs übernommen werden und ob diese einer 
Verfassung wie unter Pkt. IV. 2 beschrieben entsprechen, lässt sich noch nicht ab- 
schätzen. 

4 Vgl. Pkt. V.4. Die JEF meinte jedoch anlässlich der Anhörung von NGO vor der 
gemeinsamen Sitzung der Europaausschüsse des deutschen Bundestages und des 
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an sich richtig. Jacques Delors hat dies ganz klar gesehen, als er meinte: ,Pie 
Bürger Europas sollen sich für die Ziele Europas interessieren, möglichst 
alle sollen sich an dieser Debatte beteiligen, nicht nur die Regierungen, 
Parteien und Parlamente, sondern auch die Zivilgesellschaft, die Sozialpart- 
ner, die Intellektuellen und so weiter" (...) „Wen« also die Verfassungsdeba t- 
te den Weg ebnet für eine europäische Öffentlichkeit und zu einem Lehrstück 
in Sachen Demokratie werden kann - dann bin ich auch dafür. " 13 
342 Der Europäische Rat bzw. der Ministerrat wird seine starke Stellung nicht 
freiwillig aufgeben und weiterhin dominieren wollen. 1356 Die weitere Integra- 
tion und die Reformen werden in einer langsamen und schwerfälligen Form 
weiterhin auf diplomatischer Ebene ausgehandelt und beschlossen. 1357 Nur in 
den Fällen, in denen es sich durch faktische Zwänge zeigen wird, dass eine 
weitere Integration notwendig ist, damit das Werk überhaupt weiterlaufen 
kann, 1358 wird es zu Kompetenzübergängen bzw. -Verschiebungen kom- 



Bundesrates am 26.6.2002 in Berlin, dass ,eine Zweiteilung dieser Verfassung (der 
EU) macht in unseren Augen keinen Sinn. Verfassungsrecht sollte in einen einheit- 
lichen Text gegossen werden." Der Deutsche Gewerkschaftsbund hatte jedoch zu 
dieser Ansicht eine gegenteilige Meinung, indem er ausführte, dass .unterschiedli- 
che Ratifikationsverfahren für die beiden Verträge (nach der Zweiteilung) könnten 
zu einer vermehrten Bildung europäischer Kompetenzen und ihre Einbeziehung im 
vereinfachten Verfahren in den technischen Vertrag, letztlich also zur Aushebelung 
des Prinzips der begrenzen Ermächtigung führen. "Dies ist möglicherweise ganz im 
Sinne der JEF. 

5 Jacques Delors im Interview mit ,Die Zeit", Gebt Europa eine Verfassung vom 
Juni 2001. 

6 In der Denkschrift der .Europäischen Bewegung"(European Movement) wurde am 
26.12.1948 festgehalten, dass es falsch wäre, „wenn man die Initiative ausschließ- 
lich den Regierungen überlassen und die Parlamente und Völker ausschließen wür- 
de. Da die Regierungen früher oder später von den Parlamenten und der Wähler- 
schaft genehmigt werden müssten, wäre es ein Akt politischer Weisheit, sie in allen 
Stadien an den Fortschritten der Integration zu beteiligen." Der britische Vorschlag 
auf dieser Konferenz sah jedoch nur einen Europäischen Ministerrat und nationale 
Delegationen, die von den Regierungen ernannt werden sollten, vor (zitiert nach 
Heinrich Siegler in .Europäische Integration", Rz 24). 

7 Anlässlich der Anhörung von NGO's in der gemeinsamen Sitzung der Europaaus- 
schüsse des deutschen Bundestages und des Bundesrates am 26.6.2002 in Berlin 
meinte das Reform-Konventsmitglied und Bundestagsmitglied Peter Altmaier, dass 
die Methode Monnet zu Lasten der Methode Metternich protegiert werden solle. 

8 Vgl. , Eurosklerose" Anfang der 80er Jahren und die Probleme des EWS in den 
90er. 

' 9 Möglicherweise kann es aber auch in diesem Bereich eine Beschleunigung geben, 
z.B. wenn die Mitgliedstaaten als .Herren der Verträge", ungewollt" die Verban d- 
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Diese und weitere faktischen Zwänge werden nach der Osterweiterung 
entstehen und vor allem aus den folgenden Gründen: 

wenn die Mitgliedsstaaten in einem Bereich mit dem System 
der Ministerräte bzw. des Europäischen Rates nicht mehr zu 
einer Einigung kommen können. Insbesondere mit dem Sys- 
tem der Gipfeltreffen und Regierungskonferenzen, 
wenn die Union aufgrund des Entstehens von zu vielen Allian- 
zen bzw. Koalitionen in verschiedenen Bereichen nicht mehr 
beschlussfähig ist, 

wenn sich die Koalitionen zwischen Deutschland und Frank- 
reich bzw. Deutschland und dem Vereinigten Königreich und 
einigen anderen Mitgliedsstaaten oder zwischen den großen 
drei und Luxemburg für die Zielerreichung nicht bilden las- 

1360 

sen, 

wenn sich die Entwicklung des Binnenmarktes nicht kohärent 
gestaltet und die verschiedenen Mitgliedsstaaten sich weiterhin 
einem (angeblichen) Diktat der (globalen) Märkte unterwer- 
fen, 1361 

wenn durch außenpolitische Zwänge ein einheitliches und 
schnelles Handeln kurz- oder mittelfristig als notwendig er- 
scheint. Insbesondere im militärischen und justiziellen bzw. 
polizeilichen sowie monetären Bereich, 

wenn innenpolitische Probleme 1362 zu unterschiedlichen Lö- 
sungen derselben Probleme führen, 

wenn sich Deutschland von den Lasten der Wiedervereinigung 
weitgehend erholt hat und als Wirtschaftsmacht die anderen 



sänderungkompetenz auf den Rat oder ein anderes Gemeinschaftsorgan übertragen. 
Dann wäre der ,sui generis" - Charakter der Gemeinschaft vorbei und sie würde in 
ein (bundes-)staatsähnliches Gebilde umgewandelt. 

0 Vgl. Vertrag von Nizza und das System der Doppelten Mehrheit bei den , Mehr- 
heitsentscheidungen" und die Kritik des Europäischen Parlaments im Entschli e- 
ßungsantrag unter dem Punkt .Analyse des Vertrags von Nizza, I, ,Die instituti o- 
nelle Reform" vom 4.5.2001, A5-0 168/2001. 

'' Deutschland ist immerhin die drittgrößte Wirtschaftsnation der Welt. 

2 Wirtschaftliche, monetäre, rechts- oder linksradikale etc. 
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Mitgliedsstaaten der Union zu überflügeln oder sie abzuhän- 

j u<- 1363 

gen droht, 

wenn sich Deutschland militärisch durch Erstarkung verändern 
sollte oder durch die verstärkte Zusammenarbeit eine Abkop- 
pelung von den anderen zwei großen Mitgliedsstaaten 



Die Verwaltungen der Mitgliedsstaaten werden sich im Rahmen der wirt- 
schaftlichen Integration weiter verflechten, austauschen und gegenseitig 
befruchten und sind neben den wirtschaftlichen Zwängen ein Stabilitätsfaktor 
dafür, dass die Union zu mindest im bereits Erreichten nicht zurücktritt. 1365 

Dem Europäischen Parlament werden weitere Befugnisse zuwachsen und 
es wird sich langfristig zu einer echten Legislativkammer auswachsen, jedoch 
wird es trotzdem bis auf weiteres von der Agrar- und Strukturpolitik der 
Gemeinschaft ausgeschlossen bleiben. 1366 



In Frankreich werden bereits wieder Bücher und Artikel veröffentlicht, die 
Deutschland als gefährlichen und übermächtigen Nachbarn darstellen - so Sylvie 
Goulard in .Französische Europapolitik und öffentliche Debatte in Frankreich", S 
14. Das Jaute" Nachde nken der BRD über einen Anspruch auf einen eigenen 
ständigen Sitz im VN-Sicherheitsrat verunsichert u.a. die Zusammenarbeit zwi- 
schen Deutschland und Frankreich sowie dem Vereinigten Königreich. Dies schürt 
alte, bisher als großteils überwunden gesehene Ängste und Vorurteile - vgl. auch 
Oliver Thränert, Studie zur Außenpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung, Nr. 63 oder 
Karl Schmitt in ,Das Ziel der europäischen Integration", S 55. 
Diese Bedenken sind nicht neu. Willi Brand meinte bereits 1969: ...wer fürchte, 
,dass sich das wirtschaftliche Gewicht der BRD zum Nachteil der Ausgewogenheit 
innerhalb der Gemeinschaft auswirken könne, der sollte auch deswegen für die Er- 
weiterung sein." Zitiert nach AdG, S 15094 vom 4.4.1969 (CD-ROM). Willi 
Brandt sprach sich damals für die Erweiterung der EG durch Dänemark, Irland, 
Norwegen und das Vereinigte Königreich aus. 

Deutschland steht nach dem Zusammenbruch des Ostblocks keine politische oder 
wirtschaftliche Gegenmacht gegenüber - vgl. auch Oliver Thränert, Studie zur Au- 
ßenpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung, Nr. 63. 

Als Beispiel kann unter anderem dafür die Wirkung der .Solange I" Entscheidung 
des dBVerfG E 37, S 271, genannt. Der bislang unzureichende Grundrechtsschutz 
der Europäischen Gemeinschaften sei auf Grund dieser Entscheidung des 
dBVerfGH von EuGH prätorisch weiterentwickelt worden (lt. Hartmut Bauer im 
Verbund mit der Judikatur des italienischen Verfassungsgerichtshof - Hartmut 
Bauer in ,Die Europäisierung des Verfassungsrechts", JB1 2000, S 750, Pkt. HI). 
Der dBVerfGH spricht im Maastricht-Urteil von 1993, E 89, S 155 bereits davon, 
dass ,mit dem Ausbau der Aufgaben und Befugnisse der Gemeinschaft die Not- 
wendigkeit (wachse), zu der Uber die nationalen Parlamente vermittelte Legitimati- 
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345 Für die Kommission besteht die Gefahr, dass sie neben dem Generalsekre- 
tariat des Rates zu einem Sekretariat verkommt und weitere politische Initia- 
tiven zur Integration nicht mehr so intensiv von ihr ausgehen werden. 1367 

Das Generalsekretariat des Rates hat die Möglichkeit zu einer , Schatte n . 
regierung" aufgewertet zu werden, insbesonde re, wenn der Rat infolge der 
oben beschriebenen Zwänge kurzfristig nicht in der Lage ist zu handeln, 1368 
und der Kommission aus machtpolitischen Überlegungen keine Legitimation 
zur Problemlösung erteilen will. 1369 

346 Der Europäische Gerichtshof kann durch die weitere rechtliche Kompe- 
tenzübertragung auch auf den EUV weiter die Integration vorantreiben und 
durch eine originelle und prätorische Rechtsprechung erreichen, dass die 
außerhalb seines Einfluss stehenden Bereiche in seinen Aufgabenkreis und 
den Wirkungskreis der Gemeinschaft geraten. 1370 Dies ist insbesondere durch 
den Schutz der Grundfreiheiten und der Grund-, Bürger- und Freiheitsrechte 
möglich. Im bisherigen Bereich der Rechtssprechung der Gemeinschaft wird 
er die starke Stellung beibehalten können. Im Bereich der Unionsrechtspre- 
chung wird die extensive Weiterentwicklung der Integration durch die 
Rechtssprechung vom Europäischen Rat nicht geduldet und dem Gerichtshof 
nur vereinzelt weitere bzw. umfassende Rechtssprechungskompetenzen 
zugeteilt werden. 



on und Einflussnahme eine Repräsentation der Staatsvölker durch ein Europäisches 
Parlament hinzutreten zu lassen, von der ergänzend eine demokratische Abstützung 
der Politik der Europäischen Union ausgeht". Diese .demokratische Kompensat i- 
on"ist nach Peter M. Huber .nicht nur eine wünschenswerte integrationspolitische 
Option, sondern ein verfassungsrechtliches Gebot" [in .Das Ziel der europäischen 
Integration", S 26]. 

Vgl. die Kritik des Europäischen Parlaments im Entschließungsantrag unter .Die 
Kommission" vom 4.5.2001 , A5 -0168/2001 . 

Dies dürfte auch hinter dem Vorschlag des französischen Staatspräsidenten Chirac 
vom 29. 8. 2002 beim Treffen der französischen Botschafter in Paris stehen, als er, 
wie Joschka Fischer bereits im Jahr davor, ein europäisches Außenministerium 
vorgeschlagen hat, das beim jeweiligen EU-Ratspräsidenten angesiedelt sein soll. 
Dieses Außenamt soll das Kommissariat für Außenpolitik und den Außenpoliti- 
schen Repräsentanten (Hoher Vertreter) ersetzen 

Vgl. die Kritik des Europäischen Parlaments im Entschließungsantrag unter 
.Schlussfolgerungen". Pkt. 2e vom 4.5.2001, A5 -0168/2001 und die Forderung 
von Joschka Fischer, den Rat zu einer europäischen Regierung auszubauen. Vgl. 
auch in ,f>Jizza ist nur der Anfang"in Die Zeit, 50/2000. Die Ernennung von Javier 
Solana in seiner Doppelfunktion im Generalsekretariat des Rates und der WEU. 
Vlg. z.B. die Rechtsprechung zu Art 95 EGV. 
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Die Europäische Union als politische Gemeinschaft wird nicht über einen 
gemeinsamen, starken Präsidenten verfügen, wie dies für einen Nationalstaat 
selbstverständlich ist. Die Mischung aus republikanischen und monarchischen 
Staaten alleine ist dafür schon ein Hinderungsgrund. 1371 Das Modell der 
Schweiz mit einem jährlich wechselnden Staatschef wird vermutlich auch 
Pate für die Europäische Politische Union sein. 1372 Dadurch wird keiner der 
Staats- und Regierungschefs bzw. der Monarchen in der Union zurückgesetzt, 
wenn ein anderer temporär eine ,höhere"Ste Iking einnimmt. 

.Europa bewegt sich nicht auseinander, sondern zueinander. Die Ein i- 
gung findet nicht mehr in der Trennung, sondern in der Suche nach gemein- 
sam verbindenden und bindenden Institutionen statt. Ohne Schwierigkeiten, 
Verzögerungen, vielleicht sogar Rückschläge und Missverständnisse wird 
dies kaum gehen. Aber auch das entspricht der Natur Europas, das es seit 
jeher auf der Suche nach sich selbst war und es auch bleiben wird. " ~ m 

Für einzelne kleinere Mitgliedsstaaten könnte die weitere Integration auch 
die Entlastung von erheblichen Budgetposten bringen (z.B. militärische 
Verteidigung). Durch die bereits vorhandenen Potenziale bei den größeren 
Mitgliedsstaaten wäre es möglich, an deren bereits bestehenden Fähigkeiten 
durch Zahlung einer Ausgleichssumme mitzupartizipieren. 

Für die (noch) neutralen Mitgliedstaaten (z.B. Österreich oder Irland) 
könnte dies auch bedeuten, dass es sich verstärkt auf die humanitären Aspekte 
und diplomatischen Vermittlung konzentriert und damit die bereits bestehen- 
de völkerrechtlichen Verbindungen und Aktivitäten steigert, um zu erreichen, 
dass die humanitäre Helfer- und Vermittlerrolle im Sinne einer Arbeitsteilung 
die außenpolitische „Kernkompetenz" dieser neutralen Mitgliedstaaten in der 



Vgl. die Ableitung der Regierangsmacht des Monarchen von einer göttlichen Sen- 
dung -Pkt. IV. 1. 

" Vgl. Verfassungsentwurf von Alain Juppe und Jacques Toubon. Dies würde aller- 
dings bedeuten, dass jeder Staatschef eines Mitgliedsstaates nach der Osterweite- 
rung nur noch alle 14 Vi Jahre einmal diesen Posten bekleiden würde. Abhilfe 
könnte hier ein „Triumvirat" sein, ähnlich der heutigen „Troika. "Modus z.B.: Drei 
Staatschefs zusammen bilden die EU-Präsidentschaft und entscheiden durch ge- 
meinsamen einstimmigen Beschluss oder durch Mehrheitsentscheidung. Durch ei- 
ne entsprechende Arithmetik ließe es sich einrichten, dass immer zumindest einer 
der ganz großen Mitgliedstaaten in diesem Gremium vertreten wäre. Dadurch 
könnte alle vier bis fünf Jahre die Rotation wiederholt werden. 

3 Curt Gasteyger in .Europa zwischen Spaltung und Einigung", S 430. 
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EU wird. Dies würde sich auch auf die wirtschaftlichen Kontakte äußerst 
positiv auswirken. 

Ganz nach dem früheren Grundsatz der Habsburgermonarchie: ,Lass an- 
dere die Kriege führen, du glückliches Österreich heirate", 1374 könnte der 
heutige Grundsatz lauten: ,Lass andere rüsten und drohen, ihr glücklichen 
Neutrale vermittelt." 

Robert Schuman hat in der Erklärung vom 9. Mai 1950 über eine gemein- 
same deutsch-französische Schwerindustrie den Weg der Gemeinschaften bis 
heute vorgezeichnet. Er meinte darin: ,Fu ropa lässt sich nicht mit einem 
Schlage herstellen und auch nicht durch eine einfache Zusammenfassung: es 
wird durch konkrete Tatsachen entstehen, die zunächst eine Solidarität der 
Tat schaffen. Die Vereinigung der europäischen Nationen erfordert, dass der 
Jahrhunderte alte Gegensatz zwischen Frankreich und Deutschland ausge- 
löscht wird. Das begonnene Werk muss in erster Linie Deutschland und 
Frankreich erfassen. " 137 

Möglicherweise wird dieses vereinigte Europa im Rahmen der verstärkten 
Zusammenarbeit im Sinne des Titel VII des EUV 1376 erst verwirklicht und die 
deutsch-französische Achse wieder belebt. 



Bella gerant alii, tu felix Austria nube. 

5 Vgl. zu diesem Dokument z.B. Reiner Schulze und Thomas Hoeren in .Dokumente 
zum europäischen Recht", S 8. 

6 Art 43 - 45 und der Art 27a-e, 40-40b EUV sowie Art 1 1 und 1 la EGV. 
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Die Europäische Union und die Europäischen Gemeinschaften unterlagen 
in den letzten 50 Jahren seit ihrem Bestehen einem tiefgreifenden qualitativem 
und quantitativem Wandel. In den letzten 10 Jahren wurde alleine der Vertrag 
zur Gründung einer Europäischen Union in zwei großen Regierungskonferen- 
zen maßgeblich überarbeitet, erweitert, verändert bzw. geändert. Das vorlie- 
gende Werk zeigt auch den Wandel auf, indem die verschiedenen Vertragsfas- 
sungen des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags zur Grün- 
dung der Europäischen Gemeinschaft nebeneinander gestellt werden. Dem 
Leser ist es dadurch möglich mit wenig Aufwand die Änderungen nachzuver- 
folgen. 
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Diese Sammlung enthält 52 ausgewählte und im wesentlichen Originaltext wiedergege- 
bene Dokumente, welche die historische Entwicklung und die Vereinigung Europas 
aufzeigen und nachvollziehbar machen. Jedes Dokument ist aus den Quellen besonders 
ausgewählt und vom Herausgeber mit einem kurzen Einleitungs- und Erläuterangstext 
versehen. 

Diese Arbeit soll dazu dienen, verschiedene und leider weit verstreut und nur mit 
erheblichem Zeitaufwand auffindbare Dokumente, die teilweise auch bereits vergriffen 
sind, wieder zugänglich zu machen und der Diskussion über die Schaffung einer 
Europäischen Verfassung eine solide wissenschaftliche Grundlage und Ausgangsbasis 
geben. 

Aufgrund des Umfanges des vorliegenden Werkes konnten die vorliegenden Dokumen- 
te aus verständlichen Gründen nicht immer im vollem Umfang wiedergegeben werden 
und der Herausgeber beschränkte sich teilweise auf die jeweils wesentlichen Kerntexte. 
Dies ist deutlich vermerkt. Die jeweilige Quellenangabe im Einleitungs- und Erläute- 
rungstext verhilft dem interessierten Benutzer die Originale oder gute Transliterationen 
aufzufinden und nachzulesen. 
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Der Schwerpunkt dieser Arbeit liegt auf der tabellarischen Darstellung der 
wichtigsten Daten zur Rechtsgeschichte. 

Aufgrund der Datenfülle wurden die wichtigsten Jahre und Zeitabschnitte 
dargestellt. Zwischen den juristischen Angaben befinden sich auch wichtige 
zeitgenössische und nicht-juristische Bezüge, um dem Leser eine umfassende 
Orientierung zu ermöglichen. 

Das Buch zeigt in mehr als 2000 Eintragungen von 10.000 vor der Zeitwende 
bis 1919 n.d.Zw. die wichtigsten Eckpfeiler der Rechtsgeschichte auf. Ein 
umfassendes Stichwortverzeichnis über 39 Seiten mit ca. 4500 Stichworten 
ergänzt und ermöglicht die rasche Suche nach Daten für Vorträge, Referate, 
Seminare etc. 

Es ist aber auch für den Leser besonders geeignet, der sich einen raschen 
Überblick über einen bestimmten Zeitabschnitt verschaffen will. 
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Dieser 1848 in der Juristischen Gesellschaft zu Berlin mündlich gehaltene 
Vortrag beinhaltet einige sehr interessante Grundlagen und Ideen, welche 
nicht nur für den Historiker, sondern auch für den Rechtskundigen als auch 
Laien erneut zugänglich gemacht wurde. 

Zur Bequemlichkeit des Lesers wurde die veraltete Frakturschrift durch die 
moderne Schreibweise ersetzt und Ausdrucksweisen angepasst. 

Vom Herausgeber wurde zu den verschiedenen Zitaten des Autors eine kurze 
Erklärung am Ende des Bandes eingefügt sowie ein kurzer Lebenslauf des 
Autors angehängt. 



Handbuch 
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Bungee Jumping 
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Sky Fly III 
Flying Dog 
Air Diving III 
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220 Seiten, Einband kartoniert 
ca. 29,7 x 20,5 cm, ca. 
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In anschaulichen und leicht verständlichen Zeichnungen und Anleitun- 
gen werden die Probleme, Risiken und Gefahren der Abenteuer- 
Sportveranstaltungen umfassend dargestellt. 

Dadurch werden dem Laien als auch dem Kundigen eine lesbare und 
detaillierte Information und Hilfe für die Akquisition, Überwachung, 
Durchführung solcher Veranstaltungen zur Verfügung gestellt. 

Das Buch ist die einzige umfassend veröffentlichte Arbeit zu diesem 
Thema in dieser Form und berücksichtigt neben den einschlägigen 
deutschen und österreichischen auch die US-amerikanischen und 
neuseeländischen bzw. australischen Vorschriften. 

Es ist in Kapitel und für die jeweilige Veranstaltungsart geschlossen 
aufgebaut, hat aber daneben auch einen umfassenden allgemeinen Teil. 



|]ifi Vedd^ungsdebatte erhiel" in der Europäischen Uni- 
on seit -der Unterzeichnung des Vertrags von Nizza und 
insbpgondRrR seil der EmseUung des Relorrn-Knrwenls 
vers:ärk:en Auftrieb 

Im vorliegenden Werk werden diy hl^lorlscnen Hinter- 
gründe, die slaalsrecbtlichen Bf=gri1fe-, die vöfcerrechtli- 
cJien Vorgaben und Zwange, die naticnaJ&taatliehen Voi 
behalte zur VerfassungsdiskiisF.inn spwie riiR Vorausset- 
zungen für eine Verfassung lür die EU beleuchtet und un- 
lersiii.li.. 

Auch der teilweise in der Lehre und Politik bereits vertra- 
ten Auffassung, dass die EU bereits eine Verfassung ha- 
be bzw. rnit den Verfassungen der Mi'nhedslaalen einen 
Veffassungsverbund bilde, wird nachgegangen. 
Zum Scliluss werden die MügliLhkhM'eii und Chancen dur 
HJ in den nächsten Jahren z\j einer bundes5taailir:hftn 
Verfassung zu gelangen. Grönect. 
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